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			Friedrich Merz steht vor gewaltigen Aufgaben. Während Trump und Putin die alte Weltordnung zerstören, droht die AfD die politische Mitte in Deutschland zu sprengen. Der neue Bundeskanzler will ganz anders regieren als die abgewählte Ampel-Koalition. Dabei sind die Herausforderungen, an denen die Ampel krachend gescheitert ist, dieselben geblieben: Wirtschaftskrise, Klimawandel, Migration und Aufrüstung der Bundeswehr. Ist Friedrich Merz, der bislang keine Regierungserfahrung hat und schon angeschlagen sein Amt antritt, seiner Aufgabe gewachsen? Und was muss er aus dem Desaster der Ampel lernen, um die vielleicht letzte Chance zu nutzen, unsere Demokratie vor dem endgültigen Aufstieg der extremen Rechten zu bewahren?

			In dieser entscheidenden Phase der deutschen Politik erzählt Bestsellerautor Robin Alexander die Geschichte hinter den Kulissen: von Merz‘ Tabubruch mit der AfD und Geheimgesprächen mit Olaf Scholz bis hin zum Drama um das Billion-Schuldenpaket. Ein packend erzähltes Buch, das zeigt, warum die politisch Handelnden in einer zersplitterten Parteienlandschaft und einer aufgeheizten Öffentlichkeit immer weniger imstande sind, die großen Herausforderungen zu bewältigen.

			Robin Alexander, geboren 1975, zählt zu den Topjournalisten im politischen Berlin. Er war Redakteur bei der „taz“ und Reporter bei „Vanity Fair“, bevor er 2008 zur „Welt“-Gruppe wechselte. 2013 wurde er mit dem renommierten Theodor-Wolff-Preis ausgezeichnet. Seit 2019 ist er stellvertretender Chefredakteur Politik der „Welt“. Sein Buch „Die Getriebenen. Merkel und die Flüchtlingspolitik“ (Siedler 2017) stand wochenlang an der Spitze der Bestsellerliste und bildet die Grundlage für das gleichnamige ARD-Dokudrama, das 2020 ein Millionenpublikum erreichte. »Machtverfall« (2021) war ebenfalls ein großer Erfolg bei Publikum und Kritik und bestätigte seinen Ruf als herausragender politischer Kommentator. In seinem erfolgreichen Podcast »Machtwechsel« diskutiert er wöchentlich mit Dagmar Rosenfeld über die wichtigsten politischen Fragen Deutschlands. Robin Alexander lebt mit seiner Frau und drei Kindern in Berlin.
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			DIE LETZTE CHANCE DER DEMOKRATIE

		

	
		
			1 
Eine Welt bricht zusammen

			Fünf Tage nach seinem Wahlsieg bricht für Friedrich Merz eine Welt zusammen. So wird er es später darstellen. An jenem Freitagabend steigt er von der Bühne des Cruise Center Baakenhöft im Hamburger Hafen, wo sonst Kreuzfahrtschiffe festmachen. Gerade hat man ihn als »den zukünftigen Bundeskanzler« gefeiert, mehr als tausend Parteifreunde haben ihrem Vorsitzenden zugejubelt. In der Hansestadt wird am Sonntag schon wieder gewählt, diesmal die Bürgerschaft, so heißt hier das Landesparlament.

			Merz war der Stargast bei der Abschlusskundgebung der örtlichen CDU. Gegen 20.15 Uhr schüttelt er zum Abschied noch ein paar Hände, dann lässt er sich auf den Rücksitz seines Dienstwagens fallen. Es geht nicht zurück nach Berlin. Sondern ins Sauerland, ins Dorf Niedereimer am Rande von Arnsberg. Nach Hause. Das erste Wochenende als Wahlsieger, nur drei Autobahnstunden entfernt. Es ist der 28. Februar 2025.

			Als Friedrich Merz die Nachrichten auf seinem Mobiltelefon checkt, fällt ihm gleich die von seinem Sprecher auf. Er solle sich ein Video anschauen, möglichst sofort. Merz holt sein iPad hervor, öffnet den Link, ein Raum ist zu erkennen, der jedem politisch interessierten Menschen vertraut vorkommt. Man sieht zwei mit goldenem Damast bezogene Sessel vor einem Kamin, in dem kein Feuer brennt. Davor ein Tisch aus edlem Holz, in dem als Intarsie ein überdimensioniertes Siegel eingearbeitet ist. Das Oval Office im Weißen Haus in Washington.

			Links von Donald Trump sitzt ein kleiner, bärtiger Mann im schwarzen Militärpullover, auf dem ein stilisierter Dreizack eingestickt ist, das nationale Symbol der Ukraine. Es ist Wolodymyr Selenskyj, der Präsident des von Russland überfallenen Landes. Merz schätzt ihn sehr. Zweimal hat er ihn in Kiew besucht und noch vor wenigen Tagen Selenskyjs Glückwünsche zum Wahlsieg entgegengenommen. Mit Merz wiederum verknüpft das angegriffene Land große Hoffnungen. Der neue Kanzler soll endlich den Taurus liefern, jenen bunkerbrechenden deutschen Marschflugkörper, den Olaf Scholz bis zuletzt verweigerte.

			Aber jetzt sieht Selenskyj müde aus. Müde und hilflos. Bestürzt muss Merz mit ansehen, wie der US-Präsident den Ukrainer demütigt. Er hält ihm vor, das Leben von Millionen Menschen aufs Spiel zu setzen, einen dritten Weltkrieg zu riskieren. Als Selenskyj erwidert, es sei doch Putin gewesen, der den Krieg begonnen habe, fährt Trump barsch dazwischen. Vor laufenden Kameras wird der Gast minutenlang geschulmeistert wie ein frecher Junge. Auch ein zweiter Mann hackt verbal auf Selenskyj ein: »Haben Sie jemals Danke gesagt?!«, schleudert Vizepräsident J.D. Vance ihm mehrfach entgegen.

			»Das war gutes Fernsehen«, sagt Trump am Ende des Treffens hämisch. Die anschließenden Gespräche, bei denen es um Sicherheitsgarantien nach einem Waffenstillstand gehen sollte, werden abgesagt. Ein fertig ausgehandeltes Rohstoffabkommen wird nicht unterschrieben. Das feierliche Diner entfällt. Selenskyj wartet noch zwanzig Minuten in einem Nebenraum. Dann erscheint eine Beamtin und schickt ihn einfach fort.

			Kaum hat Friedrich Merz die fast vierzigminütige Szene aus dem Oval Office zu Ende verfolgt und den Kontext geklärt, postet er auf der Plattform X eine Solidaritätsadresse an Selenskyj auf Englisch: »Wir dürfen in diesem Krieg nie Aggressor und Opfer verwechseln!« Er telefoniert nonstop, bis er im Sauerland angekommen ist, und dann noch die halbe Nacht lang. Auch mit Olaf Scholz wird er verbunden.

			Der Kanzler und sein designierter Nachfolger sind sich einig, dass an diesem Tag in Washington etwas Historisches geschehen ist. Die Amerikaner drohen nicht nur die Ukraine im Stich zu lassen, sondern gleich sämtliche ihrer Verbündeten. Ist der Artikel 5, die Beistandspflicht innerhalb der NATO, jetzt noch ernst zu nehmen? Würden US-Soldaten Deutschland gegen einen russischen Angriff verteidigen? Sind amerikanische Atomraketen noch eine glaubhafte Abschreckung?

			Unter diesen Umständen muss Deutschland selbst wehrhaft werden. So schnell wie möglich, koste es, was es wolle. Und es wird viel kosten – zwischen einer und anderthalb Billionen Euro in den nächsten zwölf Jahren. Friedrich Merz wird dieser neuen Schuldenaufnahme in den kommenden Tagen zustimmen, obwohl er vor der Wahl das Gegenteil versprochen hatte, nämlich die Schuldenbremse einzuhalten. Aber die Demütigung von Selenskyj habe alles geändert. So sagt er.

			Mit Trumps Attacken ist für Friedrich Merz tatsächlich eine Welt zusammengebrochen. Die alte westliche Welt. Nur geschah dies nicht erst nach der Bundestagswahl. Sondern spätestens eine Woche davor. Da hat Merz Trumps Stellvertreter J.D. Vance in München getroffen. Eigens hatte er den Vizepräsidenten in dessen Hotel Westin Grand aufgesucht. Merz hatte den Amerikaner davon abbringen wollen, die Deutschen öffentlich zur Wahl der AfD aufzufordern. Dies seien doch keine Freunde Amerikas, sondern Parteigänger von Putin. Vance hatte beifällig genickt.

			Wenige Stunden später, bei seiner Rede auf der Münchner Sicherheitskonferenz, stieß Vance alle vor den Kopf: Die Einschränkung der Meinungsfreiheit in der EU, so erklärte er, sei die größere Bedrohung als Russland oder China. Er forderte, überall in Europa die Brandmauern niederzureißen und Rechtspopulisten nicht länger aus der Politik auszuschließen. Die AfD nannte der Vizepräsident zwar nicht beim Namen. Aber ein paar Stunden später kursierten die ersten Meldungen, Vance habe nicht nur Merz, sondern danach auch Alice Weidel in seinem Hotel empfangen. Davon hatte er Merz nichts gesagt.

			Schon damals, also zwei Wochen vor der Demütigung von Selenskyj im Oval Office und eine Woche vor der Bundestagswahl, hat Merz seine harte finanzpolitische Kehrtwende eingeleitet. Nach dem Eklat auf der Münchner Sicherheitskonferenz bat er den ehemaligen Verfassungsrichter Udo Di Fabio diskret darum, alle Möglichkeiten auszuloten, um das Grundgesetz nach der Wahl noch mit den Stimmen des alten Bundestags ändern zu können.

			Merz rechnete eine Woche vor der Bundestagswahl damit, dass er bald ein neues Sondervermögen oder eine Reform der Schuldenbremse brauchen würde. Und schon damals baute er der Möglichkeit vor, dass im neuen Parlament für ein solches Vorhaben keine Mehrheit mehr existiert. Di Fabio schickte ihm wenig später sogar ein knappes Gutachten. Grundgesetzänderungen mit den Stimmen der bereits abgewählten Abgeordneten seien sehr wohl möglich, bis zu dreißig Tage nach der Wahl. Exakt bis zum Dienstag der fünften Woche nach dem Wahlsonntag. Das wäre der 25. März.

			Die neuen Milliardenschulden wie auch die unverhoffte Möglichkeit, diese zu beschließen – beides hat Friedrich Merz längst im Kopf, als er an jenem Freitagabend auf der Wahlkampfbühne in Hamburg sein Publikum aufrüttelt: »Was der neue amerikanische Präsident Donald Trump in den letzten Tagen in Washington gesagt hat – meine Damen und Herren, wir sind Zeitzeugen einer wirklich fundamentalen Veränderung des gesamten Koordinatensystems, innerhalb dessen wir Politik gestalten.« Zu diesem Zeitpunkt kann er die Bilder von Trump und Selenskyj noch nicht kennen.

			Wenn sich die Lage ändert, muss sich auch die Politik ändern. Selbst wenn die Politiker ihren Wählern anderes versprochen hatten. So etwas kommt vor. Gerhard Schröder trieb mit der Agenda 2010 marktwirtschaftliche Reformen voran, für die seine SPD nie angetreten war. Helmut Kohl erhöhte nach der Deutschen Einheit die Steuern, obwohl er dies vorher ausgeschlossen hatte. Aber Schröder war zu diesem Zeitpunkt schon fünf Jahre Kanzler, Kohl sogar neun.

			Merz dagegen hat noch nicht einmal den Amtseid geleistet. Die Reform der Schuldenbremse und ein Sondervermögen in astronomischer Höhe – kaum eine Woche nach dem Sieg bei der Bundestagswahl entscheidet der Wahlgewinner, das Gegenteil zu tun von dem, wofür er gewählt wurde.

			Seine Kritiker werden schimpfen, was Merz zugestehe, sei gar kein Kompromiss zwischen Union und SPD, sondern eine Kombination von Vorschlägen, die der grüne Wirtschaftsminister Robert Habeck vor der Wahl gemacht habe, mit Ideen, wie sie Saskia Esken, die linke Co-Vorsitzende der Sozialdemokraten, seit Jahren propagiere.

			Merz übernimmt die Politik der linken Konkurrenz, so kann man es sehen. Oder: Merz tut das staatspolitisch Gebotene und lässt den Parteipolitiker hinter sich. So kann man es auch sehen.

			Kein Zweifel, Merz ist aufrichtig empört über den Eklat im Oval Office. Aber diese Empörung weiß er auch zu nutzen. Denn er braucht eine glaubhafte Geschichte, um zu begründen, dass unter seiner Führung eine politische Kehrtwende vollzogen wird, wie sie die Bundesrepublik noch nicht erlebt hat.

			Weltpolitik schlägt Haushaltsrecht. Das gilt für Merz, kaum dass die Wahllokale am 23. Februar geschlossen sind. »Für mich wird es daher absolute Priorität haben, Europa so schnell wie möglich so zu stärken, dass wir Schritt für Schritt auch wirklich Unabhängigkeit erreichen von den USA«, doziert er in der Berliner Runde, jener Fernsehsendung, in der üblicherweise alle Parteivorsitzenden das Wahlergebnis kommentieren.

			Unabhängigkeit von den USA? Olaf Scholz, der direkt neben Merz sitzt, kann es kaum glauben. Bislang haben europäische Politiker peinlichst vermieden, auch nur anzudeuten, dass Europa ohne die Amerikaner auskommen könnte. Bloß nicht auf falsche Ideen bringen, war immer die Maxime. Niemand braucht amerikanische Truppen und ihren nuklearen Schutzschirm so sehr wie Deutschland, das weder über eigene Atomwaffen noch eine wirklich robuste Armee verfügt.

			Ausgerechnet Merz, den alle für einen besonders überzeugten Transatlantiker halten, gibt die USA auf? »Spätestens seit den Äußerungen von US-Präsident Donald Trump in der letzten Woche ist für mich klar, dass den Amerikanern, jedenfalls diesem Teil der Amerikaner, dieser Regierung das Schicksal Europas weitgehend gleichgültig ist«, sagt er. Ende Juni gebe es einen Gipfel des transatlantischen Militärbündnisses: »Ob wir dann überhaupt noch über die NATO in ihrer jetzigen Form sprechen? Oder ob wir dann nicht sehr viel schneller eigenständige europäische Verteidigungsfähigkeit herstellen müssen?«

			Am nächsten Tag vor der Presse redet er das Wahlergebnis schön. 28,5 Prozent waren viel weniger, als sich die Union erhofft hatte. Trotzdem ein Erfolg, argumentiert Merz, wenn man nicht auf Prozentpunkte schaue, sondern auf die Stimmenzahl. 2,5 Millionen Wählerstimmen habe die CDU zugelegt im Vergleich zur vorherigen Bundestagwahl und 500 000 die CSU. Was er verschweigt: Die AfD hat über 6 Millionen Stimmen dazugewonnen. Nach einem Wahlkampf, der polarisiert war wie seit Jahrzehnten nicht, haben auch mehr Bürger abgestimmt als in den Jahrzehnten zuvor.

			Und vor kaum 48 Stunden hat Merz auf einer Abschlusskundgebung im Münchener Löwenbräukeller noch kräftig eingeheizt: »Wir machen jetzt mal wieder einen richtigen Wahlkampf. Wir zeigen mal wieder, wo die Unterschiede liegen – gerade auch in der Migrationspolitik!« Seit er Spitzenkandidat sei, »heißt Wahlkampf wieder Wahlkampf und nicht mehr asymmetrische Demobilisierung!«. Ein Seitenhieb auf Angela Merkel, die das Konzept mit dem sperrigen Titel erfunden hatte. Hinter diesem komplizierten Fachbegriff steckt eine schlichte Logik: Wenn es im Wahlkampf gesittet zugeht, bleiben die Hitzköpfe zu Hause. Die Wahlbeteiligung sinkt, aber diejenigen, die noch wählen gehen, entscheiden sich für gemäßigte Parteien – und am Ende siegt die Mitte. Mit dieser Strategie gewann Merkel vier Bundestagswahlen.

			Jetzt, auf der Pressekonferenz nach der Wahl, fragt der Journalist Ralph Bollmann, Autor einer Merkel-Biografie, ob die Altkanzlerin nicht vielleicht doch richtiggelegen habe. Merz’ Wahlkampf war hitzig, er hatte die Ampel-Regierung unter Dauerfeuer genommen, und das Ergebnis? 20 Prozentpunkte haben SPD, Grüne und FDP insgesamt verloren. Aber nur 4 Prozent davon hat die Union gewonnen. Der Rest ging an die Radikalen. Stark wie nie sind die Parteien der politischen Ränder geworden, AfD und Linke erhalten zusammen mehr als ein Drittel der Mandate. Ein Alarmsignal: Zum ersten Mal seit dem Zweiten Weltkrieg gibt es für die Parteien der Mitte keine Zweidrittelmehrheit mehr. Sie ist erforderlich, um Richter für das Bundesverfassungsgericht zu wählen, den Verteidigungsfall festzustellen oder das Grundgesetz zu ändern. Zum Beispiel für die Reform der Schuldenbremse. Oder für ein Sondervermögen.

			Eine geradezu fatale Wirkung entfaltet diese Sperrminorität der politischen Ränder in Kombination mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom November 2023 – damals beendete Karlsruhe das System von Nebenhaushalten, mit dem Olaf Scholz regiert hatte. Das Urteil war der Anfang vom Ende der Ampel-Koalition.

			Fortan droht jeder neuen Regierung die gleiche Gefahr: Wer mehr ausgeben will, als die Schuldenbremse vorsieht, muss jedes Jahr von Neuem einen »Überschreitungsbeschluss« im Parlament erwirken. Und die Mittel müssen zudem im gleichen Jahr ausgegeben werden. Langfristige Investitionen, etwa für die Entwicklung und Anschaffung von modernen Waffen, werden extrem erschwert.

			Ändern kann man diese Zwangslage nur mit Zweidrittelmehrheit. Die aber hat die demokratische Mitte verloren. Es erinnert an die Spätphase der Weimarer Republik. Damals hatten Nationalsozialisten und Kommunisten im Reichstag gemeinsam sogar über 50 Prozent und verhinderten, dass Sozialdemokraten, Liberale und die Vorläufer der Christdemokratie vernünftig regieren konnten – so wuchs der Frust über die Demokratie noch mehr. Ein Teufelskreis, in dem die erste Republik Anfang der Dreißigerjahre unterging.

			Ein gewagter Vergleich? Eine solche »negative Mehrheit« besitzen Rechts- und Linkspopulisten schon heute in der französischen Assemblée nationale. Und AfD, Linke und BSW haben sie bereits in den Landtagen von Sachsen, Thüringen und Brandenburg. Im Bundestag noch nicht. Hier können die politischen Ränder eine Politik der Mitte nicht grundsätzlich blockieren. Doch in Kombination mit der Schuldenbremse sind die politischen Extreme in der Lage, über die Blockade der Zweidrittelmehrheit zu verhindern, dass Regierungen der Mitte außergewöhnliche Maßnahmen ergreifen. Die aber nötig sind, wenn Putin Angriffskriege führt, Trump den Welthandel zerstört und der Klimawandel die Erde aufheizt.

			Was dies bedeutet, haben am Morgen nach der Wahl noch nicht alle verstanden. Merz sehr wohl, er hat ja eigens das Gutachten von Di Fabio erstellen lassen. Doch davon schweigt er, auch gegenüber den Führungsgremien der CDU, die am Montagmorgen beraten. Als er bei der anschließenden Pressekonferenz von Journalisten nach der Sperrminorität gefragt wird, deutet er nur an: »Das ist eine schwierige Lage.« Er wolle erst einmal mit Sozialdemokraten, Grünen und FDP reden. »Der 20. Deutsche Bundestag ist im Amt bis einschließlich 24.3. Das heißt, wir haben jetzt noch vier Wochen Zeit, darüber nachzudenken.« Genau so hat es ihm Di Fabio aufgeschrieben. 

			Schon diese Andeutung reicht, um die eigenen Leute in Verwirrung zu stürzen. Hatte nicht ausgerechnet Robert Habeck, gerade noch der Buhmann des Unionswahlkampfes, auf einer Pressekonferenz am selben Morgen grüne Zustimmung angeboten, um das Grundgesetz noch mit der alten Mehrheit zu ändern und auf diese Weise die Schuldenbremse zu reformieren? Die Grünen wollten eine solche Reform allerdings schon immer, die Union war bisher strikt dagegen. Abgeordnete und Funktionäre telefonieren hektisch miteinander, keiner weiß Bescheid. Alle rätseln: Gibt es jetzt eine neue Linie?

			Und wenn ja, kann Merz sie überhaupt durchsetzen? Markus Söder erklärt am Dienstagmorgen in einem Fernsehinterview: »Wie ist denn die Legitimation für eine solche Entscheidung? Nachdem man schon gewählt hat? Ich bin da etwas zurückhaltend.« Merz selbst äußert sich am Nachmittag im Bundestag ausweichend: »Wir müssen erst einmal einen Kassensturz machen. Wir müssen eine Abschlussbilanz dieser Regierung ziehen. Ich lasse das gerade erarbeiten, dazu brauchen wir aber auch noch Zuarbeit aus dem Finanzministerium.« Es sei ja noch unklar, was 2026 und 2027 »auf uns zukommt«.

			Neue Zahlen, neue Lage? Die SPD und das von ihr geführte Finanzministerium wissen jetzt, was sie zu tun haben.

			Die Führungsfrage bei den Sozialdemokraten ist derweil überraschend schnell gelöst. Parteichef Lars Klingbeil hat sich auch noch zum Fraktionschef wählen lassen – zwei Tage nach der Wahlniederlage. Alle aus Klingbeils Team haben schon einmal Koalitionsverhandlungen geführt, die meisten mehrfach auf Bundes- und Landesebene. Es sind also Leute, die nicht mit dem Messer zur Schießerei gehen. Und auch nicht ohne Munition. »Lösungswege zur Finanzierung des Bundeshaushaltes, von Verteidigungsausgaben sowie zusätzlicher Investitionen und öffentlicher Infrastruktur« – so ist ein fünfseitiges Papier überschrieben, das dem SPD-Verhandlungsteam jetzt schon vorliegt. In einem Dutzend Varianten werden hier kleinteilig verschiedene Finanzierungsmodelle aufgeschlüsselt.

			Einen Absender hat das Fünf-Seiten-Papier nicht, aber allen ist klar: Die Zahlen stammen aus dem Finanzministerium, Auftraggeber ist Jörg Kukies. Der ehemalige Investmentbanker von Goldman Sachs war lange Olaf Scholz’ wichtigster Berater im Kanzleramt, seit dem Rauswurf von Christian Lindner ist er Finanzminister.

			Merz glaubt, er habe bei Kukies einen »Kassensturz« in Auftrag gegeben. In Wahrheit hat dieser schon lange vor der Bundestagswahl detaillierte Szenarien errechnen lassen. Doch die SPD-Verhandler beschließen, das Papier der Union noch nicht zur Kenntnis zu geben. Erst mal das Pulver trocken halten.

			Am Donnerstag entsteht fast 600 Kilometer weiter westlich ein zweites Dokument, das noch bedeutsamer für Merz’ Kehrtwende bei der Schuldenbremse werden wird.

			Der saarländische Finanzminister Jakob von Weizsäcker wählt sich in eine Videokonferenz ein. Weizsäcker stammt aus einer politischen Familie mit besonders klangvollem Namen: Vom Ministerpräsidenten des Königreichs Württemberg im 19. Jahrhundert bis zum Bundespräsidenten im 20. Jahrhundert reicht die Ahnenreihe. Der Physiker und berühmte »Friedensforscher« Carl Friedrich ist Jakobs Großvater. Und auch die eigene Karriere ist eindrucksvoll. Bevor Jakob von Weizsäcker selbst Politiker wurde, leitete er die Abteilung für Grundsatzfragen im Bundesfinanzministerium und wurde dort »Chefökonom« genannt. Sein Minister war damals Olaf Scholz. Am Konzept, für Corona aufgenommene Milliarden in einen »Klima- und Transformationsfonds« zu stecken, war Weizsäcker führend beteiligt, manche im Ministerium sagen sogar, Weizsäcker habe die ursprüngliche Idee dazu gehabt. Für eben jenen verwegenen Plan, den das Bundesverfassungsgericht zwei Jahre später für »nichtig« erklären würde. Weizsäcker stand also schon als Hebamme an der Wiege der Ampel-Koalition. Und nun will er helfen, Schwarz-Rot auf die Welt zu bringen.

			Dafür hat er sich per Video mit vier weiteren einflussreichen Ökonomen verabredet: Jens Südekum, Moritz Schularick, Michael Hüther und Clemens Fuest. Letzterer ist in diesem Zusammenhang besonders wichtig. Denn im Gegensatz zu den anderen drei hat der Präsident des ifo Instituts bisher die Schuldenbremse strikt verteidigt und noch kürzlich statt für neue Kredite für eine Abschaffung des Elterngeldes plädiert. Doch nun trägt Fuest den Vorschlag seiner Kollegen mit: Zwei neue Sondervermögen soll es geben, 400 Milliarden für die Bundeswehr und 500 Milliarden für »Infrastruktur«. Dies müsste mit »alter Mehrheit« beschlossen werden, ganz schnell also.

			Zwölf knappe Punkte auf einer DIN-A4-Seite werden noch in der Nacht an die Sondierer in Berlin übermittelt. »Auf Initiative von Jakob von Weizsäcker kam am 27.2. eine ›lagerübergreifende‹ Runde von Ökonomen zusammen«, lautet der erste Satz des Papieres. »Lagerübergreifend« – dafür steht vor allem der Name Fuest. Zudem wird verschwiegen, dass Weizsäckers Kabinettschefin, die saarländische Ministerpräsidentin Anke Rehlinger, die selbst für die SPD sondiert, zeitweise in der Schaltkonferenz dabei war.

			Und sie macht klar: Wenn es kein Sondervermögen für Infrastruktur gibt, werden die Sozialdemokraten auch den notwendigen Milliarden für Aufrüstung nicht zustimmen. Der ordoliberale Ökonom hat also letztlich eine politische Entscheidung getroffen, keine rein fachliche.

			Der Trick funktioniert. Die Union akzeptiert den vermeintlich lagerübergreifenden Vorschlag als Diskussionsgrundlage. Ja, sie wird ihn sogar selbst in die Sondierungen einbringen, als Tischvorlage.

			Während die Sozialdemokraten sich für die Sondierungsgespräche also taktisch gut munitioniert haben, sind die Unionsparteien erst mal mit der Frage beschäftigt, wer überhaupt mit der SPD verhandeln dürfe.

			Auslöser ist ein Foto, das am Dienstag nach der Wahl bei einem Frühstück entstand. Es zeigt Merz und Söder, dazu ihre Generalsekretäre Carsten Linnemann und Martin Huber, außerdem Thorsten Frei und Alexander Dobrindt. Söder hat das Foto in seine Social-Media-Kanäle gestellt und daruntergeschrieben: »Wir sind bereit für einen Politikwechsel in Deutschland. Enge Abstimmung von @CDU und @CSU heute Morgen im Konrad-Adenauer-Haus in Berlin.«

			Da Friedrich Merz schon vor der Wahl angedeutet hatte, er wünsche sich ein möglichst kleines Verhandlungsteam, konnte nun der Eindruck entstehen: Die Frühstückstruppe soll es ein. Keine Frau? Keine einzige? »Die neue syrische Regierung wird wahrscheinlich vielfältiger als das Verhandlungsteam der Union«, kommentiert Franziska Brantner, die grüne Parteivorsitzende. In Damaskus hatten gerade Islamisten das Ruder übernommen. »Keine Frauen dabei? Was glauben Sie denn, wer den Tisch gedeckt hat?«, witzeln die Spaßvögel vom Postillon.

			Nach dem verheerenden Echo auf das Frühstücksfoto muss Friedrich Merz am Donnerstag in Berlin klarstellen: Auch wir haben Frauen. Karin Prien und Dorothee Bär werden bei den Sondierungen dabei sein, also zwei stellvertretende Parteivorsitzende, eine von der CDU, eine von der CSU. Ebenso Michael Kretschmer, der Ministerpräsident aus Sachsen. Ein Ossi muss auch dazugehören.

			Noch wichtiger als das Personal ist aber, mit welchem Ziel verhandelt wird. Von dem Mantra aus dem Wahlkampf, Deutschland sei schon verschuldet genug, beginnt Merz nun vorsichtig abzurücken, zuerst intern.

			In einer Videokonferenz mit allen CDU-Ministerpräsidenten stellt er zwei Möglichkeiten vor, künftig mehr Kredite aufzunehmen. Entweder man stocke das alte Sondervermögen aus den Zeiten von Olaf Scholz mit frischen Milliarden auf. Oder man beschließe ein neues Sondervermögen. Das müsse schnell gehen, solange die Mitte noch die Zweidrittelmehrheit habe. Das Grundgesetz müsse man in jedem Fall ändern.

			Die Länderchefs wundern sich. Denn im Pressespiegel, den jeder von ihnen bekommt, fand sich noch am Morgen ein Interview mit Thorsten Frei in der Zeit. Darin erklärt Merz’ engster Vertrauter: »Eine Reform der Schuldenbremse kann ich mir nicht vorstellen.« Die »demokratische Legitimität« des alten Bundestages sei »fast vollständig erloschen«. Ja, was denn nun?

			Die Ministerpräsidenten sind ungeduldig. Denn diese Telefonkonferenz hat eine längere Vorgeschichte. Unbemerkt von der Öffentlichkeit haben die Chefs von allen CDU-Landesregierungen schon vor vielen Monaten versucht, ihren Bundesvorsitzenden zu einer Änderung seines Neins zur Reform der Schuldenbremse zu bewegen. Nicht nur Olaf Scholz kämpfte ja zunehmend verzweifelt darum, überhaupt noch einen Etat zustande zu bringen, sondern die Länder ebenso. Vom reichen Hessen bis hin zum armen Sachsen-Anhalt hatten sie größte Probleme, ausgeglichene Haushalte aufzustellen. Anders als der Bundeshaushalt dürfen die Länderetats nämlich keinerlei neue Schulden machen. Das musste sich aus ihrer Sicht unbedingt ändern. 0,15 Prozent vom Bruttoinlandsprodukt (BIP) wollten die Länder künftig jährlich aufnehmen dürfen. So würde man – mit den 0,35 Prozent des Bundes – gesamtstaatlich mit 0,5 Prozent vom BIP innerhalb der Vorgaben der EU bleiben.

			Der Plan der CDU-Ministerpräsidenten ging so: Merz sollte als Oppositionsführer dem strauchelnden Kanzler die Hand reichen und die Union dann gemeinsam mit SPD und Grünen das Grundgesetz ändern. Ein Vorschlag von großer Tragweite, schon gar in der Rückschau. Die Geschichte der Bundesrepublik wäre wohl anders verlaufen. Denn die Ampel-Koalition ist bekanntlich am Streit um die Schuldenbremse zerbrochen – Finanzminister Christian Lindner war zu keiner Änderung bereit. Diese Position wäre aber schwerer durchzuhalten gewesen, wenn sogar die Opposition mitgemacht hätte. Und bei einer Reform der Schuldenbremse im Konsens der Demokraten hätte Scholz wohl bis zum regulären Ende seiner Amtszeit Kanzler bleiben können.

			Unrealistisch, dass ausgerechnet Friedrich Merz als Oppositionsführer dabei helfen sollte? Nur, wenn man kurzfristig denkt. Kein Geringerer als Wolfgang Schäuble hatte in der letzten Fraktionssitzung, an der er vor seinem Tod am zweiten Weihnachtstag 2023 noch teilnahm, eine dramatische Mahnung ausgesprochen. Die Ampel-Koalition sei nach dem vernichtenden Urteil des Bundesverfassungsgerichts über ihre Nebenhaushalte als Regierung ohnehin geschlagen, so Schäuble damals. Wann sie abgelöst werde, sei fast nebensächlich. Anstatt an den nächsten Wahlkampf zu denken, sollte die Union besser für die Regierungszeit danach planen. Die würde schwer genug!

			In Schäubles Sinne wäre es also für alle besser, wenn Ampel-Koalition und Union gemeinsam eine Reform der Schuldenbremse hinbekämen. Denn dann würde es der nächste Kanzler in jedem Fall leichter haben. Ob er nun Scholz oder Merz heißt.

			Friedrich Merz hat dies ernsthaft erwogen. So ernsthaft, dass er die CDU-Ministerpräsidenten zu zwei vertraulichen Treffen nach Berlin einlud, um das mögliche Vorgehen zu erörtern. Die Treffen fanden am 17. Mai und am 14. Juni 2024 statt – in der Parlamentarischen Gesellschaft. Dieser Club von Abgeordneten und Ehemaligen residiert nobel im ehemaligen Palais des Reichspräsidenten am Ufer der Spree. Doch Merz’ Plan war noch nicht fertig, da stand er plötzlich in der Zeitung. Kai Wegner, der Regierende Bürgermeister von Berlin, war zum ersten Treffen noch nicht eingeladen worden. Am zweiten aber nahm er teil und plauderte wenig später darüber in einem Interview. Merz blies im Zorn das ganze Manöver ab und verschickte eine wütende SMS an gleich mehrere Regierungschefs: »Jetzt ist das Thema erledigt. Ich lasse mich von euch nicht vorführen!«

			Eine Überreaktion? Mancher CDU-Ministerpräsident glaubt, Merz habe nur auf eine Gelegenheit gewartet, den Bettel hinzuwerfen. Immerhin konnte die Union durch das Beharren auf der Schuldenbremse Olaf Scholz genüsslich als vermeintlich unfähigen Kanzler brandmarken, der nicht mehr in der Lage war, einen verfassungskonformen Etat aufzustellen. Noch dazu konnte man Christian Lindners FDP ein Alleinstellungsmerkmal rauben.

			War Wahlkampftaktik wichtiger als politische Notwendigkeit?

			Merz weist das zurück. Er habe einen größeren Plan verfolgt, als nur den Länderchefs dazu zu verhelfen, etwas mehr Schulden machen zu dürfen. Vielmehr habe er dem Bundeskanzler ein Angebot machen wollen, prinzipiell über die Schuldenbremse zu reden. Dafür hätte im Gegenzug aber auch Scholz etwas liefern müssen – nämlich eine Grundrevision des Bürgergeldes. Außerdem sollten ukrainische Flüchtlinge künftig nicht mehr automatisch diese Sozialleistung bekommen, sondern nur noch geringere Mittel, genauso wie Asylbewerber. Damit verknüpft, hätte die CDU-Basis die Aufweichung der Schuldenbremse mitgetragen.

			Die Idee dem Kanzler zu präsentieren, setzte jedoch die Zustimmung von Markus Söder voraus. Bei jeglichen Finanzreformen hat der bayerische Ministerpräsident stets ein besonderes Interesse: nämlich den Länderfinanzausgleich zu erneuern. Der Freistaat alimentiert als Nettozahler immerhin fast alle anderen Bundesländer mit ständig wachsenden Milliardenbeträgen. Wegners Indiskretion machte alles unmöglich. Wie hätte Merz in die komplexen Verhandlungen mit Scholz und Söder einsteigen können, wenn seine Verhandlungsposition vorher öffentlich bekannt war?

			Aufgeschoben ist nicht aufgehoben, dachten jedenfalls die Landespolitiker der CDU. Sie gingen schon seit Monaten fest davon aus, dass Merz nur noch bis zum Tag der Bundestagswahl an der Schuldenbremse festhalten werde. Und der unternahm nichts, um diesen Eindruck zu zerstreuen.

			Im Gegenteil. Noch am 19. Dezember 2024 erläuterte der Kanzlerkandidat bei einem vertraulichen Gespräch mit den Ministerpräsidenten, das am Vorabend einer Bundesratssitzung im Kaminzimmer der Landesvertretung von Baden-Württemberg stattfand, wie er Steuersenkungen in seiner Kanzlerschaft plane. Als ihn daraufhin mehrere Ministerpräsidenten darauf hinwiesen, ihre Landeshaushalte seien zu sehr auf Kante genäht, um in Vorleistung zu gehen, befriedete Merz die Debatte nach übereinstimmender Darstellung mehrerer Beteiligter mit dem Satz: »Ja, man braucht ’ne zusätzliche Finanzierungsquelle.«

			Später wird Merz den Vorwurf, die Wähler getäuscht zu haben, mit dem Hinweis kontern, er habe doch, immerhin ein einziges Mal, reinen Wein eingeschenkt. Tatsächlich sagte er im November bei einer Veranstaltung der Süddeutschen Zeitung: »Ehrlich gesagt, Schuldenbremse ist ein technisches Thema, kann man so oder so beantworten. Selbstverständlich kann man das reformieren. Die Frage ist, wozu? Mit welchem Zweck? Was ist das Ergebnis einer solchen Reform?« Für »Konsum und Sozialpolitik« sei eine Reform undenkbar, aber wenn es um »Investitionen« oder »die Lebensgrundlage unserer Kinder« gehe: »Dann kann die Antwort eine andere sein.« Zur Wahrheit gehört, dass sein Generalsekretär Carsten Linnemann sofort danach ein Dementi verbreiten ließ: »Die CDU steht zur Schuldenbremse, ohne Wenn und Aber.«

			Jetzt, am Freitag nach der Bundestagswahl, würde sich zeigen, was dieses Bekenntnis wert ist. Die Sondierungen beginnen. Am Morgen beugen sich die Spitzenpolitiker über das »lagerübergreifende« Papier der Ökonomen, in dem die Aufnahme von 900 Milliarden Euro neuer Schulden vorgeschlagen wird. Am Mittag schildert Finanzminister Kukies die Lage des Bundeshaushaltes: Allein im Jahr 2025 fehlen 30 Milliarden, bis 2028 sind es 180 Milliarden. Das ist nur der laufende Betrieb, ohne Investitionen in neue Waffen, ohne den Nachholbedarf bei der Infrastruktur.

			Merz habe sich erschüttert gezeigt, so erzählen es Teilnehmer anschließend den Journalisten. Aber das gehört zum Ritual eines »Kassensturzes« vor jedem Regierungswechsel: Mit großer Geste schlagen die Neuen die Hände über dem Kopf zusammen, wenn sie sich die Hinterlassenschaft der Vorgänger genauer anschauen. Je glaubwürdiger die Bestürzung zur Schau gestellt wird, desto eher kann man danach ungestraft etwas tun, das man im Wahlkampf noch ausgeschlossen hat. Wir hatten ja keine Ahnung!

			Was dann aber, noch am selben Abend, alle aufrichtig schockiert, hat nichts mit neuen Zahlen zu tun. Es ist die Demütigung von Selenskyj im Weißen Haus.

			Am Tag darauf wird erneut eine Telefonkonferenz der CDU-Ministerpräsidenten mit ihrem Parteivorsitzenden einberufen, Michael Kretschmer aus Sachsen hat darauf bestanden. Er hofft, dass der Eklat im Oval Office dem Wahlsieger Merz endlich die Begründung liefert, um sich finanzpolitisch ehrlich zu machen.

			Aber dieser bleibt vorsichtig, spricht wieder von einer Ausnahme von der Schuldenbremse für die Bundeswehr oder einem Sondervermögen für die Truppe. Da wird Kretschmer deutlich: »Nur mit Geld für Panzer kann ich nicht vor meine Leute treten!« Die Menschen in Ostdeutschland, so sieht er es, sind skeptisch gegenüber der Unterstützung der Ukraine und der Aufrüstung gegen Russland. Seine Landeskinder würden Milliardenausgaben dafür nur dann tolerieren, wenn es zugleich Geld gibt für deutsche Schulen, Kitas, Brücken, Autobahnen und anderes. Die anderen Ministerpräsidenten in der Leitung stimmen ihm zu – auch die aus Westdeutschland.

			Welch eine merkwürdige Ausgangslage für die Verhandlungen: Während die SPD neben dem Geld für die Bundeswehr offen ein weiteres Sondervermögen fordert, vertreten die einflussreichen Landesfürsten seiner Partei mehr oder weniger heimlich die gleiche Haltung. Und auch der Dritte im Bunde, CSU-Chef Markus Söder, muss nicht zum Jagen getragen werden. Als der Bayer merkt, in welche Richtung sich die Verhandlungen entwickeln, setzt er sich an die Spitze der Bewegung: Wenn schon Sondervermögen, dann müssen sie so groß wie möglich ausfallen, damit die Versprechungen aus dem »Bayernplan«, dem CSU-eigenen Wahlprogramm, erfüllt werden können. Sie wollen also alle, dass Merz seine Wahlversprechen bricht.

			Während viele Journalisten kritisieren, dass sich Union und SPD angesichts der dramatischen Weltlage zum Karnevalswochenende eine extra lange Verhandlungspause gönnen, sitzt man unbemerkt von der Öffentlichkeit schon wieder zusammen. Allerdings nur ein Kernteam, das sich um die Finanzen kümmern soll: Kukies, der Fraktionsvize Achim Post und die rheinland-pfälzische Finanzministerin Doris Ahnen für die SPD. Frei, Kretschmer und Jens Spahn für die Union. Letzterer ist eine Überraschung. Denn der 44-Jährige gehört nicht zum neunköpfigen Verhandlungsteam, das von Merz und Söder ursprünglich nominiert wurde. Aber jetzt ist er doch dabei, sogar an entscheidender Stelle.

			Als diese kleine Finanzgruppe einen Tag später die Ergebnisse ihrer Beratung der größeren Runde vorstellt, bleibt Spahn anschließend einfach im Raum sitzen. Die Sozialdemokraten beschweren sich bei Merz darüber. Doch der hält Spahn für unverzichtbar. So wird später aus zwei Teams von je neun Teilnehmern die »Neunzehnerrunde«. Sie wird die Koalitionsverhandlungen steuern.

			Spahn genießt zwar nicht das Grundvertrauen von Merz, doch schafft er es mit Expertise, sich unentbehrlich zu machen. Für den Erfolg der neuen Regierung könnte diese Dynamik zwischen dem Kanzler und dem Vorsitzenden der größten Regierungsfraktion noch sehr wichtig werden. Angela Merkel nominierte Volker Kauder als Fraktionsvorsitzenden, einen Loyalisten. Sie erntete verlässliche Gefolgschaft, aber auch Verödung der Debatten. Helmut Kohl hingegen ertrug seinerzeit auf gleichem Posten Wolfgang Schäuble, der Innovation und Diskurs in der Fraktion organisierte, als das Kanzleramt längst schon intellektuell versteinert war. Merz riskiert freilich viel, indem er einen so ambitionierten Mann wie Spahn in dieser Schlüsselposition duldet. Aber für die CDU wäre es langfristig vielleicht noch riskanter, unabhängige Köpfe nicht in die Führung einzubinden.

			An diesem Sonntag, in der kleinen Finanzgruppe, rückt die SPD endlich die Zahlen heraus, die ihr schon die ganze Woche vorlagen. Anschließend beraten die Unionspolitiker viele Stunden allein und halten auch telefonisch Rücksprache mit Merz. Erst am Abend treffen sie wieder auf ihre sozialdemokratischen Konterparts. Und sie haben Neuigkeiten. Die Union stimmt nun erstmals zu, dass es für Verteidigung eine »Bereichsausnahme« von der Schuldenbremse geben soll.

			Merz hatte zunächst den Plan, jenes Sondervermögen, das seit Olaf Scholz’ Zeitenwende im Grundgesetz steht, einfach aufzustocken. Doch vor allem Boris Pistorius überzeugte ihn von einer anderen Idee. Jede festgeschriebene Obergrenze für Rüstungsausgaben würde Deutschland für Putin berechenbarer machen. »Wenn wir den Deckel wegnehmen«, hatte der alte und neue Verteidigungsminister erklärt, »liegen unsere Karten nicht mehr auf dem Tisch.« Deutschland gewönne strategische Unberechenbarkeit. Merz beugt sich diesem Argument.

			Und noch ein weiterer Sozialdemokrat hat dazu beigetragen, dass Merz seine Position verändert: Olaf Scholz. Unbemerkt von der Öffentlichkeit hat es seit der Bundestagswahl im Kanzleramt mehrere Gespräche zwischen den beiden gegeben, manchmal waren auch andere Unionspolitiker dabei. Bei einem dieser Treffen präsentierte Scholz Erkenntnisse von Nachrichtendiensten über das ungeheure Ausmaß der russischen Aufrüstung. Trotz der enormen Verluste in der Ukraine werde Putin schon in wenigen Jahren wesentlich mehr Panzer und Raketen zur Verfügung haben als vor der Invasion. Er bereite sich darauf vor, einen weiteren Krieg führen zu können, diesmal gegen Europa. Derselbe Mann, der als Friedenskanzler Wahlkampf machte, rät nach seiner Niederlage dem Wahlsieger, massiv aufzurüsten.

			Plötzlich steigen die Summen, die im Raum stehen, beinahe stündlich. Zunächst erhalten die CDU-Ministerpräsidenten von Merz das Plazet für jene zusätzlichen Verschuldungsmöglichkeiten, die sie schon im Sommer anmahnten. Und die Sondervermögen? 100 Milliarden Euro kostete die historische Zeitenwende von Olaf Scholz vor kaum drei Jahren. Von einem weiteren Sondervermögen in Höhe von 100 Milliarden Euro war in der Unionsführung zunächst die Rede. Dann sprach man von 200 Milliarden, nun von 300 Milliarden. Und schließlich von weiteren 300 Milliarden, die man »für die SPD« danebenstellen müsse. Schwarz-Rot verhandelt jetzt fast ohne Pause, abwechselnd in der großen »Neunzehnerrunde«, dann im Format »Parteivorsitzende plus eins«. Am Schluss sprechen nur noch die Parteichefs miteinander.

			Als sie wieder auftauchen, ist das Erstaunen groß. Für die Rüstung existiert keinerlei Grenze mehr. Verteidigungsausgaben werden nur noch bis zu einem Prozent des Bruttoinlandsproduktes auf die Schuldenbremse angerechnet. Hier wurde bis zuletzt gerungen: SPD-Chef Klingbeil wollte durchsetzen, dass Verteidigungsausgaben prinzipiell nicht mehr angerechnet werden. Also auch nicht die rund 53 Milliarden, die bereits im aktuellen Etat stehen. Damit wären gewaltige Spielräume entstanden für neue Sozialausgaben. Doch darauf lässt sich Merz nicht ein. Er bietet an, alles über 1,25 Prozent vom Bruttoinlandsprodukt von der Schuldenbremse auszunehmen. Das entspricht etwa dem aktuellen Etat für Verteidigung. Keine neuen Spielräume also.

			Am Ende einigt man sich auf 1 Prozent, das entspricht gut 43 Milliarden, was immerhin 10 Milliarden Euro zusätzliche Kredite bedeutet. Allein damit hätte Scholz seine Ampel-Koalition über die Ziellinie retten können. Doch jetzt fällt es kaum noch ins Gewicht. Denn für Infrastruktur wird ein Sondervermögen von sagenhaften 500 Milliarden Euro vereinbart.

			Als Merz mit diesem Ergebnis zu seinem Team zurückkehrt, herrscht allgemeine Verblüffung. Der CDU-Vorsitzende hat ein Sondervermögen für die kommenden zehn Jahre ermöglicht, das fünf Mal so groß ist wie jenes von Olaf Scholz drei Jahre zuvor. Die Bundesländer sollen sich künftig bis zu 0,35 Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts verschulden dürfen – dabei hatten sie nur auf 0,15 gehofft! Außerdem sind 100 Milliarden aus dem Infrastrukturpaket für sie reserviert.

			Alle haben von Friedrich Merz bekommen, was sie wollten – und noch mehr. Mehr, als sie jemals für möglich hielten. Warum war er so freigebig?

			»Angesichts der Bedrohungen unserer Freiheit und des Friedens auf unserem Kontinent muss jetzt auch für unsere Verteidigung gelten: Whatever it takes!« Mit diesen Worten stellt er seine Pläne vor. Der Spruch ist ein Zitat von Mario Draghi. Der ehemalige Chef der Europäischen Zentralbank schreckte mit dieser Parole 2012 alle Spekulanten ab, die auf ein Auseinanderbrechen der Eurozone wetten wollten. Weil das jeder Journalist weiß, fragt keiner nach, was Merz mit dem Hinweis auf die Bedrohung von Freiheit und Frieden eigentlich genau meint.

			Er reise morgen nach Brüssel, berichtet er in einer anschließenden Fraktionssitzung, um vor dem EU-Rat am Treffen der Staats- und Regierungschefs der Europäischen Volkspartei teilzunehmen: »Wenn Trump heute Nacht den Austritt aus der NATO verkündet, dann sind wir als Bundesrepublik Deutschland die Ersten, die bereits im Vorgriff darauf richtig reagiert haben.«

			Entsetzen unter den Abgeordneten. Merz meint es todernst.

			Die finanzpolitische Totalwende begann nach dem Schockauftritt von J.D. Vance auf der Münchner Sicherheitskonferenz. Merz hat sie dann begründet mit der Demütigung von Wolodymyr Selenskyj im Weißen Haus. Jetzt vollzieht er sie radikal, in der Erwartung, dass ein Austritt der USA aus der NATO unmittelbar bevorsteht. Wie kam Merz darauf?

			Wenige Stunden nach der schwarz-roten Einigung über das gigantische Sondervermögen hielt der neu gewählte Präsident Donald Trump seine erste Rede vor dem Kongress. Merz besaß Informationen aus einer amerikanischen Quelle, denen zufolge Trump in dieser Nacht den Ausstieg der USA aus dem westlichen Verteidigungsbündnis ankündigen werde. Er hatte Grund, seiner Quelle zu vertrauen: Zwei Wochen zuvor hatte sie ihn mit Vorabinformationen zur Rede von Vance vor der Münchner Sicherheitskonferenz versorgt. Damals berief er noch in der Nacht vor der Rede eine Telefonkonferenz ein und warnte die CDU-Führungsleute, Vance werde die transatlantische Freundschaft erschüttern und einen rhetorischen Angriff auf Europa starten. Genau so kam es.

			Erneut gewarnt, erwartete Merz bei Trumps Kongressrede eine Katastrophe. In Gesprächen und Telefonaten mit Vertrauten wurde er noch deutlicher als in der Fraktionssitzung: Wenn Trump in der Nacht den NATO-Austritt ankündige, sei nicht auszuschließen, dass Putin darauf sofort reagieren würde – mit einem unmittelbaren Angriff auf das Baltikum.

			Merz hielt in jenen Stunden, als er in die Billionenverschuldung einwilligte, den Ausbruch eines neuen Krieges in Europa für möglich. Vor diesem dramatischen Hintergrund ist sein Votum für die Rekordverschuldung zu begreifen.

			Bekanntlich kam es anders. Trump hielt seine Kongressrede, erwähnte die NATO jedoch mit keinem Wort. Merz glaubt bis heute nicht, dass er aus Washington falsch informiert worden sei. Der Austritt sei vorbereitet gewesen. Trump habe sich in letzter Minute anders entschieden.

		

	
		
			2 
Merz auf der Mailbox

			Während Friedrich Merz schon Weltpolitik macht, kümmert sich Carsten Linnemann um Flensburg, Viersen und Mannheim. Das sind die letzten drei Wahlkreise, die ihr Ergebnis noch melden müssen an diesem Wahlabend, der längst eine Wahlnacht geworden ist. Es ist halb zwei Uhr morgens. Der CDU-Generalsekretär steht in der fünften Etage des Konrad-Adenauer-Hauses in einem für die Parteiführung abgesperrten VIP-Bereich und trinkt Pils. Paderborner Pils. Ein ganzes Fass haben Freunde aus seiner westfälischen Heimat mitgebracht, die extra für den großen Tag in die Hauptstadt gereist sind.

			Im umbauten Innenhof der Parteizentrale ist ein DJ-Pult aufgebaut, »Rambo Zambo« solle es dort geben, hat Merz am frühen Abend versprochen. Am Tag danach wird er von »vollbesetzter Tanzfläche bis in den frühen Morgen« erzählen. In Wahrheit haben sich bis auf ein paar Betrunkene fast alle Besucher zerstreut. Merz ist auch nicht mehr da. Immerhin, seine Tochter Carola und der Schwiegersohn halten die Stellung bei Linnemann, dem Pils und den Westfalen.

			Die Union hat die Bundestagswahl gewonnen. Merz wird Kanzler. Linnemann hatte noch eine Woche zuvor 35 Prozent für die Union für möglich gehalten. Jetzt liegt man in der zweiten Hochrechnung schon unter 29 Prozent. Tendenz weiter fallend. »Mit 27 oder 28 Prozent werden wir den Politikwechsel nicht organisieren können«, hat er unvorsichtigerweise einige Wochen zuvor im Fernsehen gesagt. Und er meint es auch so.

			Merz war der Spitzenkandidat. Aber Linnemann hat die Kampagne organisiert. Eine Chance wie diese werde er im Leben nicht mehr bekommen, sagt er an diesem Abend immer wieder, vor jedem neuen Glas. Als habe er es persönlich vermasselt. Er könnte sich jetzt einfach mit seinem Frust ins Bett legen, aber er wartet.

			Denn noch in dieser Nacht wird sich entscheiden, ob Linnemann seinen Traum von einer bürgerlichen Regierung endgültig begraben muss. Wenn nämlich Merz als Kanzler nicht nur einen linken Koalitionspartner bekommt, sondern gleich zwei. Es hängt ausgerechnet an Sahra Wagenknecht. Schafft ihre Parteineugründung den Einzug ins Parlament, dann schrumpft automatisch der Anteil der Sitze aller anderen Fraktionen. Und dann gäbe es nur noch eine verbleibende Koalitionsoption in der Mitte: Merz müsste mit SPD und Grünen koalieren. Schwarz-Rot-Grün – das wäre ein Dreierbündnis mit zwei linken Partnern, also eine Ampel 2.0. Eine Horrorvision für Linnemann! Dann würde er Konsequenzen ziehen. Wenn die Union nur mit beiden linken Parteien regieren kann, wird Linnemann als Generalsekretär am nächsten Morgen zurücktreten. Er hat es Merz noch nicht gesagt. Aber er hat es für sich entschieden. SPD und Grüne auf Augenhöhe mit der Union – damit wäre eine neue Politik unmöglich. Auch wenn sie Merz zum Kanzler wählen. Dann ist Linnemann raus.

			Nach Mitternacht war das Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW) plötzlich über 5 Prozent geklettert, die Zahlen aus den großen Oststädten Halle, Rostock und Dresden waren gerade bei der Bundeswahlleiterin eingetroffen. Ein Mitarbeiter, der im »Maschinenraum« sitzt, wie die CDU ihre Wahlkampfzentrale nennt, registriert alle neuen Ergebnisse in Echtzeit. Er schickt sie auf das Handy von CDU-Geschäftsführer Philipp Birkenmaier, der in der VIP-Etage steht und sie sofort Linnemann zeigt. Wahlkreis für Wahlkreis.

			Jetzt ist nur noch westdeutsche Provinz offen: Viersen, eine niederrheinische CDU-Hochburg. Aber auch Mannheim und Flensburg, zwei Städte, in denen früher die SPD stark war. Wenn zu viele von deren enttäuschten Anhängern zu Wagenknecht wechseln, hat Merz vier Jahre lang die Grünen an der Backe. Und morgen früh keinen Generalsekretär mehr.

			Um 1.44 Uhr kommen die Zahlen: In Flensburg sind die Frustrierten vor allem zur AfD und zur Linken gegangen, weniger zum BSW. Ebenso in Mannheim. Am Ende fehlen Wagenknecht in ganz Deutschland nur wenige Tausend Stimmen, um in den Bundestag einzuziehen. Das BSW ist raus aus dem Parlament. Und damit sind die Grünen raus aus der Regierung Merz. Linnemann wird Generalsekretär bleiben. Das letzte Pils stürzt er.

			Carsten Linnemann ist 22 Jahre jünger als Friedrich Merz. Ihn einen Fan zu nennen, wäre eine Untertreibung. Ein Held war Merz für ihn in seiner politischen Jugend. Ein Held, der sich nie entzauberte. Denn als Linnemann und andere Christdemokraten seiner Generation selbst in politische Verantwortung und Ämter kamen, hatte sich Merz aus der Politik schon wieder verabschiedet. Sie blieben zurück mit Merkel. Die regierte immer. Aber immer seltener fühlte es sich für Linnemann und viele seiner Parteifreunde nach CDU an. Merz wurde in diesen langen Jahren zur Sehnsuchtsfigur für eine andere CDU, eine echtere. Ein belesener Christdemokrat pflegte Mitte der 2010er-Jahre den milden Spott, das Verhältnis der Generation Linnemann zu Merz erinnere ihn an die Barbarossa-Sage: Der gute Kaiser Friedrich ist gar nicht tot, sondern schläft im Kyffhäuser. Aber wenn sein Bart dreimal um den Tisch gewachsen ist, dann kehrt er zurück und führt das Reich zu alter Größe.

			Anders als Friedrich Barbarossa kehrte Friedrich Merz allerdings wirklich zurück. Linnemann half dabei tüchtig mit. Am Ende der Ära Merkel kämpfte er zweimal vergeblich dafür, dass Merz Parteivorsitzender würde, bis es im dritten Versuch doch noch gelang. Und dann, als sein Idol nach unbedachten Sprüchen und mit schlechten Beliebtheitswerten schon fast in diesem Amt gescheitert war, wurde er 2023 sein Generalsekretär. Er machte die Arbeit, auf die sein Idol selbst nie Lust hatte – rastlos bereiste Linnemann die Kreis- und Ortsverbände, von der Küste bis zur Schwäbischen Alb, vom Niederrhein bis in die Lausitz, um allen Parteifreunden die Botschaft zu bringen: Jetzt kommt CDU pur. Und es hat funktioniert. Jetzt wird Merz Kanzler. Für Linnemann geht ein Jugendtraum in Erfüllung.

			Doch was für ein Kanzler wird dieser Merz werden?

			Diese Frage stellen sich nicht nur seine Fans, sondern auch all diejenigen, die ihn ablehnen. Zuweilen schon seit ihrer Jugend, genauso leidenschaftlich, wie Linnemann ihn verehrt. Etwa Katharina Dröge. Die Fraktionsvorsitzende der Grünen war fünf Jahre alt, als Merz zum ersten Mal in den Bundestag gewählt wurde. Wie Linnemann gehört sie zur Generation, die unter Merkel politisch sozialisiert wurde, aber anders als dieser hat sie die Merkel-Jahre überwiegend in guter Erinnerung. Mit dem Schönheitsfehler, dass die Grünen mit dieser – aus ihrer Sicht großen – Kanzlerin nie gemeinsam regierten.

			Mittlerweile darf man diese Wertschätzung als Grüne auch offen bekennen, wenn man wie Dröge für den linken Flügel der Fraktion steht. Als ihr Vorvorgänger Jürgen Trittin 2024 seinen Abschied aus dem Bundestag feierte, hielt Merkel eine sehr charmante Rede. Für die grüne Sause damals schlug die Ex-Kanzlerin übrigens eine Einladung von Linnemann aus – zum CDU-Bundesparteitag, der zeitgleich stattfand.

			So sehr Dröge Merkel schätzt, so sehr kann sie Merz nicht leiden. Und dem scheint es ähnlich zu gehen. Jedenfalls ignoriert er sie nach der Bundestagswahl. Das ist erstaunlich. Ohne die Grünen gibt es ja keine Zweidrittelmehrheit im alten Bundestag. Für die gerade erst angekündigte spektakuläre Kehrtwende zur Reform der Schuldenbremse und das riesige Sondervermögen braucht Merz die Grünen.

			Und er braucht Dröge. Denn das Machtzentrum der Ökopartei verändert sich jetzt rasend schnell. In den Ampel-Jahren wurde die grüne Partei, kurz gesagt, von einer Chatgruppe des Messenger-Dienstes Signal gesteuert. Sechs Menschen schickten sich auf dieser Plattform regelmäßig Kurznachrichten, die sich nach einer Woche von selbst wieder löschten. Zwei von den sechs, Ricarda Lang und Omid Nouripour, sind als Parteivorsitzende schon vor der Wahl zurückgetreten. Zwei weitere, Robert Habeck und Annalena Baerbock, werden nach der Niederlage bei der Bundestagswahl die erste Reihe der Berliner Politik verlassen. So bleiben Britta Haßelmann und Katharina Dröge, die beiden Fraktionsvorsitzenden. Ausgerechnet die beiden, zu denen Merz keinen Draht hat.

			Beim Versuch, einen Gesprächsfaden zur neuen grünen Führung zu knüpfen, wird ein interessantes Muster beim neuen Kanzler erkennbar: Wenn Merz mit Menschen fremdelt, versucht er ihnen aus dem Weg zu gehen. Was im Alltag viele so machen, ist in der Politik keineswegs selbstverständlich. Im Gegenteil, wer Mehrheiten braucht, muss Brücken bauen, gerade in jene Milieus, die ganz anders ticken. Angela Merkel etwa war eine Meisterin darin, persönliche Verbindungen zu Menschen aufzubauen, die ihr fremd waren oder zunächst sogar feindlich gegenüberstanden. Zum Beispiel Saskia Esken: Die SPD-Linke setzte sich 2019 in einem Mitgliedervotum als neue Parteivorsitzende durch, weil sie versprochen hatte, die Große Koalition zu beenden. Schon nach dem ersten Koalitionsausschuss lud Merkel sie ein, noch etwas länger im Kanzleramt zu bleiben und bei einem Glas Rotwein über das Politikerinnenleben in »Männerparteien« zu klönen. Es fanden sich auch ein paar digitalpolitische Aufgaben für Esken. Die Große Koalition platzte nie.

			Ganz anders Merz. Er ignoriert Esken. Nach der Bundestagswahl ruft er nur bei ihrem Co-Vorsitzenden Klingbeil an. Am Sonntag gratuliert er ihm zum Geburtstag, am Dienstag zu seiner Wahl zum Fraktionsvorsitzenden. Eskens Telefon bleibt stumm. Genauso bei den Grünen. Hier gibt es keinen Mann, den Merz anrufen kann, aber Haßelmann hält er für etwas weniger links. Also kriegt sie alle Aufmerksamkeit, die Co-Vorsitzende Dröge wird einfach ignoriert. Als Lars Klingbeil bemerkt, wie einseitig sein künftiger Koalitionspartner kommuniziert, versucht er die Lücke zu füllen. Der SPD-Vorsitzende ruft Dröge regelmäßig an und schildert ihr den Stand der Verhandlungen.

			Dennoch ist Dröge beleidigt, dass Merz sie volle acht Tage lang nicht fragt, was die Grünen für ihre Zustimmung zur Grundgesetzänderung als Gegenleistung erwarten. Dann, bei einer Pressekonferenz der Spitzen von Union und SPD, wird deutlich, was sie wollen sollen: den Klimaschutz nachträglich in die schwarz-rote Einigung hineinverhandeln. Union und SPD haben das Wort »Klima« demonstrativ weggelassen, in ihren Statements wie auch auf der DIN-A4-Seite der schriftlichen Einigung.

			Ist das die Zukunft des Klimaschutzes? Gerade noch Querschnittsaufgabe mit eigenem Ministerium unter dem Vizekanzler, jetzt bloß ein Steckenpferd, mit dem die Grünen spielen dürfen? Nachdem die Erwachsenen die wichtigen Fragen geklärt haben? Der hält uns für doof, sagt Dröge zu Haßelmann.

			Einen Tag später bekommen die grünen Fraktionsvorsitzenden einen ersten Termin in Merz’ Büro in den Räumen der Unionsfraktion. Klingbeil und Dobrindt sind auch da. Dröge und Haßelmann sagen, das Wort »Klima« allein reiche nicht. Sie tragen detailliert vor, welche gesetzgeberischen Veränderungen sie bei der Reform der Schuldenbremse und dem neuen Sondervermögen verlangen. Merz macht sich nicht einmal Notizen.

			Vorher waren die Frauen sauer. Jetzt sind sie zornig. Sie würden Merz am liebsten auflaufen lassen. Aber haben sie die politische Kraft dazu? Nach der Wahlniederlage der Grünen auf Bundesebene ist absehbar, dass die innerpolitische Macht in die Länder wandern wird. Dort gibt es noch Regierungsbeteiligungen, also Gestaltungsmöglichkeiten und Posten. Die grünen Landespolitiker, die zumeist mit der CDU regieren, waren schon in den Ampel-Jahren viel pragmatischer eingestellt als die Bundestagsfraktion. Und jetzt haben sie ein Interesse daran, dass Merz seine Grundgesetzänderung bekommt. Denn dann fließen die Milliarden auch in die Provinz. In Baden-Württemberg etwa tritt der seit vierzehn Jahren regierende grüne Ministerpräsident Winfried Kretschmann bei der Landtagswahl im März 2026 nicht mehr an. Ein Sparhaushalt wäre kein schönes Umfeld für den Nachfolgekandidaten Cem Özdemir. Der ist noch Landwirtschaftsminister in der Regierung Scholz und klug genug, nicht persönlich Druck auf Dröge und Haßelmann auszuüben. Das erledigt Rudi Hoogvliet für ihn, der Bevollmächtigte des Landes Baden-Württemberg. Auch Danyal Bayaz, der Finanzminister im Ländle, bearbeitet die beiden telefonisch: Schluckt euren Ärger hinunter, Take the money and run! Mona Neubaur, die angesehene stellvertretende Ministerpräsidentin von Nordrhein-Westfalen, macht deutlich, dass sie es genauso sieht. Und Björn Fecker, der Finanzsenator von Bremen, der nicht mit der CDU regiert, sondern mit SPD und Linken.

			Vielleicht wären Dröge und Haßelmann eingeknickt. Aber nun springen ihnen zwei Männer bei, mit deren Hilfe niemand rechnen konnte, Robert Habeck und Markus Söder. Der grüne Vizekanzler hat jahrelang den Oberrealo gegeben und noch im Wahlkampf jeden Fauxpas von Merz schön- oder zumindest kleingeredet. Er wollte ja nach der Wahl mit ihm regieren. Aber jetzt, nach der Niederlage, ist damit Schluss. Habeck ist nicht nur sauer, weil er verloren hat. Er ist wütend, denn er findet, er habe unfair verloren. Die Union hat ihn erst madig gemacht als »schlechtesten Wirtschaftsminister aller Zeiten«. Und nach der Wahl haben sie alle seine Vorschläge übernommen. Höhe, Laufzeit und sogar der Name des Sondervermögens – alles original Habeck!

			Der gescheiterte Kanzlerkandidat fühlt sich um einen Sieg betrogen. Und spielt nun nicht mehr im Team Konzilianz. Vielmehr bestärkt er Katharina Dröge darin, Maximalforderungen zu stellen. Eine bizarre Wendung. Denn Dröge hatte in der Ampel-Regierung drei Jahre lang Habeck gequält, er dürfe gegenüber SPD und FDP nicht zu nachgiebig sein. Nun rät er ihr, das Gleiche zu tun bei Merz. Dass ausgerechnet Habeck das Lager der kompromissbereiten Realos verlässt und in dieser entscheidenden Frage zu den kategorischen Linken wechselt, ändert schon die Machtbalance bei den Grünen. Zum Kippen aber bringt sie erst Markus Söder.

			Denn dessen CSU veranstaltet wenige Stunden nach dem Gespräch in Merz’ Büro ihren politischen Aschermittwoch. 6000 Zuschauer warten in der Dreiländerhalle in Passau darauf, dass CSU-Politiker den politischen Gegner möglichst derb beschimpfen. Und als politischen Hauptgegner definiert die Söder-CSU offenbar weder die Linke noch die AfD, sondern die Grünen. Generalsekretär Martin Huber erklärt hämisch, sie seien nach ihrer Wahlniederlage »Ramschware«, Habeck könne ab jetzt »Kinderbücher von der Oppositionsbank« aus schreiben. Hubers Parolen werden im politischen Berlin aufmerksam wahrgenommen, mit wachsendem Entsetzen. »Hat der den Schuss nicht gehört?«, heißt es in einer Chatgruppe führender Christdemokraten. Einige glauben, Söder habe seinen Generalsekretär beauftragt, die niederen Instinkte im Saal voll zu befriedigen, damit er als Parteivorsitzender anschließend nicht auch noch auf die Grünen einschlagen müsse. Aber weit gefehlt, Söder legt sogar nach: »Ein Minister muss nicht alles wissen, aber ein Minister, der gar nichts weiß, den kannst du in Deutschland nicht brauchen«, mokiert er sich über Habeck. Und ruft ihm höhnisch zu: »Goodbye, gute Reise, auf Nimmerwiedersehen!«

			In der CDU bricht Panik aus. Will Söder Schwarz-Rot absichtlich scheitern lassen? Vielleicht, um Merz doch noch als Kanzler zu verhindern? Daniel Günther, der Ministerpräsident von Schleswig-Holstein, und Karin Prien, die stellvertretende Parteivorsitzende, rügen den CSU-Chef öffentlich. Aber für Dröge und Haßelmann liefern die bayerischen Schmähungen das, was sie brauchen. In dieser Atmosphäre gelingt es ihnen, ihre gerade noch kompromissbereiten Landesfürsten nun auf die harte Linie festzulegen.

			Am Freitag überreicht Merz den Grünen in seinem Büro einen Textentwurf, wie das Grundgesetz geändert werden soll, samt Begründung. Und siehe da, das Wort »Klima« ist eingefügt worden. Danke, sagt Dröge trocken: »Kennen wir schon aus dem Internet.« Am Tag zuvor war das Dokument an Journalisten durchgestochen worden. Ein Reporter hatte es hochgeladen, und die Metadaten verrieten seine Quelle. Unter »Bearbeiter« stand dort »Bayerische Staatskanzlei«. Merz bleibt ungerührt. Die Grünen müssen der Aufrüstung zustimmen, meint er, es geht doch gegen Putin. Und auch den Milliarden für die Infrastruktur, weil die Grünen doch schon immer dafür waren. Am Ende, so ist er überzeugt, würde die staatspolitische Verantwortung zählen, nicht die Streitigkeiten am Rande.

			Einen Tag später erhält Dröge eine Kurznachricht, um halb zwei mittags: »Die machen eine PK!« Die Nachricht kommt von Habeck. Ob der Vizekanzler von Schwarz-Rot informiert wurde oder einfach nur Nachrichtenfernsehen schaut, weiß Dröge nicht. Dort läuft auch schon die Meldung, Union und SPD würden in Kürze ihre Sondierungsergebnisse im Paul-Löbe-Haus, unweit des Reichstages, präsentieren.

			Dröge müsste eigentlich sofort telefonieren, aber das ist gerade schwierig. Denn sie sitzt im Berliner Olympiastadion, beim Spiel Hertha gegen Schalke 04, auf der Gegengerade mit Blick auf die Kurve der Gästefans. Dröge schwärmt seit ihrer Kindheit im Münsterland für Schalke. Ihr Bruder gehörte zeitweise der Ultra-Szene des Gelsenkirchener Traditionsvereins an.

			Als Habecks SMS eintrifft, läuft noch die erste Halbzeit. Schalke ist gerade 1:0 in Führung gegangen. Dröge bleibt bis zum Ende des Spiels, es wird noch richtig spannend, die Königsblauen retten den Auswärtssieg mit 2:1 über die Zeit. Auf dem Rückweg bleibt wenig Zeit zum Jubeln, denn die grüne Fraktionsvorsitzende erhält jetzt eine Nachricht nach der anderen, von vielen Journalisten, alle mit der gleichen Frage: »Nehmen Sie das Angebot an?«

			Aber Dröge weiß nichts von einem Angebot. Sie hat die Pressekonferenz von Schwarz-Rot nicht gesehen. Deren elfseitige Sondierungsergebnisse lässt sie sich auf das Handy schicken, aber darin wird ein Angebot nicht erwähnt. Sie ruft Britta Haßelmann an, ihre Co-Vorsitzende. Die Grüne, mit der Merz spricht. Doch Haßelmann ist gerade nicht zu erreichen, sie ist zum Wochenende in ihre westfälische Heimat gereist. Sie wandert auf dem Leberblümchenweg im Teutoburger Wald, dort gibt es keinen stabilen Mobilfunkempfang. Schalke gucken und wandern gehen – die Grünen hatten sich einen Tag freigenommen, weil sie von Schwarz-Rot nicht vorgewarnt wurden. Derweil sagt Merz in Berlin: »Ich habe Frau Haßelmann unmittelbar nach Ende unserer Sondierungsgespräche informiert.« Nach einer kurzen Pause fügt er hinzu: »Ich habe ihr eine Nachricht hinterlassen.«

			Diese Aussage löst in grünen Chatgruppen Rätselraten aus, Dröge sieht es auf dem Rückweg vom Stadion. Dort liest sie plötzlich, wie Haßelmann einem der Chatmitglieder zum Geburtstag gratuliert. Sie hat ihre Wanderung beendet und ihr Handy angeschaltet. Aber einer Gewohnheit folgend arbeitet Haßelmann ihre Nachrichten nach der Reihenfolge des Eingangs ab, die ältesten zuerst.

			Dröge ruft sie sofort an. »Du hast eine Nachricht von Merz, schau mal nach.« Haßelmann scrollt durch ihre Nachrichten: »Da ist nichts.« Da ist wirklich nichts. Denn Merz hat keine Textnachricht geschrieben, sondern einfach bei Haßelmann auf den Anrufbeantworter gesprochen. Die beiden Frauen lachen schallend. Sie wissen, das reicht, um die Grünen zur Ablehnung zu bewegen.

			Ein wichtiges Angebot auf dem AB zu hinterlassen und es anschließend öffentlich zu machen, gilt im politischen Berlin als krass unprofessionell. Niemand spricht dort mehr auf Mailboxen. Vermutlich seit Bundespräsident Christian Wulff dem damaligen Chefredakteur der Bild, Kai Diekmann, eine Nachricht auf Band sprach, die mit dem legendären Satz »Bin grad auf dem Weg zum Emir« begann und am Ende den Rücktritt des Staatsoberhauptes auslöste. Das war 2011. Damals war Merz schon nicht mehr dabei.

			Der Kanzler in spe glaubt immer noch, die grünen Stimmen im Sack zu haben: »Wenn ich es richtig einschätze, dann ist ja vieles von dem, um nicht zu sagen, fast alles, was wir da vorschlagen, auch von den Grünen in der letzten Wahlperiode schon einmal vorgetragen worden, wenn auch unter ganz anderen internationalen und globalen Umständen«, doziert er öffentlich. »Aber diese Zustände haben sich jetzt noch einmal so zugespitzt, dass die Zustimmung der Grünen eigentlich gerade jetzt sicher sein müsste.«

			Staatspolitische Verantwortung eben. Was Merz nicht weiß: Dröge und Haßelmann haben eine Idee entwickelt, wie sie ihm dieses Argument aus der Hand schlagen können. Zunächst in der grünen Sechsergruppe bei Signal schlagen sie vor, in der folgenden Woche einen eigenen Gesetzentwurf einzubringen, der Verteidigungsausgaben von der Schuldenbremse freistellt. Die zusätzlichen Milliarden für die Infrastruktur wollen sie hingegen nicht beschließen.

			Wieder eine spektakuläre Wende. Die Grünen wollen Geld für Panzer und Raketen, nicht aber für Brücken und die Bahn? In der Tat. Denn so können sie Schwarz-Rot spalten, indem nicht beschlossen wird, was die SPD der Union als Bedingung für die Koalition abgehandelt hat. Die Absicht ist klar: Merz kann nicht auf die SPD verzichten. Der Vorschlag erhöht also den Druck auf ihn, endlich mit den Grünen zu verhandeln.

			Ein verwegenes Manöver. Doch mittlerweile sind auch die grünen Landespolitiker verärgert. Die CSU hat nämlich jede Menge Extrawünsche für ihre Klientel schon ins Sondierungspapier geschrieben: Mütterrente, Subvention von Agrardiesel, Pendlerpauschale – diese Wohltaten sollen mit der neuen Verschuldung bezahlt werden.

			»Substitutionseffekte« – davor hatten die vier Ökonomen noch in ihrem Papier gewarnt, auf dessen Grundlage die Verschuldung beschlossen wurde. Gemeint ist eine Art Verschiebebahnhof. Investitionen, die bisher aus dem Bundeshaushalt gestemmt wurden, werden künftig aus dem Sondervermögen bezahlt. Das im normalen Etat frei gewordene Geld kann beliebig ausgegeben werden. Die Grünen fürchten, dass Merz auf diese Weise sogar noch seine im Wahlkampf versprochenen Steuersenkungen durchzieht. Am Ende ruft Habeck persönlich bei Winfried Kretschmann an und erwirkt dessen Segen für den Konfrontationskurs.

			Plötzlich nimmt Merz die Grünen ernst. Als Geste des guten Willens beschließt er, die anderen nicht in sein Büro zu bestellen, sondern seinerseits in Haßelmanns Büro zu kommen. Um sie geheim zu halten, werden die Termine für die Treffen fortan nicht in die Kalender der Spitzenpolitiker eingestellt. Aber es funktioniert nicht. Dutzende Kamerateams warten auf dem Flur der Grünen. Die Verhandler weichen in einen Besprechungsraum aus, der zwei Stockwerke darunter liegt. Dort hängen Devotionalien aus der Parteivergangenheit an der Wand. Anti-Atom-Aufkleber und Plakate, eines mit dem Porträt von Helmut Kohl samt Headline: »Über Italien lacht die Sonne, über Deutschland die ganze Welt.« Merz fühlt sich merklich unwohl, auch das Gespräch nimmt eine konfrontative Wendung, weil der CDU-Vorsitzende noch einmal auf das Ökonomenpapier zur Verschuldung zu sprechen kommt und einen Tonfall anschlägt, den Dröge als belehrend empfindet. Das kann sie als Feministin auf keinen Fall über sich ergehen lassen, meint sie. Als Merz »Professor Fuest« erwähnt, fällt sie ihm ins Wort: »Ich weiß, ich habe bei Fuest studiert.«

			Es ist Alexander Dobrindt, der Landesgruppenchef der CSU, der das Treffen beendet, bevor es zum großen Streit kommt. Und Dobrindt bleibt sitzen, nachdem Merz und Klingbeil gegangen sind. Um die Stimmung aufzuheitern, macht er Selfies vor dem grünen Wandschmuck. Der CSU-Landesgruppenchef grinsend mit Stoppt-Strauß-Button! Daraufhin bietet Haßelmann ihm eine Cola an, und man kommt ins Gespräch.

			Ab jetzt gibt es einen Gesprächskanal. Ausgerechnet Dobrindt, der als CSU-Generalsekretär 2013 einen so brutalen wie wirkungsvollen Anti-Grünen-Wahlkampf organisiert hatte, der sogar das damals schon längst überwundene Verständnis der Ökopartei für Pädophilie aus den Anfangsjahren in Erinnerung rief. Ausgerechnet Dobrindt, der 2018 die »konservative Revolution« forderte, um die gesellschaftliche Liberalisierung nach 1968 rückgängig zu machen. Ausgerechnet Dobrindt, der bald als Innenminister Flüchtlinge an der Grenze zurückweisen soll.

			Aber jetzt macht er erst einmal Small Talk, lästert mit den grünen Frauen über die AfD und sagt, als diese sich noch einmal über den harten Wahlkampf gegen Habeck beschweren: »Ach, ich kriege es doch auch ständig auf die Fresse von euch.« Dobrindt schlägt vor, die Verhandlungen in die Parlamentarische Gesellschaft zu verlegen. Da dürfen Journalisten nicht rein, und die Küche öffnet notfalls die ganze Nacht.

			Gelingt doch noch ein Kompromiss? Ausgerechnet der Grüne, der die Ökopartei stets in der Mitte positionieren wollte, argumentiert weiter dagegen. Soll Merz doch in der kommenden Legislaturperiode sein Glück versuchen und mit der Linken eine Mehrheit verhandeln, rät der noch immer gekränkte Habeck. Doch jetzt widerspricht ihm eine grüne Stimme aus der Vergangenheit, die noch mehr Gewicht hat. Joschka Fischer, der frühere Außenminister und Oberrealo, lässt sich im heute journal interviewen. In düsteren Farben malt er die Bedrohung der europäischen Demokratien durch Putin und Trump aus: »Wir haben keine fünf Minuten mehr Zeit!« Was er meint, ist klar: Eine Einigung muss her. Sofort.

			Am nächsten Morgen, es ist der 13. März, steht schon die erste Lesung der Gesetzentwürfe zur Änderung des Grundgesetzes im Bundestag an. In der Nacht zuvor hat die Union endlich ein konkretes Angebot unterbreitet: 50 Milliarden Euro aus dem Sondervermögen Infrastruktur sollen in den Klima- und Transformationsfonds überwiesen werden. Also in den Nebenhaushalt, mit dem Habeck Industriepolitik machte. Was die Union im Wahlkampf noch heftig kritisiert hat. In seiner Rede ruft Friedrich Merz dann fast flehend in Richtung Grüne aus: »Was wollen Sie eigentlich noch mehr?«

			Nun hebt Katharina Dröge zu einer Abrechnung mit Merz’ Politik an. Und mit seiner Person. Sie erinnert daran, dass er als Oppositionsführer noch wenige Wochen zuvor der alten Regierung genau das verweigerte, was er jetzt für seine Kanzlerschaft einfordert: die Reform der Schuldenbremse. »Sie haben dieses Angebot damals mehrfach abgelehnt«, ruft Dröge in den Saal: »Aus einem ganz einfachen Grund. Dieser Grund war Parteitaktik, dieser Grund war politisches Kalkül, und dieser Grund war Wahlkampf. Weil Sie noch nie in der Lage waren, die Interessen dieses Landes an die erste Stelle zu stellen und nicht Ihre eigenen. Und das unterscheidet uns von Ihnen.« Ein moralischer Sieg.

			Dieser Tag gehört Dröge und ihren Grünen. Aber in der Nacht wird weiterverhandelt. Von 21 Uhr bis 5 Uhr morgens in der Parlamentarischen Gesellschaft. Das entscheidende Gespräch führen Dobrindt und Dröge am frühen Morgen unter vier Augen.

			Auch das ist ein Muster, das später in den Koalitionsverhandlungen wiederkehrt und die Kanzlerschaft Merz’ fortan prägen dürfte: Anders als seine Vorgänger Merkel und Scholz stürzt Merz sich nicht ins Kleingedruckte. Er gibt vielmehr die Richtung vor und zieht rote Linien. So lehnt er die Forderung von Haßelmann und Dröge, das 500-Milliarden-Euro-Sondervermögen für Infrastruktur um weitere 200 Milliarden Euro für den Klima- und Transformationsfonds aufzustocken, kategorisch ab.

			Aber dann überlässt er Dobrindt die Details. Und wie schon beim Ringen mit der SPD staunen hinterher alle, zu welchen großen Zugeständnissen die Union bereit ist. Von der Schuldenbremse ausgenommen werden nicht nur Rüstungsausgaben für die Bundeswehr, sondern auch die in der Ampel so umstrittenen Hilfen für die Ukraine. Merz’ Angebot, fünfzig frische Milliarden in den Klima- und Transformationsfonds zu stecken, wird verdoppelt. Der Begriff »zusätzliche Investitionen« soll die Infrastruktur-Milliarden vor Zweckentfremdung schützen. Und das Ziel, Deutschland bis 2045 klimaneutral zu machen, wird ins Grundgesetz aufgenommen.

			Diese Sondierungsergebnisse verändern den Blick auf Friedrich Merz. Carsten Linnemann, der mit seinem Idol für die Schuldenbremse und eine Rücknahme des Verbrennerverbots in der EU gekämpft hat, muss nun Rekordschulden und Klimaschutz im Grundgesetz erklären. Und Katharina Dröge, die Merz im Wahlkampf als rechten Dinosaurier karikierte, konnte bei ihm in nur einer Woche Verhandlungen mehr durchsetzen als in drei Jahren Ampel-Koalition mit Olaf Scholz.

			Die eigentlichen Koalitionsverhandlungen beginnen erst jetzt, aber sie sind – nachdem die Finanzen schon geklärt sind – kaum mehr als ein Nachspiel. Merz wird dabei seiner Linie treu bleiben, sich nicht in Details zu verlieren. Zunächst toben sich Fachpolitiker in Arbeitsgemeinschaften aus. Jede AG bekommt die Vorgabe: »Schriftgröße 11, Schriftfarbe schwarz Calibri, Zeilenabstand 1,5«. Dies soll dem alten Trick vorbeugen, einfach die Schrift zu verkleinern, um mehr Text unterzubringen. Maximal fünfzehn Seiten dürfen es werden. Keine einzige AG hält sich daran.

			Immerhin, ein paar Tage lang wird Vertraulichkeit gewahrt. Die AG-Vorsitzenden laden die Papiere in eine speziell dafür eingerichtete Cloud hoch. Nur die wenigen Mitglieder einer Steuerungsgruppe haben darauf Zugriff. Doch ausgerechnet hier gibt es einen Maulwurf, jemand lädt die AG-Papiere aus der Cloud herunter und verteilt sie großzügig an Journalisten. Daraufhin wird der Versuch, die Koalitionsverhandlungen zu digitalisieren, abgebrochen.

			In der Endphase der Verhandlungen werden wieder Ausdrucke angefertigt und Papierkopien verteilt. Die Texte der AGs werden von den Spitzenpolitikern zu einem Gesamtdokument zusammengefügt, dafür werden sie abwechselnd vorgelesen. Für die SPD liest Klingbeil, manchmal löst ihn Generalsekretär Matthias Miersch ab. Bei der Union lesen Thorsten Frei und Alexander Dobrindt, manchmal auch Jens Spahn. Friedrich Merz liest nicht vor. Er macht auch so gut wie keine Anmerkungen zum Gelesenen.

			Ein »Redaktionsteam«, das den bisher gefundenen Konsens sprachlich glätten soll, hat schon mit der Arbeit begonnen. Da schickt die SPD am Sonntag, dem 6. April – eigentlich haben die Unterhändler einen freien Tag vereinbart – plötzlich ein Zahlentableau an die Union. Darin sind unterschiedliche Steuerarten aufgeführt, ebenso die Erhöhungen, die sich die SPD jeweils vorstellt, Erbschaftssteuer, Vermögenssteuer, Kapitalertragssteuer – alles dabei.

			Nach der Schuldenbremse steht nun das nächste Dogma der Union zur Disposition, keine Steuererhöhungen! Soll das etwa auch noch fallen? Linnemann schlägt am nächsten Morgen vor, die Führungsgremien der Unionsparteien zu Sondersitzungen zusammenzurufen. Dort könnten sich Merz und Söder die Legitimation holen, die Koalitionsverhandlungen abzubrechen. Doch der CSU-Chef weist dies zurück. »Wenn wir den Revolver auf den Tisch legen, müssen wir auch abdrücken wollen«, sagt Söder. Er will nicht abdrücken. Er will diese Koalition.

			In diesen Stunden brechen weltweit die Börsen ein. Trumps Ankündigung, die ganze Welt mit absurd hohen Zöllen zu belegen, löst Panik unter den Anlegern aus. Und ausgerechnet jetzt soll Deutschland demonstrativ die Steuern erhöhen?

			Andererseits, ausgerechnet jetzt die Koalitionsgespräche platzen zu lassen, wäre ein fatales Signal der Instabilität. Merz muss die Entscheidung treffen. Um 11 Uhr sollen die Verhandlungen beginnen, noch auf der Autobahn nach Berlin verfasst Merz im Dienstwagen ein kurzes Papier, mit dem er jede Steuererhöhung ausschließt. Jetzt hat es die SPD schriftlich.

			Wieder wird Dobrindt losgeschickt. Mit Klingbeil lotet er Lösungswege aus, und schon am Montagabend gelten die größten Knoten als gelöst. Die SPD verzichtet auf Steuererhöhungen, dafür bleibt die Rente in der jetzigen Höhe garantiert. Der Mindestlohn wird angehoben, dafür bekommt die Union eine härtere Migrationspolitik.

			Die Ressortverteilung spiegelt die Schwerpunkte: Friedrich Merz hat sich ein außenpolitisch schlagkräftiges Kanzleramt gebastelt, auch das Auswärtige Amt geht an die CDU. An den Grenzen soll Dobrindt als Innenminister nachholen, was Merkel 2015 versäumte: Zurückweisungen. Dafür erhält die SPD das mächtige Finanzministerium für Lars Klingbeil als Vizekanzler und behält das Arbeitsministerium.

			Die großen Sozialreformen, die schon unter Merkel von den Jüngeren in der Union vergeblich erhofft wurden, wird es wieder nicht geben. Für Rente, Gesundheit und Pflege sieht der Koalitionsvertrag nur die Einrichtung von Kommissionen vor, die sich Gedanken machen sollen. Das Wirtschaftsministerium wird arg gestutzt. Die Regierung Merz steht. Als Minister in diese Regierung einzutreten, lehnt Carsten Linnemann ab.

			*

			Die spektakulären Hintergründe für seine politische Kehrtwende bei der Schuldenbremse und die Art, wie er hinter den Kulissen die Verhandlungen geführt hat – sie geben einen Einblick, wie Friedrich Merz, der neue Kanzler, handelt und was ihn bewegt. Nicht zuletzt unter dem Druck der äußeren Umstände. Wie sehr Merz aber von den Ereignissen und seiner Art, politisch zu handeln, auch getrieben wird, zeigt sich auf dramatische Weise im Umgang mit den Rechtsextremen, schon in den Wochen vor der Bundestagswahl. Es wird seine Partei fast zerreißen. Und eine schwere Belastung für seine zukünftige Regierung.

		

	
		
			3 
Die Bluttat

			Am 20. Dezember 2024 ist Friedrich Merz schon in Weihnachtsstimmung. Es ist Freitagnachmittag, die letzte Sitzungswoche des Bundestages in diesem Jahr geht gerade zu Ende. Obwohl Merz in gut zwei Monaten zum Bundeskanzler gewählt werden will, hat er seine führenden Wahlkämpfer gebeten, es über die Feiertage ruhig angehen zu lassen. Die Bürger wollen über Weihnachten mit Politik nicht behelligt werden. Er selbst möchte das auch nicht. Er wird mit seiner Frau zu seinen Kindern reisen und freut sich auf die Enkel. Merz hat sieben Enkelkinder, das älteste ist fast volljährig, das jüngste wurde erst vor wenigen Monaten geboren.

			Der Kanzler in spe kann es sich leisten zu entspannen. Seine Kandidatur läuft sehr gut. An diesem Morgen hat das Institut für Demoskopie in Allensbach die neue Sonntagsfrage veröffentlicht: 36 Prozent würden sich für die Union entscheiden, wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre. Die SPD steht bei 16 Prozent. Amtsinhaber Olaf Scholz agiert zunehmend verzweifelt, Anfang der Woche hat er im Bundestag die Vertrauensfrage verloren. Zuvor hatte er eine rechthaberische Rede gehalten und am Abend in den Tagesthemen gesagt: »Fritze Merz erzählt gern Tünkram.« Die Verballhornung soll den Herausforderer treffen. Aber die meisten Kommentatoren rügen Scholz dafür. Der Kanzler kopiere damit Donald Trump. Der verspottet seine politischen Rivalen als »Sleepy Joe«, »Laughin’ Kamala« oder »Crooked Hillary«.

			Während Scholz in die unterste Schublade greift, gewinnt Merz an Flughöhe, auch im wörtlichen Sinne. Er nutzt ausgiebig die Flugbereitschaft der Bundeswehr für seine Auslandsreisen. Den Fraktionsvorsitzenden im Bundestag steht dies rechtlich zu. Die Parlamentarier überlassen dieses Privileg des repräsentativen Einschwebens im Regelfall jedoch den Mitgliedern der Bundesregierung. In der gesamten Legislaturperiode haben die Fraktionschefs von FDP, Grünen und Linke die Flugbereitschaft kein einziges Mal genutzt, der Fraktionsvorsitzende der SPD lediglich einmal. Und Merz? Hob als Oppositionsführer dreißig Mal mit dem Regierungsflieger ab. Er ist noch nicht Kanzler, probiert aber schon mal, wie sich das anfühlt.

			Vor einer Woche ist Merz von Wolodymyr Selenskyj im Präsidentenpalast in Kiew empfangen worden – mit anschließender gemeinsamer Pressekonferenz, wie sie sonst nur Regierungschefs gewährt wird. Danach ging es weiter nach Warschau, wo sich Premierminister Donald Tusk demonstrativ lange Zeit für ihn genommen hat. Der Kanzler hingegen ist von Emmanuel Macron nicht einmal mehr zur feierlichen Eröffnung der wiederaufgebauten Kathedrale von Notre-Dame Anfang Dezember in Paris eingeladen worden, wo sich die Führer des Westens trafen.

			Olaf Scholz scheint schon geschlagen. Und – fast genauso wichtig für Merz – Markus Söder hat endgültig akzeptiert, dass er nicht der nächste Kanzler werden wird. Vor der letzten Bundestagswahl 2021 konnte der bayerische Ministerpräsident einfach nicht verwinden, dass ihm Armin Laschet die Kanzlerkandidatur der Union weggeschnappt hatte. Söder sabotierte dessen Wahlkampf durch endlose Sticheleien bis zur Niederlage. »Mit mir machst du das nicht!«, hatte Merz Söder bei einem Besuch am bayerischen Kirchsee ins Gesicht gesagt, noch bevor er überhaupt zum CDU-Vorsitzenden gewählt war. Nach einigen vergeblichen Versuchen, Merz’ Autorität zu untergraben, überließ ihm der ewige Querulant Söder die Kanzlerkandidatur. Der bayerische Ministerpräsident war nicht etwa loyal geworden, er hatte sich nur dem Stärkeren gebeugt.

			Und jetzt, im Dezember 2024, zitiert Merz genüsslich die Zahlen einer Umfrage, die in Bayern erhoben worden sind: 45 Prozent wollen bei der Bundestagswahl CSU und damit den Kanzlerkandidaten Friedrich Merz wählen. Bei der Landtagswahl im vergangenen Jahr mit Markus Söder als Spitzenkandidat waren es nur 37 Prozent für die CSU. Das bedeutet: Merz hängt Söder ab – sogar in dessen Heimat.

			Zuletzt hatte sich der frustrierte bayerische Ministerpräsident auf das Bashing der Grünen konzentriert. Die Ökopartei soll für den Wahlkampf als Feindbild aufgebaut werden. Dafür müsse die Union eine Koalition mit den Grünen nach der Wahl ausschließen, fordert Söder. Merz aber verfolgt eine andere Strategie. Er will nach der Wahl mit SPD und Grünen parallel sondieren und so einen Unterbietungswettbewerb der beiden linken Parteien auslösen: Wer mehr von der eigenen Programmatik opfert und mehr »Union pur« absegnet, darf mitregieren. Deshalb will Merz im Wahlkampf Schwarz-Grün nicht ausschließen. Auch in diesem Punkt setzt er sich durch. Söder muss die Sprachregelung von Merz übernehmen: »Mit diesen Grünen kann man nicht regieren.« Das lässt die Möglichkeit offen, nach der Wahl doch noch mit der Ökopartei zu koalieren. Merz und Söder müssten in diesem Fall nur behaupten, die Grünen hätten sich in den Koalitionsverhandlungen verändert.

			Vielleicht geht es sogar ganz ohne linke Partner? Merz verkündet, er ziele auf ein Ergebnis »in der oberen Hälfte der Dreißiger«. Manche in der CDU träumen von noch mehr. »Wir können im Januar einen bold move auf die absolute Mehrheit wagen«, sagt Jens Spahn in einer internen Runde. Was im Lichte des späteren Wahlergebnisses vermessen oder gar verrückt erscheint, klingt vor der Wahl gar nicht so realitätsfern: Sollten die FDP, die Linke und das BSW jeweils knapp unter 5 Prozent bleiben, fielen ihre sowie die Stimmen vieler Kleinparteien unter den Tisch. So könnte man im Parlament schon mit knapp über 40 Prozent eine Mehrheit erreichen. Mancher Christdemokrat erinnert sich an 2013: Damals scheiterten FDP und AfD knapp an der 5-Prozent-Hürde, Angela Merkel holte mit 41,5 Prozent der Wählerstimmen 311 Sitze im Bundestag – von insgesamt 631 Sitzen. Das waren über 49 Prozent – zur absoluten Mehrheit im Parlament fehlten nur fünf Sitze.

			Wenn da nur nicht die AfD wäre! Nur wegen der extremen Rechten sind die Parteien der gescheiterten Ampel-Regierung überhaupt noch im Spiel, glaubt Merz. »Wer AfD wählt, stärkt Rot und Grün«, predigt er bei jedem Wahlkampfauftritt. Die Stimmen für Alice Weidel & Co. seien verschwendet, da niemand mit den Rechtspopulisten koalieren werde. Damit auch ja kein Zweifel daran aufkommt, hat Friedrich Merz eine Zusammenarbeit mit der AfD glasklar ausgeschlossen. Nach dem Scheitern der Regierung hat er vom Rednerpult des Bundestages aus die anderen Fraktionen in schneidendem Ton aufgefordert, gemeinsam sicherzustellen, dass »weder bei der Bestimmung der Tagesordnung noch bei den Abstimmungen in der Sache hier im Haus auch nur ein einziges Mal eine zufällige oder tatsächlich herbeigeführte Mehrheit mit denen da von der AfD zustande kommt«.

			»Mit denen da« – das ist der Ton, in dem Friedrich Merz über die AfD spricht. Er hat für sie nur Verachtung übrig: »Diese Partei ist ausländerfeindlich. Diese Partei ist antisemitisch. Wir haben mit diesen Leuten nichts zu tun.« Den Abgeordneten der AfD geht er im Reichstag aus dem Weg. Als Alice Weidel, die Fraktionsvorsitzende, einmal in einen Aufzug stieg, in dem Merz schon stand, grüßte sie ihn demonstrativ. Merz schaute daraufhin zu Boden und schwieg.

			Er sieht das so: Adenauer und Kohl haben aus den Trümmern des Zweiten Weltkriegs die Europäische Union aufgebaut, die Freiheit in der NATO verteidigt und die Versöhnung mit dem jüdischen Volk vorangetrieben – all das, was jedem Christdemokraten, auch Friedrich Merz persönlich, heilig ist, droht die AfD zu zerstören. Den Aufschwung des Rechtspopulismus hält Merz für ein großes Unglück – für ganz Europa, für Deutschland mit seiner Geschichte noch einmal besonders. Ein Unglück, für das Angela Merkel mit ihrer törichten Migrationspolitik Verantwortung trägt, wie Merz glaubt. »Rechts von CDU/CSU darf es keine demokratisch legitimierte Partei geben«, hatte Franz Josef Strauß einst gesagt. Dieses Diktum galt in der Union über Jahrzehnte – bis Angela Merkel es infrage stellte. Sie verschob die CDU so weit nach links, dass rechts von ihr genug Platz für eine neue Partei entstand. »Die AfD als Chance der Union«, so war ein Thesenpapier des Mannheimer Wahlforschers Matthias Jung im Jahr 2015 überschrieben. Darin heißt es: »Zum einen wird ihre Fokussierung (der CDU, R.A.) auf die politische Mitte glaubwürdiger, wenn rechtspopulistische Positionen außerhalb der Union ihre Heimat finden. Und zum anderen wird es schwerer für Rot-(Rot-)Grün, zu parlamentarischen Mehrheiten zu kommen.« Der Wahlforscher Jung unterstützte mit dieser Argumentation den Modernisierungskurs Merkels. Die damalige CDU-Vorsitzende lud Jung im April 2016 zu einem Vortrag in ihren Parteivorstand ein, unmittelbar nach drei Landtagswahlen, die der AfD den Durchbruch auch in westdeutschen Flächenländern gebracht hatten.

			Friedrich Merz hingegen lässt sich heute die demoskopischen Karten von Renate Köcher legen, der konservativen Chefin von Allensbach, dem altehrwürdigen Meinungsforschungsinstitut am Bodensee. Köchers Vorgängerin, die legendäre Elisabeth Noelle-Neumann, hatte das Vertrauen von Helmut Kohl genossen. Renate Köcher empfiehlt zur Korrektur von Merkels Linksverschiebung keinen Rechtsruck, sondern die Besinnung auf bürgerliche Zielgruppen. Auch Kohl hatte seine vielen Wahlsiege in der Mitte errungen.

			Genau das legt Köcher jetzt nahe – trotz der Polarisierung der Gesellschaft und des Geschreis im Netz. Die Allensbach-Chefin hat eine Potenzialanalyse für Merz angefertigt. Demnach könne die Union von der AfD im besten Fall lediglich 8 Prozentpunkte zurückerobern – von den Parteien der Ampel-Koalition hingegen 23 Prozent. Mit diesen Zahlen sowie vielen Grafiken bewaffnet, referiert Köcher mehrfach vor dem CDU-Vorstand ihre zentrale Botschaft: »Setzen Sie im Wahlkampf auf das Thema Wirtschaft, nicht auf das Thema Migration!« Mit scharfer Rhetorik gegen Asylbewerber könne die Union beim Wähler nicht punkten. Das sei außerdem unglaubwürdig, weil sich alle noch an Merkels Willkommenskultur erinnern würden. Wenn sich die Parteien der Mitte über Grenzschließungen, Zurückweisungen und Abschiebungen stritten, würden stets die Umfragewerte der AfD steigen, weist Köcher nach. Wenn sich das Thema illegale Migration gar nicht vermeiden ließe, sollten sich Unionspolitiker dabei auf die sicherheitspolitischen Aspekte konzentrieren. Auf diesem Feld gebe es für die Union noch eine »Kompetenzvermutung«, wie Demoskopen das nennen.

			Der CDU-Vorsitzende Friedrich Merz sieht es genauso, aber nicht alle in den Führungen der beiden Unionsparteien teilen seine Ansicht. Vor allem Jens Spahn, ein früher Kritiker der Politik der offenen Grenzen, sieht es anders, auch Alexander Dobrindt, der schon 2015 als Generalsekretär an der Seite von CSU-Chef Horst Seehofer gegen die Kanzlerin gestritten hatte. Spahn und Dobrindt glauben, die Migration sei die »Mutter aller Probleme«, wie es Seehofer einst formuliert hatte. Die Deutschen sehnten sich zuerst und vor allem nach einer Änderung der Flüchtlingspolitik. Spahn und Dobrindt warnen, die Union dürfe das Thema keinesfalls Alice Weidel und der AfD überlassen. Einige vom liberalen Flügel der CDU verdächtigen die beiden Männer, sie würden mit der AfD am liebsten gemeinsame Sache machen. Denn mit SPD oder Grünen könne die Union die Grenzen ja eh nicht schließen. Das ginge nur mit der AfD. Vor einer Bundestagswahl hat jedoch der Kanzlerkandidat das Sagen. Und Merz’ Botschaft ist klar: Wir führen keinen Migrationswahlkampf! Stattdessen verspricht die Union Steuersenkungen für Unternehmen und Bürger, Bürokratieabbau und vor allem mehr wirtschaftliches Wachstum. Bislang ist der Plan voll aufgegangen.

			So sagt Friedrich Merz schon am Nachmittag dieses 20. Dezember 2024 dem Berliner Regierungsviertel für dieses Jahr zufrieden Lebewohl. Er fährt nach Hause ins Sauerland. Er ist fast schon angekommen, da simst ihm ein Mitarbeiter eine Eilmeldung auf sein Handy: Um 19.02 Uhr ist ein schwarzer BMW X3 in Magdeburg in einen Weihnachtsmarkt gerast. Solche Veranstaltungen sind in Deutschland mittlerweile zwar durch Betonsperren geschützt, seit 2016 der islamistische Attentäter Anis Amri, ein Asylbewerber aus Tunesien, einen Lastwagen in einen Weihnachtsmarkt an der Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche in Berlin gesteuert und 13 Menschen getötet hatte. Doch in Magdeburg ist ein Rettungsweg für Notfälle frei gehalten worden. Den hat der Täter ausgenutzt, ist 300 Meter durch eine Besuchermenge gedonnert, hat dabei sechs Menschen getötet und 299 zum Teil schwer verletzt. Wieder ist der Täter ein Asylbewerber, diesmal aus Saudi-Arabien.

			Merz telefoniert noch im Auto mit Reiner Haseloff, dem Ministerpräsidenten von Sachsen-Anhalt, anschließend spricht er mit Söder und Dobrindt. Als er zu Hause angekommen ist, telefoniert er mit dem Bundeskanzler. In der Zwischenzeit melden sich Fernsehleute bei der CDU-Pressestelle und fragen, ob sie ein Kamerateam ins Sauerland schicken dürfen, um ein Statement vom Oppositionsführer aufzunehmen. Doch Merz lehnt ab und belässt es bei einem Post in den sozialen Medien: »Das sind sehr bedrückende Nachrichten.« Der Ton ist bewusst nachdenklich gehalten. Kurz vor Mitternacht beraumt er kurzfristig eine Telefonkonferenz des CDU-Präsidiums an. Er bittet alle, sich mit vorschnellen Bewertungen zurückzuhalten.

			Merz hat nur eine kurze Nacht, am frühen Morgen geht es schon wieder auf die Autobahn. Er lässt sich nach Magdeburg fahren. Dort nimmt er, genauso wie der Bundeskanzler, an einer außerordentlichen Sitzung der Landesregierung teil. Danach gehen alle Politiker gemeinsam zum Magdeburger Dom, um einen Trauergottesdienst zu feiern. Auf dem Weg dorthin laufen sie über den Weihnachtsmarkt, den Ort des Anschlags. Überall sind Kameras, trotzdem hält sich Merz zurück, er geht bewusst drei Schritte hinter Scholz und Haseloff. Er überlässt ihnen später auch die Statements fürs Fernsehen.

			An diesem Morgen sollte der Oppositionsführer kein politischer Akteur sein, findet Merz. Er konzentriert sich aufs Beobachten, und was er sieht, ist schrecklich. Die Schneise der Verwüstung, die der Täter mit dem Auto hinterlassen hat, ist über 300 Meter lang. Die Tatortreiniger sind mit ihrer Arbeit noch nicht fertig. Auf dem Asphalt klebt das Blut der Opfer, Kleidungsstücke liegen herum, eine Puppe, blutverschmiertes Verbandszeug. Ein neunjähriges Kind ist überfahren worden, unter den Toten sind einige Mütter. Haseloff erzählt Merz, dass auf den Intensivstationen mehrere Kinder noch um ihr Leben ringen würden. Der 71-jährige Haseloff ist der dienstälteste Ministerpräsident Deutschlands, ein knorriger Katholik, der sich in der DDR trotz seiner systemkritischen Haltung als Physiker nicht unterkriegen ließ. Er hat schon viel gesehen. Heute wirkt er verstört.

			Später wird Merz immer wieder von einem Dialog zwischen Haseloff und Scholz berichten, dessen stummer Zeuge er an diesem Morgen im Kabinettssaal der Landesregierung war. »Es ist jetzt genug geredet worden«, sagte der Ministerpräsident, »wir müssen etwas tun.« Der Kanzler antwortete: »Ja.« Dann ließ er ein paar unkonkrete Bemerkungen fallen, woraufhin Haseloff insistierte: »Es muss etwas geschehen. Wir können nicht zur Tagesordnung übergehen!« Scholz setzte zu einer längeren Antwort an und sprach schließlich über »die Sicherheitskonzepte für Weihnachtsmärkte«. Da unterbrach ihn der Ministerpräsident barsch: »Darum geht es gar nicht!« Haseloff wollte nicht mehr nur über die Sicherheit reden. Sondern über Migration und gewaltbereite Asylbewerber.

			Friedrich Merz hält sich weiter zurück. Auf der Plattform X schreibt er, Politiker seien verpflichtet, »zunächst innezuhalten und erst auf der Basis gesicherter Erkenntnisse zu beurteilen, was gestern geschehen ist«. Im Netz tobt da bereits ein Sturm der Desinformation. Der Rechtsextremist Martin Sellner, dessen Begriff »Remigration« sich Weidels AfD im Wahlkampf explizit zu eigen machen wird, behauptet, der Täter sei ein Syrer gewesen. Andere fremdenfeindliche Accounts schreiben ohne jeden Beleg, der Täter sei nach Merkels Grenzöffnung 2015 ins Land gekommen und habe bei seiner Verhaftung »Allahu Akbar« gerufen. Nichts davon stimmt. Der Mörder war 2006 aus Saudi-Arabien mit einem Visum für eine medizinische Ausbildung nach Deutschland gekommen, hatte als Arzt gearbeitet und erst zehn Jahre später einen Asylantrag gestellt. Er wollte nicht in seine streng religiöse Heimat zurückkehren. Später radikalisierte er sich, fiel als Islamkritiker auf, lobte Donald Trump und sympathisierte mit der AfD.

			In den sozialen Netzwerken werden diese von Journalisten recherchierten Fakten geleugnet. Elon Musk, der Besitzer von X, lässt seine Algorithmen Falschinformationen verbreiten. Er selbst postet: »Die Medien lügen erneut.« Die Behauptung, es handele sich um einen islamistischen Anschlag, repostet er, obwohl sie bereits widerlegt ist. Und Musk hat plötzlich auch Friedrich Merz auf dem Kieker. »Nur die AfD kann Deutschland retten«, schreibt er. Dazu teilt er ein Video einer rechtsextremen Influencerin, die sich über den CDU-Vorsitzenden aufregt, weil Merz in einer Talkshow auf Distanz zu Musk gegangen war. Merz plane eine Koalition mit dem »schwachsinnigen Robert Habeck« anstatt mit der AfD, lautet die vom US-Milliardär millionenfach weiterverbreitete Anklage. Damit befeuere er den »Selbstmord Deutschlands«.

			Merz lässt sich nicht provozieren. In zwei Schaltkonferenzen schwört er seine Führungsspitze darauf ein, nicht vom Plan abzuweichen: Es sei besser, über Wirtschaftsreformen zu sprechen als über Migration. Wenn es gar nicht anders gehe, dann solle der Aspekt der Sicherheit betont werden. So tut es am nächsten Morgen der Merz-Vertraute Thorsten Frei in einem Interview: »Die Ampel-Koalition hat in den vergangenen drei Jahren leider dazu beigetragen, Misstrauen gegen unsere Sicherheitskräfte zu säen, statt unsere Beamten zu stärken.«

			Das Weihnachtsfest ist für Merz gelaufen. Die gesellschaftliche Stimmung, für die Union gerade noch günstig, kippt. Sie verschiebt sich zugunsten der AfD. Deutschland redet nicht mehr über die schwierige wirtschaftliche Lage, sondern über Flüchtlinge. Die Welt gibt – gegen den erbitterten Widerspruch der eigenen Redaktion – Elon Musk die Gelegenheit, seinen Wahlaufruf für die AfD in der Zeitung zu wiederholen. Die eben noch gesellschaftlich stigmatisierte AfD-Kanzlerkandidatin kann sich nun der Fürsprache des reichsten Mannes der Welt und des Trump-Lagers erfreuen. Ende Januar ist Weidel zum ersten Mal zum »Welt-Wirtschaftsgipfel« im Axel-Springer-Verlag eingeladen, bei dem jedes Jahr Kanzler, Oppositionsführer und andere Spitzenpolitiker hinter verschlossenen Türen mit den CEOs der wichtigsten deutschen Konzerne über die Lage des Landes debattieren. Auch Musk wird als Gast angekündigt, später aber nur per Video live zugeschaltet.

			Der Milliardär, von Trump damit beauftragt, den amerikanischen Staatsapparat radikal zurückzubauen und von Andersdenkenden zu säubern, entdeckt jetzt auch die politische Mitte in Deutschland als Feindbild. Der Kanzler sei ein »unfähiger Idiot«, schreibt Musk auf X, der Bundespräsident ein »undemokratischer Tyrann«. Das reiht sich ein in die Angriffe auf den Kanadier Justin Trudeau und den Briten Keir Starmer. Musk hat die Regierungschefs westlicher Demokratien im Visier und fördert deren rechtspopulistische oder gar rechtsradikale Herausforderer.

			Merz reagiert scharf auf Musks Einmischung in die deutschen Angelegenheiten. Sie seien »übergriffig und anmaßend«. »Was in diesem Wahlkampf passiert ist, kann nicht unwidersprochen bleiben«, sagt er, wohl nicht zufällig, im Wall Street Journal, einer konservativen amerikanischen Zeitung, die den Republikanern nahesteht. »Es kann eine politische Antwort sein. Es kann eine rechtliche Antwort sein. Ich will das nach diesem Wahlkampf in Ruhe analysieren«, sagt Merz dem Blatt. Sogar Konsequenzen für Teslas »Gigafactory« im brandenburgischen Grünheide, eine mit viel Steuergeld subventionierte Fabrik, in der Musks Firma E-Autos baut, lässt Merz »bewusst offen«. Das gibt einen Hinweis darauf, wie sich Friedrich Merz als Kanzler den Umgang mit Donald Trump und seiner aus Oligarchen bestehenden Umgebung vorstellt: Weil sie in Staatsangelegenheiten ihre geschäftlichen Interessen stets mitdenken, will er es auch tun und scheut dabei vor Drohungen nicht zurück. Gegenhalten statt Unterwerfungsgesten.

			Über die Weihnachtsfeiertage kommt Merz doch noch ins Grübeln. Die Bilder aus Magdeburg haben sich ihm eingebrannt. Er denkt an die Attentate der vergangenen Jahre zurück, die sich in immer kürzerer Abfolge ereignet haben. In Mannheim hatte im Mai 2024 ein Afghane einen Islamkritiker angegriffen und den zu Hilfe eilenden Polizisten Rouven Laur erstochen. Der Beamte war erst 29 Jahre alt, stammte aus Neckarbischofsheim und war ein persönlicher Bekannter von Moritz Oppelt, dem örtlichen CDU-Bundestagsabgeordneten, selbst erst 35 Jahre alt. Merz hatte damals mit seinem jungen Fraktionsmitglied ein langes Gespräch über das Opfer geführt und Oppelt zu einer emotionalen Rede im Bundestag ermuntert. »Es ist an der Zeit, dass wir in Berlin Verantwortung übernehmen – Verantwortung für die Zustände in unserem Land, insbesondere in unseren Großstädten, in die wir unsere Polizisten Tag für Tag schicken«, hatte Oppelt in seiner Rede gesagt. »Wir schulden es ihnen, dass wir jetzt entschlossen handeln, dass wir unsere Migrationspolitik den tatsächlichen Aufnahmekapazitäten in unserem Land anpassen.«

			Einen Monat später war es zu einem Tötungsdelikt im Kurpark von Bad Oeynhausen gekommen, hauptverdächtig war ein 18-jähriger Syrer, der im Rahmen einer Familienzusammenführung nach Deutschland gekommen war. Diesmal hatte Merz selbst im Parlament gesprochen: »Wohin entwickelt sich unser Land? Und wie lange hält unsere Gesellschaft die seit Jahren ungesteuerte Migration noch aus?« Wenn nicht bald etwas geschehe, »zerstört das die Grundlage unseres gedeihlichen Zusammenlebens«. Im August 2024 dann die nächste Attacke: In Solingen hatte ein junger Syrer mit dem Messer auf Besucher eines Stadtfestes eingestochen, drei Menschen starben. Wieder war der Täter ein abgelehnter Asylbewerber, der einfach in Deutschland geblieben war. Auf der Trauerfeier hatte Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier gesprochen: »Die Begrenzung der Migration ist die zentrale Aufgabe der nächsten Jahre.«

			Emotional genauso erschütternd wie die Morde in Deutschland waren für Friedrich Merz der Terroranschlag der Hamas am 7. Oktober 2023 und die Ereignisse in den Monaten danach. Terroristen hatten an jenem Tag den Zaun, der den Gazastreifen von Israel trennt, durchbrochen, über 1200 Menschen ermordet sowie mehr als 240 Menschen gekidnappt und verschleppt. Auf der Sonnenallee, der großen nahöstlich geprägten Straße in Berlin-Neukölln, waren daraufhin Süßigkeiten an Passanten verteilt und der Angriff der Terroristen als »Widerstand des palästinensischen Volkes« gefeiert worden. Immer wieder in den nächsten Wochen und Monaten hatte es in Neukölln Demonstrationen gegeben, bei denen antisemitische Slogans gerufen worden sind. Nicht nur in Berlin geborene Araber, auch linke Studenten aus ganz Europa und amerikanische Hipster skandierten dort Parolen gegen den Judenstaat.

			Auf Merz wirkte es so, als sei der in Deutschland mühsam überwundene Antisemitismus wieder da – neu eingewandert aus dem Nahen Osten. Allein in den ersten Tagen nach dem 7. Oktober 2023 hatte es in der Hauptstadt siebzig antisemitische Vorfälle und einen Brandanschlag auf eine Synagoge gegeben. Wohnungen von Juden waren mit Davidsternen markiert worden. In einem Oberstufenkurs im jüdischen Moses-Mendelssohn-Gymnasium, den Merz besucht hatte, erzählten die Schüler, dass sie sich mit einer Kippa auf dem Kopf nicht mehr auf die Straße trauen und ihre Ketten mit dem Davidstern abnehmen würden. In der U-Bahn hätten sie Angst, und wenn die Hamas im Gaza-Streifen einen »Tag des Zorns« ausrufe, würden sie in Berlin vorsichtshalber zu Hause bleiben.

			Der »eingewanderte Antisemitismus« wühlt viele in der Union auf. Christdemokraten haben in der Regel ein positives Verhältnis zu Herkunft und Tradition. Solche heimatverbundenen Menschen brauchen – etwa als Heranwachsende – besonders viel Kraft, um in ihr Bild vom Vaterland die Erkenntnis zu integrieren, dass Deutsche mit der Shoa ein Menschheitsverbrechen begangen haben. Wenn diese persönliche Vergangenheitsbewältigung gelingt, wird das »Nie wieder!« oft Teil der eigenen Identität – und kämpferisch verteidigt. Als die Junge Union im Oktober 2023 ihren »Deutschlandtag« ganz im Stile einer Israel-Solidaritätsveranstaltung abhielt, verspotteten Rechtspopulisten das als »Ersatzpatriotismus«. Die AfD versteht nicht, dass die Verteidigung Israels die Liebe zu Deutschland nicht ersetzt, sondern zu ihr gehört. Angela Merkels Überzeugung, dass das Existenzrecht des jüdischen Staates zur Staatsräson der Bundesrepublik gehört, wird von vielen Christdemokraten geteilt und tief empfunden. Auf dem »Deutschlandtag« der Jungen Union ließ sich Merz von der proisraelischen Stimmung beeindrucken und mitreißen. Als er in seiner Rede vom Besuch im Moses-Mendelssohn-Gymnasium erzählte, brach ihm die Stimme. Er war den Tränen nahe. Er forderte, jede Einbürgerung in Deutschland mit einem Bekenntnis zum Existenzrecht Israels zu verbinden. »Wer das nicht unterschreibt«, sagte er, »hat in Deutschland nichts zu suchen!«

			All das geht Merz zum Jahreswechsel 2024/2025 noch einmal durch den Kopf. Das Aus der Ampel-Regierung und die Wirtschaftskrise sind durch den Anschlag auf den Magdeburger Weihnachtsmarkt im Bewusstsein der Bürger in den Hintergrund getreten. Im neuen Jahr zündet der Wahlkampf der Union einfach nicht mehr. Obwohl die Grünen in Erklärungsnot kommen, weil sie Sozialversicherungsbeiträge auch auf Kapitalerträge erheben wollen und Olaf Scholz mit einer Blockade von Milliardenhilfen für die Ukraine viele empört, steigen die Umfragewerte der Union nicht mehr. Jetzt klettert nur noch die AfD nach oben. Zum ersten Mal darf ihre Kanzlerkandidatin an den traditionellen Fernsehduellen vor einer Bundestagswahl teilnehmen. Erweitert zu einem Triell oder gar Quadrell, finden sie in diesem Wahlkampf besonders häufig statt.

			Fast täglich ist Alice Weidel jetzt im Fernsehen zu sehen. Im Netz unterstützen auf Polarisierung programmierte Algorithmen und russische Troll-Fabriken die Rechtspopulisten. Elon Musk gewährt Alice Weidel auf X ein einstündiges Gespräch, das zwar oberflächlich bleibt, aber für Diskussionen sorgt. Zur Vereidigung von Donald Trump als US-Präsident am 20. Januar 2025 werden weder Bundeskanzler Olaf Scholz noch Oppositionsführer Friedrich Merz eingeladen, dafür reist aber Weidels Co-Vorsitzender Tino Chrupalla. Der AfD hilft das alles sehr. Einerseits wird sie zum ersten Mal wie eine normale Partei wahrgenommen. Andererseits erregt sie immer noch Aufsehen. Ein für sie äußerst vorteilhaftes Paradoxon.

			Auch die Union spricht jetzt mehr über Flüchtlinge. Zunächst jedoch nur intern. Zu einer Klausurtagung des Bundesvorstands, die Anfang Januar das Wahljahr einläuten soll, wird kurzfristig Dieter Romann eingeladen, Chef der Bundespolizei, die zuständig für den Schutz der Landesgrenzen ist. Diesen Posten hatte Romann bereits 2015 inne. Er kämpfte in jenem Jahr der großen Flüchtlingskrise vergeblich dafür, Asylbewerber an der Grenze zurückweisen zu dürfen. Als seine Beamten am 13. September 2015 begannen, Kontrollen an der Grenze zu Österreich durchzuführen, hatte Romann bereits einen Einsatzbefehl geschrieben, in dem stand, dass all diejenigen zurückgewiesen werden sollen, die nicht einreiseberechtigt seien – »auch im Falle eines Asylgesuches«. Doch diese fünf Worte musste er damals streichen, weil weder Bundeskanzlerin Angela Merkel noch Innenminister Thomas de Maizière die politische Verantwortung dafür übernehmen wollten. Dieter Romann will solche Zurückweisungen zehn Jahre später immer noch durchsetzen. Er hofft, dass Friedrich Merz als Bundeskanzler ihn endlich machen lässt.

			Merz hatte Romann auch schon im September 2024 eingeladen, zu einer Klausur in Neuhardenberg. Damals trug der Chef der Bundespolizei dem Fraktionsvorstand der Union vor, wie junge Männer aus dem Nahen Osten seine Beamten auslachen würden, wenn sie aufgegriffen werden. Wie selbst Drogenhandel, Gewaltkriminalität und psychische Probleme bei Asylbewerbern nicht zu Abschiebungen führten. Dass nach der Abschiebeoffensive des Kanzlers jeden Monat nur so viele Migranten außer Landes gebracht würden, wie in vier Tagen neue Migranten Asyl beantragten. Dass die Täter von Mannheim und Solingen ausreisepflichtig waren und der Täter von Magdeburg der Polizei bekannt. Die Spitzenpolitiker seien bei diesem Vortrag immer stiller geworden, berichtete einer, der dabei war. In die Stille hinein habe Romann anklagend gefragt: »Warum machen Sie nichts?«

			Die erneute Einladung Dieter Romanns Anfang Januar 2025 wirkt wie eine Erinnerung an die eigenen Leute. Noch immer aber will Merz in die Schlacht um die öffentliche Meinung und die Gunst der Wähler nicht mit dem Thema Migration ziehen. »Der absolute Fokus liegt auf der Wirtschaftspolitik«, sagt er den Journalisten in Hamburg fast beschwörend. Von der »Aktivrente«, die sich Generalsekretär Carsten Linnemann als Wahlkampfknüller der CDU ausgedacht hat, nimmt in den folgenden Wochen jedoch kaum ein Bürger Notiz, ebenso wenig wie vom Versprechen der »Agrardieselrückvergütung« oder der »Halbierung der Zahl der Regierungsbeauftragten«. Selbst angekündigte Steuersenkungen lösen keine Begeisterung aus.

			Die Führung der Union will es sich öffentlich nicht eingestehen, merkt aber immer deutlicher: Ihre Wirtschaftskampagne ist ein Rohrkrepierer. Bald macht in der Partei das böse Wort vom »Schlafwagenwahlkampf« die Runde. Im Konrad-Adenauer-Haus steigert sich die Nervosität zur Angst, als aus der Stagnation in den Umfragen ein Sinkflug wird: 33 Prozent, 32 Prozent, 31 Prozent. Die Messungen der einzelnen Institute schwanken zwar, die Tendenz geht aber eindeutig nach unten. Die 30-Prozent-Linie dürfe um keinen Preis durchbrochen werden, warnen Parteifreunde Linnemann. Bei Umfragezahlen mit »einer Zwei vorne« würden alle Journalisten nur noch darüber schreiben und den Abwärtstrend somit verstärken, wird dem gestressten Generalsekretär prophezeit. Dann sei es nur noch eine Frage der Zeit, bis Markus Söder illoyal werde. Und dann gehe es endgültig bergab wie bei Armin Laschet im letzten Wahlkampf. Die Union auf der Rutschbahn nach unten, vier Wochen vor der Bundestagswahl?

			Am 18. Januar meldet Insa als erstes Meinungsforschungsinstitut für die Union Umfragezahlen unter 30: nur noch 29 Prozent für CDU/CSU. Am 22. Januar folgt YouGov mit 28 Prozent. Ratlosigkeit bei Linnemann. Merz pfeift im dunklen Wald. »Sie werden morgen 33 Prozent veröffentlichen«, verspricht er bei einer Veranstaltung der FAZ. »Und das sind Zahlen, die an der Untergrenze dessen sind, was wir erreichen können.« Wirklich? Merz hat sich am Tag zuvor beim Weltwirtschaftsforum in Davos internationalen Führungskräften aus Politik und Wirtschaft präsentiert, also Leuten, die ihn ohnehin schon kennen. Von dort ging es weiter nach Mainz, wo er als Hauptredner beim Jahresempfang der rheinland-pfälzischen Wirtschaft auftrat. Noch eine Predigt für bereits Bekehrte. Danach hat er in Frankfurt bei der bürgerlichen FAZ ein weiteres Heimspiel.

			Aus der Routine des Wahlkampfs reißt ihn der Anruf eines Mitarbeiters: »Haben Sie gesehen, was gerade in Aschaffenburg passiert ist?« Merz wird später sagen, er habe es geahnt: die nächste Bluttat. Ein 28-Jähriger aus Afghanistan hat in einem Park eine Kindergartengruppe attackiert und ein Kind sowie einen Erwachsenen getötet. Der Mann war bei dem Versuch, den Angreifer zu stoppen, erstochen worden. Wieder ist der Täter ein ausreisepflichtiger Asylbewerber.

			Merz kennt diese Details zunächst noch nicht, die Informationen tröpfeln nur spärlich. Von Kritikern wird ihm oft vorgehalten, er handele zu impulsiv, er habe sich nicht im Griff. Aber unmittelbar nach dem Anschlag von Aschaffenburg ist Merz’ erster Impuls der gleiche wie nach Magdeburg: Ruhe bewahren, mahnt er seine Leute. Erst einmal ein verlässliches Bild der Lage gewinnen. Weil Aschaffenburg in Bayern liegt, muss sich Merz mit Söder abstimmen, er will unbedingt den gleichen Ton anschlagen wie der bayerische Ministerpräsident.

			Während Merz von Hessen aus mit Söder telefoniert, schalten sich vier Männer in Berlin, München und Davos ebenfalls telefonisch zusammen: Thorsten Frei, damals noch parlamentarischer Geschäftsführer der Unionsfraktion, Carsten Linnemann, CDU-Generalsekretär, Jens Spahn sowie Alexander Dobrindt. Die vier bilden zu diesem Zeitpunkt eine Art strategisches Zentrum der Union hinter Merz – und werden als Minister, Fraktionschef und Generalsekretär später auch wichtige Stützen des neuen Bundeskanzlers werden. Sie sind alle zwischen 1970 und 1980 geboren und damit eine ganze Generation jünger als Merz.

			Die meisten Politiker haben einen Kreis engster Mitarbeiter, der sie über Jahrzehnte durch alle Ämter begleitet und dem sie unbedingt vertrauen. Bei Friedrich Merz ist das anders. Als er 2022 den Partei- und Fraktionsvorsitz übernimmt, hat er zwar einige glühende Fans unter den Abgeordneten, aber niemanden mit Erfahrung auf höchster politischer Ebene, der ihm zuarbeitet. In diese Lücke stoßen Frei, Linnemann, Dobrindt und Spahn. Frei wird 2021 als parlamentarischer Geschäftsführer vom neuen Fraktionsvorsitzenden Merz übernommen und profiliert sich schnell als dessen rechte Hand. Linnemann wechselt er 2023 auf dem Höhepunkt einer Krise als Parteimanager für den glücklosen Vorgänger Mario Czaja ein.

			Mit Spahn ist das Verhältnis etwas komplizierter. Als Merz sein politisches Comeback begann, bekämpfte Spahn ihn zunächst. Die Stelle des konservativen Merkel-Kritikers, die Merz übernehmen wollte, hatte Spahn zuvor ja selbst besetzt. Im Team mit Armin Laschet verhinderte Spahn sogar, dass Merz in seinem zweiten Anlauf den CDU-Vorsitz erobern konnte. Merz ist in solchen Dingen jedoch weniger nachtragend als viele andere Spitzenpolitiker. Außerdem hat er in seiner Fraktion kein Überangebot an erfahrenen jüngeren Politikern. Spahn ist Mitte vierzig und trotzdem schon ein alter Hase. Als Bundesgesundheitsminister während der Corona-Zeit hat er sich am rechten Rand unbeliebt gemacht. Aber das macht er in der Opposition als aggressiver Gegenpart zu Robert Habeck vergessen. Spahn attackiert den grünen Wirtschaftsminister so ausdauernd, dass er ihn zur Weißglut treibt und Habeck ihm zuletzt sogar den Handschlag verweigert. In den Koalitionsverhandlungen ist er für Merz eine wichtige Stütze. In einer kritischen Phase führt er Union und SPD in Fragen des Haushalts und der Finanzen, wo sich beide Parteien hoffnungslos verhakt hatten, zu einer Einigung. Auch Dobrindts Weg zu einem Vertrauensverhältnis mit Merz war ungewöhnlich. Als Intimus von Horst Seehofer hatte Dobrindt einst dessen Erzfeind Markus Söder bekämpft. Später war er als CSU-Landesgruppenvorsitzender Söders Statthalter in Berlin – und gleichzeitig Merz’ wichtigster Stellvertreter in der Bundestagsfraktion. Söder und Merz vertrauen ihm also gleichermaßen. Eine ungewöhnliche Konstellation.

			Vor allem Dobrindt und Spahn genießen im politischen Berlin einen besonderen Ruf. Gemeinsam mit Christian Lindner als Drittem im Bunde speisen sie regelmäßig im Entrecôte, einem guten Franzosen im Regierungsviertel. Dort haben sie einen Tisch neben der Bar, vom Rest des Lokals etwas abgetrennt. Als Lindner 2018 überraschend die Jamaika-Sondierungsverhandlungen mit Union und Grünen platzen ließ, glaubten liberale Christdemokraten, dieses Ende sei im Entrecôte geplant worden, um das Ende der Ära Merkel zu beschleunigen. Auch in den Jahren der Ampel-Regierung ließ Lindner den Kontakt zu beiden nie abreißen. Ihre Kritiker, die es vor allem bei der linken Konkurrenz, aber auch in der Union gab, unterstellten den dreien, dass es ihnen nicht nur um andere Mehrheiten, sondern um eine andere Republik gehe. Eine »konservative Revolution« hatte Dobrindt wie erwähnt einst als CSU-Generalsekretär ausgerufen. Spahn hat gute Kontakte ins Trump-Lager und ist mit Richard Grenell, dem ehemaligen Botschafter Trumps in Berlin, befreundet. Und Lindner hat nach dem Aus der Ampel-Regierung mit dem Spruch provoziert, Deutschland könne »etwas mehr Milei, etwas mehr Musk« gebrauchen.

			Frei, Linnemann, Dobrindt und Spahn beraten sich nach dem Anschlag von Aschaffenburg zunächst ohne ihren Parteivorsitzenden und Kanzlerkandidaten. Sie sind sich schnell einig: Merz muss jetzt etwas Neues wagen, die Initiative an sich reißen – und zwar beim Thema Migration. Nachdenkliche Sätze würden nicht mehr reichen. Ob die Union wolle oder nicht – Migration sei ab jetzt das wichtigste Thema des Wahlkampfs, nicht innere Sicherheit, Wirtschaft schon gar nicht. Merz müsse, glaubt die Viererrunde, den offensichtlichen Zusammenhang zwischen immer neuen Attentaten und einer gescheiterten Migrationspolitik endlich benennen und für den Fall eines Wahlsieges einen radikalen Kurswechsel versprechen: Neue Asylbewerber müssten an der Grenze abgewiesen werden. Wer ohne Berechtigung im Land sei, solle abgeschoben und bis dahin in Haft genommen werden. Abschiebungen solle künftig der Bund übernehmen. Und straffällige Asylbewerber sollten unbegrenzt in Haft bleiben, bis sie in ihre Heimatländer zurückkehren.

			Dieses Programm würde einen schroffen Wechsel des politischen Kurses bedeuten. Die bisherige Wahlkampfstrategie würde über den Haufen geworfen, nur vier Wochen vor der Wahl. Und es wäre der Vorschlag einer Flüchtlingspolitik, die mit dem europäischen Recht bricht, zumindest, wie es in Deutschland bislang ausgelegt wird. Ob Friedrich Merz diesen Rat annimmt?

			Die vier hoffen es. Am späten Nachmittag telefonieren sie noch einmal miteinander. Dobrindt präsentiert eine weitere Idee: Merz solle ankündigen, dass Zurückweisungen an den Grenzen bereits am ersten Tag seiner Kanzlerschaft erfolgen würden und dass er dies als Kanzler mit seiner Richtlinienkompetenz anweisen würde. Dieser Vorschlag ist ein verwegenes Manöver. Die Richtlinienkompetenz des Bundeskanzlers wurde bisher nie als erstes, sondern, im Gegenteil, stets als letztes Mittel angewandt, wenn sich überhaupt auf sie berufen wurde. Nach Konrad Adenauer hat erst Olaf Scholz sie wieder eingesetzt – und ist dem Ende seiner Kanzlerschaft damit ein gutes Stück näher gekommen. Denn die Realität von Koalitionsregierungen begrenzt die Wirksamkeit der Richtlinienkompetenz: Ein Kanzler kann seinen Koalitionspartner nur so lange zwingen, bis der Partner seine Abgeordneten zurückzieht und dem Kanzler damit seine Mehrheit nimmt. Im Grunde kann er sie also höchstens einmal einsetzen.

			Was Dobrindt mit seiner Idee vorschwebt, ist eigentlich nicht die bundesrepublikanische Richtlinienkompetenz, sondern die Executive Order des amerikanischen Präsidenten. Wer im Weißen Haus regiert, kann in vielen Politikbereichen weitreichende Anordnungen treffen. Donald Trump tut dies zu Beginn seiner zweiten Amtszeit fast ununterbrochen. Er unterschreibt ein Dekret nach dem anderen, mit extra großen Stiften, die anschließend verschenkt werden. Auch das deutsche Fernsehen hat diese Trump-Show übertragen und sie als absurdes Schauspiel eines Größenwahnsinnigen beschrieben.

			Dobrindt glaubt jedoch, diese Bilder mit Trump und den großen Stiften hätten auf die deutschen Zuschauer eine faszinierende Anziehungskraft. Auch die Bundesbürger würden sich danach sehnen, dass Politiker mit einem Federstrich Probleme lösen, anstatt endlos im Parlament zu debattieren oder mit Gerichten zu streiten. Den Gedanken trägt Dobrindt schon länger mit sich herum. Eigentlich wollte er die Ankündigung von Executive Orders im Gewand der Richtlinienkompetenz als letzten Motivationsschub im Wahlkampf-Endspurt vorschlagen. Doch jetzt, nach Aschaffenburg, zieht er den Plan vor. Die anderen in der Viererrunde sind überrascht, aber einverstanden.

			Merz weiß noch nichts von den verwegenen Plänen seiner Strategen. Dobrindt, Spahn, Linnemann und Frei fürchten, dass ihnen ein anderer zuvorkommen könnte: Olaf Scholz. Der Kanzler hat in Paris von dem Anschlag erfahren. Noch im Élysée-Palast, wo er sich mit Emmanuel Macron trifft, spricht Scholz von einer »Terrortat« und fügt hinzu: »Ich bin es leid, wenn sich alle paar Wochen solche Gewalttaten bei uns zutragen!« Das klingt scharf. Als wolle der Kanzler diesmal tatsächlich etwas verändern.

			Kurz vor 19 Uhr landet seine Maschine in Berlin, Scholz lässt sich sofort ins Kanzleramt fahren. Was wird er dort verkünden? Eine Stunde vergeht, noch eine, mittlerweile bricht die dritte Stunde an. Im Unionslager wird man immer nervöser. Dort glauben sie, Scholz plane etwas Großes, deshalb dauere das so lange. Er müsse erst noch die Koalitionspartner und die eigene Partei über die unerwarteten, vielleicht ja sogar drastischen Maßnahmen informieren. Auch Scholz habe wohl verstanden, dass der Wahlkampf jetzt ein neues Thema habe. Plant er einen Befreiungsschlag, fragen sie sich in der Union, um den enormen Rückstand zu Merz doch noch aufholen zu können? Wird es gar der SPD-Kanzler sein, der die Grenze schließt?

			Dann, endlich, kurz nach 21 Uhr, eine Botschaft aus dem Kanzleramt. Scholz lässt ein Foto veröffentlichen, darauf ein paar Männer in Anzügen und eine Frau an einem Konferenztisch, der Kanzler blickt entschlossen in die Runde. Er habe sofort ein Treffen mit den Chefs des Verfassungsschutzes, des Bundeskriminalamts und der Bundespolizei sowie seiner Innenministerin Nancy Faeser einberufen, schreibt Scholz dazu. »Wir werden diesen Fall schnell aufklären und die nötigen Konsequenzen ziehen. Jetzt.« Das, was hier zu sehen und zu lesen ist, ist eine Selbstverständlichkeit. Politisch bedeutet das rein gar nichts. Entweder hatte der Kanzler keine Idee, wie er auf Aschaffenburg reagieren sollte. Oder er ist von den eigenen Leuten gestoppt worden. Die Strategen in der Union können ihr Glück kaum fassen. Wie schon nach dem Anschlag in Magdeburg lässt Olaf Scholz erneut eine riesige kommunikative Lücke, analysieren sie. Diese Lücke kann Friedrich Merz jetzt füllen, ja, er muss sogar. Andernfalls wird es Alice Weidel mit ihren radikalen AfD-Parolen tun.

			Sieht der Kanzlerkandidat das auch so? Oder bleibt er bei seinem bisherigen vorsichtigen Kurs? Um 22.00 Uhr lädt Merz zu einer Videokonferenz. Linnemann nimmt teil, Frei und Dobrindt, außerdem Joachim Herrmann, der bayerische Innenminister, der über den Ermittlungsstand der dortigen Behörden informieren soll, sowie Andrea Lindholz, stellvertretende Fraktionsvorsitzende und eine der wenigen Frauen in Merz’ Berliner Führungsteam.

			Zugeschaltet ist Lindholz an diesem Abend aber aus einem anderen Grund: Aschaffenburg ist ihr Wahlkreis. Sie war in der Stadt, als der Anschlag passierte. In ihrem Wahlkreisbüro hörte sie die Rotoren des Rettungshubschraubers und erlebte anschließend, welche Ängste die Stadtbevölkerung ausstand. Der Täter konnte zunächst fliehen. Es gab Gerüchte, dass mehrere Männer mit Messern unterwegs seien. Lindholz sprach mit Angehörigen der Opfer, mit Polizisten, die zum Tatort geeilt waren.

			In der Runde mit Friedrich Merz schildert Andrea Lindholz ihre Erlebnisse sehr detailliert und sehr eindringlich. Wie die Erzieherinnen versucht haben, den Bollerwagen mit den Kindern vom Täter wegzuziehen, wie der Täter sie aber weiter verfolgt und dann mit einem Küchenmesser auf den kleinen zweijährigen Jungen eingestochen habe. Wie der Täter extra noch die Mütze und den Schal des Jungen abgenommen habe, um ihn in den Hals stechen zu können, insgesamt sieben Mal. Wie eine 59-jährige Erzieherin beim Versuch, sich vor das Kind zu werfen, vom Täter weggestoßen worden ist und sich dabei die Hand gebrochen hat. Wie der Täter ein zweites Kind, ein kleines Mädchen, mit dem Messer verletzt hat. Wie ein 41-jähriger Vater, der mit seinem zweijährigen Sohn gerade im Park spazieren war, eingreifen wollte und dabei vor den Augen seines Kindes erstochen worden ist. Wie ein anderer Mann, 71 Jahre alt, ebenfalls helfen wollte und dabei verletzt worden ist.

			Lindholz lässt nichts aus, und sie schämt sich ihrer Gefühle nicht. Merz reagiert sehr emotional auf ihre Schilderungen. Mehrere Teilnehmer der Videorunde werden hinterher berichten, dass Friedrich Merz tief bewegt, ja regelrecht erschüttert gewesen sei. Zeitweise stockt ihm die Stimme. Dass Kinder Ziel der Attacke waren, setzt ihm besonders zu, seine Bestürzung darüber äußert er wieder und wieder. Merz erinnert in seinen Worten auch an Magdeburg, an das viele Blut, das er dort auf dem Weihnachtsmarkt gesehen habe, an die herumliegende Puppe. Das alles könne nicht so weitergehen, sagt Merz.

			Was die Teilnehmer der Abendrunde nicht wissen: Am Nachmittag hat Merz bereits mit Dieter Romann, dem Chef der Bundespolizei, telefoniert. Er wollte von ihm wissen, was über den Täter polizeilich bekannt sei. Romann berichtete, dass der Täter ein abgelehnter Asylbewerber sei, der bereits mit Gewaltdelikten und Drogenmissbrauch aufgefallen war. Er sei einmal sogar in die Psychiatrie eingewiesen, dort aber wieder entlassen worden. Eingereist sei er über Bulgarien, einen sogenannten sicheren Drittstaat, hätte also gar nicht in Deutschland sein dürfen. Die Bulgaren hätten ihn im Falle einer Abschiebung sogar zurückgenommen. Doch die notwendigen Unterlagen seien von einem Amt zum anderen einige Tage zu spät verschickt worden. Das sei »ein typischer Fall«, hat Romann in dem Gespräch zu Merz gesagt. »Davon laufen bei uns Hunderte rum, alle mit mehrfachen Vorstrafen und psychischen Problemen.«

			Asylbewerber als tickende Zeitbomben – das hatte Merz also schon gehört, bevor Andrea Lindholz ihre Erlebnisse in Aschaffenburg so emotional schilderte. Seine Gedanken und Gefühle fasst Merz an diesem Abend so zusammen: »Es reicht!« Joachim Herrmann, der bayerische Innenminister, bestärkt ihn in dieser Einschätzung. Die Innenminister aller Bundesländer, auch die Sozialdemokraten unter ihnen, seien überzeugt davon, dass es so nicht weitergehen könne. Anschließend tragen Dobrindt, Frei und Linnemann vor, worüber sie am Nachmittag mit Spahn beraten haben: ein Aufschlag für eine neue, viel härtere Migrationspolitik. Merz hört zu und sagt dann: »Ich will mir alle diese Vorschläge in Ruhe überlegen. Wir machen morgen früh wieder eine Schalte.«

			Um 8 Uhr sind alle wieder an den Bildschirmen. An diesem Morgen ist auch Markus Söder dabei. Friedrich Merz will aber gar nicht mehr diskutieren. Er beginnt mit den Worten: »Ich habe Folgendes vor.« Über Nacht hat Merz aus den Vorschlägen vom Vorabend einen Fünf-Punkte-Plan entworfen und ganz früh am Morgen mit dem Chef der Bundespolizei telefonisch noch einmal Rücksprache gehalten. Nun trägt Merz seinen Plan vor. Erstens: dauerhafte Grenzkontrollen. Zweitens: Zurückweisungen ausnahmslos aller Versuche illegaler Einreise, auch bei Schutzanspruch. Drittens: Personen, die vollziehbar ausreisepflichtig sind, dürfen nicht mehr auf freiem Fuß sein. Dafür soll der Bund in leer stehenden Kasernen oder Containern Haftplätze schaffen. Viertens: Die Bundespolizei soll Haftbefehle beantragen und Ausreisepflichtige in Bundesausreisezentren festhalten dürfen. Fünftens: ein zeitlich unbefristeter Ausreisearrest für Straftäter und Gefährder.

			Es sind drastische Maßnahmen. Eine davon, die Zurückweisungen an der Grenze, will er gleich am ersten Tag seiner Kanzlerschaft umsetzen, mit der Richtlinienkompetenz. Merz kündigt in der Morgenrunde an, den Fünf-Punkte-Plan werde er gleich der Öffentlichkeit vorstellen.

			Der Kanzlerkandidat der Union hat seinen bisherigen Kurs also korrigiert. Jetzt will er seinen Wahlkampf doch mit dem Thema Migration führen.

			Sein Parteisprecher schlägt vor, die Presse zu einem Statement ins Konrad-Adenauer-Haus einzuladen. Nein, antwortet Merz, das müsse im Reichstag stattfinden. Dieser Ort, glaubt er, sei für seine Botschaft, die sich an alle Bürger des Landes richte, angemessener als die Parteizentrale.

			Um 10 Uhr steht der Kanzlerkandidat auf der Fraktionsebene im Reichstag, mehrere Fernsehsender übertragen live. »Dass zwei kleine Kinder Opfer eines Messerangriffs geworden sind«, sei »noch einmal eine neue Qualität einer völlig enthemmten Brutalität in Deutschland«, sagt Merz. Eltern, die ihre Kinder morgens zur Kita oder zur Schule bringen, täten dies mit einem Gefühl der Unsicherheit. »Sie werden sich von ihren Kindern mit ganz besonderer Liebe und Zuneigung verabschiedet haben.« Alle Eltern und Großeltern fühlten sich den Eltern der Ermordeten besonders nah. Merz redet hier offensichtlich auch von sich selbst, er spricht den Hinterbliebenen sein »persönliches Beileid« aus. »Ich bete für das schwer verletzte zweite Kind und den zweiten Erwachsenen, auf dass sie gerettet werden können und diese schreckliche Tat eines sicher sehr fernen Tages in irgendeiner Weise verarbeiten können.«

			Die Bluttat von Aschaffenburg sieht Friedrich Merz nicht als singuläre Tragödie, sondern als grauenvollen, aber nicht mehr ungewöhnlichen Ausdruck der gegenwärtigen Lage im Land: »Ich weigere mich anzuerkennen, dass die Taten von Mannheim, Solingen, Magdeburg und jetzt Aschaffenburg die neue Normalität in Deutschland sein sollen.« Das Maß sei endgültig voll. »Wir stehen vor dem Scherbenhaufen einer in Deutschland seit zehn Jahren fehlgeleiteten Asyl- und Einwanderungspolitik.« Seit zehn Jahren – das meint 2015, die Politik der Willkommenskultur und der offenen Grenzen, das meint die Politik Angela Merkels.

			Friedrich Merz will mit seiner Kanzlerschaft mehr überwinden als nur das Desaster der Ampel-Regierung.

		

	
		
			4 
Brandmauer

			Drei Minuten und neun Sekunden spricht Friedrich Merz darüber, welche Gefühle die Morde von Aschaffenburg, vor allem der an einem kleinen Kind, in ihm ausgelöst haben. Dann blickt er von seinen Notizen auf und schaut direkt in die Kameras. Seine Worte sind angekommen, das kann er in den Gesichtern der Reporter ablesen – mehrheitlich Linksliberale, die ihn eigentlich skeptisch sehen. Aber in diesem Moment teilen sie seine Bestürzung. Die meisten können die hilflos-routinierte Betroffenheit von Olaf Scholz einfach nicht mehr hören. Das rechthaberische Auftrumpfen von Alice Weidel stößt erst recht ab. Merz hat es geschafft, die »kommunikative Lücke« nach dem Anschlag von Aschaffenburg, die seine Berater am Vortag ausgemacht hatten, mit glaubwürdigen Emotionen und einem politischen Versprechen zu füllen.

			Die Vorschläge, die er jetzt im Reichstag in Berlin unterbreitet, sind, je nach Standpunkt, mutig, verwegen oder sogar ungeheuerlich. Merz fordert, dass die deutschen Außengrenzen »dauerhaft« kontrolliert werden sollten – schon das widerspricht eindeutig dem Schengen-Abkommen, wäre also ein glatter Bruch europäischen Rechts. Der Kanzlerkandidat der Union will außerdem ein »faktisches Einreiseverbot für alle« verhängen, die keinen Pass oder kein Visum haben, explizit auch für »Personen mit Schutzanspruch«.

			Auch das ist ein heikler Punkt. Die sogenannte Dublin-Verordnung schreibt vor, dass jeder Asylantrag einzeln zu prüfen ist. Weil die europäischen Regeln aber nicht funktionieren würden, so Merz, müsse die Bundesrepublik von ihrem »Recht auf Vorrang des nationalen Rechts« Gebrauch machen. So ein Recht gibt es jedoch gar nicht. Im Gegenteil, zentraler Bestandteil der europäischen Rechtsordnung ist der Vorrang von EU-Recht vor nationalen Bestimmungen. »Ausreisepflichtige Personen, die aufgegriffen werden, dürfen nicht mehr auf freien Fuß gesetzt werden«, fährt Merz mit seinen Vorschlägen fort. »Sie müssen in Ausreisegewahrsam oder in Haft genommen und so schnell wie möglich abgeschoben werden.« In Deutschland lebten »42 000 vollziehbar ausreisepflichtige Personen« und »weitere 180 000 Personen mit Duldung, die gleichwohl ausreisepflichtig seien«, für die jedoch nur 750 Plätze zur Verfügung stünden, »um sie in Gewahrsam zu nehmen«. Merz möchte, dass dafür leer stehende Kasernen, Gebäude und Container bereitgestellt werden. Will der CDU-Chef im Ernst fast eine Viertelmillion Menschen in provisorische Knäste sperren? Das klingt so unglaublich, dass sein Kniff mit der zur Executive Order umgemodelten Richtlinienkompetenz, mit der Merz das alles bereits am ersten Tag seiner Kanzlerschaft umsetzen möchte, fast ein wenig untergeht.

			Viele im politischen Berlin sind von Merz’ Maßnahmen, die er an diesem 23. Januar 2025 ankündigt, völlig überrumpelt. Kaum jemand hatte für möglich gehalten, dass Merz so weit gehen würde. Der Kanzlerkandidat der Union hat die Macht des Momentums erkannt und genutzt. Der Stolz darauf ist ihm anzusehen, als er sein Statement beendet hat. Die Erleichterung darüber, die Herausforderung gemeistert zu haben, mischt sich mit dem Bewusstsein, etwas zu tun, was er aus tiefstem Herzen für richtig hält. Und Friedrich Merz ahnt in diesem Moment wohl auch, dass er dem Kanzleramt ein entscheidendes Stück näher gekommen ist.

			In diesem Hochgefühl macht er einen Fehler. Er bleibt stehen.

			Statt sich einfach umzudrehen und in sein Büro zu verschwinden, verharrt Merz im Scheinwerferlicht der Kameras. Damit gibt er den Reportern Gelegenheit, Fragen zu stellen. Ob mit seinen Vorschlägen eine Absage an Schwarz-Grün verbunden sei, möchte eine Journalistin wissen. Merz kann kein Interesse daran haben, seine klare Botschaft mit taktischen Fragen des Wahlkampfs zu verwässern, schon gar nicht mit der Frage nach einer schwarz-grünen Koalition, die er in der Auseinandersetzung mit Markus Söder gerade erst für sich entschieden hat. Merz sollte jetzt also besser ausweichend antworten, damit er keine neue Nachricht produziert. Stattdessen formuliert er berauscht vom eigenen Auftritt großspurig: »Mir ist es völlig gleichgültig, wer diesen Weg politisch mitgeht. Ich sage nur: Ich gehe keinen anderen! Und wer ihn mit mir gehen will, muss sich nach diesen fünf Punkten richten. Kompromisse sind zu diesem Thema nicht mehr möglich.«

			Völlig gleichgültig, wer diesen Weg mitgeht? Diese Aussage war nicht geplant. Sie war auch nicht Bestandteil des Fünf-Punkte-Plans. Die Botschaft an diesem Morgen sollte unmissverständlich sein: Wer Zurückweisungen an der Grenze will, muss die Union wählen. Die Frage, mit wem Merz das durchsetzen möchte, lenkt nur ab.

			Die Antwort, die Merz eben darauf gegeben hat, steht zudem im Widerspruch zu einer anderen apodiktischen Feststellung von ihm: Niemals mit der AfD! Oder gilt das nach Aschaffenburg etwa nicht mehr, wenn die AfD seinen Weg mitgeht? Merz beantwortet noch zwei nebensächliche Fragen, dann lässt er die Journalisten stehen. Die umringen sofort seinen Sprecher und führende Mitarbeiter der Fraktion, die den Auftritt ihres Chefs mitverfolgt haben. Sie alle wiegeln ab: Die AfD sei mit der Bemerkung »völlig gleichgültig, wer diesen Weg mitgeht« nicht gemeint gewesen. Eine Zusammenarbeit mit ihr komme nach wie vor nicht infrage. Merz’ Versprechen vom November 2024, im Bundestag »keine Zufallsmehrheiten mit der AfD« zuzulassen, gelte unverändert.

			In den Stunden danach führen viele Unionspolitiker viele Telefonate. Sie erklären den Journalisten, was Merz gemeint habe. Dass der Fünf-Punkte-Plan auf die Zeit nach der Wahl ziele. Dass Merz auf ein Umdenken der SPD setze, die nach einem wahrscheinlich vernichtenden Wahlergebnis im Ruhrgebiet und in anderen Industrieregionen begreifen würde, dass ihre eigenen Wähler die ungesteuerte Migration nicht mehr ertragen. Dieses Umdenken würde den Weg dafür ebnen, dass die politische Mitte die Grenzen für Asylbewerber gemeinsam schließen könnte. Eine Zusammenarbeit mit der AfD sei unter keinen Umständen geplant, schwören die Unionspolitiker. Sie räumen ein, dass Merz, begeistert vom eigenen Vortrag, sich möglicherweise etwas vergaloppiert habe.

			Mit diesen zusätzlichen Erläuterungen kommt der Kanzlerkandidat fürs Erste durch. Sein radikaler Plan und sein verwegenes Versprechen, ihn am ersten Tag seiner Kanzlerschaft umzusetzen, haben die politische Konkurrenz auf dem falschen Fuß erwischt. Olaf Scholz setzt seinen Wahlkampf in Erfurt fort. Seit dem gestrigen Abend mit den Chefs der Sicherheitsdienste ist dem Kanzler augenscheinlich nichts Neues eingefallen. Stattdessen prangert er »Vollzugsdefizite« an: »Das darf nicht sein in Deutschland, dass, wenn es um die Sicherheit in diesem Land geht, diejenigen, die die Verantwortung haben, ihre Möglichkeiten, die wir ihnen schaffen, nicht nutzen.« Ein Bürokratenwort wie »Vollzugsdefizite« und ein Schachtelsatz: Scholz’ Botschaft – Ich war es nicht! Markus Söders Bayern hätten den Aschaffenburg-Täter abschieden müssen – versteht kaum einer. Behördenversagen als Entlastung politischer Entscheider? Das ergibt keinen Sinn. Die Kritiker der Flüchtlingspolitik beklagen ja gerade, dass die Behörden angesichts der großen Zahl der Migranten überlastet seien.

			Alice Weidel reagiert ganz anders. In einem offenen Brief bietet sie Merz eine Zusammenarbeit an. »Lassen Sie uns ohne weiteres Zögern die erforderlichen Beschlüsse fassen, um in die Tat umzusetzen, was die Bürger jetzt mit Recht von der Politik erwarten.« Schon in der kommenden Sitzungswoche könne das geschehen. Die AfD-Spitzenfrau könnte den Kanzlerkandidaten der Union damit tatsächlich in Verlegenheit bringen. Viele Medien berichten über das Angebot der AfD jedoch nur unter »ferner liefen«. Viel interessanter ist für sie ein Talkshow-Duell zwischen Weidel und Sahra Wagenknecht am Vorabend bei Maischberger. Dort ging es um die Frage, ob Hitler ein Kommunist war. Das hatte Weidel in ihrem Gespräch mit Elon Musk behauptet.

			Scholz dringt nicht durch, Weidel irritiert mit Abseitigem, derweil macht Merz weiter Punkte. An diesem Tag hält er im noblen Hotel de Rome am Berliner Gendarmenmarkt eine außenpolitische Grundsatzrede. »Global Leaders Dialogue« nennt die Körber-Stiftung ihre Veranstaltung – genau die Flughöhe, die Merz schätzt. »Europas Sicherheitsordnung existiert nicht mehr«, sagt er in seiner Rede. Merz fordert einen Nationalen Sicherheitsrat, bessere Beziehungen zu Polen und Frankreich sowie eine entschlossenere Unterstützung der Ukraine. Die anwesende außenpolitische Community sieht vieles genauso, obwohl sie sonst eher grün tickt. Kanzler Scholz ist hier unten durch, seit er die Experten aus den Thinktanks als »Establishment« beschimpft hat – und Weidel wegen ihrer Russlandnähe sowieso.

			Anschließend lässt sich der Kanzlerkandidat nach Hamburg fahren. In der Hansestadt wird eine Woche nach der Bundestagswahl eine neue Bürgerschaft gewählt. Am frühen Abend verleiht Merz dort einen »Bürgerpreis«. Der Festsaal des Hamburger Rathauses gibt eine prächtige Kulisse ab, genau richtig für die Nachricht, die Merz hier setzen will. Sollte er die Wahl gewinnen, werde es in seinem Kanzleramt nicht nur einen Staatsminister für Kultur und Medien geben, verkündet er, sondern auch eine Staatsministerin für Sport und Ehrenamt. Mit dem Posten verbindet Merz eine Botschaft. In keiner seiner Reden fehlt der Hinweis, dass deutsche Athleten bei den Olympischen Spielen immer weniger Medaillen gewinnen würden und dass das kein Zufall sei. Linke Ideologen hätten die Siegerurkunden bei den Bundesjugendspielen abgeschafft. Außerdem zählten beim Fußball in der E-Jugend neuerdings die Tore nicht mehr, damit die Kinder nicht traurig seien, wenn sie verlieren.

			Beide Geschichten sind Halbwahrheiten, die durch das Netz geistern. In Wirklichkeit hat niemand Ehren- und Siegerurkunden abgeschafft, es gibt nur zusätzlich noch Teilnahmeurkunden.Und beim Kinderfußball in den Altersklassen U 6 bis U 11 wird auf vier kleine statt auf zwei große Tore gespielt, damit die kleinen Kicker mehr Spaß haben und Wendigkeit lernen. Trotzdem sind diese Beispiele einer angeblich leistungsfeindlich erzogenen Jugend in Merz’ Standard-Wahlkampfrede verlässlich die meistbeklatschten Stellen. Eine Staatsministerin im Kanzleramt soll zukünftig für mehr Tore, Urkunden und Medaillen sorgen. Die Agenturen vermelden Merz’ Idee als eine Nachricht. Das hat an diesem Tag also auch noch geklappt.

			Während ihr Kanzlerkandidat in Hamburg erfolgreich Wahlkampf macht, laden zwei Spitzenpolitiker der Union ein knappes Dutzend Journalisten in Berlin zum Essen ins Il Punto ein. Der Edelitaliener liegt nur wenige Schritte vom Reichstag entfernt. Sein »Patron«, der Sizilianer Giuseppe Perna, betrieb schon im Bonner Regierungsviertel unter diesem Namen ein Lokal, in dem Helmut Schmidt, Hans-Dietrich Genscher und Helmut Kohl regelmäßig speisten. Daran erinnern große Schwarz-Weiß-Fotos der Spitzenpolitiker an den Wänden. In dem vom Gastraum abgetrennten Hinterzimmer, in dem sich die Unionspolitiker mit den Reportern treffen, hängt ein Porträt der jungen Angela Merkel. Das passt irgendwie. Merkels »Wir schaffen das« wird bald Geschichte sein, wenn Friedrich Merz Kanzler wird und die Zurückweisungen an der Grenze umsetzt. Die beiden Gastgeber feiern in dem Hintergrundgespräch das Versprechen ihres Kanzlerkandidaten an diesem Morgen als gelungenen Coup.

			Fast drei Stunden sitzt die Runde beisammen. Es geht um viele Fragen, unter anderem um die, ob die SPD tatsächlich eine Wende ihrer Migrationspolitik einleiten wird, vielleicht sogar noch vor der Wahl. Auch die Frage, unter welchen Umständen die Grünen bereit sein könnten, Zurückweisungen an der Grenze mitzutragen, wird ausgiebig diskutiert. Zwei Themen spielen an dem langen Abend kein einziges Mal eine Rolle: eine Zusammenarbeit der Union mit der AfD. Und eine Bundestagsabstimmung über den Merz-Plan noch vor der Bundestagswahl.

			Einer der beiden Gastgeber muss das Lokal ein bisschen früher verlassen. Friedrich Merz hat für 22 Uhr eine Videokonferenz angesetzt, er möchte noch einmal mit seiner Parteiführung beraten. Merz verspätet sich ein paar Minuten, er hat es nicht rechtzeitig aus Hamburg zurückgeschafft. Er sitzt zu Hause in seiner Berliner Wohnung, ganz in der Nähe des Il Punto. Der Tag war lang, Merz ist immer noch aufgewühlt. Die Betroffenheit über den Anschlag von Aschaffenburg am gestrigen Mittwoch und das Hochgefühl der erfolgreichen Initiative an diesem Donnerstagmorgen scheinen zusammenzufließen.

			»Jetzt ist wirklich Schluss!«, macht Merz in der Videokonferenz noch einmal klar. »Wenn Kinder Opfer von solchen verrückten Messerstechern werden, dann ist wirklich Feierabend.« Mehrere Male unterstreicht er diese Dringlichkeit in der knapp einstündigen Runde. An einer Stelle sagt er: »In dem Moment, wo Kinder umgelegt werden in Deutschland, ist der Spaß endgültig vorbei.« Als spüre er selbst, wie sehr er sein Innerstes nach außen kehrt, erklärt er: »Ich mache das nicht hier, weil ich selbst Kinder und Enkel habe. Ich bin von vielen Müttern angesprochen worden.«

			Schon den ganzen Tag über haben Unionspolitiker in unterschiedlichen Runden einander ihre Emotionen offenbart. Andrea Lindholz hat in einer Schaltkonferenz des geschäftsführenden Fraktionsvorstandes die Tat zum zweiten Mal in allen grausamen Einzelheiten geschildert. Neue Details waren hinzugekommen, die Abgeordnete hatte inzwischen die Verletzten im Krankenhaus besucht. Sie berichtete von einem Aschaffenburger, der sie am Morgen angesprochen habe. Auch sein Kind habe im Bollerwagen gesessen. Als er die Nachricht vom Messerangriff hörte, habe er furchtbare Ängste ausgestanden und erst zwei Stunden später erfahren, dass sein Kind nicht unter den Opfern gewesen sei.

			Später werden parteiinterne Kritiker der neuen harten Migrationspolitik behaupten, Merz sei in diesen Tagen gezielt emotionalisiert worden. Westfalen seien nun einmal »sentimentale Eichen«, zitierte ein Politiker eine Passage aus Heinrich Heines Wintermärchen. Jeder in der Union wisse, dass der Westfale Friedrich Merz hinter einer harten Schale einen besonders weichen Kern verberge. Das hätten sich die Befürworter einer schärferen Flüchtlingspolitik nach Aschaffenburg zunutze gemacht. Vor allem Alexander Dobrindt habe dafür gesorgt, dass Merz durch immer detailliertere Schilderungen der Bluttat durch seine Parteifreundin Lindholz aufgewühlt bleibe.

			Aber das ist – wenn überhaupt – nur ein Teil der Wahrheit. Denn an der entscheidenden Telefonkonferenz der CDU-Führung nahmen weder Dobrindt noch Lindholz teil, die beide der CSU angehören. Vielmehr emotionalisierten sich die führenden Köpfe der CDU in diesen Tagen gegenseitig. So berichtete Christina Stumpp, stellvertretende CDU-Generalsekretärin, von einem Gespräch in der Kita ihrer einjährigen Tochter. Die Erzieherinnen hätten überlegt, ob sie überhaupt noch Ausflüge mit den Kindern unternehmen können. Einen Security-Mann könne sich die Kita leider nicht leisten. Hendrik Wüst, Ministerpräsident von Nordrhein-Westfalen, schilderte ebenfalls seine Betroffenheit. In die Videokonferenz hatte er sich vom Wohnzimmer seines Hauses in Rhede aus zugeschaltet. Er zeigte mit dem Finger Richtung Kinderzimmer: »Hier, hinter der Tür neben mir, schläft meine Tochter«, sagte er. »Und wenn ich daran denke, dass man sein Kind morgens zur Kita bringt und nachmittags tot abholt, dann ist das fürchterlich. Das kann so nicht mehr weitergehen.«

			Merz fühlt sich von den Reaktionen aus der CDU in seinem Kurs ermutigt. »Ich habe mich heute Morgen entschlossen, auch nach Rücksprache, rauszugehen«, sagt er in der Präsidiumssitzung am Donnerstagabend. »Ich glaube, das hat gesessen heute Morgen. Das musste aber auch sitzen.« Merz kommuniziert hier, im vermeintlich geschützten Rahmen der Parteispitze, auch taktische Überlegungen ganz offen. Dabei schreiben Teilnehmer der Videokonferenz jedes Wort mit. »Wenn wir es gut machen, ist das das Momentum des Wahlkampfs. Wo es für uns nach oben geht. Es kann natürlich auch kippen, wenn wir jetzt Fehler machen.« Er wendet sich ausdrücklich an die Vertreter der Bundesländer, die zugeschaltet sind, an die Ministerpräsidenten, stellvertretenden Ministerpräsidenten, Landesminister. »Auf euch kommen Tausende Asylbewerber zu, die ausreisepflichtig sind und in Haft genommen werden müssen«, kündigt Merz an. Dafür müssten Vorbereitungen getroffen werden. »Ihr müsst dann Innenhöfe in Gefängnissen nutzen oder sonstige stillgelegte Flächen, die eingezäunt werden müssen.« Das war am Morgen Punkt drei seines Migrationsplans: Insgesamt 220 000 Asylbewerber, vollziehbar Ausreisepflichtige und Geduldete genannt, sollen »in Gewahrsam« genommen werden.

			Die angesprochenen Parteifreunde wagen sich mit fachlichen Einwänden hervor, die sie allerdings in prinzipiellen Zuspruch verpacken. »Ein richtiges Zeichen«, lobt Thomas Strobl den Fünf-Punkte-Plan. Strobl ist Innenminister von Baden-Württemberg und Schwiegersohn von Wolfgang Schäuble, er kennt Merz seit vielen Jahren. Strobl rät, Sozialleistungen für abgelehnte Asylbewerber radikal einzuschränken, »nur noch das nackte Überleben« sollte garantiert werden. Die von Merz versprochenen Abschiebungen im großen Stil hingegen würden so nicht funktionieren. »Friedrich, du musst das realistisch sehen«, sagt Strobl. »Darüber kann man das Problem nicht lösen.« Karin Prien, stellvertretende CDU-Vorsitzende und Gesicht des liberalen Parteiflügels, pflichtet ihrem Vorredner bei, »dass wir das Problem nicht über Abschiebungen lösen. Man muss realistisch bleiben. Das wird kein Quantensprung.«

			Hendrik Wüst, Ministerpräsident von Nordrhein-Westfalen und ein Schwergewicht in der CDU-Führung, argumentiert ähnlich. Er komme gerade aus einer Veranstaltung, auf der er sich hinter den Fünf-Punkte-Plan gestellt habe, berichtet er. Er sagt aber auch: »Ich rate, über die Frage Kasernierung und Inhaftierung von Ausreisepflichtigen noch einmal nachzudenken. Das kann der eine Dreh zu viel sein.« Ein weiterer Ministerpräsident stimmt dieser Haltung zu. »Ich teile dies«, sagt Kai Wegner, der Regierende Bürgermeister von Berlin. Er schaffe es jetzt schon nicht einmal, auch nur ein paar wenige Plätze für Abschiebehaft am Flughafen BER zu bauen, weil sein Koalitionspartner SPD das verhindere.

			Mario Voigt, frischgebackener Ministerpräsident in Thüringen, der normalerweise konservative Positionen vertritt, meldet ebenfalls Vorbehalte an. »Die fünf Punkte sind richtig«, sagt er. Sie könnten »der Gamechanger im Wahlkampf« werden. Aber bei den geplanten Abschiebungen dürfte man »die Kapazität nicht überschätzen«. Die Inhaftierung von Zehntausenden Asylbewerbern sei weder technisch noch rechtlich möglich. Voigt erwähnt Merz’ Idee mit den Haftplätzen in Innenhöfen von Haftanstalten: »Dass wir in bestehende Gefängnisse reinbauen, ist schwierig. Ich würde das lassen, Friedrich.« Voigt sagt, das gehe schon deshalb nicht, weil man abgelehnte Asylbewerber nicht in den gleichen Einrichtungen unterbringen dürfe wie verurteilte Kriminelle. »Paragraf 62 des Aufenthaltsrechts sieht vor, dass die separiert werden müssen.«

			Der thüringische Ministerpräsident hat damit einen wichtigen Punkt des Merz-Plans für undurchführbar erklärt. Und er verdirbt dem Kanzlerkandidaten noch weiter die Laune: »Das wollte ich schon einmal ankündigen hier, wir haben morgen ein Gespräch auf Freistaaten-Ebene.« Die drei »Freistaaten« sind Thüringen, Sachsen und Bayern. Voigt kündigt also beiläufig an, dass sich am nächsten Tag Markus Söder ins Spiel bringen wird. Das schmeckt Merz gar nicht. Sarkastisch antwortet er: »Die neue Visegrád-Gruppe.« Einige lachen. Die »Visegrád-Gruppe« ist ein Zusammenschluss von Polen, Ungarn, Tschechien und der Slowakei, mit dem sich der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán oft politischen Flankenschutz für seine ultrakonservative Politik gegen den Rest der EU organisierte. »Ich freue mich über jeden Zusammenschluss von CDU und CSU«, kommentiert Merz immer noch ein wenig beleidigt.

			Die Kritik an diesem Abend ist konstruktiv und keinesfalls maßlos. Zurückweisungen an der Grenze – der alte Streitpunkt mit Merkel – zieht keiner der Anwesenden in Zweifel. Einige Parteifreunde raten dem Kanzlerkandidaten jedoch von unerfüllbaren Versprechen von Massenabschiebungen und Inhaftierungen von Asylbewerbern ab. Merz will das an diesem Abend jedoch nicht gelten lassen. Der Fünf-Punkte-Plan stehe. »Ich bin nicht bereit, hinter diese Positionen noch einmal überhaupt zu irgendeinem Zeitpunkt zurückzugehen«, sagt Merz. Seit Jahren leide die Union unter einem »Glaubwürdigkeitsdefizit« in der Migrationspolitik. Er muss nicht extra betonen, was er damit meint: seit Angela Merkel. Dieses Glaubwürdigkeitsdefizit habe er am Morgen »abgeschüttelt«. Ein »Gamechanger« sei sein Auftritt gewesen. Jetzt müsse die Partei »durchziehen«. Dafür gehe er »all in mit diesem Thema«.

			All in – diese Redewendung kommt ursprünglich aus dem amerikanischsten aller Kartenspiele, dem Poker. Sie ist mit der deutschen Übersetzung »alles auf eine Karte setzen« nur unzureichend beschrieben. Der Spieler, der all in geht, setzt eben nicht nur alles auf ein Blatt, sondern wirft darüber hinaus auch alle seine Chips in den Pot. Für einen möglichen Riesengewinn nimmt er den ebenfalls möglichen Totalverlust in Kauf. All in spielt nur, wer sich seines Sieges absolut sicher ist. Oder wer blufft.

			Ein Teil der Christdemokraten in der Telefonkonferenz, so werden sie es später erklären, will unter Merz’ Formulierung, er gehe all in, die radikalen Vorschläge vom Morgen verstanden haben. Also das Versprechen von Zurückweisungen an der Grenze und von Inhaftierungen, obwohl die Union nicht weiß, ob sie für diese harte Migrationspolitik einen Koalitionspartner findet und ob diese Maßnahmen vor Gerichten überhaupt Bestand hätten. Andere Teilnehmer der CDU-Runde behaupten, sie hätten das all in anders verstanden. Merz habe damit angedeutet, dass er seinen Fünf-Punkte-Plan notfalls auch mit den Stimmen der AfD beschließen wolle.

			Von einer Abstimmung über den Plan spricht Merz erst in den letzten drei Minuten der ungefähr einstündigen Besprechung – die ersten Präsidiumsmitglieder haben die Videokonferenz bereits verlassen. »Wir müssen nächste Woche, wir haben Sitzungswoche, jetzt auch dazu ein paar Anträge einbringen«, sagt Merz in geschäftsmäßigem Ton. »Thorsten Frei ist dabei. Wir bereiten das vor.« Das kommt so beiläufig, dass die allermeisten nicht verstehen, welcher Sprengstoff darin steckt. Nur ein Teilnehmer stellt die Frage, was man denn tue, wenn die AfD ebenfalls für den Antrag stimmen wird. Daraufhin sagt Merz: »Und wenn die AfD zustimmt, dann stimmt sie halt zu.« Die Tragweite dieses Satzes ist offenbar weder ihm noch dem Rest der Parteiführung klar. Alle gehen davon aus, dass die Frage nebensächlich sei, weil es sowieso keine Mehrheit für den Antrag geben werde, ob mit oder ohne Stimmen der AfD. So war es in den zurückliegenden drei Jahren der Ampel-Regierung doch immer. Der Gedanke, dass die FDP seit dem Bruch der Koalition nicht mehr gemeinsam mit SPD und Grünen stimmen muss, kommt niemandem. In dieser Situation macht Thorsten Frei, parlamentarischer Geschäftsführer der Unionsfraktion im Bundestag, einen fatalen Fehler. Er beschwichtigt. Man werde zwar einen Entschließungsantrag formulieren, um zu zeigen, dass man es mit dem Fünf-Punkte-Plan ernst meine, sagt Frei. Über diesen Antrag werde das Parlament in der Sache jedoch nicht beraten. Es drohe lediglich eine kurze Debatte zur Geschäftsordnung. Ein Irrtum.

			Die Information, die Frei gibt, ist nicht korrekt. Wer auf die Schnelle ein Gesetz durchs Parlament bringen will, braucht tatsächlich eine Zweidrittelmehrheit, um von der ersten Lesung direkt in die zweite und dann in die entscheidende dritte Lesung zu springen. Für einen Entschließungsantrag, wie ihn die Union mit dem Fünf-Punkte-Plan vorsieht, gilt das jedoch nicht. Der wird nur einmal debattiert und dann wird abgestimmt.

			Niemandem in der Runde fällt das auf, auch am nächsten Morgen nicht. Um kurz nach 8 Uhr wird zunächst unter Mitarbeitern und mittleren Funktionären der CDU eine längere Nachricht aus einer Chatgruppe weitergeleitet, die mit den Worten beginnt: »Wir hatten gestern Nacht noch eine Präsidiumsschalte. Folgende wichtige Information dazu.« In dieser Nachricht steht zum ersten Mal schriftlich, dass die Fraktion »einige in der Sache sehr klare Anträge« zur Migrationspolitik einbringen wolle. »Sollte es zur Abstimmung über diese Anträge kommen (ist vom Verfahren her etwas kompliziert, diese Anträge sofort auch abstimmen zu lassen) werden wir ohne Rücksicht darauf, wer diese Anträge mit unterstützt in die Abstimmung gehen. Das gilt auch dann, wenn nur die AFD unsere Anträge mit unterstützt« (Kommasetzung und Schreibweisen im Original, R.A.).

			In der Union bricht daraufhin komplette Verwirrung aus. Teilnehmer der Schaltkonferenz des CDU-Präsidiums vom Vorabend schreiben in parteiinternen Chatgruppen, die Nachricht sei falsch. Sie haben die Ansage ihres Parteichefs in den letzten Minuten der Sitzung offenbar nicht mehr mitbekommen. Im Konrad-Adenauer-Haus fragt der Bundesgeschäftsführer Philipp Birkenmaier alle führenden Mitarbeiter, ob sie die mysteriöse Nachricht verschickt hätten – alle verneinen. Auch zwei der wichtigen Unionsstrategen, die Merz am Vortag zur harten Haltung an der Grenze geraten haben, werden erst durch die herumgeisternde Nachricht aufgescheucht. Jens Spahn hat die Telefonkonferenz des CDU-Präsidiums verpasst, weil er zur gleichen Zeit in der an diesem Abend live übertragenen Talkshow bei Maybrit Illner saß. Dobrindt ist in der CSU – und niemand hat der Schwesterpartei Bescheid gesagt. Sie beraten telefonisch gemeinsam mit Carsten Linnemann, ob der CDU-Generalsekretär das nicht besser »schnell totmachen« solle.

			Dafür ist es schon zu spät. Um 10.19 Uhr, während die drei noch telefonieren, wird die Meldung bereits von der Journalistin Karina Mößbauer von The Pioneer auf ihrem X-Account veröffentlicht. Die CDU plane, im Bundestag mehrere Anträge einzubringen, und wolle dafür auch die Stimmen der AfD akzeptieren, heißt es darin. Weil die CDU-Pressestelle, die von dem Vorhaben immer noch nichts weiß, den Scoop von Mößbauer nicht bestätigt, sind die Nachrichtenagenturen zunächst so verunsichert, dass sie keine Eilmeldung über ihre Dienste schicken. Der Kanzlerkandidat hätte also immer noch Gelegenheit, die Sache geradezurücken. 

			Er gießt jedoch Öl ins Feuer. Merz ist an diesem Vormittag bei der Vorstellung des Berichts der Enquetekommission von CDU/CSU zu »Frieden und Sicherheit in Deutschland & Europa«. Ein langweiliger Routinetermin. Als Merz diese »Bedrohungsanalyse für unseren Kontinent« entgegennimmt, wird er von den paar Journalisten, die sich hierherverirrt haben, gefragt, ob er seine Fraktion wirklich gemeinsam mit der AfD abstimmen lassen wolle. »Können alle diese Menschen nicht rechnen?«, fragt Merz pampig. Union und AfD hätten zusammen doch gar keine Mehrheit. Als die Mikrofone laufen, sagt Merz in scharfem Ton: »Wer diesen Anträgen zustimmen will, der soll zustimmen. Und wer sie ablehnt, der soll sie ablehnen. Ich gucke nicht rechts und nicht links. Ich gucke in diesen Fragen nur geradeaus.«

			Damit überrascht der Kanzlerkandidat alle, auch seine engsten Getreuen. Die Viererrunde, die Merz am Vortag zu entschlossenem Handeln geraten hat, schaltet sich mit ihrem Chef schnell per Telefon zusammen. Spahn, Dobrindt, Frei und Linnemann wollen ihn fragen, was denn sein Plan sei. »Ich bin vollkommen klar bei dem Thema«, sagt Merz zu ihnen. »Ich will das nächste Woche im Bundestag machen.« – »Ja, was denn?«, fragt Thorsten Frei zurück. Man könne den Fünf-Punkte-Plan als einzelnen Antrag zur Abstimmung stellen oder noch andere Anträge mit Unionsforderungen hinzufügen. Ein Gesetzentwurf zur Migration liege auch noch »in der Pipeline«. Merz antwortet: »Alles!«

			Die vier Strategen reagieren skeptisch. Sie meinen, die Präsentation der fünf Forderungen am Vortag sei wuchtig genug gewesen. Das Versprechen, Migranten an der Grenze zurückzuweisen, solle Stammwähler und Unentschlossene in einem Monat an die Wahlurne treiben. Eine Bundestagsabstimmung in der kommenden Woche lenke davon nur ab. Als spüre er, dass er seinen Getreuen enteilt ist, entgegnet Merz: »Ich überlege jetzt nicht mehr strategisch.« Er folge nur noch seiner »Überzeugung«. Die Lage des Landes, das immer wieder von Morden von Asylbewerbern heimgesucht werde, sei »nicht mehr erträglich«. Später wird er im Parlament sagen, die Abstimmungen seien eine »Gewissensfrage«. Dieser Begriff fällt in der Telefonrunde mit Spahn, Dobrindt, Frei und Linnemann noch nicht, das Motiv klingt hier jedoch schon an.

			Dass damit allerdings die Brandmauer zur AfD eingerissen werden könnte, scheint Merz überhaupt nicht zu beschäftigen. Er will aus tiefster Überzeugung nicht mit der AfD zusammenarbeiten. Er ist vielmehr überzeugt davon, für seine harte Migrationspolitik eine Mehrheit aus der politischen Mitte organisieren zu können. Nicht erst nach der Bundestagswahl, sondern schon jetzt. Er prophezeit seinen vier Spitzenleuten, die SPD werde angesichts der Stimmung in der Bevölkerung ihren Widerstand gegen eine Grenzschließung für Migranten nicht mehr lange durchhalten. Er verweist dabei auf den brandenburgischen SPD-Ministerpräsidenten Dietmar Woidke, der erst im November mit dem Bündnis Sahra Wagenknecht einen Koalitionsvertrag unterschrieben hat, in dem die »Zurückweisung von irregulärer Migration« bereits explizit vereinbart ist. Auch die heimliche Einsicht »aller« Innenminister, dass es so nicht weitergehen könne, von der ihm Joachim Herrmann am Donnerstagabend berichtet hat, führt Merz an.

			Das ist jedoch eine groteske Fehleinschätzung der Lage. Die Sozialdemokraten werden dem Kanzlerkandidaten der Union vier Wochen vor der Bundestagswahl nicht dabei behilflich sein, die Migrationspolitik zu verschärfen. Sie werden sich vielmehr mit fliegenden Fahnen in den »Kampf gegen rechts« stürzen. Olaf Scholz wird keine einzige Sekunde erwägen, seinem Herausforderer Friedrich Merz in der kommenden Woche im Parlament die Hand zu reichen. Er wird ihn stattdessen voller Freude als Steigbügelhalter von rechts außen dämonisieren.

			Die vier Unionsstrategen schrecken vor der Entschlossenheit ihres Chefs zurück. »Das führt zu Zuspitzungen, die wir dann auch konsequent durchhalten müssen«, sagt einer von ihnen. Und fragt Merz ganz direkt: »Bist du dir sicher?« Merz antwortet: »Ja. Ich muss das tun.« Damit ist entschieden, dass der Wahlkampf eine neue Richtung nehmen wird. Das kategorische Nein der Union, mit der AfD zusammen abzustimmen und dabei eine zufällige Mehrheit in Kauf zu nehmen, wird in diesem Moment relativiert. Die Folgen werden dramatisch sein.

			Kaum läuft das Zitat von Merz – »Wer zustimmen will, soll zustimmen« – über die Nachrichtenagenturen, da jubelt Alice Weidel schon: »Die Brandmauer ist gefallen!« CDU und CSU hätten ihr Angebot angenommen, »in der Schicksalsfrage der Migration im Bundestag gemeinsam mit der AfD zu stimmen«. Alles Quatsch, wiegelt die Union ab. Es gebe rechnerisch keine Mehrheit mit der AfD. Da meldet sich plötzlich Wolfgang Kubicki zu Wort. Die FDP sei auch dafür. »Mir doch Latte, wer da sonst noch zustimmt!«, schreibt der stellvertretende FDP-Vorsitzende. »Wir können doch unsere Zustimmung für das Land notwendige Maßnahmen nicht daran koppeln, wer mitstimmt!« (Rechtschreibung und Grammatik im Original, R.A.) Kubicki ist ein Unikat in der FDP und spricht oft nur für sich selbst. Doch auch der FDP-Vorsitzende Christian Lindner deutet Unterstützung an. Er kenne zwar keine Einzelheiten, aber »guten Vorschlägen stimmen wir in der Regel zu«, sagt er. »Mit Rot-Grün ging das nicht.« Jetzt offenbar schon.

			Der Unionsführung schwant langsam, was ihr Kanzlerkandidat da angerichtet hat. Ein paar Stunden lang rechnen sie noch tapfer vor, auch Union, FDP und AfD hätten zusammen nur 364 Stimmen, für die Mehrheit bräuchte man aber 368. Dabei werden aber sieben fraktionslose Abgeordnete vergessen, die aus der AfD-Fraktion entweder ausgeschlossen worden oder ausgetreten sind. Darunter sind Leute wie Matthias Helferich, der sich selbst als das »freundliche Gesicht des Nationalsozialismus« bezeichnet hat, oder Robert Farle, ein ehemaliger DKP-Funktionär, der dem Westen die Schuld am Krieg in der Ukraine gibt. Sie werden ganz sicher für Zurückweisungen an der Grenze stimmen. Später stellt Sahra Wagenknecht auch die Zustimmung vom anderen Rand des politischen Spektrums in Aussicht. Ihre zehn Abgeordneten, die aus der Linken ausgetreten sind, wollen ebenfalls für eine härtere Migrationspolitik votieren.

			Jetzt sitzt die Union in der Falle. Sie hat sich ohne Not eine Debatte über die Brandmauer zur AfD eingefangen. Und das alles nur, weil in einer Sitzung ein schwerer handwerklicher Fehler passiert ist. Und weil ihr Kanzlerkandidat danach zu lange geglaubt hat, für eine Mehrheit zum eigenen Antrag brauche es nicht die Stimmen der AfD. Die Konkurrenz kann ihr Glück kaum fassen. Ein »fatales Signal«, entrüstet sich SPD-Generalsekretär Matthias Miersch. Hier werde eine »schwarz-blaue Zusammenarbeit« vorbereitet.

			Auch der Kanzler persönlich steigt sofort in den Ring. Allein schon der Verdacht, dass die Union mit der AfD gemeinsame Sache macht, schreckt bürgerliche Wähler ab, weiß Olaf Scholz aus demoskopischen Untersuchungen. Geschickt verknüpft er diesen Verdacht mit einem alten Vorurteil über Friedrich Merz: Der Spitzenmann der Union sei unzuverlässig, agiere affektgetrieben und habe sich nicht im Griff. So einer dürfte nicht Kanzler werden. »Wenn der Oppositionsführer jetzt sagt, er könne sich auch vorstellen, hier Gesetze einzubringen mit Unterstützung der AfD, dann weiß ich nicht, was ich noch glauben kann«, gibt sich der Kanzler ganz besorgt.

			Während Scholz die Chance, Merz nach rechts außen drängen zu können, sofort mit beiden Händen ergreift, reagiert Robert Habeck vorsichtiger. Der Kanzlerkandidat der Grünen will sich die Union als potenziellen Koalitionspartner weiterhin erhalten. Er glaubt, Merz habe sich törichterweise nur hinreißen lassen. Den Rückweg zur Zusammenarbeit in der politischen Mitte dürfe man ihm nicht verbauen. »Die Brandmauer darf nicht fallen!«, schreibt Habeck fast beschwörend. Die grüne Fraktionsvorsitzende Britta Haßelmann postet einen Ausschnitt der Rede, in der der CDU-Chef im November 2024 »Zufallsmehrheiten« mit der AfD ausgeschlossen hatte. Dazu schreibt sie: »Herr Merz, ich gehe davon aus, Sie stehen zu Ihrem Wort.«

			In der Neuen Westfälischen, der Heimatzeitung von Carsten Linnemann, erscheint ein Bericht, in dem der CDU-Generalsekretär mit den Worten zitiert wird: »Das Nazibashing und das Brandmauergerede müssen aufhören.« Die AfD »steht auf dem Wahlzettel«. Bei einem Frühstück mit Unternehmern auf dem Hof der Bäckerfamilie Zacharias in seinem Paderborner Wahlkreis hatte Linnemann gesagt, dass es in der AfD zwar Rassisten gebe, man diese durch das Brandmauergerede aber wichtiger mache, als sie tatsächlich seien. Bestätigt Linnemann damit nicht den Verdacht, Friedrich Merz habe bewusst einen Kurswechsel vorgenommen? Auch die Ankündigung des Kanzlerkandidaten vor ein paar Tagen, er sei gerne bereit, sich mit Alice Weidel zu einem Fernsehduell zu treffen (»Dann sollten die Fetzen fliegen«), erscheint plötzlich in einem neuen Licht. Dabei war auch das dem Kandidaten nur rausgerutscht. Eigentlich sah der Plan vor, eine direkte Konfrontation mit der AfD-Chefin im Wahlkampf zu vermeiden.

			Über Friedrich Merz schlägt jetzt eine Welle der Empörung zusammen. Ihn bestärkt das jedoch nur in seinem Kurs. Er fühlt sich von der linken Konkurrenz und den Medien absichtlich missverstanden. Aus der Bevölkerung erreichen ihn ganz andere Reaktionen. Hunderte Mails und Briefe treffen ein. Endlich mache die CDU an der Grenze Ernst, heißt es darin. Jetzt könne man sie wieder wählen. Bei seinen Wahlkampfauftritten verschärft Merz den Ton immer mehr. Jeden Abend gibt es jetzt Videokonferenzen, in denen er seine Parteiführung auf den neuen Kurs immer und immer wieder einschwört. »Durchhalten« müsse man. Sein Generalsekretär unterstützt ihn dabei. Eine Wegscheide sei erreicht, sagt Linnemann. Nun entscheide sich, ob die Union bei der Bundestagswahl 26 oder 36 Prozentpunkte erreichen werde. »Ein Wochenende wie dieses habe ich in meiner Karriere noch nicht erlebt«, erzählt Merz bei einer Schaltkonferenz. Er wirkt wie ein Kämpfer in der Stunde der Entscheidung, voll mit Adrenalin.

			Der Kanzlerkandidat ist fest entschlossen, die Schlacht jetzt zu schlagen und in der kommenden Woche im Bundestag über seine Migrationspolitik abstimmen zu lassen. Worüber genau, ist allerdings noch nicht klar. Ein Entschließungsantrag? Mehrere Anträge? Oder doch ein Gesetzentwurf? Merz führt die Debatte aus der Ferne. Er ist in den Südwesten der Republik gereist, nach Württemberg, in den Hohenlohekreis. Dort nimmt er auf Schloss Stetten an einem Abendessen mit ausgewählten Unionspolitikern und Unternehmern aus dem Ländle teil. In der Burganlage aus der Stauferzeit übernachtet er auch.

			Burgherr ist Christian Freiherr von Stetten, der den Wahlkreis im Bundestag vertritt, wie es in den Jahrzehnten zuvor schon sein Vater getan hat. Der »schwarze Baron« ist einer der reichsten Unionsabgeordneten – und einer der konservativsten. Merkels Flüchtlingspolitik hatte er schon 2015 als »Jahrhundertfehler« bezeichnet und damals einen Brief mehrerer Abgeordneter organisiert, die darin eine Grenzschließung forderten. Jetzt, zehn Jahre später, wähnt sich von Stetten am Ziel.

			Am nächsten Morgen kommen 2500 Menschen in das ausgebuchte Carmen Würth Forum, eine Halle in Künzelsau, um ihren Kanzlerkandidaten zu hören. Schon sein Vorredner, der junge CDU-Vorsitzende Manuel Hagel, der im kommenden Jahr den grünen Ministerpräsidenten Winfried Kretschmann ablösen möchte, peitscht die Menge auf. Er könne das Bedauern der Politik über die regelmäßigen Anschläge von Asylbewerbern nicht mehr hören, sagt er. »Ich habe davon die Schnauze voll. Es reicht mit diesem Politik-Schauspiel!« Er lehne die AfD zwar ab, sagt Hagel. Aber »das Richtige wird nicht dadurch falsch, dass die Falschen sagen, dass es richtig ist«.

			Friedrich Merz nimmt den Ball gern auf. »Machen wir uns dann abhängig vom Abstimmungsverhalten der AfD? Entscheidet die AfD darüber, welche Anträge wir in den Bundestag einbringen und welche nicht? Sagt die SPD uns, was wir dürfen und was wir nicht dürfen? Sagen die Grünen uns, was wir dürfen und was wir nicht dürfen?« Jetzt sei ein Punkt erreicht, an dem die taktischen Spielchen zu Ende gingen. »Jetzt wird entschieden. Und zwar mit den Mehrheiten, die der Mehrheit der Bevölkerung in Deutschland entsprechen.« Diese Passage in seiner Rede ist neu. Ansonsten hält er weitgehend seinen Standardvortrag, mit dem er schon seit Wochen durch den Wahlkampf zieht. Darin beschäftigt er sich vor allem mit Wirtschaftsthemen. Aber als er über ein »faktisches Einreiseverbot« für Asylbewerber spricht, gibt es den größten Jubel des Abends.

			Derweil werden in der Partei Ideen hin und her geschickt, worüber genau die Union im Bundestag eigentlich abstimmen lassen möchte. Merz’ Fünf-Punkte-Plan will man in einem Entschließungsantrag zusammenfassen. In einem zweiten Antrag soll es um eine Art Best-of von Maßnahmen zur inneren Sicherheit gehen: »Mindestspeicherfrist für IP-Adressen«, mehr »elektronische Gesichtserkennung«, Stärkung der Nachrichtendienste. Ein Entschließungsantrag ist nicht mehr als eine Willensbekundung des Parlaments. Die Bundesregierung muss nicht sofort Zurückweisungen an der Grenze vornehmen, falls Merz’ radikale Maßnahmen beschlossen werden sollten.

			Anders hingegen sieht es mit Gesetzen aus. Sie binden die Regierung. Um ein Gesetz zu beschließen, sind allerdings mehrere Lesungen im Parlament und Ausschussberatungen notwendig. Da es vor der Bundestagswahl nur noch eine Sitzungswoche des Bundestages gibt, ist die Zeit für ein neues Gesetz viel zu kurz. Das gilt jedoch nicht für Gesetzentwürfe, die bereits beraten und auf dem Weg sind. Der CDU-Bundestagsabgeordnete Alexander Throm, der in Heilbronn gewählt worden ist, dem Nachbarwahlkreis von Stettens Hohenlohe, erinnert an das sogenannte Zustrombegrenzungsgesetz. Das hatte er mit Abgeordnetenkollegen aus der AG Innen und Heimat der CDU/CSU-Fraktion nach dem Anschlag von Solingen im August 2024 geschrieben. Friedrich Merz wollte damals schon ein Zeichen setzen. Da man bei Gesetzen, anders als für Anträge, juristische Feinheiten beachten muss, griffen Throm und seine Kollegen auf Textbausteine früherer Gesetzentwürfe zurück. So sind die konkreten Forderungen des Zustrombegrenzungsgesetzes wenig dramatisch. Das zu Anfang der Legislaturperiode von der Ampel-Regierung gestrichene Wort »Begrenzung« soll wieder ins Aufenthaltsrecht eingefügt werden. Der zurzeit auf tausend Personen pro Monat gedeckelte Familiennachzug subsidiär anerkannter Flüchtlinge soll ganz ausgesetzt werden. Und die Bundespolizei soll selbst Haftbefehle beantragen dürfen. Das Zustrombegrenzungsgesetz sollte am 7. November 2024 im Bundestag abschließend beraten werden. Am Abend des 6. November zerbrach jedoch die Regierung. Daraufhin wurde die Tagesordnung geändert und der Gesetzentwurf nicht debattiert. Da die erste Lesung und die Ausschussberatung aber schon absolviert sind, könnte man, darauf weist Throm jetzt hin, den Gesetzentwurf in der nächsten Woche im Bundestag beschließen. Ein Gesetz, gemeinsam mit der AfD verabschiedet? Das wäre ein noch größerer Tabubruch als bei einem unverbindlichen Entschließungsantrag.

			Deshalb ist Thorsten Frei dagegen. Und Friedrich Merz folgt diesmal seinem parlamentarischen Geschäftsführer. Er will, entgegen seiner markigen Wahlkampfrhetorik vom Morgen in der Halle in Künzelsau, den Streit um die Brandmauer doch nicht auf die Spitze treiben. Also kein Gesetz, nur Entschließungsanträge. Mit ihrer Umsetzung wird Jacob Schrot betraut, der erst 34 Jahre alte Stabschef von Merz. Schrot ist der Jüngste in Merz’ Umgebung, hat als Einziger aber schon einmal im Kanzleramt gearbeitet, als Referent. Als Teenager hat Schrot einmal die ZDF-Quiz-Sendung Ich kann Kanzler gewonnen. Jetzt bekommt er die Mission, die heiklen Anträge zu verfassen – und zwar so, dass die AfD ihnen nicht zustimmen kann. Dafür baut Schrot zahlreiche Sätze ein, auf die die Rechtspopulisten allergisch reagieren. »Die Migrationskrise geht maßgeblich aus vom syrischen Bürgerkrieg, den der russische Diktator Wladimir Putin über Jahre angefacht und verlängert hat«, schreibt Schrot, um die Putin-Fans in der AfD auf die Palme zu bringen. An anderer Stelle heißt es: »Wer die illegale Migration bekämpft, entzieht auch Populisten ihre politische Arbeitsgrundlage. Die AfD nutzt Probleme, Sorgen und Ängste, die durch massenhafte illegale Migration entstanden sind, um Fremdenfeindlichkeit zu schüren und Verschwörungstheorien in Umlauf zu bringen.« Wenn die AfD dafür die Hand hebt, so die Überlegung in der Unionsführung, würde sie quasi gegen sich selbst stimmen. Die AfD-Fraktion bekommt die Anträge gar nicht erst zugeschickt. Sie gehen am Samstagabend nur an SPD, Grüne und FDP.

			In der Union atmen viele auf. Es soll kein Gesetz zur Abstimmung gestellt werden, und die Anträge sind so formuliert, dass die AfD nicht zustimmen kann. Doch da haben Merz & Co. die extreme Rechte unterschätzt. Alice Weidel ist zu klug, um die beleidigte Leberwurst zu spielen. Sie braucht nur ein paar Stunden, um ihren Kameraden zu erklären, dass eine gemeinsame Abstimmung mit der Union es allemal wert ist, allen Stolz hinunterzuschlucken. Trotz der »Diffamierungen« werde die AfD die Hand für die Unionsanträge heben, erklärt sie. Weil sie gut für Deutschland seien.

			Und die AfD hat noch eine weitere Gemeinheit für Friedrich Merz und die Union vorbereitet. Sie will nun ihrerseits das Zustrombegrenzungsgesetz einbringen. Auf die Idee, dass die AfD dies tun könnte, war in der Union niemand gekommen. Der Gesetzentwurf stammt schließlich von der CDU/CSU-Fraktion selbst. Normalerweise ist es so, dass die Fraktion, die den Entwurf initiiert hat, die Bundestagspräsidentin bittet, ihn auf die Tagesordnung zu setzen. Aber es gibt auch einen anderen Weg. Da der Ausschuss den Gesetzentwurf schon ins Plenum zurücküberwiesen hat, kann jeder Bundestagsabgeordnete, egal welcher Partei, den Entwurf von CDU/CSU einbringen. Wer auf diese aus AfD-Sicht geniale Idee kam, ist bislang nicht bekannt. Der Abgeordnete Martin Sichert kündigt den Coup zuerst an. Aber Sichert ist Gesundheitspolitiker und kann eigentlich nicht wissen, welche Gesetzentwürfe im Innenausschuss schlummern. Vom gewieften parlamentarischen Geschäftsführer Bernd Baumann stammt die Idee auch nicht. Sie sei »in einer Chatgruppe entstanden«, heißt es in der AfD-Fraktion. Vom Zustrombegrenzungsgesetz war vorher nur intern in der Union die Rede gewesen. Hat jemand aus der CDU oder der CSU, der sich eine Annäherung an die AfD wünscht, den Rechtspopulisten einen Tipp gegeben?

			Als Thorsten Frei davon hört, dass die AfD den Gesetzentwurf der Union einbringen möchte, lässt er das Verfahren juristisch prüfen. Er muss anschließend kleinlaut zugeben: Ist noch nie so gemacht worden, ist rechtlich aber einwandfrei. Alice Weidel hat Friedrich Merz eine Falle gestellt. Der Kanzlerkandidat der Union hatte erklärt, aus Gewissensgründen Anträge für eine schärfere Migrationspolitik im Bundestag durchbringen zu wollen, selbst wenn die AfD dafür stimmen sollte. Und nun soll das nicht ebenso für ein Gesetz gelten, zumal für einen Entwurf, den die Union auch noch selbst geschrieben hat? Das kann Merz niemandem erklären.

			Am Montagmorgen, als das Parteipräsidium im Konrad-Adenauer-Haus tagt, gesteht der CDU-Chef zerknirscht ein: »Das haben wir erst gestern herausgefunden, dass es auch möglich ist von anderen Fraktionen, das auf die Tagesordnung zu setzen.« Um nicht von der AfD vorgeführt zu werden, müsse man den Gesetzentwurf nun doch selbst einbringen. Es droht also ein »Zustrombegrenzungsgesetz«, gemeinsam beschlossen von Union und AfD.

			Im Präsidium gibt es Widerspruch. Mehrere Ministerpräsidenten und andere Landespolitiker fordern eine Rückkehr zur alten Linie: Keine Mehrheiten mit der AfD. In der anschließenden Sitzung des CDU-Vorstands, der viel größer als das Präsidium ist, wiederholt Schleswig-Holsteins Ministerpräsident Daniel Günther die Kritik. Doch Merz nimmt sie nicht an. Ein Kanzlerkandidat brauche »Freiheit, Entscheidungen zu treffen«, entgegnet er. Vier Wochen vor der Wahl erwarte er von seiner Parteiführung »absolute Geschlossenheit«. Wie so oft überspielt Merz seine Unsicherheit mit Schneidigkeit. Man solle nicht ohne Not in ein Wespennest greifen, doch manchmal müsse es sein, sagt er später im Vorstand der Unionsfraktion. »Aber wenn du es tust, fasse entschlossen zu.«

			In Wirklichkeit sitzt Merz in der Falle. Er wollte eine härtere Migrationspolitik durchsetzen – und hatte dafür nach den Morden von Aschaffenburg eine gesellschaftliche Mehrheit hinter sich. Aber nun sieht es so aus, als müsse die Union dafür gemeinsam mit der AfD abstimmen – dafür gibt es jedoch keine gesellschaftliche Mehrheit. Die Deutschen wünschen sich mehrheitlich eine grundlegend andere Flüchtlingspolitik. Aber sie wünschen sie sich von den Parteien der politischen Mitte. Statt einer Bundestagswahl über die Frage »Zurückweisungen an der Grenze mit einem Kanzler Merz – ja oder nein?« droht nun ein Wahlkampf über die Frage »Mit der AfD oder ohne sie?«. Es ist das, was Friedrich Merz unbedingt vermeiden wollte.

		

	
		
			5 
Die rechte Versuchung

			Der Bundestag debattiert schon fast vier Stunden, als Friedrich Merz zum zweiten Mal an diesem Tag zum Rednerpult geht. Gerade ist das Ergebnis der namentlichen Abstimmung über seinen Fünf-Punkte-Plan für eine verschärfte Migrationspolitik verkündet worden: 348 Abgeordnete dafür, 345 dagegen. Knapp gewonnen.

			Wie ein Sieger sieht Merz jedoch nicht aus. Seine Fraktion auch nicht. Schon bei der Verkündung des Ergebnisses rührte sich keine Hand in den Reihen der Union. Dabei hatte die CDU/CSU-Fraktion den Antrag selbst eingebracht. Rechts von ihr, wo die Abgeordneten der AfD sitzen, brandete Jubel auf. Stephan Brandner, der wegen übler Hetze einst den Vorsitz des Rechtsausschusses verloren hat, reckte seine rechte Hand mit dem Victory-Zeichen in die Luft. Gottfried Curio, ein Abgeordneter, der vollverschleierte Muslima herabgewürdigt hat (»Ein schwarzer Sack, der sprechen kann«), sprang auf, lief zu Alice Weidel und gratulierte ihr per Handschlag. Die Kanzlerkandidatin der AfD reagierte zunächst kaum, sie schien ihr Glück noch nicht fassen zu können. Dann erhob sie sich und fiel ihrem Vertrauten Markus Frohnmaier um den Hals. Frohnmaier beschimpft Flüchtlinge gern als »Lumpenproletariat« und trägt ein Symbol rechter Hooligans als Tätowierung. Mehrere Hinterbänkler der AfD begannen, mit ihren Handys Selfies von sich und ihren Sitznachbarn zu machen. Sie wollten den Moment festhalten, den sie als historisch ansehen.

			Die AfD ist in voller Besetzung da. Die Reihen der Union sind zu drei Viertel leer. Viele ihrer Abgeordneten sind aus dem Plenarsaal geflohen. Sie sitzen in ihren Büros in den Gebäuden rund um den Reichstag und verfolgen die Ereignisse von dort im Fernsehen. Selbst Thorsten Frei, ihr parlamentarischer Geschäftsführer, fehlt. Er sitzt bereits im Zug nach Hamburg, wo er im Studio von Markus Lanz erwartet wird. So muss der Fraktionsvorsitzende der Union selbst erklären, was hier im Parlament gerade geschehen ist. Friedrich Merz geht also noch einmal nach vorn ans Rednerpult. Er hat seinen eigenen Antrag sehenden Auges mit den Stimmen der AfD durchgebracht. Doch jetzt sagt er: »Ich suche in diesem Deutschen Bundestag keine anderen Mehrheiten als die der demokratischen Mitte unseres Parlaments. Und wenn es hier heute eine solche Mehrheit gegeben hat, dann bedauere ich das.«

			Ein Akt der Hilflosigkeit. Als wollte der Kanzlerkandidat sagen: Das habe ich nicht gewollt.

			Begonnen hat dieser Tag im Hohen Haus mit einer Gedenkstunde zum 80. Jahrestag der Befreiung von Auschwitz – ausgerechnet. »Teil unserer Identität« sei die Shoa, hat Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier gemahnt und vor »Demokratiefeinden« gewarnt. Anschließend sprach der 88-jährige ukrainische Ghetto-Überlebende Roman Schwarzman. »Damals wollte Hitler mich töten, weil ich Jude bin. Heute versucht Putin mich zu töten, weil ich Ukrainer bin«, sagte er. Er bitte um mehr Flugabwehr und Langstreckenwaffen für sein Land. »Ich flehe Sie an, uns zu bewaffnen!« Das hätte Olaf Scholz eigentlich in Verlegenheit bringen müssen. Der Bundeskanzler macht ja damit Wahlkampf, der Ukraine den Marschflugkörper Taurus zu verweigern. Aber die Gedenkstunde wird schon überschattet von dem, was gleich passieren wird: CDU, CSU und FDP, Parteien der demokratischen Mitte, werden zum ersten Mal in der Geschichte des Bundestages gemeinsame Sache mit der AfD machen, einer rechtsextremen Partei.

			Das Gedenken an den Holocaust hatte in der Union keiner auf dem Schirm, als man Ende voriger Woche spontan auf die Idee kam, Merz’ Fünf-Punkte-Plan zur Migration in der letzten Sitzungswoche vor der Bundestagswahl noch schnell ins Parlament zu bringen. Der Kanzlerkandidat hatte unter dem Eindruck der Morde von Aschaffenburg durch einen abgelehnten Asylbewerber seine Haltung zu Voten mit der AfD über den Haufen geworfen. Vorher hatte Merz das noch kategorisch ausgeschlossen. Aschaffenburg habe die Lage jedoch verändert, meinte Merz. Die Bevölkerung erwarte ein Signal, dass die Politik das verstanden habe.

			Nach der gemeinsamen Abstimmung mit der AfD wird bekannt, dass Michel Friedman aus Protest gegen diese Entscheidung nach vierzig Jahren Mitgliedschaft aus der CDU ausgetreten ist. Der Anwalt und Publizist ist die wohl bekannteste Stimme des deutschen Judentums. Er war stellvertretender Vorsitzender des Zentralrats der Juden in Deutschland und saß einige Jahre auch im CDU-Bundesvorstand. Ein »unentschuldbares Machtspiel« sei Merz’ Bereitschaft, Stimmen der AfD in Kauf zu nehmen, sagt Friedman. Eine »katastrophale Zäsur für die Demokratie«. Einen Tag später wird Albrecht Weinberg, ein 99 Jahre alter Überlebender von Auschwitz, sein Bundesverdienstkreuz zurückgeben. Das Tragen der Auszeichnung sei ihm »zu schwer geworden«. Über die Union sagt er: »Die haben sich mit den Rechtsradikalen zusammengetan.«

			Der Gegenwind, der nun anhebt, bläst heftig. Überall im Land gibt es »Demos gegen rechts« – und diesmal sind CDU und CSU mitgemeint. Friedrich Merz ist von der Breite der Protestbewegung überrascht. Ihr Anliegen aber tut er ab. Sind das nicht bloß selbstgerechte Rituale? Tatsächlich hat ein Selfie von grinsenden grünen Spitzenpolitikern auf einer Berliner Kundgebung im Netz einen Shitstorm ausgelöst. Sogar in Merz’ Heimat, im Sauerland, tobt die Antifa. Die Schützenhalle in Minden, wo er am Vortag eine Rede gehalten hatte, wird mit Graffiti beschmiert. »Nie wieder CDU!«, »Merz aufs Maul«, »FCK CDU« und »Antifa in die Offensive« steht da jetzt.

			An vielen Orten in Deutschland werden in den kommenden Tagen Wahlkreisbüros von CDU-Abgeordneten mit Parolen verunstaltet oder von Aktivisten besetzt. Mitarbeiter der Partei werden auf dem Weg zur Arbeit angepöbelt und mit Eiern beworfen. Autoscheiben gehen zu Bruch. Die Uniklinik in Köln wird von einem Mob belagert, nur weil der CDU-Chef dort das Centrum für Integrierte Onkologie besuchen möchte. Erst nach siebzig Minuten kann die Polizei seinem Dienstwagen eine Gasse bahnen.

			Der Kanzlerkandidat und seine Partei fühlen sich zu Unrecht angegriffen. Sie wollen jetzt erst recht keine Kritik gelten lassen. Als Michel Friedman auf einer Demonstration vor der CDU-Zentrale gemeinsam mit Luisa Neubauer, der Klimaaktivistin, auftritt, kommentiert der CDU-Landtagsabgeordnete Bodo Löttgen: »Gestern in Berlin Mordaufrufe zumeist arabischstämmiger Demonstranten gegen Juden. Kein Wort von Michel Friedman oder Luisa Neubauer.« Der absurde Vorwurf, ausgerechnet Friedman wehre sich nicht gegen israelbezogenen Antisemitismus, illustriert eine in diesen Tagen unter Christdemokraten weit verbreitete Abwehrhaltung: Wir sind doch die Guten! Wir stehen doch gegen den eingewanderten Antisemitismus aus Nahost und gegen die Gewalt, die von Asylbewerbern ausgeht!

			Der Empörung über die Enttabuisierung der AfD in weiten Teilen der Gesellschaft stellt die CDU ihre eigene Empörung entgegen – die über die Morde von Flüchtlingen. Diese Empörung wird von Andrea Lindholz, der stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden, immer wieder aufs Neue entfacht. Am Montag stellt sie den Tathergang der Bluttat in ihrem Wahlkreis in Aschaffenburg noch einmal ausführlich im Fraktionsvorstand dar. Am Dienstag liest sie den 197 Abgeordneten der Bundestagsfraktion den mittlerweile vorliegenden Polizeibericht vor. Wieder bricht Merz die Stimme, als er anschließend das Wort ergreift. Er sagt, der Staat müsse »in die Lage versetzt werden, unsere Kinder zu schützen«. Es wird überlegt, Lindholz auch in der Plenardebatte am Mittwoch aus dem Polizeibericht vorlesen zu lassen. Die CSU-Landesgruppe stellt ein dreizehnminütiges Video mit ihrer Abgeordneten ins Netz, in dem sie die Tat noch einmal in allen Details schildert.

			Nach der Fraktionssitzung am Dienstagabend geht Friedrich Merz zum Neujahrsempfang des Parlamentskreises Mittelstand am Pariser Platz. Dessen Vorsitzender ist Christian von Stetten, der »schwarze Baron«, in dessen Wahlkreis Merz vor ein paar Tagen einen großen Auftritt hatte. Auch im Parlamentskreis Mittelstand dominierten immer schon die Kritiker von Merkels Flüchtlingspolitik. Jetzt stoßen die Abgeordneten auf ihren nächsten Kanzler an, der endlich wieder ein authentischer Christdemokrat sei. Während Merz eine launige Festrede hält, trifft in den Postfächern aller Bundestagsabgeordneten der Union eine E-Mail mit einem Brief als Anhang ein. Er stammt von Prälat Karl Jüsten und Prälatin Anne Gideon, den Vertretern der beiden großen christlichen Kirchen im politischen Berlin. »Zeitpunkt und Tonlage der aktuell geführten Debatte befremden uns zutiefst«, schreiben darin die beiden Geistlichen. Die Vorschläge von CDU/CSU seien »nicht zielführend« und zudem »rechts- und verfassungswidrig«. Schon eine Stunde später wird der Brief öffentlich. Gegen eine Partei, die das »C« im Namen führt, sind die Kirchen ein gefährlicher Kronzeuge.

			»Überrascht nicht, interessiert nicht«, kommentiert der stellvertretende Fraktionsvorsitzende Steffen Bilger den Brief patzig. Günther Krings, Chef der NRW-Landesgruppe, der selbst in der Synode der Evangelischen Kirche aktiv ist, weist die Geistlichen zurecht. Ihr Brief lese sich »wie von einer weltlichen NGO«. Da ist etwas dran. Die beiden Prälaten kritisieren nicht nur die Abstimmung mit der AfD, sondern auch alle Einzelmaßnahmen des Zustrombegrenzungsgesetzes. Die evangelische Kirche steht schon lange in der Kritik, fast wie der linke Flügel der Grünen zu klingen. Aber auch der deutsche Verbandskatholizismus, früher das natürliche Habitat der Christdemokratie, will die neue Strenge gegen Asylbewerber nicht mittragen. Die Entfremdung ist gegenseitig. Einen Tag später wird Annegret Kramp-Karrenbauer, langjährige Ministerpräsidentin des Saarlands und ehemalige CDU-Vorsitzende, das Zentralkomitee der deutschen Katholiken verlassen, weil sie die Kritik der Laienorganisation an Merz’ Migrationspolitik für maßlos hält.

			Doch bei den Bischöfen gibt es auch noch Konservative, etwa deren Pressesprecher Matthias Kopp, der früher in gleicher Funktion für Jürgen Rüttgers, einst CDU-Ministerpräsident von Nordrhein-Westfalen, tätig war. Fast pünktlich zur Abstimmung im Bundestag über Merz’ Migrationspolitik wird ein Schreiben der Generalsekretärin der Deutschen Bischofskonferenz öffentlich. Darin heißt es, »dass es nicht sinnvoll ist, in die Debatte und damit in den Wahlkampf öffentlich einzugreifen«. Damit haben sich die katholischen Bischöfe von ihrem eigenen Prälaten distanziert.

			Im Netz veranstalten derweil rechtspopulistische Webseiten eine Treibjagd auf vermeintliche »Verräter«, also Politiker und Abgeordnete der Union, die gegen Merz’ Anträge für eine härtere Flüchtlingspolitik eintreten könnten. Dabei werden vor allem religiöse Volksvertreter ausgeguckt oder solche, die Minderheiten angehören: Hermann Gröhe, Protestant und ehemaliger CDU-Generalsekretär unter Angela Merkel, Karin Prien, eine Jüdin, Serap Güler, eine Muslima, und Franziska Hoppermann, praktizierende Katholikin. Der Druck wird so groß, dass einige der angesprochenen Abgeordneten von sich aus in den sozialen Medien Loyalitätsbekundungen für den Kanzlerkandidaten abgeben. Dessen politischer Schwenk verlangt nicht wenigen Christdemokraten tatsächlich einiges ab. Schon einen Tag nach den Anträgen zur Migration steht ein Antrag für ein AfD-Verbot auf der Tagesordnung des Bundestages. Am Mittwoch mit der AfD stimmen und sie am Donnerstag verbieten wollen? Immerhin sieben Abgeordnete der Unionsfraktion haben den AfD-Verbotsantrag miteingebracht. Auch der Initiator, Marco Wanderwitz, gehört der CDU an.

			Der Bundeskanzler begreift die vermeintlichen Lockerungsübungen seines Herausforderer nach rechts als letzte Chance, doch noch sein Amt verteidigen zu können. Er zögert keine Sekunde und attackiert Friedrich Merz, wo und wie er nur kann. »Das ist ein schwerer Fehler, ein unverzeihlicher Fehler«, ruft Olaf Scholz am Mittwochnachmittag im Bundestag. Zu den Morden von Aschaffenburg, dem eigentlichen Thema seiner Regierungserklärung, fällt dem Kanzler kaum etwas ein, dafür jede Menge zum Kanzlerkandidaten der Union. »Es gibt Grenzen, die darf man als Staatsmann nicht überschreiten«, donnert er. Weder Adenauer noch Kohl noch Merkel hätten so gehandelt wie Merz. Dessen mittlerweile bekannt gewordenen Satz, mit seinen Vorschlägen all in zu gehen, greift Scholz empört auf: »Politik in unserem Land ist doch kein Pokerspiel! Der Zusammenhalt Europas ist doch kein Spieleinsatz. Und ein deutscher Bundeskanzler darf kein Zocker sein, denn er entscheidet im schlimmsten Fall über Krieg und Frieden.« Den über 75 Jahre geltenden Konsens der demokratischen Parteien der Mitte habe Merz »im Affekt aufgekündigt«. Der erfahrene Wahlkämpfer Olaf Scholz versucht, alle Stereotype über Merz miteinander zu verknüpfen. Ein durchsichtiges, aber durchaus wirkungsvolles Manöver.

			Der Kanzler glaubt, seinen Herausforderer jetzt dort zu haben, wo er ihn im Wahlkampf immer haben wollte. Ganz anders Robert Habeck. Der Grüne will den CDU-Vorsitzenden unbedingt wieder aus der rechten Ecke herausholen. Am Vortag hat Habeck diskret sondieren lassen, ob Merz zu einem Gespräch bereit sei. Habeck wollte herausfinden, unter welchen Umständen Merz einverstanden sei, seine Anträge doch noch von der Tagesordnung zu nehmen. Der CDU-Chef lehnte ab. Er hatte kein Interesse an einem Gespräch.

			In seiner Rede im Bundestag begründet Friedrich Merz seine Kompromisslosigkeit so: Er könne es mit seinem Gewissen »einfach nicht mehr vereinbaren«, dass im Bundestag nur noch abgestimmt werde, was vorher die Zustimmung von SPD und Grünen gefunden habe. Merz ist ein weit besserer Redner als Scholz, aber sein Auftritt an diesem Tag kann kaum darüber hinwegtäuschen, wie problematisch sein Argument ist. Das angebliche Dogma, »keine Zufallsmehrheiten« mit der AfD einzugehen, gegen das er hier so leidenschaftlich kämpft, hatte doch niemand anderes aufgestellt als Friedrich Merz selbst. Warum soll jetzt ausgerechnet ein folgenloser Antrag zur Migrationspolitik eine Gewissensfrage sein?

			Außerdem verbaut sich Merz mit seinem Argument jeden Weg zurück. Ihrem Gewissen sind Bundestagsabgeordnete immer verpflichtet. Warum also sollten sie nicht auch in der kommenden Legislaturperiode gemeinsame Sache mit der AfD machen? Der schwarz-rote Koalitionsvertrag schließt wechselnde Mehrheiten aus, Unionsabgeordnete dürfen also nur gemeinsam mit der SPD votieren. Aber wann und warum auch immer – vielleicht nach einem erneuten Anschlag? – Christdemokraten doch gemeinsam mit der AfD abstimmen wollen: Sie müssen sich jetzt nur noch auf ihr Gewissen und Friedrich Merz berufen.

			Wie die Union mit der AfD umgeht, wird eine der entscheidenden Fragen für die deutsche Politik in den nächsten Jahren sein. Friedrich Merz hat dazu stets markige Ansagen gemacht. »Einmal 33 reicht für Deutschland!«, donnerte er nur zehn Tage vor den gemeinsamen Abstimmungen mit der AfD in einem Interview. Aber was heißt das denn konkret? Im Grundsatzprogramm steht: »Die CDU Deutschlands lehnt Koalitionen und ähnliche Formen der Zusammenarbeit sowohl mit der Linkspartei als auch mit der Alternative für Deutschland ab.« Nach dem Mord an dem CDU-Lokalpolitiker Walter Lübcke durch einen Rechtsradikalen im Jahr 2019 ist dies in einer Erklärung des Parteivorstands ergänzt worden um den Satz: »Die CDU wird alle zur Verfügung stehenden Möglichkeiten nutzen, diesen Beschluss durchzusetzen.« Das bedeutet: Merz müsste als CDU-Vorsitzender nicht nur selbst Abstand zur AfD halten, sondern auch jeden Landes- oder Lokalpolitiker sanktionieren, der in irgendeiner Form mit der AfD zusammenarbeitet.

			Das ist ja schon in Merz’ bisheriger Amtszeit als CDU-Vorsitzender immer schwieriger geworden. In vielen ostdeutschen Gemeinderäten ist die AfD so stark, dass ohne sie gar nichts mehr entschieden werden kann. Im Sommer 2023 erkannte Merz das in einem ZDF-Sommerinterview an: »Wenn dort ein Landrat, ein Bürgermeister gewählt wird, der der AfD angehört, ist es selbstverständlich, dass man dann nach Wegen sucht, wie man dann in dieser Stadt weiter gemeinsam arbeiten kann.« Das Kooperationsverbot mit der AfD gelte nur für gesetzgebende Körperschaften, also für Landtage und den Bundestag. Das löste einen Aufschrei aus. Merz ruderte zwei Tage später schon wieder zurück: Er sei missverstanden worden, die Brandmauer gelte auch für die Kommunen.

			Dabei wird es längst auch auf Landesebene kompliziert. Werden dort Positionen der CDU allein deswegen falsch, weil auch die AfD sie vertritt? So hätte es die politische Konkurrenz von links gerne. So geriet im Dezember 2020 der Ministerpräsident von Sachsen-Anhalt, Reiner Haseloff, unter Druck. Er regierte damals mit einer »Kenia-Koalition«, also einem Bündnis von CDU, SPD und Grünen, das wesentlich von der Idee zusammengehalten wurde, die AfD aus der Regierung herauszuhalten. Nun sollte Sachsen-Anhalt, wie alle Bundesländer, einer Gebührenerhöhung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zustimmen. Die Landes-CDU hatte sich allerdings dagegen positioniert. Die AfD ebenso. Und die Linke auch, die unter anderem klagte, im Tatort ermittelten zu wenige Kommissare aus dem Osten. Plötzlich änderte die Linke ihre Position: ARD und ZDF hätten sich in der Corona-Pandemie als verlässliche Berichterstatter bewährt, sie verdienten eine Gebührenerhöhung. Daraufhin hob eine Kampagne gegen Haseloffs CDU an. Auch sie müsse jetzt der Gebührenerhöhung zustimmen. Dies wurde nicht inhaltlich begründet, sondern ausschließlich formal. Sonst stünde die Union in dieser Frage ja allein mit der AfD da. Nach dieser Logik müsste die CDU, um die Brandmauer aufrechtzuerhalten, jede linke Positionsveränderung mitmachen. Sie dürfte nie etwas anders sehen als SPD und Grüne, solange die AfD es ebenfalls anders sieht. Das ist absurd. Haselhoff blieb – AfD hin, AfD her – bei der Ablehnung der Gebührenerhöhung. Seine Glaubwürdigkeit erhöhte, dass er fast gleichzeitig seinen Innenminister entließ, der eine Minderheitsregierung mit wechselnden Mehrheiten angestrebt hatte, also auch Mehrheiten mit der AfD.

			Der zweite Präzedenzfall spielt schon in der Amtszeit von Friedrich Merz als CDU-Chef und war bewusst herbeigeführt worden. 2023 brachte Mario Voigt, damals noch Oppositionsführer in Thüringen, eine Senkung der Grunderwerbsteuer in den Landtag ein. Diese Steuersenkung hatte die CDU schon länger gefordert. Da Ministerpräsident Bodo Ramelow mit einer rot-rot-grünen Minderheitsregierung amtierte, setzte Voigt seine Steuersenkung für alle Hausbauer mit den Stimmen der AfD durch. Die linken Parteien und viele Medien waren empört. Die Brandmauer zur AfD sei gefallen, riefen sie. Keineswegs, antwortete die CDU. Man habe mit Björn Höcke und seinen Kameraden gar nicht geredet, mit ihr also auch nicht zusammengearbeitet. Man könne am Ende nichts dafür, wenn AfD-Abgeordnete für Anträge der CDU stimmten.

			Noch komplizierter ist die Lage mit der Gründung des BSW geworden. Die Brandmauer gilt nach Überzeugung der CDU ja auch zur Linken. Schließt das also das Bündnis Sahra Wagenknecht ein? Das BSW ist schließlich eine Abspaltung der Linken. Wagenknecht, die ehemalige Vorsitzende der kommunistischen Plattform, hat ein viel unkritischeres Verhältnis zur DDR als ihre Ex-Genossen. Egon Krenz, der ehemalige SED-Generalsekretär und DDR-Staatschef, lobt das BSW als »die wahre Nachfolgepartei der SED«. Formal gilt der Unvereinbarkeitsbeschluss der CDU aber nur für AfD und Linke – nicht jedoch für das BSW. In der Zeit, als der Beschluss gefasst wurde, gab es das BSW noch nicht. Als es nach den ostdeutschen Landtagswahlen 2024 keine Mehrheiten mehr in der politischen Mitte gab, nahmen die CDU-Landesverbände Koalitionsverhandlungen mit dem BSW auf. In Thüringen regieren beide Parteien heute sogar gemeinsam mit der SPD. CDU-Chef Merz hat der »Brombeerkoalition« (Schwarz-Rot-Lila) seinen Segen gegeben – allerdings diskret. Öffentlich hält er sich aus der Sache raus. Annegret Kramp-Karrenbauer, Merz’ Vorgängerin als CDU-Vorsitzende, war in den Wirren der ostdeutschen Brandmauer-Diskussion noch untergegangen. Auch deswegen ist sie auf ihrem Weg zur Kanzlerschaft gescheitert. Markus Söder hat im Herbst 2024 erkennbar darauf gehofft, dass es Merz auch so ergeht. Aber man kann auch aus fremdem Schaden klug werden. Friedrich Merz hält Abstand zum Osten.

			Das war bis Januar 2025 der halbwegs stabile CDU-interne Konsens in Sachen Brandmauer. Die Union ignorierte die AfD weitgehend. Eigene Vorschläge konnte sie – trotz reflexartigem Aufschrei von SPD, Grünen und Linken – mit den Stimmen der Rechtspopulisten durchbringen. Dafür war in Thüringen mit der Grunderwerbsteuer extra ein Präzedenzfall geschaffen worden. Seltsamerweise war es Friedrich Merz selbst, der sich den mühsam erworbenen Spielraum wieder genommen hat, indem er nach dem Aus der Ampel-Regierung im Bundestag das Versprechen gab, keine Anträge mehr zur Abstimmung zu stellen, bei denen es zu einer Mehrheit mit der AfD kommen könnte. Um zwei Monate später die eigene Ansage, dass zwischen den demokratischen Parteien sichergestellt werden müsse, dass es keine »Zufallsmehrheiten« mit der AfD gebe, für obsolet zu erklären.

			Am 29. Januar 2025 beschließt der Deutsche Bundestag zum ersten Mal einen Antrag, der ohne die AfD keine Mehrheit gefunden hätte. Die Verwirrung darüber ist Friedrich Merz nach der Verkündung des Abstimmungsergebnisses deutlich anzumerken. Er blickt in die betretenen Gesichter der eigenen Leute und hört das Gejohle der AfD. Dann behauptet er auch noch, er suche gar keine anderen Mehrheiten als die der demokratischen Mitte – und bedauert die gemeinsame Abstimmung mit der AfD.

			In seiner Not streckt er die Hand in Richtung SPD aus. So versucht er, gleich wieder in die Offensive zu kommen. »Ich unterbreite Ihnen aber für den kommenden Freitag das folgende Angebot«, sagt er, als er das zweite Mal am Rednerpult steht. Weiter kommt er jedoch nicht. »Sie glauben doch nicht, dass wir nach der Geschichte mit Ihnen jetzt noch zusammenarbeiten«, ruft Lars Klingbeil aus der ersten Reihe der SPD-Fraktion laut in den Saal. Keine Zusammenarbeit mehr zwischen SPD und Union? Schon den halben Tag lang wabert das Gerücht, Olaf Scholz würde in einer Sondersitzung seiner Fraktion beschließen lassen, dass die SPD Friedrich Merz unter keinen Umständen zum Bundeskanzler wählen würde. Für Scholz wäre das die ultimative Zuspitzung für seinen Wahlkampf: Er oder ich. Dass nun ausgerechnet Lars Klingbeil, möglicher Vizekanzler einer möglichen schwarz-roten Koalition unter Führung von Friedrich Merz, auf offener Bühne des Parlaments das Ende der Zusammenarbeit der beiden alten Volksparteien ankündigt, lässt aufhorchen. Steht die demokratische Mitte des Landes nach dem Merz-Manöver tatsächlich vor dem Bruch?

			Die Parteien an den politischen Rändern triumphieren schon. »Das ist wahrlich ein historischer Moment!«, ruft Bernd Baumann von der AfD in seiner Rede. »Herr Merz, Sie haben geholfen, den hervorzubringen. Und jetzt gehen Sie ans Mikrofon und stehen hier mit schlotternden Knien und bibbern und entschuldigen sich und bedauern das«, spottet er. »Nee! Gar nicht!«, ruft Merz von seinem Platz aus. Aber ganz falsch liegt Baumann nicht.

			Die Linke hingegen feiert nicht – sie empört sich und ist wütend. Heidi Reichinnek, ihre Fraktionsvorsitzende, liefert die kämpferischste Rede des Tages. »Das sind keine Zufallsmehrheiten«, schreit sie Merz vom Rednerpult aus regelrecht an. »Gemeinsam mit der FDP haben Sie diese Mehrheiten gezielt gesucht, und das ist das verdammte Problem, und Sie verstehen es bis jetzt noch nicht.« Reichinnek glaubt, die Union strebe tatsächlich ein Bündnis mit der AfD an. Es könne nur noch von »den Menschen da draußen« verhindert werden. »Gebt nicht auf, sondern wehrt euch, leistet Widerstand gegen den Faschismus im Land«, ruft Reichinnek. »Auf die Barrikaden!« Im Plenum wird gelacht, aber Reichinneks »Barrikaden-Rede« trifft vor allem »da draußen«, bei jungen Leuten einen Nerv. Ausschnitte von ihrem Auftritt werden bei TikTok und Instagram millionenfach geklickt. Mit rund 30 Millionen Aufrufen wird es die meistgesehene Bundestagsrede aller Zeiten – und Heidi Reichinnek ein Social-Media-Star. Ihr Auftritt wird zu einem Wendepunkt im Wahlkampf. Einen Monat später wird die bereits totgesagte Linke mit stolzen 8,8 Prozent erneut in den Bundestag einziehen. Reichinneks Rede, das ahnt Friedrich Merz in diesem Moment noch nicht, wird Folgen für die Bildung seiner neuen Regierung haben.

			Nur eine einzige Abgeordnete der Union hat an diesem Tag mit Nein gestimmt. Eine andere blieb krank zu Hause. Sieben weitere Abgeordnete sind der Abstimmung ferngeblieben, obwohl sie im Reichstag waren. Unter denen, die sich entzogen haben, sind zwei Politikerinnen, die früher im Kanzleramt unter Angela Merkel gearbeitet haben: Monika Grütters, ehemalige Kulturstaatsministerin, und Annette Widmann-Mauz, ehemalige Integrationsbeauftragte und Vorsitzende der Frauen-Union. Beide treten nicht mehr für den Bundestag an, haben also auch nichts mehr zu verlieren.

			Zwei dissidente Merkelianerinnen kann Friedrich Merz verkraften. Aber auch den Widerspruch der Altkanzlerin höchstpersönlich? Am Morgen nach der Abstimmung stellt ihr Büro eine schriftliche Erklärung ins Netz. Angela Merkel zitiert darin zunächst Merz’ Absage an Zufallsmehrheiten und schreibt dann: »Dieser Vorschlag und die mit ihm verbundene Haltung waren Ausdruck großer staatspolitischer Verantwortung, die ich vollumfänglich unterstütze. Für falsch halte ich es, sich nicht mehr an diesen Vorschlag gebunden zu fühlen und dadurch am 29. Januar 2025 sehenden Auges erstmalig bei einer Abstimmung im Deutschen Bundestag eine Mehrheit mit den Stimmen der AfD zu ermöglichen.«

			Eine bemerkenswerte Rüge. Merkel kritisiert nicht die durchaus bedeutsame Positionsverschiebung in der Migrationspolitik, die Merz vorgenommen hat. Während sie 2015 und in den Jahren danach stets darauf beharrte, dass niemand ohne Prüfung des Asylantrages an der Grenze zurückgewiesen wird, will Merz genau das Gegenteil: Zurückweisungen. Doch dafür hat er innerhalb der CDU demokratische Mehrheiten errungen. Das von einem Parteitag angenommene neue Grundsatzprogramm sieht solche Zurückweisungen an der Grenze explizit vor. Merkel bleibt bei ihrer abweichenden Meinung, toleriert aber die Neupositionierung. Dieser Modus Vivendi zwischen Merkel und ihrer Partei ist bereits in einem von der CDU ausgerichteten Festakt zum 70. Geburtstag der Altkanzlerin öffentlich in Szene gesetzt worden. Ganz anders jedoch verhält es sich mit gemeinsamen Abstimmungen mit der AfD. Dafür gibt es in der Partei keine Legitimation durch demokratische Entscheidungen, im CDU-Programm gilt vielmehr der Unvereinbarkeitsbeschluss. Darüber hinaus ist mit einer Zusammenarbeit mit der AfD für Angela Merkel auch persönlich eine rote Linie überschritten. Als Bundeskanzlerin hatte sie interveniert, als 2020 im Thüringer Landtag ein FDP-Politiker mit Stimmen von CDU und AfD zum Ministerpräsidenten gewählt worden war. Damals hatte sie sogar eine Wahlwiederholung durchgesetzt – wofür sie später vom Bundesverfassungsgericht gerügt wurde.

			Für den Kanzlerkandidaten, der nicht vorgewarnt war, birgt Merkels Intervention eine Gefahr. An diesem Freitag steht das Zustrombegrenzungsgesetz auf der Tagesordnung des Bundestages. Für den Antrag mit Merz’ Fünf-Punkte-Plan hatte es am Mittwoch nur eine knappe Mehrheit gegeben. Nur ein paar wenige Merkelianer, die dieses Mal mit Nein stimmen – schon wäre das Gesetz gescheitert. Andererseits hat das BSW seine Zustimmung für das Gesetz signalisiert. Am Mittwoch hatten sich die fraktionslosen Abgeordneten aus Sahra Wagenknechts Partei noch enthalten. Das wären also zehn zusätzliche Stimmen für Merz. Aber wie sähe das denn aus: Die Unterstützung der CDU-Altkanzlerin verloren, mithilfe der Ex-Kommunistin Sahra Wagenknecht am Ende aber doch gewonnen? Von der Unterstützung der AfD ganz zu schweigen. Wäre das überhaupt besser als eine Niederlage?

			Angela Merkel hat Friedrich Merz in eine schwierige Lage gebracht. Und paradoxerweise ihrem Anliegen geschadet. Der Unmut in der CDU über ihre öffentliche Kritik ist groß. Die Altkanzlerin sorge sich nur noch darum, dass ihr Denkmal keine Kratzer bekomme, heißt es. Dafür solle die Partei sogar an historischen Fehlentscheidungen festhalten, kritisieren einige Abgeordnete. Sie fühlen sich von ihr genötigt. Die CDU sei ihr immer schon egal gewesen. Das bestätige sie nur ein weiteres Mal. Auch im ohnehin schrumpfenden liberalen Flügel der Partei wird Merkels Intervention als destruktiv wahrgenommen – gerade, weil sie keinen Ausweg für Merz aufzeige. 

			Oder will sie ihm gar keinen Ausweg eröffnen? Zielt sie in Wahrheit gar nicht auf die Abstimmung am Freitag, sondern auf die Bundestagswahl? Möchte sie, dass Friedrich Merz die Wahl verliert, weil sie nicht verwunden hat, dass ausgerechnet er ihr nicht nur im Parteivorsitz, sondern möglicherweise auch im Kanzleramt nachfolgt? Tatsächlich hat Merkel eine Menge dafür getan, Merz zu verhindern. Auf zwei Parteitagen unterlag er im Kampf um den CDU-Vorsitz, erst gegen Kramp-Karrenbauer und dann gegen Armin Laschet. Erst als die Union bei der letzten Bundestagswahl mit Laschet als Kandidaten krachend gescheitert war, gelang Merz doch noch der Aufstieg an die Spitze.

			Ironischerweise meldet sich auch noch ein alter Bekannter von Angela Merkel zu Wort. »Guten Morgen Deutschland! Willkommen im Club«, postet Viktor Orbán, der ungarische Ministerpräsident, der in der EU seit zehn Jahren auf eine härtere Migrationspolitik drängt. Orbán glaubt wohl, Deutschland habe endlich eingesehen, dass er schon immer recht gehabt hat.

			Aber das ist noch lange nicht ausgemacht. Am Nachmittag ruft Friedrich Merz bei Rolf Mützenich an. Die beiden können miteinander. Merz’ Ansage aus der Vorwoche, es sei »völlig gleichgültig, wer diesen Weg politisch mitgeht«, gilt nun wohl doch nicht mehr. Merz möchte den Weg lieber mit der SPD als mit der AfD gehen. Wenn Merz den Gesetzentwurf zurückziehe, antwortet der SPD-Fraktionschef, könne man reden. Vorher nicht. Das aber sähe so aus, als würde Merz klein beigeben. Kann sich der Kanzlerkandidat der Union drei Wochen vor der Wahl nicht leisten. Sein letzter Versuch scheitert.

			So scheint alles auf einen weiteren Tag hinauszulaufen, an dem sich die politische Mitte in Deutschland zerlegt und die AfD feiert.

			Oder etwa doch nicht? Zu späterer Stunde treffen einige Politiker, die sich am Vortag im Parlament noch hart angegangen waren, in entspannter Umgebung aufeinander – in der Wohnung eines Mannes, der auch einmal Kanzler werden wollte. »Auf ein Glas mit Armin Laschet« heißt das Motto eines Weinabends beim ehemaligen CDU-Vorsitzenden. Vor allem Schwarze und Grüne gesellen sich hier dazu, aber auch FDP-Chef Lindner schaut vorbei. Und Friedrich Merz. Laschets Idee war eigentlich, einfach ein bisschen Small Talk zu betreiben, die Stimmung zu lockern, aber Außenministerin Annalena Baerbock verwickelt Friedrich Merz in ein ernsthaftes Gespräch über den Familiennachzug bei Flüchtlingen. Vielleicht verschwindet Merz deshalb schon nach dreißig Minuten wieder. Die Runde bei Laschet löst sich in düsterer Vorahnung auf, was am nächsten Tag im Parlament geschehen wird. Doch am Freitagmorgen passiert etwas Unerwartetes.

			Christian Dürr, Fraktionsvorsitzender der FDP, beantragt völlig überraschend, das Zustrombegrenzungsgesetz zurück in den Innenausschuss zu überweisen. Es soll heute doch nicht abgestimmt werden. Dürr handelt aus der Not heraus. Die Liberalen, die ihrem Parteivorsitzenden zunächst in die Regierung hinein und dann aus der Regierung hinaus gefolgt sind, stehen nicht mehr geschlossen hinter Christian Lindner und seinem Kurs. Nachdem Merz am Wochenende angekündigt hatte, mehrere Anträge und einen Gesetzentwurf mit den Stimmen der AfD beschließen zu wollen, stimmte Lindner dem Vorhaben zu und signalisierte Unterstützung. Obwohl das auch in der FDP gegen die Beschlusslage der Partei verstößt, sprach sich Lindner mit niemandem ab. Am Montag in den Parteigremien erntete er Widerspruch. Anders als in der Union sind es nicht nur ehemalige Größen und Hinterbänkler, sondern Teile der Führung, die aufbegehren: Johannes Vogel, parlamentarischer Geschäftsführer, Konstantin Kuhle, stellvertretender Fraktionschef, und vor allem Marie-Agnes Strack-Zimmermann, die als Spitzenkandidatin bei der Europawahl den letzten halbwegs erfolgreichen FDP-Wahlkampf geführt hat. Sie fragen ihren Parteichef, warum die FDP der CDU in die Arme der AfD folgen müsse. Über die Woche zieht der Unmut immer weitere Kreise.

			Der Anteil der Skeptiker in der FDP war schließlich so groß geworden, dass die Gefahr bestand, eine Mehrheit könnte sich gegen die eigene Führung stellen. Dürr ist also ein Getriebener. Aber seine Intervention in letzter Minute ist ein Geschenk für die Parteien der politischen Mitte. Mit der Rücküberweisung des Gesetzes in den Ausschuss könnte Merz doch noch aus der Grube klettern, die er sich selbst gegraben hat. Es gäbe an diesem Tag keine Abstimmung, also auch keine Mehrheit mit der AfD. Union und FDP könnten sich im Innenausschuss mit der SPD und den Grünen einigen und so dokumentieren, dass sie gemeinsam eine neue, bessere Migrationspolitik anstreben. Seinen Gestus der Entschlossenheit, den Merz seit Aschaffenburg demonstrativ vor sich herträgt, müsste er allerdings ablegen. Und die AfD würde mit Sicherheit schadenfroh behaupten, Merz sei umgefallen.

			75 Minuten lang berät Friedrich Merz in seinem Bundestagsbüro mit seiner Fraktionsführung über die neue Lage. Sie ändern ihren Plan. Kurz vor Beginn der Debatte um 11 Uhr geht Thorsten Frei, der parlamentarische Geschäftsführer der Union, zu Bundestagspräsidentin Bärbel Bas und bittet um eine dreißigminütige Unterbrechung. Aus der halben Stunde werden insgesamt fünf Stunden. Zunächst beraten Merz und der CSU-Landesgruppenchef Dobrindt mit Dürr. Sie sind bereit, dem Vorschlag des Liberalen zu folgen und doch noch eine Mehrheit in der Mitte zu suchen. Allerdings wollen sie, dass dies noch am gleichen Tag geschieht. Also keine Rücküberweisung in den Innenausschuss, wie Dürr vorgeschlagen hat, sondern ein Änderungsantrag nach der zweiten Lesung, also heute. Frei bittet die Unionsabgeordneten, schon mal alle Abendtermine abzusagen.

			Die FDP wäre bereit, diesen Weg mitzugehen, signalisiert Dürr. Aber was ist mit der SPD und den Grünen? Vor allem auf Rolf Mützenich, den SPD-Fraktionsvorsitzenden, kommt es jetzt an. Am Tag zuvor hatte Merz noch die Zustimmung zu seinem Zustrombegrenzungsgesetz zur Bedingung von Gesprächen gemacht. Nun will er doch noch einmal darüber reden – Punktsieg für den Sozialdemokraten. Aber das reicht Mützenich nicht. Er will die Überweisung des Gesetzes in den Ausschuss, also eine Vertagung. Es ist Wahlkampf, jede kleine Niederlage der Konkurrenz zählt. Merz glaubt, er könne sich nach seinen markigen Worten eine Vertagung nicht leisten. »Wir müssen heute entscheiden«, legt er sich in der anschließenden Sondersitzung seiner Fraktion fest.

			In der parallel stattfindenden Sondersitzung der SPD-Fraktion legt Mützenich die Latte für Merz noch ein wenig höher. Der CDU-Vorsitzende müsse sich für die gemeinsame Abstimmung mit der AfD zuerst entschuldigen. Mützenich wird wissen, dass der Kanzlerkandidat der Union sich ein solches Eingeständnis drei Wochen vor der Bundestagswahl nicht leisten kann.

			Die Zeit des Showdowns scheint gekommen. Die ersten Abgeordneten strömen schon zurück in den Plenarsaal. Armin Laschet sucht sich keinen Sitz in der Unionsfraktion, sondern geht quer durch den Saal hinüber zur Regierungsbank, auf der Annalena Baerbock sitzt. Laschet baut sich vor der Außenministerin auf und beginnt ein angeregtes Gespräch. Der älteste Trick, seit es Parlamentsfernsehen gibt: Laschet weiß, dass die Kameras, die gerade nichts anderes zu zeigen haben, auf ihn gerichtet sind. Baerbock spielt mit und strahlt den CDU-Politiker an. Die Botschaft: Seht her, Schwarz-Grün redet noch miteinander. Die politische Mitte ist nicht zerbrochen.

			Dabei haben sich Baerbocks Grüne in ihrer Fraktionssitzung gerade darauf verständigt, dass Merz’ Zustrombegrenzungsgesetz keine Gesprächsgrundlage sei. Merz solle es zurückziehen. Sich also unterwerfen. In der Unionsfraktion hat es derweil einen Zählappell gegeben. Elf Abgeordnete wollten nicht für das Gesetz und mit der AfD stimmen. Aber wie viele Abweichler sind es in der FDP?

			Die Abgeordneten haben ihre Plätze gerade eingenommen, da wird die Sitzung schon wieder unterbrochen. Merz und Dürr haben sich über die SPD-Position ausgetauscht und bemerkt, dass sie Mützenich unterschiedlich interpretieren. Sie bitten den SPD-Fraktionschef noch einmal um ein klärendes Gespräch, diesmal gemeinsam. Dobrindt ist auch dabei. Katharina Dröge und Britta Haßelmann, die grünen Fraktionschefinnen, werden ebenfalls hinzugebeten. Die Politiker beraten im Büro von Merz. Rein sachlich dürfte ein Kompromiss eigentlich kein Problem sein. Die umstrittenen Zurückweisungen von Flüchtlingen an der Grenze kommen in dem Gesetz gar nicht vor. Die anderen Punkte – unter anderem die Aussetzung des Familiennachzugs von sogenannten subsidiär Schutzberechtigten und die Beantragung von Haftbefehlen durch die Bundespolizei – haben SPD-Ministerpräsidenten bei anderer Gelegenheit schon einmal beschlossen, einiges stand sogar in früheren SPD-Wahlprogrammen. Merz bietet an, andere Vorhaben der SPD dazuzupacken, etwa die Umsetzung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS), von dem Scholz im Wahlkampf immer spricht, außerdem Maßnahmen aus einem »Sicherheitspaket«, mit dem die Ampel-Regierung im Bundesrat gescheitert war. Als Paket könne man alles zusammen in einer Sondersitzung des Bundestages in der kommenden Woche beschließen. Also doch nicht heute.

			Damit ist Merz Mützenich und der SPD maximal entgegengekommen. Wird der SPD-Fraktionsvorsitzende jetzt einschlagen? Seine Partei hätte viel erreicht. Sie hätte Merz gezwungen, das Gesetz doch noch von der Tagesordnung zu nehmen und es inhaltlich um sozialdemokratische Wünsche zu erweitern. Vor allem hätte die SPD eine erneute Mehrheit mit der AfD abgewendet.

			Mützenich bittet um Bedenkzeit. Er möchte sich beraten. Mit wem, sagt Mützenich nicht. Aber alle Beteiligten gehen davon aus, dass er sich mit Olaf Scholz abspricht. Dessen Platz im Bundestag – ein blauer Stuhl mit erhöhter Rückenlehne – ist leer. Auf der Regierungsbank davor liegt deutlich erkennbar ein dickes Buch. Freiheit steht auf dem Cover. Es ist die Autobiografie von Angela Merkel. Ein Zeichen? Will Scholz damit zeigen, dass er sich in der Nachfolge seiner berühmten Vorgängerin sieht und nicht Friedrich Merz, von dem Merkel sich am Vortag ja demonstrativ distanziert hat? Nein, Scholz hat das Buch gar nicht neben seinen Platz gelegt. Es war Michael Kellner, der parlamentarische Staatssekretär der Grünen im Ministerium für Wirtschaft und Klimaschutz. Er hat das Buch genau zwischen den Sitzen von Scholz und Habeck platziert. Das Buch wird bemerkt, fotografiert und in den sozialen Medien wie ein Kommentar zur politischen Lage verbreitet – ganz so, wie Kellner es gewollt hat.

			Aber hätte Angela Merkel als Kanzlerin in einen solchen Deal, wie Merz ihn jetzt angeboten hat, nicht eingeschlagen? Hatte sie nicht immer den Kompromiss zwischen den demokratischen Parteien gesucht? Müsste Scholz das jetzt nicht eigentlich auch tun, allein schon deswegen, um der AfD nicht einen erneuten Triumph zu ermöglichen? Andererseits hat ihm der Himmel ein spektakuläres Wahlkampfthema geschenkt. Olaf Scholz ist politisch eigentlich schon tot, aber mit der Warnung vor einer nach rechts außen driftenden CDU könnte seine lahme Kampagne endlich Fahrt aufnehmen. »Otto Wels ist immer der letzte Mann«, spottet ein führender Sozialdemokrat. Wels hatte 1933 als Fraktionsvorsitzender in der letzten freien Rede im Deutschen Reichstag die Ablehnung der SPD von Hitlers Ermächtigungsgesetz begründet. Er ist eine sozialdemokratische Legende. Der Fraktionssaal der SPD ist nach ihm benannt. Mit dem Otto-Wels-Spott meint der Genosse, dass sich die SPD-Basis im Kampf gegen rechts immer mobilisieren lässt – sogar mit einem unbeliebten Kanzler an ihrer Spitze. Darauf setzt offenbar auch Olaf Scholz. Was er mit Mützenich besprochen hat, ist nicht bekannt. Aber nach dem Gespräch lehnt der SPD-Fraktionsvorsitzende den von Merz vorgeschlagenen Kompromiss mit der Union ab.

			Es war die letzte Chance für eine Einigung.

			»Ich gehe davon aus, dass wir diese Debatte jetzt in Anstand und Respekt miteinander durchführen werden«, sagt Bundestagsvizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt zur Eröffnung der Bundestagssitzung. Sie fürchtet wohl das Gegenteil. Und so kommt es auch: Union und SPD, FDP und Grüne fallen übereinander her. Es ist ein unversöhnlicher Schlagabtausch, zeitweise sogar ein verbales Gemetzel. »Die Lebensader der Demokratie wurde vor zwei Tagen beschädigt, aber noch nicht durchschnitten«, hebt Rolf Mützenich in maximalem Pathos an. »Der Sündenfall wird Sie für immer begleiten. Aber das Tor zur Hölle können wir noch gemeinsam schließen.« Friedrich Merz hält ihm seinerseits Herzlosigkeit vor: »Sie haben nicht in einem einzigen Wort von den Opfern der Attentate der vergangenen Woche gesprochen.« Der CDU-Chef will anstatt über die AfD lieber über die Morde von Aschaffenburg sprechen und über »täglich stattfindende Gruppenvergewaltigungen aus dem Milieu der Asylbewerber«. Thorsten Frei wirft Annalena Baerbock vor, »Lügengeschichten« zu erzählen. Baerbock giftet zurück: »Dass Männer, wenn sie nicht mehr weiterwissen, mit dem Wort ›Lüge‹ um sich werfen, das bin ich schon gewohnt.« Bernd Baumann von der AfD versteigt sich zu der Aussage, nur seine Partei könne »Deutschland erlösen«.

			Dann wird abgestimmt: 338 Abgeordnete sind für das Zustrombegrenzungsgesetz, 350 dagegen. Damit ist das Gesetz überraschend abgelehnt. Friedrich Merz ist auf ganzer Linie gescheitert. Ausschlaggebend war die FDP. 23 Liberale haben mit Nein gestimmt, sich enthalten oder sind der Abstimmung ferngeblieben. Das ist mehr als ein Viertel der Fraktion. Die Abgeordneten folgten Christian Lindner nicht mehr. Sie wollten für eine Annäherung an die CDU keine gemeinsame Abstimmung mit der AfD in Kauf nehmen. Er sei »fassungslos«, tobte Wolfgang Kubicki. Er werde jetzt schon mal sein Bundestagsbüro aufräumen, schreibt er in einem fraktionsinternen Chat. Er sieht offenbar keine Chance mehr für die FDP, in den nächsten Bundestag einzuziehen.

			Die Union leckt ihre Wunden. Unter den Christdemokraten, die ihrem Kanzlerkandidaten nicht gefolgt sind, sind Helge Braun, Merkels ehemaliger Kanzleramtsminister, Thomas Heilmann, früherer Justizsenator in Berlin und führender Klimapolitiker der Partei, sowie ein knappes Dutzend weibliche Abgeordnete, die schon am Mittwoch Nein gesagt hatten.

			Drei Tage später wollen 200 Christdemokraten gemeinsam beten. Das tun sie traditionell vor jedem Parteitag, diesmal in der Berliner Grunewaldkirche. Durch den Gottesdienst führt Anne Gideon, die Predigt wird Karl Jüsten halten. Also die beiden Geistlichen, die ihnen erst fünf Tage zuvor schriftlich die Leviten gelesen haben wegen der Abstimmung mit der AfD. Auch die Journalisten, die über den Parteitag berichten, sind zu den Gottesdiensten willkommen – so war es jedenfalls bei allen Parteitagen der letzten Jahrzehnte. Doch diesmal verweigern die Pressesprecher der Partei den Medienleuten den Zugang zur Kirche. Die gastgebende Gemeinde widerspricht: Keine Einlasskontrollen in ihrem Gotteshaus! Schließlich einigt man sich darauf, dass die Berichterstatter hineindürfen, wenn sie auf Ton- und Bildaufnahmen verzichten. Pastorin Gideon verurteilt zwar scharf die Angriffe auf CDU-Einrichtungen im ganzen Land, im anschließenden Gottesdienst sind die aktuellen Ereignisse dann aber kein Thema mehr. Der befürchtete Eklat bleibt aus.

			Die meisten Christdemokraten bemerken allerdings nicht, dass Prälat Karl Jüsten nicht zu dem Bibeltext predigt, den das Kirchenjahr für die Woche nach dem vierten Sonntag im Jahreskreis vorschreibt. Das wären die ersten Verse des vierten Kapitels aus dem Lukasevangelium gewesen. Darin wird Jesus Christus vom Teufel versucht. Der Satan zeigt dem Gottessohn »alle Reiche des Erdkreises« und verspricht ihm große Macht, wenn er sich ihm unterwirft. Ein Klassiker, der Jüsten nach der vergangenen Woche als zu riskant erscheint. Könnte man das nicht als Allegorie auf die Versuchung begreifen, mit der AfD Mehrheiten und Ämter zu gewinnen?

			So diskret wie regelwidrig wählt der Prälat eine andere Stelle aus. Er springt zum zehnten Kapitel des Lukasevangeliums, in dem erzählt wird, wie der Herr seine Jünger aussendet. Bei der Gestaltung des Gottesdienstes wirken die Politiker mit, das Evangelium soll der Generalsekretär vortragen. So schreitet Carsten Linnemann zur Kanzel, beugt sich über die Bibel und rezitiert mit fester Stimme: »Siehe, ich sende euch wie Schafe mitten unter die Wölfe!«

			*

			Friedrich Merz ist durch und durch ein Mann der alten Bundesrepublik. Er ist, als er zum Kanzler gewählt wird, 69 Jahre alt. Nur einer seiner Vorgänger war noch älter, als er ins Amt kam: Konrad Adenauer. Die Mauer stand noch, da war Merz bereits Abgeordneter des Europaparlaments. Als er in den Deutschen Bundestag einzog, tagte dieser noch in Bonn. Er hat Helmut Kohls Niedergang und Gerhard Schröders erste Kanzlerschaft aus der Nähe miterlebt. Und ohne Friedrich Merz hätte es womöglich auch den Aufstieg Angela Merkels zur Kanzlerin nicht gegeben. Der damalige CDU-Vorsitzende Wolfgang Schäuble hatte ihm 1998 das Angebot gemacht, Generalsekretär der Partei zu werden. Merz lehnte ab und schlug Schäuble vor, lieber Angela Merkel den Posten anzubieten. Eine Protestantin aus dem Osten stehe der CDU gut zu Gesicht. Merkels Kanzlerschaft beobachtete er später mit wachsender politischer und emotionaler Distanz.

			Merz ist ein Zurückgekommener. Er hatte sich nach einem verlorenen Machtkampf gegen Angela Merkel aus der Politik bereits verabschiedet. Die Berliner Republik beobachtete er von weit weg, aus dem Sauerland, seiner Heimat. Knapp fünfzehn Jahre später hat er sich, nach zwei vergeblichen Anläufen, 2022 an die Spitze der CDU zurückgekämpft. Drei weitere Jahre später ist er im mächtigsten politischen Amt dieser Republik angekommen.

			Vielleicht umweht den Beginn seiner Kanzlerschaft allein schon wegen dieses politischen Werdegangs etwas Restauratives. »Für ein Land, auf das wir wieder stolz sein können«, war das Wahlprogramm von CDU und CSU überschrieben. Der Spruch stand auch auf vielen Wahlplakaten. Der offizielle Wahlkampfslogan lautete: »Wieder nach vorn«. Merz hatte schon seine Kanzlerkandidatur mit einem Versprechen begründet: »Den Zusammenhalt unserer Gesellschaft wieder herzustellen, trete ich an.«

			Wieder stolz. Wieder zusammenhalten. Wieder nach vorn.

			»Wieder« ist das Wort, das Friedrich Merz’ Impetus als Kanzler am besten beschreibt. Er will wieder anknüpfen an bessere Zeiten. An vermeintlich gute, alte Zeiten. An die Zeit vor Olaf Scholz und Angela Merkel. In Merz’ Augen führte die Ampel-Regierung die Politik der CDU-Kanzlerin nicht nur fort, sondern trieb sie auf die Spitze.

			Die selbst ernannte »Fortschrittskoalition« aus SPD, Grünen und FDP war die unbeliebteste Regierung, seit es Meinungsumfragen gibt. Am Ende mochten Olaf Scholz, Robert Habeck und Christian Lindner selbst nicht mehr zusammen regieren. Merz setzt auf einen Stimmungsumschwung. Er ist davon überzeugt, dass es Deutschland allein dann schon wieder besser gehen werde, wenn die Depression, die sich mit der Ampel-Koalition übers Land gelegt hat, überwunden wird. Deshalb soll die alte Regierung möglichst schnell in Vergessenheit geraten. Eine »Arbeitskoalition« soll seine neue Regierung sein, sagt Merz, die dem Land einen Politikwechsel bringe.

			Wird diese verordnete Nüchternheit reichen, um die gewaltigen Herausforderungen zu bewältigen, vor denen Deutschland und Europa stehen? Die Bedingungen, unter denen SPD, Grüne und FDP regiert haben, sind ja nach wie vor dieselben. Immer noch tobt ein Krieg in Europa. Die USA unter Donald Trump werden sich weiter von Europa abwenden. Der Westen droht seine Hegemonie immer mehr zu verlieren. Die deutsche Wirtschaft steckt immer noch in der Krise. Deutschland tut immer noch zu wenig, um das selbst verordnete Ziel zu erreichen, bis 2045 klimaneutral zu werden. Unsere Gesellschaft ist immer noch polarisiert, die Öffentlichkeit immer noch aufgeheizt. Die Parlamente im Bund und in den Ländern drohen gelähmt, ja, sogar dysfunktional zu werden, weil populistische Parteien von links, vor allem aber von rechts so viel Zuspruch bekommen, dass ohne sie bald keine demokratischen Mehrheiten mehr gebildet werden können.

			Friedrich Merz mag ganz anders regieren wollen als Olaf Scholz. Aber die Zeiten sind immer noch die gleichen: Umbruchzeiten. Die kommenden Jahre werden radikal andere sein als die vergangenen Jahrzehnte. »Wieder nach vorn« zu wollen, wird da nicht reichen. Die alte bundesrepublikanische Normalität, nach der sich eine Mehrheit der Bevölkerung zurücksehnt, kann Friedrich Merz vielleicht verkörpern. Wiederherstellen jedoch kann er sie nicht.

			Allein schon deshalb ist es wichtig, sich die Herausforderungen, Konflikte und Krisen der Ampel-Regierung noch einmal genauer anzusehen. Ohne Lehren aus ihrem Scheitern zu ziehen, wird die neue Regierung unter Friedrich Merz es nicht besser machen können. Und wir werden nicht verstehen können, in welchen gewaltigen Spannungsfeldern Politiker sich heutzutage bewähren müssen.
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Scholz’ Zeitenwende, Merz’ Zeitenwende

			Es ist ein Sonntagmorgen, an dem Olaf Scholz die wichtigste Rede seines Lebens halten wird. Knapp 700 der 736 Abgeordneten sind extra für eine Sondersitzung des Bundestags nach Berlin gereist. Nicht einmal eine Handvoll von ihnen weiß, was der Kanzler an diesem 27. Februar 2022 verkünden will.

			Einen Tag zuvor hat Scholz entschieden, der Ukraine Waffen zu liefern – erst auf Druck von Verbündeten und der öffentlichen Meinung sowie nach so langem Zögern, dass es getrieben wirkte, ja sogar widerwillig. Drei Tage zuvor hatte Russland das Nachbarland überfallen, was Scholz entgegen der Warnung der Verbündeten bis zuletzt für unwahrscheinlich gehalten hatte. Seit knapp drei Monaten ist er jetzt Bundeskanzler. Für seine erste wichtige Entscheidung, eine Impfpflicht gegen Corona, hatte seine Ampel-Koalition keine Mehrheit zustande gebracht. Ersatzweise hatte er das Ziel ausgegeben, 30 Millionen Impfungen bis Ende Januar zu schaffen – und auch diese Marke verfehlt.

			Die ersten hundert Tage seiner Amtszeit, die traditionelle Schonfrist für jede Regierung, sind noch nicht einmal vorbei, die Leitartikler sind sich trotzdem schon einig: Olaf Scholz hat nicht in seine neue Rolle gefunden. Die Bürger sehen es genauso: Nur 32 Prozent der Deutschen sind laut Umfragen mit ihm und seiner Arbeit zufrieden, 46 Prozent hingegen sind unzufrieden. Zwei Drittel geben an, der Kanzler handele in der Pandemie und der Ukrainekrise nicht entschlossen genug. Die Union, ein Vierteljahr zuvor bei der Wahl noch unterlegen, liegt in der Sonntagsfrage bereits wieder vor der SPD.

			Dieser Kanzler hat einen Fehlstart hingelegt.

			Später wird er den verkorksten Anfang seiner Amtszeit verklären. Er wird behaupten, seine Ampel-Regierung habe sich viel vorgenommen, erst Putins Angriff auf die Ukraine, als das Gas und das Geld knapp wurden, habe zu den Problemen geführt. Das stimmt jedoch nicht. Das Gegenteil ist richtig: Erst die Reaktion auf die russische Invasion und ihre dramatischen Folgen haben dieser Regierung zu Autorität verholfen. Haben die drei so unterschiedlichen Partner sich zusammenraufen und gemeinsam Probleme bewältigen lassen, sodass sie das Vertrauen der Bevölkerung gewannen.

			Erst die Krise hat Scholz wirklich zum Kanzler gemacht, zeitweise sogar zu einem Staatsmann.

			Drei Jahre später ist sein Nachfolger in einer ähnlichen Ausgangsposition. Auch Friedrich Merz tritt seine Amtszeit unter schwierigsten Umständen an: Die US-amerikanische Regierung, eben noch Bündnispartner, agiert unter Donald Trump erratisch, wenn nicht gar feindselig gegenüber Deutschland und Europa. Sollte es dem neuen Kanzler gelingen, sich schnell von parteipolitischer Einseitigkeit zu befreien und die riesige Herausforderung anzunehmen, dann kann er rasch Vertrauen und Ansehen in der Bevölkerung gewinnen, auch in den Teilen, die den CDU-Kandidaten nicht gewählt haben. Auch Bundeskanzler wachsen an ihren Aufgaben. Wenn diese Aufgaben historisch sind, vielleicht sogar besonders schnell.

			Von all dem ist an diesem 27. Februar 2022 noch nichts zu ahnen. Um 11.07 Uhr tritt Olaf Scholz im Reichstag ans Rednerpult. Seine Rede muss sitzen. An ihr haben er und seine Leute tagelang gearbeitet.

			Ein anderer Politiker zeigt gerade eindrucksvoll, wie politische Kommunikation in diesen Zeiten aussehen kann. Wolodymyr Selenskyj, der ukrainische Präsident, wendet sich immer wieder per Video direkt an sein Volk. Bei einer Aufnahme steht er in Kiew unter freiem Himmel, obwohl die Hauptstadt gerade mit Raketen beschossen worden ist und russische Fallschirmjäger versucht haben, ins Regierungsviertel einzudringen, um Selenskyj zu töten. Der Präsident hat das Angebot der Amerikaner, ihn außer Landes in Sicherheit zu bringen, abgelehnt. Er hat stattdessen die Führung des Staates um sich versammelt und den Anzug des Politikers abgelegt. Er ist ein Präsident im Krieg. Er spricht in Militärkleidung in eine wackelige Kamera: »Wir sind hier. Wir sind alle hier. Unsere Soldaten sind hier. Die Bürger sind hier. Wir verteidigen unsere Unabhängigkeit!«

			Der Krieg ändert alles. Auch für Olaf Scholz. Die Ukraine wehrt sich erfolgreich, jedenfalls vorerst. Das hatte in Berlin niemand für möglich gehalten. Scholz wird später darauf verweisen, dass in jenen Tagen weitreichende Sanktionen gegen Russland beschlossen worden sind, die seine Regierung gemeinsam mit den westlichen Partnern vorbereitet hat. Als Beleg strategischer Weitsicht taugt das jedoch nicht: Die Sanktionen waren als Bestrafung der Russen gedacht, ähnlich wie nach deren Besetzung der Krim zehn Jahre zuvor – ohne die Hoffnung, sie aufzuhalten. Denn dass die russische Invasion am Widerstand der Ukrainer scheitern könnte, hatte der Kanzler nicht für möglich gehalten. Und auch jetzt, als der erste Angriff auf Kiew und die ukrainische Führung abgewehrt ist, bleibt Scholz skeptisch. Er glaubt immer noch, die Frage, ob Deutschland der Ukraine nicht doch Waffen liefern sollte, stelle sich gar nicht. Bis die Waffen vor Ort wären, so seine Überlegung, gebe es keine freie Ukraine mehr.

			Olaf Scholz hat sich gewaltig geirrt. Und erst spät, aber immerhin nicht zu spät, seinen Irrtum eingesehen. Er hält einen Sieg der Ukraine zwar immer noch für unmöglich, aber er glaubt an deren Fähigkeit zu einem länger anhaltenden Widerstand. Dafür wird er jetzt Waffen liefern. Und er will in großem Stil neue Waffen dazukaufen. Nicht für die Ukraine, sondern für Deutschland, für die Bundeswehr.

			Seine Rede im Bundestag beginnt Olaf Scholz mit einem Paukenschlag: »Der 24. Februar 2022 markiert eine Zeitenwende.« Dieser erste Satz ist der wichtigste seiner gesamten Kanzlerschaft. Er drückt aus, was die Deutschen in diesem Moment empfinden: Ein neues Zeitalter hat in Europa begonnen. In den Geschichtsbüchern wird dieser Satz mit Scholz verbunden bleiben.

			Dabei ist der Satz nicht einmal neu. Scholz hat ihn bei sich selbst abgeschrieben. »Die Welt erlebt gerade eine Zeitenwende«, hieß es fünf Jahre zuvor in einem Buch mit dem Titel Hoffnungsland. Dessen Autor: Olaf Scholz. Das Werk sollte die Rückkehr des damaligen Hamburger Bürgermeisters in die Bundespolitik vorbereiten. Ein Bewerbungsschreiben, wie es Politiker zu einer Kanzlerkandidatur vorlegen – und tatsächlich rechnete sich Scholz im Jahr 2016 Außenseiterchancen auf die nächste SPD-Kanzlerkandidatur aus, weil sein Intimfeind Sigmar Gabriel als aussichtsloser Parteivorsitzender galt. Damals meinte »Zeitenwende« bei Scholz freilich noch etwas ganz anderes: die Herausforderungen nach der Flüchtlingswelle im Herbst 2015. Scholz sah die damalige Kanzlerin Angela Merkel als Getriebene an. Er war davon überzeugt, es besser machen zu können. »Wir dürfen nicht abwarten, bis uns die Umstände das Handeln aufzwingen, sondern müssen handeln, um die Umstände zu prägen«, schrieb er. Die damalige Zeitenwende fand allerdings weitgehend ohne Scholz statt: Sein Buch wurde kaum gelesen, die Kanzlerkandidatur eroberte Martin Schulz, und die SPD verlor wieder einmal gegen Angela Merkel.

			Jetzt also wieder eine Zeitenwende. Olaf Scholz verkündet in seiner Rede im Bundestag ein Sondervermögen für die Bundeswehr in Höhe von 100 Milliarden Euro: »Ich habe bei der Münchner Sicherheitskonferenz vor einer Woche gesagt: Wir brauchen Flugzeuge, die fliegen, Schiffe, die in See stechen, und Soldatinnen und Soldaten, die für ihre Einsätze optimal ausgerüstet sind. Darum geht es, und das ist ja wohl erreichbar für ein Land unserer Größe und unserer Bedeutung in Europa.«

			Was hier im Bundestag kaum einer weiß: Scholz hat diese Aufrüstung der Bundeswehr in großem Stil schon vor dem Überfall Putins auf die Ukraine angedacht. Scholz mokiert sich in vertraulichen Gesprächen schon lange, dass die Bundeswehr von »konservativen Verteidigungsministern, Finanzministern und Kanzlern kaputtgespart« worden sei und es nun an ihm »als SPD-Kanzler« sei, sie wieder flottzumachen. Er führte bereits im Dezember 2021, als kaum jemand eine russische Invasion für möglich hielt, ein Gespräch mit Vizekanzler Robert Habeck und Finanzminister Christian Lindner über die Bundeswehr. Diese sei in dramatisch schlechtem Zustand – darin waren sich die drei Männer einig. Diesen Mangel könne man nicht mehr im Rahmen von gewöhnlichen Etatsteigerungen beheben. Aber eine Idee, wie man dies den eigenen Abgeordneten und der jeweiligen Parteibasis vermitteln kann, hatte keiner. Als Finanzminister muss Lindner eigentlich das Geld zusammenhalten. Aber er hat als einziges Kabinettsmitglied selbst Wehrdienst geleistet und sich eine Affinität zur Truppe bewahrt. Habeck hingegen hat im Zivildienst behinderten Kindern geholfen. Seine Partei ist aus der Friedensbewegung hervorgegangen. Doch selbst er widersprach Lindner nicht. Habeck fürchtet längst keine starke deutsche Armee mehr – sondern Putin.

			Wie aber soll die Erneuerung und Aufrüstung der Bundeswehr gelingen, wenn die FDP wegen der Schuldenbremse keine Kredite aufnehmen will und große Teile der SPD und der Grünen ein überholtes, mitunter pazifistisches Weltbild pflegen? Am 12. Januar 2022, also knapp einen Monat nach dem Aufrüstungsgespräch von Scholz mit Habeck und Lindner, sagte SPD-Fraktionschef Rolf Mützenich in einem taz-Interview: »Die Militärausgaben der NATO sind um ein Vielfaches höher als die Russlands.« Putin hat zu diesem Zeitpunkt schon 100 000 Soldaten an der ukrainischen Grenze aufmarschieren lassen. Doch der Fraktionsvorsitzende der Kanzlerpartei träumt öffentlich immer noch von der »Überwindung« der NATO zugunsten einer »gesamteuropäischen Friedensordnung«. Im Koalitionsvertrag haben die beiden linken Parteien durchgesetzt, dass die Ausgaben für humanitäre Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit genauso steigen müssen wie die für Verteidigung: »im Maßstab eins zu eins«. Jede Steigerung des Verteidigungsetats löst künftig also eine ebenso große Anhebung im Haushalt des Entwicklungsministeriums aus. Und wird damit politisch noch schwerer durchsetzbar.

			Scholz wusste zu diesem Zeitpunkt wohl selbst noch nicht, wie die Aufrüstung gelingen kann. Erst in der Woche vor der Invasion wurden im Finanzministerium diskret verschiedene Optionen vorbereitet. Eine Idee war, die Verteidigungsausgaben prinzipiell von der Schuldenbremse auszunehmen. Der Haken dabei: Die Grünen würden absehbar das Gleiche für die Milliarden zur Finanzierung des Klimaschutzes verlangen – und die Schuldenbremse so zur Makulatur machen.

			Also doch lieber ein einmaliges Sondervermögen. 100 Milliarden Euro sollte es umfassen. Lindner hatte in den Akten eine Aufstellung der ehemaligen Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer gefunden, die den »zusätzlichen Bundeswehrbedarf« auf 98 Milliarden bezifferte – und aufgerundet. Dafür ließ er nun ein »Non-Paper« schreiben. Dieser Begriff ist aus der internationalen Diplomatie in das politische Berlin eingewandert. Er meint: Die Bürokratie erarbeitet einen Vorschlag, ohne ihn zu den Akten zu nehmen – inoffiziell und ohne Absender, um die Reaktion des Verhandlungspartners zu testen. Bei Ablehnung kann niemand zur Verantwortung gezogen werden.

			Was bei heiklen Friedensverhandlungen unter Erzfeinden angewendet wird, sollte nun in der Ampel-Koalition helfen, damit niemand sein Gesicht verliert. Denn der Finanzminister wehrte sich offiziell ja gegen jede zusätzliche Kreditaufnahme. Niemand sollte Lindner nachsagen können, er habe dem Kanzler vergeblich 100 Milliarden Euro neue Schulden angedient. Wenn Scholz abgelehnt hätte, wäre das Non-Paper einfach verschwunden, und Lindners Vorschlag hätte es nie gegeben.

			Doch Scholz lehnte nicht ab. »Ich kaufe dieses Modell«, sagte er am Samstag, dem 26. Februar, zu Lindners Non-Paper, einen Tag vor seiner Zeitenwende-Rede.

			Sondervermögen meint eigentlich Sonderschulden, die nicht auf den regulären Staatshaushalt angerechnet werden – und damit nicht unter die Regelung der Schuldenbremse fallen. Ganz zu Beginn der Legislaturperiode hatte die Regierung schon einmal Unsummen in einen Nebenhaushalt verschoben: Nicht abgerufene Milliarden aus der Corona-Bekämpfung wanderten in den Klima- und Transformationsfonds, mit dem Robert Habeck seine grünen Ideen verfolgen konnte. Das sollte das Bundesverfassungsgericht später verwerfen. Mit dramatischen Folgen für die Ampel.

			Das Sondervermögen für die Bundeswehr wird davon nicht betroffen sein, Lindner zeichnete in seinem Non-Paper einen anderen Weg auf: eine Änderung des Grundgesetzes. Dieser Weg ist allerdings schwieriger zu beschreiten. Denn für eine Verfassungsänderung müssen zwei Drittel aller Bundestagsabgeordneten zustimmen. Die Ampel braucht zusätzlich also die Stimmen der Union. Was auf den ersten Blick wie eine zusätzliche Hürde aussieht, ist auf den zweiten Blick der eigentliche Clou des Konzepts. Wenn die Abgeordneten von CDU und CSU mitstimmen sollen, wird ihr Chef, Friedrich Merz, mitentscheiden wollen. Und Merz wird niemals seine Zustimmung dafür erteilen, dass jeder neue Euro für die Bundeswehr einen zusätzlichen Euro für die Entwicklungshilfe auslösen muss. So kann Scholz also die gesamte Summe in die Rüstung stecken. Und damit den gerade erst vereinbarten Koalitionsvertrag der Ampel ignorieren.

			Genau so sollte es kommen. Am Samstag vor seiner Rede rief Scholz bei Merz an. Unangekündigt. Er erreichte ihn auf der Autobahn. Merz ließ sich gerade von seinem Haus im Sauerland, wo er fast jedes Wochenende verbringt, zurück nach Berlin fahren, um am nächsten Tag an der Sondersitzung des Bundestags teilzunehmen. Bis zu diesem Telefonat im Auto hatte es noch kein einziges Gespräch zwischen dem Kanzler und dem Oppositionsführer gegeben. Nachdem Merz Ende Januar den Fraktionsvorsitz der Union erobert hatte, schrieb Scholz ihm einen höflichen Brief und gratulierte bei der nächsten Plenarsitzung persönlich. Aber eine Einladung ins Kanzleramt war nicht gefolgt. Der Regierungschef und der Oppositionsführer hatten noch kein einziges Mal vertraulich über die Herausforderungen der kommenden Legislaturperiode gesprochen.

			Auch jetzt, am Telefon, gab Scholz sich äußerst knapp. »Ich werde morgen einen Vorschlag machen, wo ich Sie wahrscheinlich brauchen werde«, sagte er Merz. Der dankte für die Vorwarnung, sagte aber noch keine Unterstützung zu. Konnte er auch nicht. Der Kanzler hielt ihn ja noch im Dunkeln. In dem kurzen Gespräch fiel weder das Wort »Sondervermögen«, noch wurde die Summe von 100 Milliarden Euro genannt. Merz ahnte, dass es um eine Änderung des Grundgesetzes gehen sollte, die nur mit Zweidrittelmehrheit beschlossen werden kann. Wofür sonst bräuchte Scholz die Union? Aber auch das blieb unausgesprochen.

			Auch seinen Vizekanzler rief Scholz am Samstagabend an. Er blieb genauso vage wie gegenüber Merz. Scholz kündigte Habeck lediglich an, er werde dafür sorgen, dass die Bundeswehr künftig durchfinanziert werde. Auch das 2-Prozent-Ziel kam zur Sprache. Nachdem Russland 2014 die ukrainische Krim annektiert hatte, erneuerten die NATO-Staaten eine ältere Vereinbarung, künftig 2 Prozent ihres jeweiligen Bruttoinlandsproduktes für Verteidigung auszugeben. Deutschland hatte den Wert bislang nie erreicht. Obwohl der Sozialdemokrat Frank-Walter Steinmeier als Außenminister dem entsprechenden Beschluss 2014 auf dem NATO-Gipfel in Wales zugestimmt hatte, machte die SPD schon bald Wahlkampf dagegen: »Lieber 6 Prozent mehr für die Bildung als 2 Prozent mehr für die Rüstung«, polemisierte Kanzlerkandidat Martin Schulz im Wahlkampf 2017. Auch die Grünen sind offiziell gegen das 2-Prozent-Ziel. Habeck weiß jedoch, dass eine funktionierende Bundeswehr ohne Mehrausgaben in dieser Dimension nicht aufzustellen ist. Und Scholz weiß, dass Habeck das weiß. Er werde in dieser Frage »den Druck rausnehmen«, deutete er in dem Telefonat an. Das stimmte. Durch das Sondervermögen wird Deutschland die NATO-Vorgabe ein paar Jahre lang einhalten können, ohne seinen Wehretat entsprechend erhöhen zu müssen.

			Scholz arbeitete ganz bewusst mit Unschärfen. So erzählte er auch in dem Gespräch mit Habeck nichts vom geplanten Sondervermögen und den 100 Milliarden Euro. Gegenüber dem Oppositionsführer ist diese an Geheimniskrämerei grenzende Verschwiegenheit bemerkenswert – immerhin geht es um eine Frage von nationaler Bedeutung. Gegenüber dem Vizekanzler der eigenen Regierung wirkt sie wie ein Misstrauensbeweis. Man kann den ungewöhnlichen Vorgang jedoch auch anders deuten. Indem Scholz im Ungefähren bleibt und Habeck nicht nachfragt, wird der Grüne gegen Kritik aus den eigenen Reihen immunisiert. Was Habeck nicht wusste, hätte er also auch nicht verhindern können. Das gilt ebenso für Außenministerin Annalena Baerbock. Mit ihr hatte Scholz ebenfalls telefoniert, ohne Substanzielles preiszugeben.

			Der Kanzler wollte mit seiner Zeitenwende-Rede Fakten schaffen. Er wollte die Abgeordneten überrumpeln, vor allem die der drei Ampel-Fraktionen. Deshalb durften sie vorher auf keinen Fall erfahren, was er vorhatte. Als die Abgeordneten am Sonntagmorgen noch vor der Sondersitzung des Bundestags zu Fraktionssitzungen zusammenkamen, hatten sie keinen blassen Schimmer. Sie saßen in ihren Bundestagsbüros vor ihren Computern, noch herrschten Corona-Regeln. Die Videokonferenz der SPD eröffnete Fraktionschef Mützenich. Er wirkte auf die Teilnehmer bedrückt und übergab das Wort umgehend an den Kanzler. Der schilderte die Lage. Putin führe Krieg, wolle ein »russisches Imperium« schaffen. Deshalb werde man die russischen Banken nun doch aus dem SWIFT-System ausschließen Und der Ukraine nun doch Waffen liefern. Das sind dramatische Kursänderungen, aber sie wurden bereits am Vortag beschlossen und in den Nachrichten vermeldet. Wo sind die Neuigkeiten?, fragten sich die Abgeordneten.

			Außerdem müsse man jetzt für die Bundeswehr mehr Geld ausgeben, kündigte Scholz an.

			Mehr sagte er nicht.

			Die SPD-Vorsitzenden Lars Klingbeil und Saskia Esken hatte Scholz am Morgen noch vor der Fraktionssitzung angerufen. Angeblich informierte er die beiden Parteichefs detaillierter als am Vortag die Grünen. Aber nichts sickerte durch. Klingbeil lag mit einer schweren Corona-Infektion zu Hause. Esken, die Parteilinke, die einst gegen Scholz als Parteivorsitzende angetreten war, hielt dicht. Mützenich hingegen wurde von Scholz erst nach der Videokonferenz seiner Abgeordneten im Detail unterrichtet. Also gerade noch vor der Regierungserklärung, aber nach der Fraktionssitzung. Damit war die letzte Gelegenheit vorüber, noch vor der Ankündigung der Zeitenwende Widerstand dagegen zu organisieren.

			Bei den Grünen war die Lage ähnlich. Britta Haßelmann und Katharina Dröge, die beiden Fraktionsvorsitzenden, hatten am Morgen eine Nachricht von Habeck bekommen, die beiden Parteivorsitzenden Ricarda Lang und Omid Nouripour ebenfalls. Darin stand nichts vom Sondervermögen, nichts von den 100 Milliarden Euro und dem 2-Prozent-Ziel. In der Fraktionssitzung vor der Regierungserklärung erfuhren die grünen Abgeordneten also nicht, was Scholz plante. Und so konnte auch hier niemand Einwände erheben.

			Nur bei der zeitgleich tagenden FDP-Fraktion war die Lage eine andere. Dort kündigte Lindner seinen Abgeordneten an, dass die Bundeswehr mehr Geld bekommen werde. »Und das Modell dafür kommt aus dem BMF!«, fügte er hinzu. Also von ihm, dem Finanzminister. Allgemeine Zustimmung. Die Liberalen glaubten, dass es der Ampel nur guttun könne, wenn Grüne und Rote Abschied von pazifistischen Träumereien nehmen. Die FDP habe historisch recht behalten. Fast schon überheblich sagte Lindner über die Ukrainebegeisterung bei den Koalitionspartnern: »Wenn sogar die Grüne Jugend und die Jusos Waffen wollen, dann sollen sie sie kriegen!«

			Als Scholz an diesem denkwürdigen Sonntagmorgen seine Rede hält, überrascht er die eigenen Leute mit dem Sondervermögen, mit den 100 Milliarden Euro für die Bundeswehr, mit der Ausrufung einer Zeitenwende. Aber das tut dem Erfolg seiner Rede keinen Abbruch, im Gegenteil. Scholz, so werden es viele Abgeordnete hinterher sagen, gebe die richtige deutsche Antwort auf den Überfall Russlands auf die Ukraine. Er sage und tue das Richtige zum richtigen Zeitpunkt. In der von weit entwickelter Gewaltenteilung geprägten Bundesrepublik gibt es für einen Regierungschef nur sehr wenige Momente, in denen er ad hoc echte Veränderungen herbeiführen kann. Deutsche Geschichte wird nur selten von Einzelnen geschrieben. An diesem 27. Februar 2022 aber geschieht das. Olaf Scholz ergreift mit seiner Rede von der Zeitenwende eine historische Gelegenheit.

			Was er später daraus machen wird, ist eine ganz andere Frage.

			Olaf Scholz hat die wichtigste Rede seiner Kanzlerschaft am Vorabend gemeinsam mit seinen engsten Beratern um 22 Uhr vollendet und Probe gelesen. Jetzt, am Morgen danach, spricht er kurz, knapp und präzise, kaum dreißig Minuten, keine Schnörkel. Sein bevorzugtes Stilmittel ist die Aufzählung. »Fünf Handlungsaufträge liegen nun vor uns«, sagt er: Unterstützung der Ukraine, Sanktionierung Russlands, Unterstützung der Verbündeten in der NATO, Aufrüstung der Bundeswehr und Diplomatie, auf die man trotz allem weiter setze.

			Scholz will nicht mit Worten beeindrucken, sondern mit politischen Taten. Und eine Grundgesetzänderung zur Aufrüstung der Bundeswehr ist eine große politische Tat. Als er das Wort »Sondervermögen« ausspricht, ruft ein einzelner Abgeordneter der CDU: »Bravo!« Viele im Plenum blicken zunächst fragend, sie müssen erst verarbeiten, was sie gerade hören. Zwei Sätze später, Scholz hat sich nun auch zum 2-Prozent-Ziel der NATO »Jahr für Jahr« bekannt, springen immer mehr Unionsabgeordnete in den hinteren Reihen auf und klatschen begeistert. Die meisten FDP-Abgeordneten tun es ihnen nach. Grüne und Sozialdemokraten bleiben sitzen.

			Rolf Mützenich, der SPD-Fraktionschef in der ersten Reihe, rührt bei der Erwähnung des Sondervermögens nur pflichtbewusst die Hände. Als Scholz sich zum 2-Prozent-Ziel der NATO bekennt, klatscht Mützenich gar nicht mehr. Als Mützenich später in der Debatte selbst das Wort ergreift, wirkt er immer noch erschüttert: »Mit der Invasion wurden die Hoffnungen und die Arbeit für eine friedlichere Welt auf Jahrzehnte zurückgeworfen. Junge und nachfolgende Generationen werden uns dafür verurteilen, dass wir Ältere es nicht vermocht haben, eine bessere Welt zu schaffen: sei es beim Klima, der Armut oder bei Militär und Rüstung. Solange wir können, müssen wir diese Schuld abtragen.« Die Aufrüstung, die sein Kanzler gerade vorgeschlagen hat, erwähnt Mützenich mit keinem Wort. Er beklagt vielmehr, »allein wir Europäer« würden jetzt schon »jährlich 200 Milliarden Euro für Verteidigung« ausgeben. Der SPD-Fraktionschef trägt die Zeitenwende seines Kanzlers nur schweren Herzens mit.

			Ganz anders hingegen der Oppositionsführer. Friedrich Merz stellt sich uneingeschränkt hinter den Kanzler: »Ich möchte Ihnen im Namen der Unionsfraktion und der sie tragenden Parteien CDU und CSU danken für Ihre Regierungserklärung.« Merz ist ganz vom historischen Moment ergriffen. »Dieser 24. September 2022«, sagt er, »wird uns allen als ein Tag im Gedächtnis bleiben, von dem wir später einmal sagen werden: Ich weiß noch genau, wo ich war, als ich die erste Nachricht vom Krieg in der Ukraine gehört und die ersten Bilder gesehen habe.«

			Merz meint selbstverständlich den 24. Februar 2022, er hat sich versprochen. Er dachte wohl an den 11. September 2001, als die USA in New York und Washington von Terroristen angegriffen worden waren. An diesem Tag vor über zwanzig Jahren war Merz ebenfalls Oppositionsführer. Und auch damals stützte er einen sozialdemokratischen Kanzler: Gerhard Schröder, der sich zur »uneingeschränkten Solidarität« mit den USA bekannt hatte. Das war ein Wendepunkt im Verhältnis der beiden Männer: Von da an lud Schröder Merz regelmäßig ins Kanzleramt ein und besprach mit ihm – manchmal bei reichlich Rotwein – die Leitlinien seiner Politik. Zwischen dem Kanzler und dem Oppositionsführer war damals ein Vertrauensverhältnis entstanden. Bis Angela Merkel ein Jahr später Friedrich Merz den Posten des Fraktionschefs entriss. So nah kam Merz der Macht danach nicht wieder. Bis er 23 Jahre später selbst zum Kanzler gewählt werden sollte.

			An diesem Sonntag unterstützt Friedrich Merz den SPD-Kanzler Olaf Scholz. Er trägt die Zeitenwende und das 100 Milliarden Euro schwere Sondervermögen mit, bietet »umfassende Hilfe und Unterstützung« an, verspricht sogar, die größte Oppositionspartei werde »nicht im Kleinen herummäkeln«. Das ist ein erstaunliches Angebot, und Merz meint es wirklich ernst. Nach der Sondersitzung reist er zurück ins Sauerland und berichtet seiner Frau Charlotte von einem außergewöhnlichen Tag. »Ich habe heute zum zweiten Mal eine historische Rede eines Bundeskanzlers gehört«, sagt er. »Und wieder hat sie ein Sozialdemokrat gehalten.« Später meldet sich der so Gepriesene bei ihm am Telefon. Ob Merz am Montag ins Kanzleramt kommen könne, möchte Scholz wissen. Es gebe noch etwas zu besprechen. Merz kehrt tags darauf in die Hauptstadt zurück und fährt noch am Montag Vormittag ins Kanzleramt.

			Der Kanzler scheint überrascht davon, einen neuen politischen Freund gefunden zu haben. Ärger droht ihm nur von den eigenen Leuten. Vor allem die SPD-Fraktion fühlt sich mit dem Sondervermögen von ihrem Kanzler überrumpelt. Die Abgeordneten folgen ihm zwar, aber viele grummeln auch: Sondervermögen schön und gut, denken sie, aber gleich 100 Milliarden Euro? Wollte man die Vormacht des Militärischen nicht überwinden? Sicherheit umfassender definieren, Entwicklungshilfe und Klimaschutz mit einbeziehen? Die demonstrative Freundlichkeit von Merz stört manchen Sozialdemokraten zusätzlich. Hatte sich die SPD nicht gerade erst aus den quälenden GroKos befreit? Wollte man Merz nicht zum neuen konservativen Buhmann aufbauen? Nur eine Abgeordnete jedoch, Juso-Chefin Jessica Rosenthal, kündigt sofort an, gegen das Sondervermögen stimmen zu wollen. Sie ist Parlamentsneuling und macht einen Anfängerfehler. Die anderen Kritiker warten lieber. Sie wissen aus Erfahrung, dass der Kanzler ihnen jetzt etwas anbieten muss, um sie bei der Stange zu halten.

			Mit Spannung wird die nächste Fraktionssitzung am Dienstag erwartet. Scholz möchte es nicht auf eine Machtprobe ankommen lassen und schickt seinen Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt in die Vorbesprechung der »Parlamentarischen Linken«, also des Flügels der SPD, der sich mit Aufrüstung und Waffenlieferung am schwersten tut. Schmidt weiß, dass sein Kanzler aufgrund des enormen Zuspruchs im In- und Ausland gerade aus einer Position der Stärke heraus agiert. Aber er nutzt sie nicht, sondern kommt den linken Abgeordneten weit entgegen. Ein Sondervermögen bedeute doch, erklärt er, dass man nirgendwo Abstriche machen müsse. Alles, was im Koalitionsvertrag vereinbart sei, werde umgesetzt werden: Rentenerhöhungen, Bürgergeld, Kindergrundsicherung, Pflegebonus, Superabschreibungen, 100 000 öffentlich geförderte Wohnungen, steigende Bildungsausgaben, mehr Klimaschutz.

			In der Fraktionssitzung spricht Scholz vierzig Minuten, deutlich länger als zwei Tage zuvor im Bundestag. Der Kanzler sei emotionaler als sonst gewesen, werden die Abgeordneten hinterher berichten, fast schon nahbar. So habe man ihn noch nie erlebt. Scholz weiß, wie schwer sich ausgerechnet die Kanzlerpartei mit der Zeitenwende tut, und bietet alles auf, um die Genossen bei der Stange zu halten. Sein Angebot: Alles weiter wie bisher, keine Sorge. Jeder i-Punkt im Koalitionsvertrag gilt. Das ist das Pflaster auf die Wunde, die Scholz vielen seiner Abgeordneten mit der angekündigten Aufrüstung und den Waffenlieferungen geschlagen hat. Der Kanzler signalisiert: Die Zeitenwende bleibt auf das Militärische beschränkt. Darüber hinaus muss nicht neu gedacht werden. Die sozialdemokratischen Abgeordneten sind begeistert.

			Dieses Versprechen gibt Scholz nicht nur der Bundestagsfraktion, sondern seiner ganzen Partei. Und drei Monate später wiederholt er es öffentlich beim mächtigsten Verbündeten der SPD: den Gewerkschaften. Auf dem Bundeskongress des DGB hält Scholz eine programmatische Rede zur Zeitenwende. »Wir werden stärker in unsere Sicherheit und Verteidigungsfähigkeit investieren, damit Putin es nicht wagt, uns oder unsere Bündnispartner anzugreifen«, sagte er, schränkt aber sofort ein: »Indem wir das Sondervermögen etablieren, ist auch klar: Wer werden die Projekte, die wir uns für die Transformation, für die Neuausrüstung unserer Wirtschaft, aber auch für den sozialen Zusammenhalt in Deutschland fest vorgenommen haben, nicht einstellen. Sie werden jetzt erst recht nötig sein!« Damit legitimiert Scholz die Zeitenwende, indem er ihr Grenzen setzt. Und er macht gleich noch einen Wahlkampfslogan daraus: »Wir werden Sicherheit nicht gegen den sozialen Frieden in diesem Land ausspielen!«

			Hat der Kanzler hiermit einen schweren Fehler gemacht und sich selbst gefesselt? Eine Zeitenwende, die auf das Militärische beschränkt bleibt, ist nur eine halbe, wenn überhaupt. Als Scholz im Mai vor dem DGB spricht, ist schon erkennbar, dass es auch wirtschafts- und sozialpolitisch nicht so weitergehen kann wie vor der russischen Invasion. Das Pipelinegas fließt nur noch spärlich, bald gar nicht mehr. Die Ukraine muss mit Milliardensummen unterstützt werden. Die Sanktionen gegen Russland schaden auch der Wirtschaft hierzulande.

			Das ist mehr als nur eine temporäre Krise. In den langen Merkel-Jahren beruhte der deutsche Wohlstand vor allem auf drei äußeren Faktoren: billige Energie aus Russland, ein unersättlicher Markt für Autos und Maschinen in China sowie militärische Sicherheit, deren Kosten weitgehend von den USA bezahlt worden sind. Zu Beginn der 2020er-Jahre ist keiner dieser Faktoren mehr gegeben. Mit der »Zeitenwende« hat Scholz genau dafür einen treffenden Begriff gefunden, um es den Deutschen erklären zu können. Doch das Momentum, für das der Kanzler mit seiner mutigen Regierungserklärung selbst gesorgt hatte, nutzt er nicht aus. Er hat die historische Gelegenheit zwar entschlossen ergriffen, lässt sie dann aber wieder entgleiten. Stattdessen versucht er aus Angst vor Widerstand in den eigenen Reihen und Teilen der Bevölkerung, einen Status quo zu zementieren, dessen Grundlagen mit dem russischen Angriffskrieg endgültig zersprengt waren.

			Friedrich Merz erkennt das früh als eine verpasste Gelegenheit. Er stellt sie ins Zentrum seiner Kritik an Scholz. Später lässt der Kanzler auch noch eine zweite Chance ungenutzt verstreichen. Als das Bundesverfassungsgericht Ende 2023 die Nebenhaushalte der Ampel-Regierung für unzulässig erklärt, hätte Scholz den Koalitionsvertrag für obsolet erklären und den Bürgern reinen Wein einschenken können. Die Verteidigungsfähigkeit des Landes ist nun einmal nicht ohne Abstriche und Einschränkungen wiederzuerlangen.

			Merz hat das brutal, aber zutreffend als historisches Versagen von Olaf Scholz kritisiert. Am Ende war es genau das, woran seine Kanzlerschaft gescheitert ist und vorzeitig endete. Es war Scholz nicht mehr gelungen, die finanzielle und militärische Unterstützung der Ukraine mit Streichungen im Haushalt zu sichern. Und eine weitere Aussetzung der Schuldenbremse ließ der liberale Koalitionspartner nicht zu. Die Ampel zerbrach.

			Umso bemerkenswerter, dass Friedrich Merz drei Jahre später es selbst auch unterlässt, den Deutschen rechtzeitig die Wahrheit zu sagen: Die Ertüchtigung der Bundeswehr und die weitere Unterstützung der Ukraine sind ohne Steuererhöhungen oder neue Schulden nun einmal nicht zu leisten. Stattdessen verspricht Merz im Wahlkampf nicht nur die Einhaltung der Schuldenbremse, sondern auch noch Steuersenkungen in erheblichem Umfang. Die Behauptung, das sei allein durch Ausgabenkürzungen für Flüchtlinge und Bürgergeldempfänger sowie durch Wirtschaftswachstum zu erbringen, war von Anfang an hanebüchen.

			Nach der Bundestagswahl muss Merz deshalb das Manöver von Scholz wiederholen, ausgerechnet des Mannes also, den er zuletzt so gescholten hatte. Der Kanzler in spe lässt den alten, bereits abgewählten Bundestag eine Öffnung der Schuldenbremse für Aufrüstung beschließen: Diese ist fortan unbegrenzt auf Kredit möglich. Dazu kommt noch ein Sondervermögen in Höhe von 500 Milliarden Euro, das in den nächsten zwölf Jahren für Infrastruktur ausgegeben werden darf. Für beides wird das Grundgesetz geändert. Merz muss dafür auf die alte Mehrheit zurückgreifen.

			Dieses Manöver, mit einem abgewählten einem bereits neu gewählten Parlament gerade noch so zuvorzukommen, strapaziert die Demokratie. AfD und Linke klagen vor dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe. Sollten sie im Hauptverfahren in ein paar Monaten oder gar erst Jahren recht bekommen, würde Bundeskanzler Friedrich Merz in der gleichen verzweifelten Lage stecken wie sein Vorgänger Olaf Scholz. Geschichte kann mitunter gnadenlos sein.

		

	
		
			7 
Was lehrt die Geschichte?

			Als der frisch gewählte ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj am 18. Juni 2019 seinen Antrittsbesuch im Kanzleramt in Berlin absolviert, erschrecken viele Deutsche. Ihre Sorge gilt nicht dem damals noch unscheinbaren 41-Jährigen, der noch keine Militärkleidung, sondern einen Anzug trägt und nur halb so breit ist wie später im Krieg, als er jeden Tag Krafttraining machen wird. Die Deutschen sorgen sich um ihre Kanzlerin.

			Während die beiden Politiker vor dem angetretenen Wachbataillon der Bundeswehr die Nationalhymnen hören, beginnt Angela Merkel plötzlich am ganzen Körper zu zittern, ein paar Minuten lang hält das Zittern an. Die anwesenden Kameras zeichnen die beklemmende Szene auf, sie läuft in allen Nachrichtensendungen. Die Kanzlerin wird am Nachmittag auf der Pressekonferenz sagen, sie habe an diesem Tag einfach nur zu wenig Wasser getrunken. Das politische Berlin ist für ein paar Stunden ganz aufgeregt. Alle rätseln, was mit Merkel los ist. Niemand scheint mehr auf Selenskyj zu achten.

			Der ukrainische Präsident macht sich völlig unbemerkt vom Kanzleramt in die grüne Parteizentrale auf. Die Bundesgeschäftsstelle der Grünen in Berlin-Mitte ist klein und verwinkelt. Kein Ort für Präsidentenbesuche. Aber Selenskyj möchte unbedingt Robert Habeck sehen. Habeck ist zu der Zeit einer von zwei Vorsitzenden der Grünen, ein Oppositionspolitiker. Der Bruch des Protokolls, den dieser Besuch bedeutet, ist Selenskyj egal. Es brauche jetzt »new leadership«, sagt er im Gespräch mit Habeck. Diese neue Führung verkörpere nicht mehr Angela Merkel, sondern Emmanuel Macron, der neue junge Präsident Frankreichs, und er selbst, der junge Präsident der Ukraine. Nun müsse nur noch Habeck deutscher Bundeskanzler werden. »Wir ändern Europas Zukunft«, sagt Selenskyj ganz euphorisch. Er lädt Habeck nach Kiew ein. Nach diesem Besuch werden sich die beiden Männer regelmäßig SMS schreiben.

			Dass der ukrainische Präsident in ihm den kommenden Kanzler sieht, freut Habeck natürlich. Er selbst sieht sich auch auf dem Weg ins Kanzleramt. Im Juni 2019 liegen die Grünen in Umfragen bei 26 Prozent, weit vor der SPD und nur einen Prozentpunkt hinter der Union. Hunderttausende demonstrieren in diesen Wochen für mehr Klimaschutz. Der Zeitgeist weht grün. Die erste Kanzlerschaft für die Ökopartei scheint tatsächlich greifbar.

			Damit klappt es bekannterweise nicht. Bei der Bundestagswahl 2021 landen die Grünen mit 14,7 Prozent nur auf Platz drei. Für Robert Habeck hat es nicht einmal zur Kanzlerkandidatur gereicht. Annalena Baerbock hat ihm die Kandidatur weggeschnappt. Habeck ist davon so getroffen, dass er für eine ganze Woche abtaucht und für niemanden zu sprechen ist. Er ist mit Zelt und Campingkocher unterwegs, ganz allein, irgendwo im deutsch-dänischen Grenzgebiet. Als er zurückkehrt, hat er wieder Kraft getankt und neue Pläne: Habeck fährt Ende Mai 2021 in die Ukraine. Selenskyj empfängt ihn, obwohl es mit »new leadership« und Kanzlerschaft nun doch nichts wird, in Kiew fast wie einen Regierungschef. Der Präsident stellt ihm sein Kabinett vor: lauter junge Leute, Überzeugungstäter, Idealisten, wie es Habeck scheint. Sie wollen die Ukraine in die EU und die NATO führen. Und sie wünschen sich vom Westen Waffen, denn Russland hält sich nicht an den verabredeten Waffenstillstand.

			Habeck soll von den andauernden Kämpfen in der Ostukraine einen bleibenden Eindruck bekommen. Von Kiew reist er nach Dnipro und dann weiter in einem Militärhubschrauber an die »Kontaktlinie«, also die Front, die damals noch östlich von Mariupol am Asowschen Meer verläuft. Habeck setzt einen Helm auf, zieht eine Schutzweste an und steigt in ein Panzerfahrzeug der ukrainischen Armee. Die dabei entstehenden Fotos wirken so martialisch, dass viele Leser in Deutschland erschrecken, als sie die Bilder am nächsten Tag in der Zeitung oder auf ihrem Smartphone sehen. Den meisten Deutschen ist zu der Zeit gar nicht bewusst, dass mitten in Europa immer noch Kriegsgefahr herrscht und in der Ostukraine fast täglich Soldaten und Zivilisten sterben. Die Schlagzeilen zu diesen Bildern lösen auch im politischen Berlin Überraschung aus, bei einigen sogar Entsetzen. Habeck möchte, dass sich Deutschland in den Konflikt einmischt. »Waffen zur Verteidigung, zur Selbstverteidigung, kann man meiner Ansicht nach der Ukraine schwer verwehren«, sagt er. Mit dieser Haltung steht Habeck zu diesem Zeitpunkt weitgehend allein.

			Sie ist nicht nur ein bewusster Bruch mit dem in Deutschland vorherrschenden Prinzip, keine Waffen in Kriegsgebiete zu liefern, sondern auch eine Abkehr von der Politik Angela Merkels. Die Kanzlerin unterstützt die Ukraine zwar finanziell, verwehrt ihr aber jede Militärhilfe. Sie ist davon überzeugt, dass der Konflikt mit Russland auf dem Verhandlungsweg gelöst werden müsse, da die Ukraine einen Krieg niemals gewinnen könne. Die Gegenposition vertritt am entschiedensten der amerikanische Senator John McCain. Er glaubt zwar auch nicht, dass eine noch so hochgerüstete ukrainische Armee einen russischen Angriff abwehren könnte. Aber sie würde die russischen Verluste größer machen – und dieser befürchtete Blutzoll könnte die Russen von einem Angriff abschrecken.

			Robert Habeck steht in dieser Frage dem konservativen »Falken« McCain, der als Bomberpilot in Vietnam gekämpft und später den Irakkrieg unterstützt hat, näher als der deutschen Kanzlerin. Seine Position ist eine Provokation der eigenen Partei. Die Grünen haben gerade einen Wahlprogramm-Entwurf fertiggestellt, in dem die Partei fordert, die deutsche Zurückhaltung bei Waffenlieferungen auch auf Europa auszudehnen und »mit einer restriktiven Ausfuhrkontrolle europäische Rüstungsexporte in Kriegs- und Krisengebiete« zu beenden. Kanzlerkandidatin Annalena Baerbock, die von Habecks Ukrainereise nichts gewusst hat, pfeift ihren Co-Parteivorsitzenden öffentlich zurück: Die Grünen würden Waffenlieferungen weiterhin ablehnen.

			Am nächsten Tag, Habeck ist immer noch in der Ukraine, muss er zurückrudern. Er habe mit seiner Forderung nach Waffen »Nachtsichtgeräte, Aufklärungsgeräte, Kampfmittelbeseitigung und MedEvac« gemeint. Das sind strenggenommen gar keine Waffen. Kritik hagelt es auch aus Union und SPD. Mit am schärfsten reagiert der SPD-Fraktionsvorsitzende Rolf Mützenich. Habecks Äußerung sei »kontraproduktiv und gefährlich«, sagt er. Sie zeige, »wie wenig regierungsfähig und unaufrichtig« die Grünen seien. Im Gespräch mit Vertrauten weist Mützenich darauf hin, dass auf einem Foto, das Habeck in einem ukrainischen Militärhubschrauber zeige, im Hintergrund eine Granate liege. Das sei kein Zufall, glaubt Mützenich. Habeck achte sehr genau auf seine Bildsprache.

			Mützenich ist überzeugt davon, dass Habeck die Ukraine sehr wohl bewaffnen wolle, und zwar nicht nur mit Waffen zur Selbstverteidigung, sondern mit allem, was das Land brauche, um Russland zurückzuschlagen. Der ukrainische Präsident Selenskyj hingegen lobt den grünen Parteivorsitzenden für seine Position. »Deutschland hat uns keine militärische Hilfe geleistet, aber es könnte das tun«, sagt er. »Habeck hat das verstanden.«

			Die meisten Politiker in Deutschland werden das erst ein knappes Jahr später verstehen, nachdem Russland die Ukraine überfallen hat. Ob Putin diesen Angriff auch gewagt hätte, wenn die Ukraine schon vorher mit westlichen Waffen ausgerüstet worden wäre? Diese Frage kann niemand seriös beantworten. Aber wie man im Sommer 2021 zu Waffenlieferungen an die Ukraine stand, hing damals noch stark davon ab, wie man auf das Land im Osten blickte – und welche Erfahrungen man in den Jahren zuvor mit der Ukraine gemacht hatte.

			Angela Merkel hat bereits 2008 den Beitritt der Ukraine zur NATO verhindert. Sie votierte auf einem Gipfel der Militärallianz in Bukarest gemeinsam mit dem französischen Präsidenten gegen eine schnelle Aufnahme des Landes, wie sie der damalige amerikanische Präsident George W. Bush gefordert hatte. Deutschland drohte in dieser Frage sogar mit einem Veto. Nachdem Russland 2014 die Krim annektiert und in der Ostukraine einen Krieg begonnen hatte, verhandelte Merkel die Waffenstillstandsabkommen Minsk I und Minsk II – weigerte sich anschließend aber, die Ukraine gegen weitere Angriffe mit Waffen auszurüsten. Ihr Argument: Nur so könne man glaubwürdiger Vermittler zwischen Moskau und Kiew bleiben. Zur Elite der jungen, instabilen Demokratie in Kiew entwickelte sie jedoch nie Vertrauen. Wolodymyr Selenskyj, ehemaliger Schauspieler und Komiker, war Merkel besonders suspekt. Sie verdächtigte ihn, nur Strohmann eines korrupten ukrainischen Oligarchen zu sein. Um 2019 einen Wahlsieg Selenskyjs zu verhindern, empfing die Kanzlerin den damaligen Präsidenten Petro Poroschenko, Gegenspieler Selenskyjs, kurz vor der Stichwahl extra noch mal in Berlin und lobte die Zusammenarbeit mit ihm.

			Olaf Scholz’ erste Erfahrung mit der Ukraine hatte mit Korruption zu tun. Ein Erlass des Auswärtigen Amtes im Jahr 2000 hatte in den Jahren danach zu einem sprunghaften Anstieg von genehmigten Visa in der deutschen Botschaft in Kiew geführt, darunter auch Visa für Kriminelle und Prostituierte. Die schwarz-gelbe Opposition machte dafür eine naive Einwanderungspolitik des grünen Außenministers Joschka Fischer verantwortlich. Die rot-grüne Regierung hingegen wollte beweisen, dass Korruption vor Ort die Ursache dafür gewesen sei. Die Verteidigung Fischers im Visa-Untersuchungsausschuss übernahm maßgeblich der Obmann der SPD-Bundestagsfraktion: der Abgeordnete Olaf Scholz. Mit zwanzig Aktenordnern über die skandalösen Zustände rund um die Botschaft in Kiew schloss Scholz sich eine Woche lang in einer Ferienwohnung auf Sylt ein. Anschließend stand nicht nur seine Strategie für den Ausschuss fest, sondern auch sein Urteil über die Ukraine: ein durch und durch korrupter Staat.

			Die skeptische Haltung dieser beiden Bundeskanzler ist durchaus typisch für Deutschland, vor allem für seine politische und wirtschaftliche Elite: Viele betrachten die Ukraine als einen Mafia-Staat, zu dem man am besten Distanz hält.

			Ganz anders hingegen ist der Blick auf Wladimir Putins Reich. Alle Parteien der demokratischen Mitte in Deutschland plädieren stets für eine regelbasierte internationale Ordnung – außer, wenn es um Russland geht. Da hingen bis zu Putins Überfall auf die Ukraine viele einer eigenartigen Theorie an. Im Kern lautete sie – als eine Lehre aus dem Zweiten Weltkrieg, in dem Nazideutschland die Sowjetunion überfallen und Millionen ihrer Bürger ermordet hatte –, dass gute Beziehungen mit Moskau stets Vorrang haben sollten. Dies führte dazu, dass im Kalten Krieg die Bürgerrechtsbewegungen und freien Gewerkschaften in Osteuropa ignoriert und zwei Jahrzehnte nach dem Fall des Eisernen Vorhangs über Putins Kriege im Kaukasus hinweggesehen wurde. Diese sehr spezielle Lehre aus der Geschichte – die übersieht, dass die Sowjetunion nicht nur aus Russland bestand, sondern zu ihr zum Beispiel auch Georgien und die Ukraine gehörten – hatte den Vorteil, dass sie sich mit guten Geschäften monetarisieren ließ.

			Aus der Losung »Wandel durch Annäherung« vom Vordenker der Ostpolitik, Egon Bahr, ist mit den Jahren »Handel durch Annäherung« geworden und schließlich »Annäherung durch Verflechtung«. Diese Politik hat Frank-Walter Steinmeier als Außenminister Angela Merkels in seinen beiden Amtszeiten (2005 bis 2009 und 2013 bis 2017) betrieben, während sein früherer Chef, Altbundeskanzler Gerhard Schröder, das ökonomische Potenzial dieser Verflechtung verkörperte. Auch später als Staatsoberhaupt hat Steinmeier lange alles aufgeboten, um eine Distanzierung von Russland zu verhindern, sogar Schuldgefühle für die monströsen Verbrechen der nationalsozialistischen Wehrmacht. Nach dem Giftanschlag auf Kremlkritiker Alexej Nawalny im August 2020 verteidigte der Bundespräsident die Fertigstellung von Nord Stream 2 mit dem Argument, »die Energiebeziehungen« seien »fast die letzte Brücke zwischen Russland und Europa«. Für »uns Deutsche« komme »noch eine ganz andere Dimension« hinzu: »der deutsche Überfall auf die Sowjetunion«. Der Gedanke, dass die Wehrmacht auch und vor allem die Ukraine verheerte, kam dem Staatsoberhaupt nicht.

			In der Ukraine ist Steinmeier bei Intellektuellen und politischen Aktivisten regelrecht verhasst. Das liegt unter anderem an einem Vorschlag, den er als Außenminister unterbreitet hatte: Die Ukraine sollte einen Sonderstatus ihrer von Russland besetzten Gebiete anerkennen und dort Wahlen abhalten – ohne dass Putin zuvor seine Truppen dort abgezogen hatte. Die »Steinmeier-Formel« sollte die Umsetzung des Minsk-II–Abkommens für einen Frieden in der Ostukraine in Gang bringen – galt aber als sehr nachteilig für die Ukraine.

			Anfang Februar 2022 soll Frank-Walter Steinmeier für eine zweite Amtszeit als Bundespräsident wiedergewählt werden – nur zwei Wochen vor Putins Invasion. Das sehen in der Öffentlichkeit viele kritisch. Eine Mehrheit in der Bundesversammlung ist ihm sicher, wenn die Vertreter der Ampel-Parteien geschlossen für ihn stimmen. Aber wollen sie das überhaupt? Rund um den Jahreswechsel sondieren CDU-Politiker in zwei vertraulichen Gesprächen mit Robert Habeck, dem grünen Vizekanzler, einen heiklen Vorschlag: Wie wäre es, wenn die Grünen nicht gemeinsam mit SPD und FDP für Steinmeier stimmten? Ihr Angebot: Stattdessen könnte eine Frau zum ersten Mal überhaupt zur Bundespräsidentin gewählt werden. Damit sollen die Grünen, die das doch immer gefordert hatten, gelockt werden. Die Idee dafür stammt von Hendrik Wüst, CDU-Ministerpräsident in Nordrhein-Westfalen. Das Anforderungsprofil für eine solche Kandidatin: überparteilich, angesehen, aus dem grünen Umfeld, aber keine aktive Politikerin. Es werden mehrere Namen genannt, darunter auch der von Marieluise Beck.

			Beck, zu diesem Zeitpunkt 69 Jahre alt, ehemalige Bundestagsabgeordnete und parlamentarische Staatssekretärin, eine Grüne der ersten Stunde, hatte sich nach ihrem Ausscheiden aus dem Bundestag 2017 einen Ruf als unabhängige Intellektuelle erarbeitet. Die Osteuropa-Expertin galt vor allem als Mahnerin gegen Menschenrechtsverletzungen in autoritären Regimen, besonders in Russland. Mit ihrem Zentrum Liberale Moderne, einem Thinktank, den sie gemeinsam mit ihrem Mann Ralf Fücks gegründet hat, will sie die deutsche Gesellschaft für den aus ihrer Sicht wichtigsten Kampf der Gegenwart sensibilisieren: die Verteidigung der Demokratie gegen den Autoritarismus. Die Front in diesem Kampf, so sieht es Beck, verläuft zwischen der Ukraine und Russland. Und sie fordert damit auch die Parteien, die Wirtschaft und die Öffentlichkeit in Deutschland heraus: Soll die Bundesrepublik also die Ukraine unterstützen, deren mutige Bevölkerung auf dem Maidan-Platz in Kiew mit der blauen Europaflagge in der Hand demonstriert und einen Autokraten vertrieben hat? Oder möchte Deutschland vor allem weiter auf ein gutes Verhältnis zu Russland setzen – und mit dem Autokraten Wladimir Putin weiter gute Geschäfte machen?

			Was für eine Gelegenheit tut sich hier für die Grünen auf, mit Unterstützung der Union eine Frau aus ihrem Milieu als Gegenkandidatin zu Steinmeier ins Rennen zu schicken. Zwar reichen die 678 schwarz-grünen Stimmen in der Bundesversammlung allein nicht für eine Mehrheit aus – aber SPD und FDP haben mit ihren 545 Stimmen für Steinmeier erst recht keine Mehrheit. Und dass sich Sozialdemokraten und Liberale Unterstützung bei russlandfreundlichen Linken oder der moskauhörigen AfD holen, darf getrost bezweifelt werden. Wäre es nicht die richtige Zeit für eine öffentliche Debatte über die Kandidaturen: Marieluise Beck oder Frank-Walter Steinmeier? Würde der Streit über die deutsche Russlandpolitik damit nicht endlich ins Zentrum der politischen Auseinandersetzung rücken, unmittelbar vor Putins geplantem Krieg?

			Habeck spricht mit einigen Spitzengrünen vertraulich über diese Fragen. Aber am Ende wagen sie es doch nicht, mit einer eigenen Kandidatin ins Rennen zu gehen. Sie haben Angst, ihre Partner in der noch neuen Ampel-Regierung zu brüskieren. Außerdem ist die Union zu diesem Zeitpunkt noch unsortiert. Friedrich Merz ist zu Beginn des Jahres 2022 noch nicht offiziell als CDU-Vorsitzender gewählt. Sein Verhältnis zu CSU-Chef Markus Söder ist noch nicht geklärt. Und eine CDU-nahe Unternehmer-Fußballfreunde-Clique um Hans-Joachim Watzke, den Boss von Borussia Dortmund, macht über den noch amtierenden Parteichef Armin Laschet innerhalb der Union Druck, den erfahrenen Steinmeier zu wählen.

			Die Grünen gehen auf Nummer sicher und sagen der Union ab. Als Steinmeier am 13. Februar 2022 ohne ernst zu nehmenden Gegenkandidaten gewählt wird, auch mit den Stimmen von Union und Grünen, weiß Habeck, welche Chance er aus Koalitionsdisziplin vergeben hat. Zwar findet der Bundespräsident in der Rede zur Wiederwahl überraschend deutliche Worte Richtung Russland: »Ich appelliere an Präsident Putin: Lösen Sie die Schlinge um den Hals der Ukraine!« Aber seine frühere Politik kann er damit nicht vergessen machen. Als Steinmeier ein paar Wochen später, im April 2022, gemeinsam mit den Präsidenten von Polen, Lettland, Litauen und Estland nach Kiew reisen will, wird er von der Selenskyj-Regierung in letzter Minute ausgeladen. Der Bundespräsident war schon nach Warschau gereist, wo die Reise beginnen sollte. Was für ein Affront! Die ersten deutschen Politiker, die schon Wochen vorher ins Kriegsgebiet gereist und von der ukrainischen Seite herzlich empfangen worden waren, sind: Marieluise Beck und Ralf Fücks.

			Der Blick der Deutschen auf die Ukraine ändert sich quasi über Nacht. Unter dem Eindruck von Putins Invasion der Ukraine, die am Morgen des 24. Februar 2022 beginnt, und der Kriegsverbrechen russischer Soldaten identifiziert sich plötzlich eine Mehrheit der Bundesbürger mit den ukrainischen Opfern. Überall in Deutschland werden ukrainische Fahnen vor öffentlichen Gebäuden gehisst. Medien, die bis eben noch skeptisch über die Ukraine berichtet hatten, fordern nun vehement die Unterstützung des angegriffenen Landes. Eine regelrechte Ukrainebegeisterung entsteht, die an den Herbst 2015 erinnert, als sich die Deutschen an ihrer Willkommenskultur für Hunderttausende Flüchtlinge erfreuten. Auch jetzt kommen wieder Flüchtlinge, fast eine Million, überwiegend Frauen und Kinder. Sie müssen keine Anträge stellen, sondern werden umstandslos als Kriegsflüchtlinge anerkannt, mit Zugang zum Arbeitsmarkt oder zum Bürgergeld.

			Immer lauter werden in den kommenden Monaten die Rufe nach Waffenlieferungen. Vor der russischen Invasion hat die Ukraine keine Waffen aus Deutschland erhalten. Die Einheiten, die russische Truppen zurückschlagen, sind von den USA und Großbritannien ausgerüstet worden. Die deutsche Zurückhaltung aufzugeben, fällt der Bundesregierung unendlich schwer, vor allem der Kanzlerpartei SPD. Das ist insofern bemerkenswert, weil eigentlich ja die Grünen als pazifistische Partei begonnen hatten. Sie war aus der Friedensbewegung der 1980er-Jahre hervorgegangen. Doch die Grünen hatten sich in dieser Zeit ebenso mit den Bürgerrechtlern in Ost- und Mitteleuropa solidarisiert. Petra Kelly, grüne Vorkämpferin für Ökologie und Menschenrechte, hatte anlässlich eines Besuchs bei DDR-Staats- und Parteichef Erich Honecker ein T-Shirt mit dem Spruch »Schwerter zu Pflugscharen«, ein Symbol der ostdeutschen Oppositionsbewegung, getragen. Nachdem Joschka Fischer sich 1999 auf einem umkämpften Parteitag durchgesetzt und die Grünen einem NATO-Einsatz im Kosovo zur Verhinderung eines Völkermordes an bosnischen Muslimen zugestimmt hatten, verließen Pazifisten und NATO-Gegner die Partei.

			Bei der SPD hat eine fast entgegengesetzte Entwicklung stattgefunden. Die Partei, die 1982 ihren eigenen Bundeskanzler Helmut Schmidt gestürzt hatte, weil der mit US-Mittelstreckenraketen gegen die Sowjetunion nachrüsten wollte, hat sich über die letzten Jahrzehnte hinweg ideell und emotional immer weiter von der Bundeswehr entfernt. Zwar hat Olaf Scholz, der als Juso noch gegen Schmidt im Bonner Hofgarten 1982 demonstriert hatte, längst zugegeben, damals falschgelegen zu haben. Aber in seiner ersten Regierungserklärung als Kanzler am 15. Dezember 2021 kam das Wort »Bundeswehr« dann kein einziges Mal vor. Dabei hätte die Partei wohl auf keinem anderen Feld so einfach punkten können. Zwischen 2005 und 2021 hatten fünf Männer und Frauen aus CDU und CSU das Verteidigungsministerium geführt, einer erfolgloser als die andere: von einer planlosen Abschaffung der Wehrpflicht bis hin zum fluchtartigen Abzug aus Afghanistan war es ein einziges Desaster. Manch einer in der Truppe sehnte sich in dieser Zeit nach Peter Struck zurück, dem letzten Sozialdemokraten an der Spitze des Ministeriums. Aber die SPD schlug dessen Erbe aus. Anstatt die Partei der Soldaten zu werden, wurde sie mehr und mehr eine Partei von deren Kritikern.

			Sinnbildlich dafür steht Rolf Mützenich, unter Kanzler Olaf Scholz Chef der SPD-Bundestagsfraktion. Er hat seine Doktorarbeit über atomwaffenfreie Zonen geschrieben und stellt sich bis heute ungebrochen in die Tradition der Friedensbewegung der 1980er-Jahre. An deren Programm »Frieden schaffen ohne Waffen« schien Mützenich dreißig Jahre später als Fraktionsvorsitzender zu arbeiten. So verhinderte er 2020 etwa die Anschaffung bewaffneter Drohnen für die Bundeswehr. Erst einmal müsse eine umfangreiche gesellschaftliche Debatte darüber geführt werden, ob man in Deutschland »Töten per Joystick« möglich machen wolle, sagte er damals. Mützenich stellte sogar die NATO-Sicherheitsstruktur infrage, in die Deutschland über fünfzig Jahre lang eingebettet war. Im Sommer 2020 – einer Zeit also, als Russland massiv aufrüstete, aktiv in den syrischen Bürgerkrieg eingriff und Teile der Ukraine besetzt hielt – begann er eine Debatte darüber, ob »die gedachte nukleare Abschreckung des Kalten Krieges heute überhaupt noch angemessen« sei. Konkret zog Mützenich die »nukleare Teilhabe« in Zweifel. Sie garantiert Deutschland, das über keine eigenen Atomwaffen verfügt, im Rahmen der Abschreckungspolitik die Einbeziehung in die Zielplanung der NATO. Amerikanische Atombomben lagern dafür in Deutschland und würden im Fall eines Krieges von deutschen Flugzeugen über Feindgebiet abgeworfen.

			Darüber hinaus hat Rolf Mützenich die lange geplante Anschaffung neuer Kampfjets durch die Bundeswehr verhindert. Sein Kalkül dabei: Wenn die vorhandenen Tornado-Kampfflugzeuge irgendwann nicht mehr fliegen können, hat sich die nukleare Teilhabe von selbst erledigt. Der verteidigungspolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Fritz Felgentreu, legte aus Protest dagegen sogar sein Amt nieder und kandidierte nicht erneut für den Bundestag. Systematisch besetzte Mützenich Posten, in denen über die Bundeswehr mitentschieden wird, mit Genossen, die mit der Truppe fremdeln. Der langjährige Wehrbeauftragte Hans-Peter Bartels wurde durch die Parteilinke Eva Högl ersetzt. In der Fraktionsführung war für die Bundeswehr die gelernte Medienberaterin Gabriela Heinrich zuständig, auf deren Webseite das Wort »Bundeswehr« kein einziges Mal vorkam. Scholz sah diese Entwicklung bereits als Finanzminister in der Großen Koalition mit Sorge. So ließ er zu, dass der Wehretat nach einem Tiefpunkt 2014 langsam wieder steigen konnte. Er fiel Mützenich bei dessen pazifistischer Agenda aber auch nicht in den Arm. Vielleicht deshalb, weil Angela Merkel als Bundeskanzlerin das auch nicht tat?

			Als Olaf Scholz selbst Kanzler geworden war, ließ er Mützenich zunächst weiter gewähren.

			Der Koalitionsvertrag sah vor, dass Deutschland künftig als Beobachter an der sogenannten Vertragsstaatenkonferenz des Atomwaffenverbotsvertrags teilnimmt. So viel zur nuklearen Teilhabe. Scholz ließ das durchgehen und sendete am Nikolaustag 2021 selbst ein Signal, dass die Bundeswehr in seiner Regierungszeit keine wichtige Rolle spielen sollte. Er ernannte Christine Lambrecht zur Verteidigungsministerin. Eine Personalie ganz im Sinne Mützenichs: eine Parteilinke, die in ihrer jahrzehntelangen politischen Karriere mit der Bundeswehr nie in Berührung gekommen war. In der Großen Koalition zuvor war sie Justizministerin gewesen und danach auf dem Weg in den Ruhestand. Doch nach seinem überraschenden Wahlsieg brauchte Scholz plötzlich Frauen mit Regierungserfahrung, denn er hatte im Wahlkampf das Versprechen gegeben, als erster Kanzler überhaupt ein »paritätisches« Kabinett zu führen, das genau zur Hälfte aus Frauen und Männern bestand.

			So wurde Lambrecht völlig überraschend Verteidigungsministerin. Bei ihrer Vorstellung lobte sie die Truppe für ihre Hilfe in der Corona-Pandemie und beim Hochwassereinsatz im Ahrtal. Zu militärischen Aufgaben fiel ihr lediglich ein, »Exitstrategien für Auslandseinsätze« entwickeln zu wollen. Das klang nicht nach Stärkung der Bundeswehr. Mützenich konnte beruhigt sein. Die Bitten der Ukraine, Waffen gegen die russischen Angreifer zu liefern, erreichten in Deutschland also eine inkompetente Verteidigungsministerin, die zudem nicht mitbekommen hatte, dass die Stimmung in der Bevölkerung in dieser Frage mittlerweile eine andere war. Lambrecht wollte, wenn überhaupt, nur Defensivwaffen in die Ukraine liefern. Als sie am 26. Januar 2022 im Bundestag ankündigte, 5000 Helme schicken zu wollen, wurde Deutschland in der Weltöffentlichkeit ausgelacht. 5000 Helme für die Ukraine im Krieg – ein Witz, der an unterlassene Hilfeleistung grenzte.

			In der Folgezeit wurde die Verteidigungsministerin zur Buhfrau aller Ukraineunterstützer, zur Personifizierung eines bornierten politischen Establishments, das einfach nicht verstehen wollte, wie dringend das angegriffene Land Hilfe brauchte. Dabei saß der eigentliche Bremser im Kanzleramt. Scholz entschied, was und wann geliefert wurde – und vor allem, was nicht. Scholz sah auch nach der Invasion zunächst keinen Anlass, die angegriffene Ukraine mit Waffen zu unterstützen. Bis die Waffen ankämen, glaubte er, gebe es keine Ukraine mehr; jedenfalls keine, die sich noch wehren kann. Diese Überzeugung hatte der Kanzler nicht exklusiv. Am frühen Morgen des 24. Februar 2022 hatten russische Truppen von Süden, Osten und Norden her gleichzeitig die Grenze zur Ukraine überschritten. Um 10 Uhr morgens hatte der Bundesnachrichtendienst streng geheim das Sicherheitskabinett im Kanzleramt mit folgender Einschätzung unterrichtet: In 24 Stunden werde Kiew fallen, bestenfalls in 48 Stunden. Anschließend werde die gesamte Ukraine besetzt. Scholz glaubte das, Christian Lindner, sein Finanzminister, ebenso, Annalena Baerbock, die Außenministerin, zunächst auch.

			Nur Robert Habeck nicht. Er wandte sich sofort an seine ukrainischen Freunde. Der Außenminister Dmytro Kuleba antwortete auf Habecks WhatsApp-Nachricht: »Raketen fallen, ich weiß nicht, ob ich morgen noch da bin.« Gemeinsam mit dem grünen Parteivorsitzenden Omid Nouripour eilte Habeck in die ukrainische Botschaft und fand dort einen am Boden zerstörten Botschafter Andrij Melnyk vor. Habeck rief Scholz und Baerbock an, mehrmals an diesem 24. Februar. Deutschland müsse Waffen liefern, forderte Habeck. Scholz und Baerbock blieben bei ihrem Nein. Da entschied Habeck, öffentlich Druck zu machen. Er ließ seinen Staatssekretär Sven Giegold eine Mail an alle Ministerien aufsetzen, die im Bundessicherheitsrat vertreten sind. Dieses Gremium ist für die Genehmigung aller deutschen Waffenlieferungen zuständig. Es tagt geheim, schon vom Zeitpunkt seiner Treffen zu berichten, ist ein strafbewehrtes Verbrechen. Giegold wählte bewusst einen so großen Mailverteiler, dass später niemand nachvollziehen konnte, wer seine Mail an die Presse weitergereicht hatte. Sein Vorstoß machte sofort Schlagzeilen: Der Sicherheitsrat, schrieb Habecks Staatssekretär, müsse unmittelbar beraten und beschließen, der Ukraine Waffen zu liefern. Die Charta der Vereinten Nationen sehe für angegriffene Länder das Selbstverteidigungsrecht vor.

			Der Druck auf Scholz stieg, auch deswegen, weil immer mehr Länder in Europa Waffenlieferungen ankündigten. Verbündete baten die Bundesregierung, ihnen Waffenlieferungen an die Ukraine zu genehmigen. Diese Genehmigung ist wegen der sogenannten Endverbleibsklausel erforderlich, die bei jedem Kauf deutscher Waffen unterschrieben werden muss. Demnach kann ein Weiterverkauf dieser Waffen nur mit Genehmigung Berlins erfolgen. So fragte Estland an, ob es Geschütze an die Ukraine weitergeben dürfe, die es einst in Finnland erworben hatte. Finnland wiederum hatte sie von der Bundeswehr bekommen, die sie ihrerseits von der Nationalen Volksarmee der DDR übernommen hatte. Das Verteidigungsministerium begann daraufhin, nach den alten Vertragsunterlagen zu fahnden. Sie seien in der Behörde nicht mehr greifbar, hieß es, sondern lagerten in einer sogenannten Langzeitarchivierung. Die Esten betrachteten das zu Recht als eine Hinhaltetaktik und ließen ihre Anfrage öffentlich werden. Daraufhin wiegelte ein hoher Beamter des Kanzleramts in Hintergrundgesprächen ab: »Rostige DDR-Haubitzen« würden den Krieg wohl kaum entscheiden.

			Am Morgen des 26. Februar ließen auch die Niederländer durchsickern, dass sie auf ein Ja aus Berlin warteten. 400 Panzerfäuste, einst in Deutschland gekauft, würde man gerne schnell in die Ukraine schicken. Einen so engen Partner konnte die Bundesregierung kaum brüskieren. Andererseits würde jede Genehmigung die Frage nach sich ziehen, warum Deutschland dann nicht auch selbst Waffen liefere. Also eruierte Scholz’ außenpolitischer Chefberater Jens Plötner an diesem Samstagmorgen, ob die anderen Ministerien bereit seien, bei Waffenlieferungen mitzugehen. Selbst diese Frage hielten einige in der Bundesregierung schon wieder für ein Manöver, das Zeit kosten sollte. Die Entscheidung würde am Ende doch sowieso beim Kanzler liegen. Am Samstagmittag flogen der litauische Präsident und der polnische Ministerpräsident höchstpersönlich nach Berlin und luden sich quasi selbst ins Kanzleramt ein, um Scholz ins Gewissen zu reden.

			Am Nachmittag dieses Tages wurde dann vermeldet, dass Deutschland den Niederlanden erlaube, die Panzerfäuste in die Ukraine zu schicken. Eine Stunde später kam eine zweite Meldung: Deutschland selbst werde auch Waffen liefern, und zwar 1000 Bundeswehr-Panzerfäuste sowie 500 Stinger-Raketen, die in der Lage sind, russische Hubschrauber abzuschießen. Parallel ließen Scholz und Baerbock Erzählungen verbreiten, sie hätten schon viel früher Waffen liefern wollen. Angeblich hatte sich der Kanzler bereits am Samstagmorgen dafür entschieden und nur noch auf die Zustimmung seiner Kabinettsmitglieder gewartet. Die Außenministerin wiederum wollte über einen Staatssekretär stundenlang Druck aufs Kanzleramt ausgeübt haben. Einen Tag später sagte Scholz in seiner Regierungserklärung zur Zeitenwende: »Am Donnerstag hat Präsident Putin mit seinem Überfall auf die Ukraine eine neue Realität geschaffen. Diese neue Realität erfordert eine klare Antwort. Wir haben sie gegeben. Wie Sie wissen, haben wir gestern entschieden, dass Deutschland der Ukraine Waffen zur Verteidigung des Landes liefern wird. Auf Putins Aggression konnte es keine andere Antwort geben.«

			In der Ampel-Koalition haben die führenden Politiker wochen- und monatelang um zwei Positionen gerungen, die mit der schwierigen deutschen Geschichte begründet werden, einander aber ausschließen: Soll man einer angegriffenen Demokratie helfen, sich zu verteidigen, auch mit Waffen? Oder gilt es, nach den Gräueln des Zweiten Weltkriegs den Frieden mit der Atommacht Russland zu bewahren, um fast jeden moralischen Preis? Robert Habeck stand sehr früh für die erste Position – Olaf Scholz sehr lange für die zweite Position, die er zu spät aufgegeben hat.

			Wie Friedrich Merz, damals noch in der Opposition, sich in dieser Schlüsselfrage positionierte, gibt Hinweise darauf, wie Deutschland sich mit ihm als Bundeskanzler in Bezug auf die Ukraine, aber auch in ähnlich gelagerten Fällen verhalten wird. Merz bezog damals in seinen Reden im Bundestag immer wieder Positionen, die nahe denen von Habeck waren: Er forderte Waffenlieferungen für die Ukraine, rügte Scholz für dessen Verzögerungen und fuhr früher als der Kanzler nach Kiew, um Solidarität mit dem angegriffenen Land zu zeigen.

			Friedrich Merz tat das unter Inkaufnahme eines impliziten Bruchs mit der Politik Angela Merkels. Die CDU-Kanzlerin hatte den NATO-Beitritt der Ukraine ebenso wie Waffenlieferungen an Kiew immer wieder abgelehnt. Am unseligen Pipelineprojekt Nord Stream 2 hatte sie bis zum Ende festgehalten. Auch nach ihrem Ausscheiden aus dem Amt verteidigt Merkel ihre Russlandpolitik. Bis heute behauptet sie, sie könne nicht erkennen, einen Fehler gemacht zu haben. Von der Ukrainebegeisterung in Deutschland hatte sich die Kanzlerin nie anstecken lassen. In vielen Fragen argumentierte sie sogar noch skeptischer als ihr Nachfolger Olaf Scholz. Als Scholz erklärt hatte, allein die Ukraine entscheide darüber, wann und wie Verhandlungen mit Russland geführt würden, erntete er Widerspruch von seiner Vorgängerin. Auch die Unterstützer des angegriffenen Landes hätten bei Verhandlungen ein Wort mitzusprechen, sagte Merkel.

			Distanz zu Angela Merkel fiel Friedrich Merz nie schwer, zumal er seine Forderung nach kämpferischer Solidarität mit der Ukraine in die Tradition christdemokratischer Vorväter stellen konnte. Die CDU sei immer die Partei der Westbindung gewesen, argumentierte er. Gemeinsam mit Amerika und den NATO-Verbündeten gelte es nun wieder, der russischen Autokratie zu trotzen. Der Rückgriff Merz’ auf die Werte der Christdemokratie war nicht falsch, denn es war tatsächlich eine alte Frage, die mit der russischen Invasion der Ukraine neu aufgeworfen worden ist. Gilt das in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts erarbeitete Rechtssystem der internationalen Beziehungen, in dem Grenzen unverletzbar sind und Staaten über ihr Schicksal selbst entscheiden, auch im 21. Jahrhundert weiter? Oder gibt es eine Rückkehr zur Geopolitik des 19. Jahrhunderts, in der Imperien nach Belieben über ihren jeweiligen Hinterhof bestimmten? Wird der Frieden auch in Zukunft durch die Charta der Vereinten Nationen gesichert, die allen gleiche Rechte zubilligt? Oder gilt wieder das »Interventionsverbot raumfremder Mächte«, wie es der berühmte deutsche Staatsrechtler Carl Schmitt formuliert hatte, das im Kern besagt, Großmächte sollten einander nicht dabei stören, kleineren Ländern ihren Willen aufzuzwingen?

			In der kurzen Kanzlerschaft von Olaf Scholz wurde diese alte Frage von Wladimir Putin neu aufgeworfen. In der Kanzlerschaft von Friedrich Merz stellt US-Präsident Donald Trump dieselbe Frage. Auch Trump glaubt, wie Putin, dass große Mächte und mächtige Männer das Schicksal der Welt bestimmen. Deutschland und ihr Kanzler werden sich mit völlig neuen Fragen auseinandersetzen müssen. Wird Friedrich Merz die westlichen Werte auch dann verteidigen, wenn die westliche Führungsmacht nicht mehr an ihnen festhält? Zur Not auch mit Waffen? Ist Europa in Zukunft in der Lage, sich militärisch selbst zu verteidigen, auch ohne die einstige Schutzmacht USA? Wird es die Beistandspflicht der NATO, wonach der Angriff auf ein Land des Bündnisses Hilfe und Unterstützung aller anderen Partner erfordert, zukünftig überhaupt noch geben? Wenn nein, was hieße das, wenn Russland ein NATO-Land überfallen würde?

			Der Bundesrepublik, ihrem Kanzler und ihren Bürgern, stehen herausfordernde Zeiten bevor. Die Erfahrungen der Ampel-Koalition mit dem Krieg in der Ukraine legen einen Schluss nahe: Zögerlichkeit zahlt sich nicht aus.

		

	
		
			8 
Lohn der Angst

			Die Angst vor einem Atomkrieg kannte Olaf Scholz, schon lange bevor er Kanzler wurde. Mit dieser Angst ist er politisiert worden. Es gibt ein Foto, das ihn auf der berühmten Friedensdemonstration im Bonner Hofgarten 1983 zeigt, als 25-jährigen Mann mit vollen Locken, großer Brille und Lederjacke. Damals protestierten 500 000 Menschen gegen den NATO-Doppelbeschluss, den maßgeblich Bundeskanzler Helmut Schmidt durchgesetzt hatte. Sowjetische Mittelstreckenraketen bedrohten Westeuropa, nicht jedoch die USA. Die sowjetische Führung wollte somit das Gleichgewicht des Schreckens im Kalten Krieg unterlaufen. Helmut Schmidt war damals überzeugt, dass die Sowjetunion diese Raketen entweder wieder abbauen oder der Westen seinerseits Mittelstreckenraketen in Europa stationieren müsse. Nur wenn die Abschreckung wechselseitig blieb, so Schmidts Haltung, sei der Frieden garantiert.

			Die Mehrheit der Deutschen sah das wie ihr Kanzler – nicht jedoch die SPD, dessen eigene Partei. Helmut Schmidt wurde bald gestürzt. Der junge Scholz hatte die Demo in Bonn mitorganisiert. Er gehörte zum linksradikalen Flügel der Jusos. Scholz agitierte damals nicht nur gegen den eigenen Kanzler und die NATO, sondern reiste auch regelmäßig in die DDR, wo er mit der Führung der FDJ, der Jugendorganisation der diktatorisch herrschenden SED, darüber beriet, was man gemeinsam für Abrüstung tun könne. Erst mit dem Fall der Mauer im Herbst 1989 nahm er Abschied von der sozialistischen Ideologie und dem Traum »Frieden schaffen ohne Waffen«. Wie erwähnt hat Olaf Scholz längst eingeräumt, dass er sich damals geirrt und Helmut Schmidt recht hatte. Nur Abschreckung biete Schutz vor atomarer Erpressung, so sieht er es heute.

			Er zieht jedoch eine weitere Lehre aus der Zeit des Kalten Krieges: Es dürfe unter keinen Umständen eine direkte Konfrontation der NATO mit Russland geben. Das ist die oberste Maxime, nach der Olaf Scholz als Kanzler während des russischen Angriffskrieges mit der Ukraine handelt.

			Die Umstände heute sind ganz andere als damals im Kalten Krieg. Wladimir Putins Drohungen haben eine völlig neue Qualität. 1981 hatte die Sowjetunion immerhin den Verzicht auf einen nuklearen Ersteinsatz deklariert. Russland als ihr Nachfolgestaat hat diesen Verzicht 1993 wieder zurückgenommen. Und der russische Präsident Putin ließ die Nukleardoktrin im Jahr 2020 erneut umschreiben. Russland droht seitdem den Einsatz von Atomwaffen auch gegen nichtnukleare Bedrohungen an, etwa wenn die »staatliche Existenz« des Landes gefährdet sei. Damit ist die Gefahr eines Atomkrieges viel größer geworden. Jetzt könnte auch ein Angriff mit konventionellen Waffen einen nuklearen Gegenschlag auslösen. Die einstigen Regeln des nuklearen Patts, denen zufolge die Supermächte ihre Atomwaffen nur als Reaktion auf einen nuklearen Angriff einsetzen – und deshalb wahrscheinlich nie einsetzen werden –, gelten nicht mehr. Putin kann mit der Atombombe nach Belieben drohen.

			Das ändert in der Auseinandersetzung mit Russland alles, glaubt Olaf Scholz. Während seiner Kanzlerschaft ärgert er sich in Gesprächen mit Vertrauten maßlos darüber, dass niemand der deutschen Bevölkerung diese Gefahr klarmache. Er schimpft über Experten aus Thinktanks und Universitäten, die mittlerweile in allen Talkshows sitzen und über die Bewaffnung der Ukraine reden, über die russische Nukleardoktrin jedoch schweigen würden. Scholz beklagt eine mangelnde »strategische Kultur« in der Bundesrepublik. Selbst Vertreter der Eliten würden idealistisch und naiv auf die Außen- und Sicherheitspolitik blicken. Da seien die Bürger, die ohne tiefe Sachkenntnis einem diffusen Angstgefühl folgten, realistischer.

			Scholz nimmt diese Angst vor einem Atomkrieg und Putins Drohungen von Anfang an ernst, auch wenn er seine politische Linie im Umgang damit noch eine Weile suchen wird. Sein langes Zögern, was Waffenlieferungen für die Ukraine betrifft, hat auch mit dieser Angst zu tun.

			Ausgerechnet Sigmar Gabriel, unter Angela Merkel Wirtschafts- und Außenminister, stellt die Gefahr eines Atomkrieges in einen Zusammenhang mit Waffenlieferungen für die Ukraine. In einem Interview mit dem Deutschlandfunk im April 2022 sagt er, Großbritannien und die USA würden aus dem gleichen Grund wie der Bundeskanzler mit der Lieferung von Panzern zögern. Der Grund: Beide Länder hätten Angst, »dass sie mit der Lieferung dieser Waffen sozusagen selbst eintreten in diesen Krieg und bei der anderen Seite, bei Putin, damit rechnen müssen, dass er solche Panzer versucht mit dem Einsatz taktischer Nuklearwaffen abzuwehren«.

			Bei Panzerlieferungen für die Ukraine droht der Einsatz von Atomwaffen? Das ist genau die Angst, die Putin mit seiner Atomdoktrin schüren möchte. Nach seinem Radiointerview fährt Gabriel direkt zu Gerhard Schröder nach Hannover. Gabriel wird von Schröder mit Handschlag vor dessen Altbau-Villa begrüßt – dass ein Fotograf zugegen ist, dürfte kaum Zufall sein. Nach dem Treffen erzählt Gabriel der Bild, er habe Schröder gefragt, »was bei seinen Gesprächen in Istanbul und Moskau zu den Friedensverhandlungen zwischen der Ukraine und Russland herausgekommen ist«.

			Scholz, Gabriel und Schröder sorgen sich wegen eines Atomkriegs? Das muss auf viele Bürger so wirken, als wüsste dieses Trio erfahrener Sozialdemokraten mehr, als es sich öffentlich zu sagen traue. Was die Bürger jedoch nicht wissen: Scholz pflegt mit dem Altkanzler keinerlei Kontakt mehr und ist kaum jemandem in so tiefer Abneigung verbunden wie Gabriel. Aber wichtige Fragen stehen mit einem Mal im Raum: Sagt Gabriel, was Scholz denkt? Fürchtet auch der Bundeskanzler, dass Putin Atomwaffen einsetzt, falls Deutschland der Ukraine Panzer liefert? Hat der russische Präsident dem Kanzler damit gedroht? Vielleicht während des Telefonats, das Scholz und der französische Präsident Emmanuel Macron gemeinsam knapp einen Monat zuvor mit Putin geführt hatten?

			Der Kanzler wird erst später sagen, dass Putin nicht mit dem Einsatz von Nuklearwaffen gedroht habe, weder bei ihrem Treffen im Kreml noch bei späteren Telefonaten. Im April 2022 lässt Scholz die Frage noch offen. Der Spiegel erscheint daraufhin mit einem Titelbild, das den Kanzler im Schatten zeigt, dazu die Zeile: »Wovor haben Sie Angst, Herr Scholz? Der Kanzler über sein Zaudern bei Waffenlieferungen, die Gefahr eines Atomschlages und die Schuld der SPD«. Scholz spricht in dem Spiegel-Interview über einen möglichen »dritten Weltkrieg«: Es gebe »kein Lehrbuch«, in dem man nachlesen könne, »ab welchem Punkt wir als Kriegspartei wahrgenommen werden«. Selbstverständlich muss ein Kanzler die Gefahr einer Eskalation stets bedenken. Indem Scholz das aber öffentlich tut, verunsichert er die Bevölkerung zusätzlich. Scholz schürt die Angst, auf die Putin setzt.

			Grüne und FDP, die Partner in der Ampel-Regierung, wollen dieser Linie nicht folgen. Sie drohen, im Bundestag mit der Union für die Lieferung schwerer Waffen zu stimmen. Das wäre eine Niederlage für Scholz, die seine Kanzlerschaft in den Grundfesten erschüttern würde. Vor einem internationalen Treffen aller Ukraineunterstützer im rheinland-pfälzischen US-Stützpunkt Ramstein findet extra ein Koalitionsausschuss statt. Scholz gesteht die Lieferung des Flugabwehrkanonenpanzers Gepard zu. Er muss sogar noch weiter nachgeben. Seine SPD will dem Antrag für »schwere Waffen« plötzlich doch zustimmen, um Scholz das Debakel zu ersparen, als Kanzler im Bundestag überstimmt zu werden. So wird es noch über zwei Jahre weitergehen: Erst leichte Waffen, dann schwere Waffen, dann Schützenpanzer und schließlich Kampfpanzer – Scholz liefert immer erst nach langem Zögern und Wochen öffentlicher Debatten.

			Und immer nur in Abstimmung mit den US-Amerikanern. Aus dem jungen Mann, der einst gegen die USA demonstriert hatte, ist ein Kanzler geworden, der keinen Schritt ohne den amerikanischen Präsidenten an seiner Seite tut. Scholz zitiert immer wieder Sätze aus einem Gastbeitrag, den Joe Biden im Mai 2022 in der New York Times veröffentlicht hatte: »Was Amerika tun wird und was es nicht tun wird«. Scholz will stets genau das Gleiche tun und nicht tun. Seine Überlegung dahinter: Putin darf niemals einen Anlass bekommen, allein Deutschland bestrafen zu wollen. Deshalb darf er als Kanzler nie aus dem Schatten des großen Bruders treten.

			Joe Biden hat sich für die Vermeidung eines dritten Weltkriegs die Frosch-Allegorie zurechtgelegt. Ein Frosch, der plötzlich in kochendes Wasser gesetzt wird, springt panisch aus dem Topf heraus. Wird er jedoch in lauwarmes Wasser gesetzt, das dann langsam zum Kochen gebracht wird, erkennt er die Gefahr nicht und wird zu Tode gekocht. Der Frosch soll Putin sein, und er darf nur langsam und schrittweise an für ihn unangenehme Bedingungen gewöhnt werden. Werde er jedoch zu einer panischen Reaktion gezwungen – der Sprung aus dem Topf –, setze er Atomwaffen ein. Deshalb soll die Ukraine auch nach Bidens Überzeugung wirksamere Waffen nur nach und nach geliefert bekommen. Ein Ziel haben Biden und Scholz damit erreicht: Bis heute wurden im Krieg in der Ukraine keine Nuklearwaffen eingesetzt. Diese vorsichtige Strategie funktioniert jedoch nicht für das Opfer des Krieges. Die westlichen Waffen treffen in der Ukraine so spät an der Front ein, dass Kiews Truppen ihr Momentum verlieren. Nachdem 2022 die russischen Besatzer nicht nur aufgehalten, sondern sogar zurückgedrängt worden sind, scheitert 2023 eine ukrainische Frühjahrsoffensive. Die russische Armee hatte monatelang Zeit, tiefe Verteidigungssysteme zu errichten, Putin konnte neue Rekruten heranziehen und sein Land auf Kriegswirtschaft umstellen.

			Der britische Historiker Timothy Garton Ash, der für seine Arbeiten zur Gegenwartsgeschichte Osteuropas auch in Deutschland mit höchsten Auszeichnungen dekoriert wurde, drückte die Empörung der meisten Fachleute und Intellektuellen aus, als er für das Vorgehen des Kanzlers das englische Wort »Scholzing« benutzte: »Gute Absichten mitteilen, nur um dann jeden erdenklichen Grund zu nutzen/finden/erfinden, um zu verzögern und/oder zu verhindern«. Auch Friedrich Merz kritisierte Scholz damals heftig. Der Kanzler hätte mehr liefern müssen, sagte der CDU-Oppositionsführer. Im Bundestagswahlkampf 2024 klang der Kanzlerkandidat der Union schon etwas anders: Scholz hätte früher mehr liefern müssen. Merz’ Betonung lag auf »früher«. Damit beugte Merz der Enttäuschung besonders entschlossener Ukraineunterstützer vor, wenn auch er als Kanzler nicht alles liefern würde, was Kiew sich wünschte.

			Während Olaf Scholz und seine Berater bis zum Ende der Ampel-Regierung mit Reportern nur in Andeutungen über ihre Abwägungen sprachen, konnten Journalisten in den USA nach dem Ende der Biden-Präsidentschaft detailliert Einblick darin gewinnen, wie hoch im Weißen Haus die Gefahr einer nuklearen Auseinandersetzung wirklich eingeschätzt worden war. Da sich das Kanzleramt primär aus amerikanischen Quellen über den Kriegsverlauf informiert hatte, darf man vermuten, dass Scholz die Gefahrenlage ähnlich wie Biden eingeschätzt hat. Vielleicht sogar dramatischer. Denn Washington trennt vom Schlachtfeld in der Ukraine ein riesiger Ozean, Berlin lediglich drei Flugstunden.

			Laut amerikanischer Einschätzung steigt mit jeder Niederlage von russischen Truppen mit konventionellen Waffen die Gefahr eines Einsatzes von taktischen Nuklearwaffen auf dem Schlachtfeld. Dazu passt, dass im ersten Kriegsjahr im russischen Staatsfernsehen immer unverhohlener damit gedroht wurde, die Ukraine, aber auch ihre westlichen Verbündeten mit Atomwaffen anzugreifen. Als Putin Ende September 2022 wegen riesiger Verluste gezwungen war, eine Teilmobilmachung anzuordnen, drohte er auch selbst mit dem Einsatz von Atomwaffen: »Im Falle einer Gefahr für die territoriale Integrität unseres Landes und um Russland und unser Volk zu verteidigen, werden wir sicher von allen Waffensystemen Gebrauch machen, die uns zur Verfügung stehen. Das ist kein Bluff!«

			Zur gleichen Zeit hatte Putin die Duma, sein Scheinparlament, erklären lassen, die vier ukrainischen Gebiete Cherson, Donezk, Luhansk und Saporischschja gehörten jetzt zur Russischen Föderation. Diese Gebiete waren damals von Russland teilweise besetzt, teilweise noch umkämpft. Scholz verstand sofort, dass Putin auf der Grundlage seiner veränderten Nukleardoktrin damit eine neue, aggressive Variante der atomaren Abschreckung gefunden hatte. Im Kalten Krieg war die gegenseitige Abschreckung noch defensiv gemeint und stabilisierte den Status quo. Im Krieg gegen die Ukraine hingegen sollte die atomare Abschreckung offensive Geländegewinne absichern. Jedes Zurückdrängen der russischen Besatzer in der Ostukraine, ja sogar die schlichte Verteidigung der umkämpften Landstriche konnte jetzt als Angriff auf den russischen Staat gewertet werden – und nach Putins Logik eine atomare Eskalation auslösen. Und deutsche Waffen, die die Ukraine zur Verteidigung und Rückeroberung ihrer besetzten Gebiete verwendet, hätten dann einen Beitrag dazu geleistet.

			Der Höhepunkt des Erfolges der ukrainischen Armee war im Oktober 2022 erreicht. Sogar eine Rückeroberung der Krim wurde zu diesem Zeitpunkt in Washington für möglich gehalten. Das löste dort große Sorgen aus: Die CIA schätzte für diesen Fall die Wahrscheinlichkeit eines Einsatzes einer taktischen Nuklearwaffe durch Putin auf 50 Prozent oder höher ein, wie Recherchen der New York Times ergaben. Solche taktischen Atomwaffen richten einen begrenzteren Schaden als klassische Atombomben an. Man kann sie gezielt gegen einzelne Stadtviertel oder bestimmte Einheiten auf dem Schlachtfeld einsetzen. Putin könnte eine solche Waffe zunächst als Drohung über dem Schwarzen Meer abwerfen lassen. Allein das wirft gravierende Fragen auf: Soll auch ein solcher Einsatz atomar vergolten werden? Wenn nicht: Mit welcher Drohung soll Putin dann davon abgehalten werden?

			Zu dieser Zeit warnte der russische Verteidigungsminister Sergej Schoigu seine Amtskollegen aus den USA, Großbritannien, Frankreich und der Türkei davor, dass die Ukraine ihrerseits einen Atomschlag plane. Mit einer »schmutzigen Bombe«, die sie illegal produziert habe. Das ist so unglaubwürdig, dass die westlichen Verbündeten es als Drohung interpretierten: Moskau könnte selbst einen Atomschlag durchführen und anschließend behaupten, man sei der Ukraine nur zuvorgekommen. Biden ließ Szenarien durchspielen, wie die USA darauf reagieren sollten. Mit der Bombardierung der russischen Schwarzmeerflotte? Mit der Ausschaltung der russischen Einheit, die den Atomschlag durchgeführt hat? Auch wenn dies noch eine konventionelle Vergeltung gewesen wäre – es hätte zugleich eine direkte militärische Konfrontation zwischen den USA und Russland bedeutet, vielleicht sogar den Beginn des dritten Weltkriegs. Joe Biden hatte diese Gefahr bei einem Spendendinner mit Millionären in New York im Herbst 2022 selbst ausgeplaudert: »Seit Kennedy und der Kubakrise standen wir nicht mehr vor der Aussicht auf ein Armageddon!«

			Vielleicht erklärt sich so die zunehmende emotionale Entfremdung zwischen dem deutschen Kanzler und vielen Bundesbürgern. Diese litten mehrheitlich mit der Ukraine als Opfer einer völkerrechtswidrigen Aggression und freuten sich über ihre überraschenden Erfolge bei der Zurückdrängung der russischen Invasoren. Das tat Scholz zweifellos auch. Aber für ihn wuchs mit jedem befreiten Quadratmeter ukrainischen Bodens auch die Sorge, dass zum ersten Mal seit 1945 auf der Welt wieder Atomwaffen in einem Krieg eingesetzt werden könnten. Deshalb vermied es Scholz stets, der Ukraine den Sieg zu wünschen. Er blieb von Beginn des Krieges an bis zum Ende seiner Kanzlerschaft bei der Formel: »Die Ukraine darf diesen Krieg nicht verlieren.«

			Hilfe in dieser schwierigen Lage suchte der Kanzler ausgerechnet in China. Eigentlich hatte sich die Ampel-Regierung zum Ziel gesetzt, die Abhängigkeit der deutschen Exportwirtschaft vom kommunistischen Riesenreich in Fernost zu verringern. Dafür war eine neue Chinastrategie der Bundesregierung in Auftrag gegeben worden. Doch Scholz verschleppte ihre Fertigstellung. Er verfolgte jetzt einen andere Plan. China hat großen Einfluss auf Russland, weil es dem Land die Rohstoffe abkauft, die der Westen seit der Invasion nicht mehr abnimmt. China trägt die Sanktionen des Westens nicht mit und liefert Russland viele Güter, ohne die Putins Kriegswirtschaft zum Erliegen käme. Chinas Staats- und Parteichef Xi Jinping kann zwar gut mit Putins Krieg in der Ukraine leben, weil Russland dadurch noch abhängiger von China wird und der Erzfeind USA mit vielen Ressourcen in Osteuropa gebunden ist. Aber einen Atomkrieg kann auch China nicht gebrauchen. Xi soll Putin stoppen – so sah der Plan des Kanzlers aus.

			Ende 2022 bietet sich dafür eine Gelegenheit. Xi Jinping, der sich »überragender Führer« nennen lässt, ist auf einem Parteitag der KP Chinas gerade zum dritten Mal als Generalsekretär gewählt worden. Ein Bruch mit einer bis dahin geltenden Amtszeitbegrenzung. Nun sucht die chinesische Diplomatie einen wichtigen Staats- oder Regierungschef, der dem gestärkten Xi die erste Aufwartung macht. Es soll der erste Besuch eines ranghohen Politikers aus dem Westen nach den drakonischen Corona-Maßnahmen werden. Beijing denkt zuerst an Macron, doch der französische Präsident weigert sich, sich einem harschen Protokoll und rigidem Infektionsschutz mit nur wenigen Stunden Aufenthalt zu unterwerfen. Scholz ist da weniger ehrpusselig. Als die Chinesen ihn fragen, sagt er zu.

			Und sein Plan geht auf. Im Gespräch in der Großen Halle des Volkes spricht Xi zwei entscheidende Sätze. »Die internationale Gemeinschaft soll sich gegen den Einsatz von Atomwaffen aussprechen«, sagt er, »dafür, dass keine Atomkriege geführt werden dürfen, sowie dafür einstehen, eine Atomkrise in Eurasien zu verhindern.« Und weiter: »Der Einsatz von nuklearen Waffen oder die Drohung damit muss abgelehnt werden.« Sogar die Drohung mit Atomwaffen wird von Xi abgelehnt. Das chinesische Außenministerium veröffentlicht diese beiden Sätze einige Stunden nach Xis Treffen mit Scholz. Das ist nicht selbstverständlich. Die ganze Welt kann das jetzt lesen und als das verstehen, als was es gemeint ist: eine rote Linie für Putin.

			Scholz’ Biograf Daniel Brössler berichtet, der Kanzler habe vorab um eine solche Einlassung Xis gebeten. Das Ganze sei eine Idee von Scholz’ außenpolitischem Chefberater Jens Plötner gewesen. David E. Sanger, der für die New York Times über die Biden-Administration schreibt, hat recherchiert, dass Scholz von den Amerikanern auf sein Treffen mit Xi vorbereitet worden sei. Zwei Wochen nach dem Besuch des Kanzlers bei Xi verurteilen auch die G20 im Abschlussdokument ihres Gipfels in Indonesien die Drohungen mit einem Atomschlag. Scholz ist stolz darauf und glaubt, in Beijing einen Beitrag zur Verhinderung eines Atomkrieges geleistet zu haben. Und das wohl zu Recht.

			Auch zu Hause stabilisiert sich die Lage. Am 3. Januar 2023 bittet Lambrecht um ihren Rücktritt. Sie muss noch zwei Wochen durchhalten, bis Scholz sich durchringt, Boris Pistorius zum Verteidigungsminister zu machen. Lieber hätte Scholz seinen Kanzleramtschef und Vertrauten Wolfgang Schmidt auf dem Posten gesehen. Pistorius, langjähriger Innenminister in Niedersachsen, wird mit seiner direkten Art und klaren Sprache sehr schnell sehr populär. Der Kanzler ringt sich auch endlich durch, Kampfpanzer für die Offensive der Ukraine zu liefern. Denn Biden tut es auch. Dafür hat Scholz ihn regelrecht weichgeklopft. Der Kanzler hat so lange behauptet, Panzer nur dann zu schicken, wenn auch die Amerikaner das tun würden, dass der US-Präsident schließlich die Lieferung von Abrams-Panzern in Aussicht stellt – gegen den Rat seiner Militärs. Scholz meint, seine exzellente persönliche Beziehung zu Biden habe sich ausgezahlt. Sein großer Bruder und er haben dem Frosch wieder etwas mehr eingeheizt. Scholz ist davon überzeugt, mit den Leopard- und den Abrams-Panzern sei ihm ein richtiger Coup gelungen.

			Die Atomdrohungen aus Moskau werden trotz der Ankündigung, Panzer zu liefern, leiser und bleiben von offizieller Seite sogar eine Zeit lang aus. Das mag auch am deutlichen Signal von Xi liegen – und daran, dass die Sommeroffensive der Ukraine zurückgeschlagen wird. Als die westlichen Panzer an der Front eintreffen, haben sich die Russen längst auf sie vorbereitet. Scholz erwägt jetzt, bei Putin anzurufen, um Möglichkeiten für ein Waffenstillstand auszuloten. Doch als Söldnerführer Jewgeni Prigoschin im Juni 2023 plötzlich seine Truppe in Richtung Moskau führt, schätzt Scholz die Lage als zu unübersichtlich ein und verzichtet darauf.

			Die enge Anlehnung von Berlin an Washington führt zum Konflikt mit Paris. Dort ist man generell nicht gut auf Scholz zu sprechen. Schon über die von ihm ausgerufene »Zeitenwende« zu Beginn seiner Kanzlerschaft hatte der Kanzler das Nachbarland weder vorab informiert noch eingebunden. Sein Plan, mit dem »Sky Shield« eine gemeinsame europäische Luftverteidigung zu errichten, überraschte den Élysée-Palast. Scholz’ Ansage, dabei auf amerikanische und israelische Raketen zu setzen und weniger auf französische, kränkte den gallischen Stolz. Macron hingegen setzt auf »strategische Autonomie«: Europa solle seine Waffen lieber in Europa kaufen, um nicht in Abhängigkeit von den USA zu geraten. Scholz hält das für Quatsch: Die amerikanischen Waffen seien besser und billiger. Eine Verteidigung Europas ohne die US-Amerikaner sei ohnehin undenkbar. Angesichts der Unzuverlässigkeit Donald Trumps soll die Geschichte dem französischen Präsidenten schon bald recht geben.

			Bereits 2020 hatte Macron in einer Grundsatzrede vor der französischen Militärakademie École de guerre in Paris appelliert, Europa müsse in einer gefährlicher werdenden Welt selbst für seine Sicherheit sorgen. Frankreich werde sich immer selbst verteidigen können, wolle künftig aber auch die Interessen seiner Nachbarn berücksichtigen. Die französischen Atomwaffen, die Force de frappe, würden zwar nicht in die Nukleare Planungsgruppe der NATO integriert werden. Frankreich trete mit seinen Partnern jedoch gern in einen strategischen Dialog über diese Waffen. Das war ein Wink mit dem Zaunpfahl in Richtung Deutschland: Wollt ihr nicht unter unseren atomaren Schutzschirm kommen?

			Olaf Scholz ignoriert dieses Angebot. Das darf man getrost als einen historischen Fehler bezeichnen. Scholz, der einst gegen die Nachrüstung mit amerikanischen Mittelstreckenraketen demonstriert hatte, denkt als Kanzler genauso wie seine Vorgänger, von Konrad Adenauer bis Helmut Kohl: Ohne die USA ist Sicherheit in Westeuropa nicht zu organisieren. »Gaullistische« Fantasien dürften die transatlantische Freundschaft nie relativieren. Das ist klassisch bundesrepublikanisch gedacht. Und es war jahrzehntelang richtig. Heute allerdings nicht mehr. Die Zeiten haben sich radikal geändert. Seit dem Amtsantritt von Donald Trump kennen die USA keine Freunde mehr, keine Verbündeten, und unsere Sicherheit garantieren sie auch nicht mehr glaubhaft.

			Friedrich Merz – im Gegensatz zu Scholz sein ganzes Leben lang überzeugter Transatlantiker – wird deshalb im Frühjahr 2025 radikal umsteuern. Nur drei Tage nach seinem Sieg bei der Bundestagswahl reist er nach Paris und führt im Élysée-Palast ein dreistündiges Gespräch mit Emmanuel Macron. Dabei geht es um die »nukleare Teilhabe«, die Merz nun nicht mehr nur mit den USA, sondern in anderer Form langfristig auch mit Frankreich und, wenn möglich, mit Großbritannien anstrebt. Macron steigt sofort darauf ein. In einer Fernsehansprache verkündet er, »die strategische Debatte über den Schutz unserer Verbündeten auf dem europäischen Kontinent durch unsere Abschreckung zu eröffnen«. Darum habe ihn Merz gebeten. Dies sei ein »historischen Aufruf«.

			Macron setzt große Hoffnungen in den neuen Bundeskanzler, weil ihn der alte ständig frustrierte. Der französische Präsident hielt Scholz’ klare Definition von roten Linien gegenüber Putin für amateurhaft. Er plädiert stattdessen für »strategische Ambiguität«: Wer die eigenen Optionen bewusst uneindeutig kommuniziere, halte sie offen und erschwere dem Gegner, sich darauf einzustellen. Im Februar 2024 kommt es zum Clash der beiden und der unterschiedlichen militärischen Kulturen ihrer Länder. Macron hat die Unterstützer der Ukraine zu einem Treffen nach Paris eingeladen. Anschließend erklärt er, die Entsendung von westlichen Truppen ins Kriegsgebiet sei nicht ausgeschlossen. Ob diese Soldaten kämpfen, ukrainische Soldaten ausbilden oder später einen Waffenstillstand absichern sollen, lässt der französische Präsident offen. Strategische Ambiguität eben. Olaf Scholz hingegen zieht sofort wieder eine rote Linie. In einer Videobotschaft an die deutsche Bevölkerung betont er: »Um es klipp und klar zu sagen: Als deutscher Bundeskanzler werde ich keine Soldaten unserer Bundeswehr in die Ukraine entsenden. Das gilt. Darauf können sich unsere Soldatinnen und Soldaten verlassen. Und darauf können Sie sich verlassen.«

			Da klingt schon der Sound seines späteren Wahlkampfs an. Und unklug ist seine Position allemal. Wer denn sonst soll einen Waffenstillstand in der Ukraine absichern, wenn nicht die Europäer? Und warum sollten sich Briten und Franzosen engagieren, die Deutschen aber nicht? In die Verlegenheit, diese Position wieder räumen zu müssen, wie so oft, kommt Scholz nur deswegen nicht, weil er ein Jahr später als Kanzler abgewählt wird. Sein Nachfolger Friedrich Merz formuliert schon anders. Deutsche Sicherheitsgarantien für die Ukraine könne es geben – wenn auch »die Amerikaner an Bord bleiben«.

			Ein letztes Mal überrascht hat Olaf Scholz den französischen Präsidenten dann aber doch noch. Im Mai 2024, beim Staatsbesuch Macrons in Deutschland, dem ersten eines französischen Präsidenten seit einem Vierteljahrhundert. Am dritten Tag des Besuchs stehen die beiden im Garten von Schloss Meseberg unter schönster Brandenburger Frühlingssonne. »Historisch« nennt Scholz die Macron-Visite in der gemeinsamen Pressekonferenz unter freiem Himmel. Und tatsächlich läuft diesmal alles gut, beide Politiker loben sich gegenseitig ausführlich, da stellt ein Journalist eine Frage zur Ukraine, und Macron hält plötzlich ein DIN-A4-Blatt hoch. Es zeigt eine Karte der Westukraine. Augenscheinlich ist das nicht geplant, denn die Karte ist zu klein, als dass die Journalisten vor Ort oder die Fernsehzuschauer darauf etwas erkennen könnten. Die Karte stammt von der Webseite der Zeitung Le Soir, ein Mitarbeiter hat sie für Macron spontan ausgedruckt. Sie zeigt Stellungen der russischen Armee, von der aus die ukrainische Großstadt Charkiw beschossen wird. Charkiw liegt nahe der russischen Grenze, die Russen feuern vom eigenen Staatsgebiet aus. Das ist für die Ukrainer ein ernstes Problem, denn mit den Waffen aus dem Westen dürfen sie nicht auf russisches Staatsgebiet schießen. So können sie nur selbst gebastelte Drohnen zur Abwehr gegen die Haubitzen und Raketenwerfer schicken. Russische Flugzeuge können ihre gefürchteten Gleitbomben ungestört noch im russischen Luftraum ausklinken. So wird Charkiw, das vor dem Krieg 2 Millionen Einwohner hatte, Straßenzug für Straßenzug in Trümmer gelegt.

			»Wenn Charkiw verteidigt wird, darf man nicht die Raketen angreifen, die aus Russland kommen«, erklärt Macron, wedelt mit seiner ausgedruckten Karte und sagt dann: »Wir sind also der Meinung, dass es genehmigt werden muss, diese Orte anzugreifen in Russland, von denen auf die Ukraine geschossen wird.« Deutet sich hier ein Kurswechsel an? Erlaubt der Westen plötzlich die Verwendung seiner Waffen auch auf russischem Territorium? Seit Beginn des Krieges hat die Ukraine geklagt, sie müsse sich »mit einem Arm auf dem Rücken gebunden« gegen die Angriffe wehren. Wenn die westlichen Staaten ihre Position änderten, könnten die ukrainischen Truppen zumindest die direkt hinter der Front stehende russische Artillerie tiefer ins Hinterland drängen. Die Menschen, die in den Kellern und U-Bahn-Schächten von Charkiw ausharren, könnten etwas aufatmen.

			Scholz steht schweigend neben Macron. Er weiß, was Putin wenige Stunden zuvor bei einem Besuch in Usbekistan auf eine bestellte Frage zu diesem Szenario gesagt hat: »In der Tat könnte diese ständige Eskalation zu ernsten Konsequenzen führen. Wenn diese schwerwiegenden Folgen in Europa eintreten, wie werden sich die Vereinigten Staaten verhalten, wenn man unsere strategische Waffenparität bedenkt? Das ist schwer zu sagen. Wollen sie einen globalen Konflikt?«

			Man muss kein Kreml-Astrologe sein, um das als Drohung zu entschlüsseln. »Schwerwiegende Folgen« – das meint eine Vergeltung mit Atomwaffen. Putins Frage nach den Vereinigten Staaten zweifelt die Beistandspflicht nach Artikel 5 des NATO-Vertrages an: Würden die Amerikaner tatsächlich einen atomaren Angriff auf Europa mit einem atomaren Schlag gegen Russland beantworten? Obwohl sie wissen, dass die Russen ihrerseits mit Langstreckenraketen die USA erreichen könnten (»strategische Waffenparität«)? Der »globale Konflikt«, den Putin anspricht, meint nicht weniger als einen dritten Weltkrieg.

			Putin droht hier offen mit einem Atomschlag auf Europa. Wie wird der Kanzler im Garten von Meseberg darauf antworten? »Die Ukraine hat völkerrechtlich alle Möglichkeiten für das, was sie tut«, sagt Scholz. »Sie ist angegriffen und darf sich verteidigen.« Auch Scholz spricht in Formeln, die decodiert werden müssen. Der Verweis auf das Völkerrecht ist eine Selbstverständlichkeit: Ein angegriffenes Land darf sich verteidigen und den Angreifer auch auf dessen Territorium attackieren. Doch dann wirft Scholz eine Nebelkerze: »Da finde ich es schon merkwürdig, dass einige Diskussionen führen, dass sie sich nicht verteidigen dürfte (…) Das hat es von uns aus (…) niemals als Anforderung gegeben und wird es auch nicht geben.«

			Die Journalisten schauen sich fragend an. Hat Scholz eben wirklich bestritten, dass es ein Verbot für die Ukraine gebe, mit deutschen Waffen russisches Staatsgebiet zu attackieren? Immerhin hatte Scholz genau dies doch ein Jahr zuvor selbst zugegeben. In einem Interview mit der Bild am Sonntag war er gefragt worden: »Gibt es eine Absprache mit Präsident Selenskyj, dass Waffen aus dem Westen nur auf ukrainischem Territorium eingesetzt werden und Russland damit nicht auf seinem Gebiet angegriffen wird?« Scholz’ Antwort: »Darüber besteht Konsens.« Tatsächlich gibt es für jedes einzelne Waffensystem eine streng vertrauliche Vereinbarung darüber mit der Ukraine. Und die sollen auch weiterhin gelten. »Mal abgesehen davon, dass wir hier von ganz unterschiedlichen Systemen reden, weil wir ganz Unterschiedliches zur Verfügung gestellt haben«, sagt Scholz in Meseberg kryptisch. Das soll heißen: Dann feuert halt mit französischen Waffen auf russisches Gebiet. Aber nicht mit deutschen Waffen. Die nutzt ihr bitte weiter wie bisher.

			Als einen Tag später auch die Amerikaner andeuten, dass mit ihren Waffen die Ukraine nun die Stellungen in Russland angreifen darf, von denen aus Charkiw beschossen wird, wächst der Druck auf Deutschland. Zwei weitere Tage später muss Scholz nachgeben. Sein Regierungssprecher verweist zunächst erneut auf das Völkerrecht und darauf, dass sich die Ukraine wehren dürfe, fügt diesmal allerdings einen Nachsatz hinzu: »Dazu kann sie auch die dafür gelieferten Waffen in Übereinstimmung mit ihren internationalen rechtlichen Verpflichtungen einsetzen – auch die von uns gelieferten.«

			Scholz verkündet diese Kehrtwende lieber nicht selbst. Sie passt nicht zum Europawahlkampf seiner Partei. In zehn Tagen wird das Europaparlament in Straßburg neu gewählt, doch für die SPD ist der Urnengang vor allem ein wichtiger Test: Kann Olaf Scholz als »Friedenskanzler« verkauft werden und damit bei der Bundestagswahl ein Jahr später seine Wiederwahl sichern? Obwohl der Kanzler für Europa gar nicht zur Wahl steht, wird sein Konterfei neben der profillosen Spitzenkandidatin Katarina Barley überall plakatiert. Die sozialdemokratischen Botschaften lauten: »Frieden sichern. SPD wählen« und »Für Maß, Mitte und Frieden«. Die Genossen loben jetzt unentwegt Scholz’ »Besonnenheit«. Diese Eigenschaft soll mit ihm verbunden werden.

			Der Friedenswahlkampf ist Scholz’ eigene Idee. Wieder einmal ist er davon überzeugt, schlauer zu sein als alle anderen und weiter vorauszudenken. Scholz glaubt, die Zweifel an den Waffenlieferungen für die Ukraine seien in Deutschland viel verbreiteter, als es sich im politischen Diskurs und den etablierten Medien widerspiegele. Die Kriegserfahrung der älteren Generation, der tief sitzende Antiamerikanismus in Ostdeutschland, die prägenden Erfahrungen der Friedensbewegungen im Westen – Krieg ist in Deutschland viel angstbesetzter als in anderen europäischen Ländern, Krieg gegen Russland besonders.

			Die vielen Skeptiker, so analysiert Scholz, sehnen sich nach einem Angebot aus der politischen Mitte. Und dieses Angebot soll ihnen die SPD mit Scholz als Galionsfigur unterbreiten. Damit trifft der Kanzler die Gefühlslage vieler Funktionäre seiner Partei. Die erinnern sich noch an den letzten Wahlsieg der SPD vor den langen Merkel-Jahren. 2002 drehte Gerhard Schröder einen schon verloren geglaubten Wahlkampf noch auf den letzten Metern, indem er sein Nein zum Irakkrieg über die Marktplätze der Republik krächzte: »Für Abenteuer stehen wir nicht zur Verfügung!« Ein willkommener Nebeneffekt dieser SPD-Positionierung als Friedenspartei ist, dass sie Scholz als Kanzlerkandidaten schützt. Denn der einzige denkbare Gegenkandidat ist der neue Verteidigungsminister Boris Pistorius. Er ist schnell zum beliebtesten Politiker Deutschlands geworden. Sein Markenzeichen: Er spricht Klartext. Genau das macht ihn jedoch auch angreifbar. Er fordert, die Bundeswehr müsse »kriegstüchtig« werden. Nicht gerade ein Slogan für einen Friedenswahlkampf.

			Eine Kanzlerkandidatur mit Boris Pistorius anstelle des Amtsinhabers Olaf Scholz könnte nur von den Machtzentren der SPD in Partei und Fraktion gemeinsam durchgesetzt werden. Die Bundestagsfraktion unter ihrem Vorsitzenden Rolf Mützenich tickt ohnehin überwiegend bundeswehr- und rüstungsskeptisch. Indem Scholz auch die Partei auf einen Friedenswahlkampf einschwört, verstellt er Pistorius den Weg zur Kanzlerkandidatur.

			Als Symbol für einen solchen Friedenswahlkampf wählt der Kanzler ausgerechnet eine Waffe – eine, die er der Ukraine partout nicht geben möchte. Taurus heißt sie, lateinisch für »Stier«, ein Marschflugkörper, der von Kampfflugzeugen abgeworfen wird und selbstständig Ziele in bis zu 500 Kilometern Entfernung ansteuern kann. Damit hat der Taurus eine größere Reichweite als die von den Verbündeten verwendeten Marschflugkörper Scalp und Storm Shadow. Beide Waffen sind an die Ukraine bereits geliefert worden. Präsident Selenskyj drängt seit Mitte 2023 auch auf den Taurus.

			Dieses Mal verzögert Scholz nicht nur, er verweigert sich. Eine Begründung für sein Nein zum Taurus gibt er zunächst nicht, später deutet er Zwänge an, die er nicht öffentlich erörtern wollte, dann erklärte er sich doch. Auf der dpa-Chefredakteurskonferenz am 26. Februar 2024 sagt er: »Deutsche Soldaten dürfen an keiner Stelle und an keinem Ort mit den Zielen, die dieses System erreicht, verknüpft sein. Auch nicht in Deutschland.« Es geht also wieder einmal darum, eine direkte Konfrontation mit Russland zu vermeiden. Scholz fügt hinzu, was an Raketenzielsteuerung von Briten und Franzosen gemacht werde, könne in Deutschland nicht gemacht werden.

			Dieser Satz löst bei den Verbündeten Empörung aus. Scholz hat damit öffentlich etwas ausgesprochen, das beide Länder bislang offiziell nie zugegeben hatten: Ihre Soldaten wirken bei der Programmierung von Zieldaten für Marschflugkörper mit. Was Scholz jedoch eigentlich umtreibt, hat wieder mit Abschreckung zu tun: Frankreich und Großbritannien könnten als Atommächte mehr riskieren als Deutschland. Wenige Tage später werfen Norbert Röttgen, Außenpolitiker der CDU, und Toni Hofreiter von den Grünen dem Kanzler in einem gemeinsamen Gastbeitrag in der FAZ vor, er verbreite »Angst und Schrecken in der Bevölkerung«.

			Mehrmals stellt die Union die Taurus-Lieferung zur Abstimmung im Bundestag, um Scholz schlecht aussehen zu lassen. Der Kanzler jedoch schätzt die gesellschaftliche Stimmung besser ein. Eine Mehrheit der Deutschen findet es richtig, den Taurus nicht zu liefern. Als der CDU-Außenpolitiker Roderich Kiesewetter bei einem Besuch in Kiew sagt, die Ukraine und ihre Unterstützer »müssen den Krieg nach Russland tragen«, sind viele Menschen in Deutschland entsetzt. Sie wollen nicht, dass ein deutscher Marschflugkörper im Kreml einschlägt. Scholz verweist immer wieder auf die Umfragen in der Bevölkerung, er unterschlägt dabei aber, dass er dieses Meinungsbild selbst mitformt. So war es schon bei den Panzerlieferungen: Eine vorher skeptische Bevölkerung entschied sich mehrheitlich um, als Scholz diese Panzer lieferte und plötzlich erklärte, warum das ungefährlich sei, jetzt, da man es gemeinsam mit den Amerikanern mache. Beim Taurus ist es umgekehrt: Das entschlossene Nein des Kanzlers lässt die Skepsis in der Bevölkerung immer mehr wachsen. Viele glauben wohl, Scholz verfüge über geheime Informationen und wisse genau, warum er nicht liefere.

			Wieder und wieder lässt der Kanzler die Journalisten in sehr deutlichem Ton wissen, dass er ihre ständigen Fragen nach dem Taurus für unprofessionell halte oder schlicht für dumm. Man dürfe doch niemals öffentlich ein einzelnes Waffensystem nennen, weil der Gegner sich dann darauf einstellen könne. Die gleichen Journalisten sind dann bass erstaunt, als sie später im SPD-Wahlprogramm folgende Passage lesen: »(…) mit Besonnenheit und Augenmaß. Denn für uns gilt, dass Deutschland und die NATO nicht zur Kriegspartei werden. Darum stehen wir zur Entscheidung von Bundeskanzler Olaf Scholz, den Marschflugkörper Taurus aus den Beständen der Bundeswehr nicht zu liefern.«

			Olaf Scholz jedoch sagt nicht nur mit Augenmaß und Besonnenheit Nein. Er ist auch der Kanzler, der eine Zeitenwende ausgerufen hat und nach anfänglichem Zögern die Ukraine mit umfangreichen Waffenlieferungen unterstützt. Bis Ende 2024, als die Ampel platzt, hat Deutschland über 100 Leopard-Kampfpanzer geliefert, 140 Marder-Schützenpanzer, Dutzende Radhaubitzen und große Mengen Artilleriemunition. Besonders hilfreich sind vier Patriot-Luftabwehrsysteme und elf Iris-T-Luftverteidigungssysteme, mit denen die großen ukrainischen Städte wenigstens teilweise vor russischen Raketen und Drohnen geschützt werden können. Kein Land außer den USA hat mehr Waffen geliefert.

			Dieser Widerspruch zwischen Friedenskanzler und Ukraine-Unterstützer begleitet seinen gesamten Wahlkampf. Als Scholz neun Tage vor der Europawahl im Juni 2024 den Beschuss russischer Stellungen genehmigt, um Charkiw zu retten, bricht seine Friedenskampagne zusammen. Die SPD erreicht mit 13,9 Prozent ihr schlechtestes Ergebnis bei einer bundesweiten Wahl seit 138 Jahren. Sogar die AfD liegt mit 15,9 Prozent vor ihr.

			Und es sollte noch schlimmer kommen. Am 10. Juli 2024 wird auf einem NATO-Gipfel in Washington eine dünne Mitteilung veröffentlicht. Sie stellt in vier kurzen Sätzen fest, dass die USA SM-6-Raketen und Tomahawk-Marschflugkörper in Deutschland stationieren werden. Später sollen auch noch Hyperschallwaffen hinzukommen, die aber erst noch gebaut werden müssen. Anders als in den 1980er-Jahren sollen diese Mittelstreckenraketen zwar nicht mit Atomsprengköpfen ausgestattet werden. Aber es ist das erste Mal seit dem Ende des Kalten Krieges, dass solche amerikanischen Waffen überhaupt in Europa stationiert werden.

			Vorbereitet darauf ist niemand. Der Kanzler hat weder die Fraktionsvorsitzenden im Bundestag noch die Abgeordneten aus dem Verteidigungsausschuss informiert. Scholz’ außenpolitischer Chefberater, Jens Plötner, hat zwei Tage vor dem Gipfel in einem ausführlichen Briefing der Hauptstadtpresse kein Wort von den Raketen gesagt. Auch der Kanzler selbst erwähnt sie in einem Hintergrundgespräch mit den Journalisten auf dem Flug nach Washington nicht.

			Olaf Scholz überrumpelt alle – weil er selbst überrumpelt worden ist. Über die Nachrüstung war mit den Amerikanern zwar gesprochen worden, es war jedoch nicht geplant, die Stationierung der Raketen auf dem NATO-Gipfel zu verkünden. Scholz hätte das gern früher bekannt gegeben oder später, aber nicht im Juli, ein paar Wochen vor drei wichtigen Landtagswahlen in Ostdeutschland. Doch die USA nehmen darauf keine Rücksicht. Unterschiedliche Fraktionen in der Biden-Administration hatten das Projekt lange nicht zur Entscheidungsreife bringen können, doch dann musste plötzlich alles ganz schnell gehen. Joe Biden hatte Ende Juni einen desaströsen Auftritt in der ersten Fernsehdebatte gegen seinen Herausforderer Donald Trump hingelegt. Zwei Wochen später wird er auf seine erneute Präsidentschaftskandidatur verzichten. Wer ihm nachfolgen soll, ist zu diesem Zeitpunkt noch unklar. Die außenpolitischen Vorstellungen der potenziellen Kandidaten sind durchaus unterschiedlich. Vor allem ist ein Wahlsieg Donald Trumps wahrscheinlicher geworden. Bidens Team möchte jetzt Handlungsfähigkeit beweisen und schnell Fakten schaffen.

			Scholz wird später vor allem von Sahra Wagenknecht vorgehalten, dass ihm die Entscheidung von Washington lediglich zur Unterschrift vorgelegt worden sei. Das ist falsch, die Bundesregierung hat die Entscheidung über die Stationierung der amerikanischen Raketen aktiv mitbetrieben. Vom Zeitpunkt ihrer Verkündung war sie aber sehr wohl überrascht worden und hatte niemanden in Deutschland darauf vorbereitet. Populisten von links und rechts hält das nicht davon ab, Olaf Scholz als »Vasallenkanzler« der USA zu schmähen.

			Für Scholz’ Friedenswahlkampf sind das alles andere als gute Nachrichten. Anfang August 2024 dringt die Ukraine völlig überraschend auf russisches Gebiet vor. In einem Handstreich gelingt es, ein Gebiet um die Stadt Kursk zu besetzen. Für Präsident Selenskyj ist das nicht nur ein öffentlichkeitswirksamer Coup. Er hat mit dem besetzten Gebiet auch Verhandlungsmasse gewonnen, um sie später gegen von den Russen besetzte Teile der Ukraine einzutauschen. Für Scholz, der vom ukrainischen Vorstoß erst aus den Medien erfährt, ist es eine Katastrophe. Jetzt ist geschehen, was er immer ausgeschlossen hatte: Deutsche Panzer rollen auf russischem Boden. Und das ausgerechnet im Kursker Bogen, wo Hitlers Wehrmacht 1943 die größte Panzerschlacht des Zweiten Weltkriegs geschlagen und am Ende verloren hatte.

			Bei den Landtagswahlen in Sachsen und Thüringen am 1. September 2024 stürzt die Kanzlerpartei ab: 7,3 bzw. 6,1 Prozent für die SPD. Zwei Wochen später, in Brandenburg, liefert die Partei den Beweis dafür, dass ein Friedenswahlkampf sich sehr wohl auszahlen kann. Mit Ministerpräsident Dietmar Woidke an der Spitze gewinnt die SPD 30,9 Prozent und verteidigt das Amt des Regierungschefs. Woidke hatte sich im Wahlkampf Auftritte des in seinem Bundesland lebenden Kanzlers allerdings explizit verbeten. Und er hatte die Bundesregierung kritisiert, zu wenig auf Diplomatie zur Beendigung des Krieges zu setzen. Damit schlug er schon im Wahlkampf eine Brücke zu Sahra Wagenknecht, mit deren Partei er anschließend das erste Regierungsbündnis von SPD und BSW schließen wird. Dafür unterschreibt er im Koalitionsvertrag eine »Friedensformel«: »Wir sehen vor diesem Hintergrund die geplante Stationierung von Mittelstrecken- und Hyperschallraketen auf deutschem Boden kritisch.«

			So viel Beweglichkeit und Populismus kann der Kanzler gar nicht aufbringen. Er liefert schließlich immer noch und immer mehr Waffen in die Ukraine, und für die Stationierung amerikanischer Mittelstreckenraketen in Deutschland trägt er die Verantwortung. Trotzdem versucht er es auch bei der bevorstehenden Bundestagswahl mit der Strategie, sich selbst als erfahrenen und besonnenen Friedenskanzler zu präsentieren. Dem Kanzlerkandidaten der Union wirft er vor, die Renten kürzen und Sozialleistungen einsparen zu wollen, um die Ukraine auch weiterhin mit Waffen unterstützen zu können. Seine Regierungserklärung zum Bruch der Ampel-Regierung am 13. November 2024 steht schon unter dem Wahlkampfmotto »Kein Entweder-oder!« Scholz sagt, die Unterstützung der Ukraine dürfe nicht dazu führen, »dass es zu Einschnitten bei Rente, Pflege und Gesundheit kommt«.

			Zwei Tage später telefoniert der Kanzler mit Wladimir Putin. Es ist das erste Gespräch der beiden seit fast zwei Jahren. Scholz wollte mit einer Kontaktaufnahme eigentlich so lange warten, bis Signale aus Moskau Anlass zu Hoffnungen geben, dass Putin seine Haltung ändern könnte. Das ist nicht der Fall. Die beiden reden trotzdem miteinander. Scholz begründet das Telefonat mit dem bevorstehenden G20-Gipfel, aber das wirkt wenig glaubhaft. International wird die Initiative des Kanzlers als Desaster gewertet. »Der Anruf von Olaf öffnet meiner Meinung nach die Büchse der Pandora«, klagt der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj in einer Videobotschaft. Scholz habe Putin aus der Isolation geholfen. Mit Gesprächen ohne Vorbedingungen falle man zurück in naive Zeiten. »Das hat es Russland erlaubt, nichts an seiner Politik zu ändern, im Grunde nichts zu tun, und gerade das führte zu diesem Krieg«, so Selenskyj. Auch der polnische Regierungschef Donald Tusk kritisiert, »Telefondiplomatie« könne den Aggressor nicht stoppen. Die finnische Außenministerin Elina Valtonen meint, »unkoordinierte Telefonate« mit Putin brächten nichts. Zu Hause kritisiert die CDU, Scholz habe Putin zu einem »Propagandaerfolg« verholfen. Die Grünen stellen nüchtern fest, Scholz sei nie machtloser gewesen als jetzt, er bereite nur seinen Wahlkampf als Friedenskanzler vor.

			Dem ist tatsächlich so. Während der deutsche Kanzler mit dem russischen Präsidenten telefonierte, berieten die westlichen Verbündeten der Ukraine eine Reaktion auf Putins jüngste Eskalation. In Russland marschieren jetzt nordkoreanische Soldaten zum Sturm auf die von der Ukraine besetzte Region um Kursk auf. Als Gegenleistung für die Kämpfer hat Putin die diplomatische und wirtschaftliche Isolation des Schurkenstaats durchbrochen. Er lässt Öl und vor allem militärische Technologie nach Nordkorea liefern. Um dem Aufmarsch der nordkoreanischen Soldaten nicht tatenlos zuzusehen, verabreden die westlichen Staaten, nun auch in der Region Kursk den Einsatz weitreichender Waffen zu genehmigen. Am 17. November verkündet Joe Biden, er habe die Erlaubnis für den Einsatz von ATACMS-Raketen mit einer Reichweite von 300 Kilometern gegeben. Nach der bisherigen Logik des Kanzlers, bei der Bewaffnung der Ukraine stets aus dem amerikanischen Windschatten heraus zu agieren, könnte er nun nachziehen.

			Aber Olaf Scholz kämpft gerade seinen eigenen Kampf. Die Zweifel an ihm als Zugpferd der SPD im Bundestagswahlkampf wachsen, die Umfragewerte stagnieren bei rund 15 Prozent. Einen Tag vor dem Abflug zum G20-Gipfel am 18. und 19. November besuchen ihn die beiden Parteivorsitzenden Lars Klingbeil und Saskia Esken sowie Fraktionschef Rolf Mützenich und Generalsekretär Matthias Miersch im Kanzleramt. In diesem Format, aus unerfindlichen Gründen von den Beteiligten »Pizza-Runde« genannt, wurde in den Ampel-Jahren immer wieder einmal beraten. Bei dem Treffen, von dem die Öffentlichkeit dank einer Recherche von Tagesspiegel und t-online weiß, wird darüber gesprochen, ob anstelle von Olaf Scholz nicht doch besser Boris Pistorius ins Rennen gehen soll. Über den Verlauf des Gespräches gibt es zwei Versionen. Die erste Version besagt, alle drei Spitzengenossen hätten Scholz den Rückzug nahegelegt. Dieser sei aber stur geblieben. In der zweiten Version heißt es, nur Parteichef Klingbeil habe für einen Wechsel plädiert. Esken sei dagegen gewesen, Mützenich ambivalent. Der Kampf um die Kanzlerkandidatur ist mit Scholz’ anhaltender Entschlossenheit aber immer noch nicht entschieden. Auch Franz Müntefering mischt sich ein. Der ehemalige Partei- und Fraktionschef, der zur Tagespolitik schon seit langer Zeit nichts mehr sagt, erklärt plötzlich, die Frage der Kanzlerkandidatur sei »noch nicht beantwortet«. In der SPD werde noch darüber gesprochen, wer antreten solle, und »dann wird man sehen, zu welchem Ergebnis man kommt«.

			Einen Tag später schalten sich zwei weitere einflussreiche Genossen in die Debatte ein: Dirk Wiese, einst Mitarbeiter von Müntefering, heute Co-Sprecher des Seeheimer Kreises, in dem sich konservative Sozialdemokraten organisieren, und Wiebke Esdar, Co-Vorsitzende der Parlamentarischen Linken. Parteirechte und Parteilinke gemeinsam, beide führen zudem die einflussreiche Landesgruppe Nordrhein-Westfalen in der Fraktion. In ihrem Statement heißt es: »Im Zentrum steht die Frage, was die beste politische Aufstellung jetzt für diese Bundestagswahl ist. Dabei hören wir viel Zuspruch für Boris Pistorius.« Der populäre Verteidigungsminister trägt auch selbst dazu bei, die Debatte am Kochen zu halten. Gefragt, ob er eine Kanzlerkandidatur ausschließe, erklärt Pistorius: »Das Einzige, was ich definitiv ausschließen kann, ist, dass ich noch Papst werde.« Zur Klärung der Kandidatenfrage wird für den nächsten Abend eine weitere Krisensitzung der SPD-Führung als Telefonkonferenz angesetzt.

			Scholz weilt zu diesem Zeitpunkt noch am anderen Ende der Welt, auf dem G20-Gipfel in Rio. Er muss hier die Frage beantworten, ob er den Verbündeten folgt und der Ukraine gestattet, mit deutschen Waffen nordkoreanische Soldaten in Russland anzugreifen. Täte er das, würde seine Erzählung vom Friedenskanzler endgültig in sich zusammenbrechen. Scholz weiß, dass sein als »Besonnenheit« vermarktetes Zögern der einzige Vorteil ist, den er gegenüber Pistorius noch hat.

			Als Scholz in Rio vor die Kameras tritt, schließt er nicht nur die Lieferung der Taurus-Marschflugkörper zum wiederholten Male aus. Er geht noch einen Schritt weiter. »Gleichzeitig ist es so«, sagt Scholz, »dass wir auch klare Vorstellungen darüber haben, dass die von uns bisher gelieferten starken Waffen, die wir dort zur Verfügung stellen – die weitreichende Artillerie, die Raketenwerfer –, eben nicht eingesetzt werden können, um tief in das russische Hinterland hineinzuwirken.« Charkiw sei eine Ausnahme gewesen. Der Kanzler folgt dem US-Präsidenten dieses Mal also nicht. Schon bisher hatte er laviert zwischen seinem Amt mit staatspolitischer Verantwortung und seiner Rolle als Wahlkämpfer, der auf die Angst vor einem Krieg setzt. Wann immer diese Rollen miteinander in Konflikt gerieten, entschied sich Scholz für die staatspolitische Vernunft. Nun, auf den allerletzten Metern seiner Kanzlerschaft, bricht er damit. Er kämpft jetzt nur noch um sein politisches Überleben.

			Zwei Tage später erklärt Boris Pistorius, er stehe für eine Kanzlerkandidatur nicht zur Verfügung.

		

	
		
			9 
Deals und Röhren

			Der neue Bundeskanzler steht vor einer wahrlich historischen Herausforderung: Deutschland muss einen neuen Platz in der Welt finden. In der alten Weltordnung waren die USA viele Jahrzehnte lang die Schutzmacht der westlichen Demokratien gegen den Kommunismus – und die letzte verbliebene Supermacht in einer globalisierten Welt. Deutschland hat wie kaum ein anderes Land davon profitiert: die alte Bundesrepublik im Kalten Krieg als Frontstaat mit Wirtschaftswunder, das vereinigte Deutschland als Exportweltmeister und Zentrum der Europäischen Union.

			Alles infrage gestellt. Oder schon zerstört.

			Erst von Wladimir Putin. Und dann von Donald Trump.

			Der amerikanische Präsident hat schon vor den Verhandlungen mit Putin die Verletzung der territorialen Integrität der Ukraine rückwirkend abgesegnet. Er relativiert das Schutzversprechen der NATO und behandelt die EU wie einen Feind. Die an gemeinsamen Werten und langfristigen Interessen orientierte Außenpolitik der vergangenen Jahrzehnte ist vorbei. Mit Trump müsse man eine »transaktionale Außenpolitik« betreiben, heißt es. Das Schlagwort der Stunde. Deals. Nur daran hat Trump Interesse.

			Deals, also Geschäfte, zu machen, ist in der Außenpolitik jedoch leichter gesagt als getan. Im Bundestagswahlkampf hat Friedrich Merz Donald Trump noch als »interessanten Dealmaker« bezeichnet. Für den Kauf amerikanischer Kampfjets wollte Merz aushandeln, dass Reparatur und Wartung der Flugzeuge in neuen Werken in Deutschland erfolgen müssten. Vier Jahre zuvor, im Herbst 2019, war der damalige Finanzminister Olaf Scholz nach Washington geflogen, um Trump ein Angebot zu unterbreiten. In einer Rede in der Denkfabrik Council on Foreign Relations, nur ein paar Schritte vom Weißen Haus entfernt, rief er in Richtung des Präsidenten: »Verzichten Sie nicht auf einen Great Deal!« Scholz glaubte, Trump für Investitionen in die Klimawende gewinnen zu können. Beides hat nicht geklappt. Mehr noch, Deutschland befürchtet mittlerweile sogar, Trump könnte die amerikanischen Soldaten aus Deutschland abziehen – trotz deutscher Waffenkäufe in den USA in Rekordhöhe. Und Trumps Energiepolitik ist für den weltweiten Klimaschutz der größte anzunehmende Unfall. »Drill, Baby, Drill« – je mehr Öl fließt, glaubt Trump, desto besser.

			Die Verbindung von Machtpolitik, Dealmaking und fossilen Rohstoffen ist den Deutschen allerdings gar nicht so fremd, wie mancher bestürzte Kommentar vermuten lässt. Im Gegenteil, die deutsch-russischen Beziehungen vor dem Angriff Putins auf die Ukraine sind geradezu ein Lehrbeispiel für »transaktionale Außenpolitik«. Für einen Deal, der lange Zeit großartige Gewinne abwarf und erst später sehr teuer wurde. Allein deshalb lohnt ein Rückblick auf diese Phase der deutschen Außenpolitik. Schließlich schuf sie einen Teil der Voraussetzungen dafür, dass Russland die Ukraine überfallen konnte.

			Jahrzehntelang glich das deutsche Russlandgeschäft einer sicheren Geldanlage: Staatsnahe Monopolisten verkauften billige Rohstoffe. Konkurrenten gab es keine. Konnte es gar nicht geben. Denn beim Gas – dem wichtigsten Teil des Russlandgeschäfts – waren Käufer und Verkäufer durch Röhren verbunden. Die Pipelines beginnen in Sibirien und enden in Deutschland. Um die Länder dazwischen auszuschalten, wurden neue Röhren auf dem Grund der Ostsee verlegt.

			Das allerdings war sehr teuer. Allein Nord Stream 2, die über 1000 Kilometer lange Erdgaspipeline von Russland nach Deutschland, kostete 9,5 Milliarden Euro. Dabei war das alte Pipelinesystem der Sowjetunion noch immer in Betrieb und längst nicht ausgelastet. Aber es verlief eben über Land: durch die Ukraine und andere osteuropäische Staaten hindurch. Die Transitländer durften einen Teil des Gases behalten, das durch die Pipeline nach Westen floss: für die eigenen Bürger und die eigene Industrie. Und sie kassierten Gebühren für die Durchleitung. Als sich die Ukraine nach der Orangene Revolution« 2004 jedoch mehr und mehr aus dem russischen Einflussbereich löste, reagierte Moskau mit drastischen Preiserhöhungen und zeitweiser Einstellung der Lieferungen. Diese Erpressung funktionierte aber nur bedingt. Die Ukraine bediente sich im Notfall einfach an dem Gas, das durch ihre Röhren in den Westen floss.

			Die Ukrainer für ihren Weg hin zu westlicher Demokratie zu bestrafen, sie in kalten Wintern frieren zu lassen, das eigene Gas jedoch für gutes Geld weiter nach Deutschland zu liefern – das funktionierte erst richtig, als die neuen Röhren in der Ostsee fertig verlegt waren. Eine Moderatorin im russischen Staatsfernsehen hatte es 2016 auf den Punkt gebracht: »Erst bauen wir Nord Stream 2, dann knallen wir die Ukraine ab.«

			Der Fall Nord Stream zeigt ein oft übersehenes Wesensmerkmal von »transaktionaler Außenpolitik«. Auch wenn immer von Deals die Rede ist – damit sind keine Geschäftsinteressen gemeint. Es geht vielmehr um klassische Geopolitik. Sie wird betrieben wie in alten Zeiten, als es noch kein internationales Recht und keine Vereinten Nationen gab. Wie damals zwingen große Länder kleineren Ländern ohne Skrupel ihren Willen auf, sie beuten deren Rohstoffe aus oder überfallen sie sogar. Der Jargon der Geschäftswelt verschleiert das nur.

			So verlegt sich Angela Merkel, in deren Amtszeit die Entscheidung für Nord Stream 2 fällt, auf die Aussage, die Pipeline sei ein »privatwirtschaftliches Projekt«. Meint: Regierungen haben damit nichts, aber auch gar nichts zu tun. Sie ist zu klug, um zu glauben, was sie da sagt. Nord Stream 2 ist zwar eine Gesellschaft nach Schweizer Recht, gehört jedoch zu 100 Prozent Gazprom, dem kremlnahen Konzern, der aus dem Energieministerium der Sowjetunion hervorgegangen ist. Als Geschäftsführer von Nord Stream fungiert Matthias Warnig, ein ehemaliger Major der DDR-Staatssicherheit, der mit dem russischen Präsidenten seit der Zeit befreundet ist, als Putin KGB-Agent in Dresden war.

			Später legt Merkel sich einen anderen Satz zurecht: »Ein russisches Gasmolekül bleibt ein russisches Gasmolekül, egal, ob es über die Ukraine kommt oder ob es über die Ostsee kommt.« Diesen Gedanken wiederholt sie in Variationen immer wieder. Auf der Münchner Sicherheitskonferenz 2019 sagt sie: »Das heißt, die Frage, wie abhängig wir von russischem Gas sind, kann durch die Frage, durch welche Pipeline es fließt, nicht geklärt werden.« Die Gefahr, dass die Ukraine von Russland künftig kein Gas mehr geliefert bekommt, sieht Merkel – und versucht, sie durch Verträge auszuschließen.

			Ihre wahren Beweggründe deutet die Kanzlerin in ihrer Rede in München bestenfalls an: »Da wir aus der Kernenergie und aus der Braunkohle und der Steinkohle aussteigen, wird Deutschland in den nächsten Jahren ein sehr sicherer Absatzmarkt sein – egal, für wen –, was Erdgas anbelangt.« Hier liegt der Kern für Merkels heikle Position: Nach dem Reaktorunfall im japanischen Fukushima 2011 beschleunigte die Kanzlerin den Atomausstieg radikal – und machte Deutschland damit abhängig von russischem Gas. Denn egal, wie schnell der Ausbau der erneuerbaren Energien voranschreitet: Wenn die Sonne nicht scheint und der Wind nicht weht, dann braucht es grundlastfähige Kraftwerke, die man kurzfristig anschalten kann. Und die sind nach Lage der Dinge nur mit preiswertem russischem Gas wirtschaftlich rentabel zu betreiben.

			Der Zusammenhang zwischen der deutschen Energiewende und der Abhängigkeit von Russland ist evident. Dennoch weigern sich weite Teile der Politik und der Öffentlichkeit in Deutschland, diesen Zusammenhang zu akzeptieren. Oft sind die entschlossensten Unterstützer der Ukraine sogar die entschiedensten Befürworter einer schnellen Energiewende, was kurzfristig die Abhängigkeit von russischem Gas bedeutet. Diese Position ist widersprüchlich, aber hierzulande weitverbreitet. Am entschlossensten wird sie von den Grünen vertreten.

			Abhängigkeit macht erpressbar. Darauf weist ausgerechnet Donald Trump die Deutschen schon im Jahr 2018 hin. In seiner ersten Amtszeit als US-Präsident macht er den Pipelinebau in einer Rede in der UN-Vollversammlung zum Thema: »Deutschland wird total abhängig von russischer Energie werden, wenn es nicht sofort seinen Kurs ändert«, sagt er. Eine Kamera fängt die Reaktion des anwesenden deutschen Außenministers Heiko Maas (SPD) und des deutschen UN-Botschafters Christoph Heusgen, lange Zeit Merkels außenpolitischer Chefberater, ein: Beide lachen über Trump.

			Putin aber lacht zuletzt. Im Sommer 2021 drosselt er die Gaslieferungen nach Deutschland, damit sich dort die Speicher nicht füllen. Die Ampel-Regierung erbt Merkels Russlandpolitik also zum schlimmstmöglichen Zeitpunkt: Im Herbst 2021 marschieren an der Grenze zur Ukraine bereits russische Soldaten auf, die Gasspeicher in Deutschland sind leer, die Erdgaspipeline Nord Stream 2 ist fertig gebaut. Am 6. September ist auf dem Grund der Ostsee das letzte Teilstück verschweißt worden. Nur eines fehlt jetzt noch: die Genehmigung zum Betrieb. Für die »Zertifizierung« ist die Bundesnetzagentur zuständig – eine Behörde also, keine politische Instanz, wie Merkel immer betont hatte. Eine Nebelkerze! Denn die Behörde fällt ihre Entscheidung auf der Grundlage eines »Versorgungssicherheitsberichts«. Dieser wiederum wird vom Bundeswirtschaftsministerium erstellt. Die Politik hat also doch ihre Finger im Spiel. Für das Pipelineprojekt könnte das nach dem anstehenden Regierungswechsel ein Problem werden, sollten die Grünen in den gerade laufenden Koalitionsverhandlungen nach eben diesem Wirtschaftsministerium greifen. Denn die Ökopartei war immer schon gegen Nord Stream 2.

			Darauf will Scholz, der Nord Stream 2 befürwortet, es nicht ankommen lassen. Er hat vorgesorgt: Kurz nach der Bundestagswahl hat er den noch amtierenden Wirtschaftsminister gebeten, den Versorgungssicherheitsbericht fertigzustellen – noch bevor die neue Regierung ins Amt kommt und dann vielleicht ein Grüner im Ministerium das Sagen hat. Noch ist ein Christdemokrat Wirtschaftsminister: Peter Altmaier. Ein Merkelianer, erfahren, wendig, trickreich. Während der Flüchtlingskrise leitete er Merkels Kanzleramt, in der letzten GroKo brachte er als Wirtschaftsminister gemeinsam mit Scholz den »Wumms« auf den Weg, also die Milliarden, mit denen sich Deutschland in der Pandemie gegen die Wirtschaftskrise stemmte.

			Beste Freunde sind Scholz und Altmaier allerdings nicht gerade. Im Gegenteil: Scholz trägt Altmaier ein übles Foulspiel nach. Auch dabei ging es um Nord Stream 2. Am 5. August 2020 rief Scholz, damals Finanzminister, seinen amerikanischen Kollegen Steven Mnuchin an. Bei dem Telefonat waren auf deutscher Seite Außenminister Heiko Maas und Peter Altmaier dabei. Der Kongress in Washington hatte gerade rechtliche Voraussetzungen dafür geschaffen, dass alle am Bau von Nord Stream 2 beteiligten Firmen mit Sanktionen überzogen werden konnten. Der amerikanische Präsident jedoch könnte diese Sanktionen aussetzen. Scholz wollte Trump dafür einen Deal anbieten. Für den Verzicht auf Sanktionen würde die Bundesregierung im Gegenzug den Kauf von amerikanischem Flüssiggas im Wert von einer Milliarde Euro fördern – und extra dafür zwei Terminals in Wilhelmshaven und Brunsbüttel bauen, an dem Schiffe das Flüssiggas anlanden könnten.

			Ein gewagtes Angebot. Es musste unbedingt geheim bleiben. Denn das amerikanische Flüssiggas wird mittels Fracking gewonnen, bei dem Gestein unter hohem Druck und mit Einsatz von Chemikalien aufgebrochen wird. Die SPD lehnt Fracking als umweltschädlich ab. Zu dieser Zeit arbeitete die Partei gerade an einem weitgehenden Fracking-Verbot. Scholz riskierte also für den Versuch, mit Trump einen Deal zu machen, jede Menge Ärger mit den eigenen Leuten.

			Sein Verhandlungspartner am anderen Ende der abhörsicheren Telefonleitung reagierte zurückhaltend. Der amerikanische Finanzminister Mnuchin meinte, er wisse nicht, ob er Trump in allen Details davon berichten könne. Scholz bot an, Mnuchin alles noch einmal schriftlich zu geben. Im Finanzministerium wurde daraufhin ein Dokument mit der Überschrift »Non Paper Germany. Nord Stream 2 / U.S. LNG« erstellt. Es enthielt Scholz’ Angebot an Trump. Das sogenannte Non-Paper trug aber keine Unterschrift. Es ist kein offizielles Dokument, nur ein informelles Schriftstück. Scholz fügte jedoch ein Anschreiben bei, das mit dem Satz beginnt: »Dear Mr. Secretary, dear Steven, thank you for our fruitful conversation.«

			Dieser Brief wurde durchgestochen. So nennt man es im politischen Berlin, wenn vertrauliche Informationen an die Öffentlichkeit gebracht werden, um einen Vorgang zu stoppen oder einem politischen Konkurrenten zu schaden. In diesem Fall funktionierte es: Als Scholz’ Brief mit dem Angebot an Trump bekannt wurde, war die Empörung darüber so groß, dass der Finanzminister von den Abgeordneten des Bundestags zur Befragung in eine laufende Plenarsitzung zitiert wurde. Scholz musste dafür eigens eine Beratung mit den Ministerpräsidenten zur Corona-Krise verlassen.

			Scholz hatte sich mit seinem heiklen Angebot ganz umsonst vorgewagt. Doppelt ärgerlich: Den US-Präsidenten hatte es wohl nicht mal erreicht. Trump ist im Sommer 2020 längst im Wahlkampfmodus, und sein Finanzminister traute sich nicht, ihn mit politischen Inhalten zu behelligen.

			Von der ganzen Angelegenheit bleibt ein böser Verdacht: Scholz glaubt, Altmaier habe sein Angebot an Trump durchgestochen. Altmaier bestreitet das.

			Es ist nie gut, wenn der zukünftige Kanzler sauer auf einen ist. So ergreift der scheidende Wirtschaftsminister im Herbst 2021 die wohl letzte Gelegenheit, Scholz einen Gefallen zu tun. Er bittet seine Beamten, den Versorgungssicherheitsbericht für die Erdgaspipeline im Eilverfahren fertig zu schreiben. So liest sich der Bericht später dann auch: oberflächlich, fast schludrig. Die Autoren versuchen darzulegen, warum die Inbetriebnahme von Nord Stream 2 die Energieversorgung in der EU sicherer machen wird. Aus mehreren EU-Ländern sind Einschätzungen zugeliefert worden, die das Gegenteil behaupten: Wenn der russische Anteil am europäischen Gasmarkt steigt, steige auch das Erpressungspotenzial Moskaus. Das aber wollen die deutschen Beamten nicht wahrhaben. Sie schreiben: »Zugleich ist zu betonen, dass die Abhängigkeit von Erdgaslieferungen eine wechselseitige ist, da eine Transportunterbrechung unmittelbar zu Einnahmeausfällen für die PJSC Gazprom bzw. für den russischen Staat selbst führen würde, was die Eintrittswahrscheinlichkeit der beschriebenen Gefährdungszulage gering erscheinen lässt.« Das ist Bürokratendeutsch für: Die Russen werden schon liefern, denn sonst verdienen sie ja kein Geld. Dass Putin nicht monetäre, sondern politische Ziele verfolgt, kommt den Gutachtern im Wirtschaftsministerium offenbar nicht in den Sinn.

			Oder sie durften das Offensichtliche nicht schreiben. Die Argumente der Kritiker werden in ihrem Bericht nur pro forma widerlegt. Stellenweise liest er sich so, als glaubten die Beamten selbst nicht an das, was sie da formulieren. Der polnische Öl- und Gaskonzern PGNiG hat in einem Schreiben an das Ministerium ausführlich dargelegt, dass Gazprom in der Vergangenheit schon oft nicht aus unternehmerischen, sondern aus politischen Motiven Gaslieferungen für die Ukraine und andere Länder gedrosselt oder ganz eingeschränkt hat. Diesen Einwand tun die deutschen Beamten mit dem lapidaren Satz ab: »Aus dem Verhalten der Gazprom-Gruppe in der Vergangenheit kann jedoch nicht ohne Weiteres darauf geschlossen werden, dass sich solche Aktivitäten wiederholen.«

			Altmaiers Leute werden gerade noch rechtzeitig fertig. Das Wirtschaftsministerium übermittelt den Bericht am 26. Oktober um 12 Uhr an die Bundesnetzagentur. Es ist der allerletzte Tag, an dem die Merkel-Regierung offiziell noch im Amt ist. Anschließend geht Altmaier ins Schloss Bellevue, bekommt vom Bundespräsidenten seine Entlassungsurkunde ausgehändigt und amtiert nur noch geschäftsführend.

			Der Genehmigung der Gaspipeline Nord Stream 2 steht also nichts mehr im Wege. Scholz hat Fakten schaffen lassen und damit seine eigene Regierung schon vor deren Antritt daran gebunden. Er wusste, warum: Der neue Wirtschaftsminister hätte einen Bericht, der die Risiken von Nord Stream 2 relativiert, niemals schreiben lassen – und so die Inbetriebnahme gestoppt. Der Grüne Robert Habeck wird als Minister für Wirtschaft und Klimaschutz am 8. Dezember 2021 vereidigt.

			Der Kanzler denkt tatsächlich, durch die Pipeline werde bald Gas fließen. Die amerikanischen Sanktionen hat Deutschland abwenden können. In Washington regiert mittlerweile wieder ein Präsident, der keine Deals, sondern Politik machen will. Joe Biden liegt an der transatlantischen Freundschaft, er kommt der Bundesregierung weit entgegen und entschärft die bereits beschlossenen Sanktionen des US-Kongresses. Im Gegenzug gibt die deutsche Regierung ein schriftliches Versprechen ab: Deutschland werde handeln, »sollte Russland versuchen, Energie als Waffe zu benutzen oder weitere aggressive Handlungen gegen die Ukraine zu begehen«, lautet der Kernsatz des Dokuments. »Diese Zusage zielt darauf ab, sicherzustellen, dass Russland keine Pipeline, einschließlich Nord Stream 2, zur Erreichung aggressiver politischer Ziele einsetzt, indem es Energie als Waffe nutzt.«

			Ist dieser Zeitpunkt nicht längst gekommen, jetzt, da Putin seine Truppen an der Grenze zur Ukraine aufmarschieren lässt? Darf Deutschland da an der Öffnung der Gaspipeline überhaupt noch festhalten? Gerhard Schröder, der Aufsichtsratschef von Nord Stream 2, glaubt nach wie vor daran. Kein Wunder, hat Schröder doch als Bundeskanzler Nord Stream 1 angeleiert und nur wenig später einträgliche Posten bei kremlnahen Unternehmen bekommen. Am 8. Dezember 2021 macht er sich zur Vereidigung des neuen SPD-Kanzlers in den Bundestag auf. Auf der Zuschauertribüne setzt er sich neben Britta Ernst, die Gattin von Olaf Scholz. Nach der Zeremonie gibt der Altkanzler in der Lobby des Bundestags Fernsehinterviews. Er erzählt Anekdoten von früher, als er noch Kanzler und Scholz unter ihm SPD-Generalsekretär war. Dann platziert er seine Botschaft: »Nord Stream 2 ist ein genehmigtes Projekt, und ein solches Projekt muss Wirklichkeit werden.« Schröder weiß, dass Altmaier den Genehmigungsbericht geliefert hat. Und erweckt vor der Weltöffentlichkeit ganz bewusst den Eindruck, dass für seinen Nachnachfolger im Kanzleramt die Sache klar sei.

			Wladimir Putin hört gern, dass Olaf Scholz Nord Stream 2 immer noch nicht infrage stellt. Am 21. Dezember telefonieren der russische Präsident und der deutsche Kanzler zum ersten Mal miteinander. Lang gewesen sei das Gespräch und freundlich verlaufen, wird man danach erfahren. Putin sei phasenweise ins Deutsche gewechselt, das er seit seiner Zeit als KGB-Agent im Dresden der 1980er-Jahre beherrscht. Vielleicht lässt sich der Krieg ja doch noch abwenden? Zwei Tage später telefoniert Scholz’ außenpolitischer Chefberater Jens Plötner mit Dmitri Kosak, dem stellvertretenden Stabschef des Kremls, gleichzeitig Beauftragter Putins für die Ukraine. Plötner will die Diplomatie in Gang bringen. Und Kosak sagt tatsächlich ein Treffen im Normandieformat zu, in dem Russland in Anwesenheit von Frankreich und Deutschland mit der Ukraine verhandelt. Ein erster Schritt, immerhin. Scholz geht etwas beruhigt in sein erstes Weihnachten als Kanzler.

			Robert Habeck feiert zu Hause in der Nähe von Flensburg. Am Nachmittag des zweiten Weihnachtsfeiertages ist er allerdings nicht mehr in festlicher Stimmung. Er hat sich Arbeit aus dem Ministerium mitgenommen. Der Wirtschaftsminister schaut erstmals in den Versorgungssicherheitsbericht für Nord Stream 2 – also das Dokument, das sein Vorgänger Altmaier auf Bitten von Scholz noch schnell erstellen ließ, bevor Habeck das Ministerium übernahm.

			Habeck kann nicht glauben, was er da, auf seinem Sofa liegend, liest. Es ist so grotesk, dass er mehrmals lachen muss. Habeck notiert immer wieder Fragen auf seinem Laptop, am Ende sind es insgesamt 25. Sie spiegeln seine Fassungslosigkeit wider. »Entsprechend wird S. 16 (3.4.) dargestellt, dass die Puffer ausreichen, unter der annahme, ›dass Lieferungen gleichbleiben‹, bzw S. 19 dass es genug Gas gibt … – aber muss nicht die Prüfung der Versorgungssicherheit davon ausgehen, dass genau das nicht passiert? oder: ›Aus dem verhalten der Gazprom-Gruppe kann jedoch nicht ohne weiteres darauf geschlossen werden, dass sich solche Aktivitäten wiederholen‹ – warum nicht? Ist das nicht bloß eine Behauptung, zudem eine fragwürdige, da ja eher der umgekehrte Schluss nahe liegt?« (Rechtschreibfehler im Original, R.A.)

			Habeck hält den Bericht, auf dessen Grundlage Nord Stream 2 genehmigt werden soll, für ein politisches Auftragswerk. Er ist von Beamten verfasst worden, deren Chef Habeck jetzt ist. Er fühlt sich in seinem Verdacht bestätigt, das Wirtschaftsministerium sei »russennah«. Habeck baut die Führung des Hauses um. Fünf neue Staatssekretäre hat er bereits geholt, alles Grüne. Bald wird er auch die neun Abteilungsleitungen neu besetzen, ohne die übliche Ausschreibung, weil es ein »besonderes Vertrauensverhältnis zum Minister« brauche. Zusätzlich werden gut 100 neue Beamtenstellen im Haus geschaffen. Im Frühjahr 2022 werden Vertraute des Ministers sogar den Verfassungsschutz um eine Prüfung bitten, ob Beamte des Bundeswirtschaftsministeriums für russische Nachrichtendienste arbeiten. Im Visier sind zwei leitende Beamte aus der Abteilung, die sich mit Nord Stream 2 beschäftigte.

			Wer auch immer Deals mit autokratisch regierten Ländern schließen möchte, der sollte bedenken: Die Spitzen dieser Regime verfügen über enorme finanzielle Mittel, die sie einsetzen, um sich Einfluss in unserem politischen System oder auf unsere Öffentlichkeit zu kaufen. Vom Sponsoring eines Fußballclubs bis hin zur Bestechung von Staatsdienern – offene demokratische Gesellschaften sind auf vielen Ebenen angreifbar.

			Robert Habeck kann den Gefälligkeitsbericht nicht einfach so hinnehmen. Noch am zweiten Weihnachtsfeiertag schickt er um 18.50 Uhr eine E-Mail an seine neuen Staatssekretäre, enge Mitarbeiter sowie einen Abgeordneten, dem er vertraut. Darin schreibt er: »In Kürze: Der Bericht liest sich wie eine selbsterfüllende Prophezeiung. (…) mit fast schon unfreiwillig komischen Formulierungen. Ich glaube nicht, dass er die Versorgungssicherheit belegt. Aber sie in Frage zu stellen, ist natürlich eine politische Bombe. Ich denke so vorzugehen: Erst Fragen, dann Rücksprache, dann Entscheidung für neuen Bericht. Ich vermute, wir müssen den Koa-Ausschuss und das Kabinett damit befassen. Frohe Tage, R«

			Der Bericht, der eigentlich nur die Versorgungssicherheit prüfen soll, wird also abermals politisiert. Er sollte positiv ausfallen, als Scholz ihn bei Altmaier bestellte. Und jetzt, nachdem Habeck das Ministerium übernommen hat, soll er negativ ausfallen. Am Ende wird eine Machtprobe entscheiden. Deshalb der Verweis auf den Koalitionsausschuss.

			Habeck bekommt zusätzlich Schützenhilfe aus Washington. Die neue US-Regierung drängt angesichts des russischen Truppenaufmarsches an der Grenze zur Ukraine ebenfalls auf ein Ende von Nord Stream 2. Schon nach Scholz’ Vereidigung hatte Joe Biden den Kanzler angerufen. Der US-Präsident erreichte ihn im Flugzeug auf einem Brüsseler Flughafen, Scholz war gerade auf Antrittsbesuch bei NATO und EU. Biden gratulierte ihm, warnte ihn aber erneut vor den russischen Truppenbewegungen. Scholz hielt dennoch an seinem Nord-Stream-Plan fest. Nun, Anfang Januar 2022, bieten die Amerikaner ihm ein Treffen im Weißen Haus an. Scholz möge nach Washington fliegen, um sich im Oval Office vom Präsidenten persönlich die bedrohliche Lage erklären zu lassen. Der Öffentlichkeit könne man das als Antrittsbesuch verkaufen. Doch Scholz möchte sich nicht einbestellen lassen. Er lehnt ab.

			Immerhin ist er bereit, einen Abgesandten Bidens in Berlin zu empfangen. Dessen Visite im Kanzleramt wird in keinem Terminplan angekündigt, es gibt anschließend keine Presseunterrichtung, nicht einmal ein Foto. Das hat einen Grund: Der CIA-Chef höchstpersönlich ist in die Hauptstadt gekommen. William Burns, Direktor des mächtigsten US-Gemeindienstes, will den Kanzler mit neuen Erkenntnissen über Russlands Truppenaufmarsch versorgen. Burns spricht zunächst nur mit Scholz und dessen Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt. Dann kommt BND-Chef Bruno Kahl dazu. 100 000 Soldaten würden bereits an der ukrainischen Grenze stehen, auf Satellitenfotos seien Panzer und Artillerie zu sehen, sagt Burns. Das sei keine Übung, warnt er. Seine Forderung: Nord Stream 2 dürfe unter diesen Umständen nicht in Betrieb genommen werden.

			Wenige Tage später findet ein Bericht von diesem Treffen seinen Weg in das Wall Street Journal. Weil Scholz sich nicht bewegt hat, machen die Amerikaner jetzt auch öffentlich Druck.

			Anfang Februar 2022 fliegt der Kanzler doch noch nach Washington. Doch auch im Weißen Haus zieht er seine Verweigerungshaltung durch. Bei der anschließenden Pressekonferenz erwähnt er Nord Stream 2 mit keinem Wort. Biden bleibt zunächst höflich und erwähnt die Gaspipeline in seinem Eingangsstatement ebenfalls nicht. Aber als beide Politiker danach gefragt werden, gibt Biden seine Zurückhaltung auf. Wenn Russland in die Ukraine einfalle, sagt er, »dann wird es nicht länger ein Nord Stream 2 geben. Wir werden ihm ein Ende setzen.« Er muss so deutlich werden, denn er steht im Kongress und in der amerikanischen Öffentlichkeit selbst unter Druck. Weil Biden die Sanktionen gegen die Pipeline entschärft hat, wird ihm vorgeworfen, er sei den Deutschen gegenüber zu nachgiebig.

			Scholz gibt auf die Frage eine lange Antwort auf Deutsch und wechselt dann für seine drei wichtigsten Sätze ins Englische: »Wir sind geeint. Wir handeln gemeinsam. Und wir werden alle notwendigen Maßnahmen ergreifen – gemeinsam.« Er meint Nord Stream 2. Aber er spricht es nicht aus. Scholz’ Verdruckstheit hatte Biden gezwungen, überdeutlich zu werden. Das wird ein halbes Jahr später schwere Konsequenzen haben. Als im September 2022 die Pipelines Nord Stream 1 und Nord Stream 2 auf dem Meeresboden von Tauchern gesprengt werden, gibt es sofort den Verdacht, die USA würden dahinterstecken. Bidens Antwort in der Pressekonferenz, als er vom »Ende« von Nord Stream 2 sprach – im Original »We will bring an end to it« –, klingt rückblickend wie eine Ankündigung dieser Tat. Zudem Biden auf die Nachfrage, wie er das beenden wolle, wo doch Deutschland das Projekt kontrolliere, geantwortet hatte: »Ich verspreche Ihnen, wir werden in der Lage sein, das zu tun.« Die haltlosen Spekulationen – später wird alles darauf hindeuten, dass ukrainische Täter die Sprengung verursacht haben – wachsen sich rasch zu Verschwörungstheorien aus.

			Eine Woche nach seinem Besuch bei Joe Biden in Washington, am 15. Februar 2022, fliegt Scholz zu Putin nach Moskau. Im Gepäck hat er ein Zugeständnis des ukrainischen Präsidenten. Selenskyj hatte auf die Frage nach einem NATO-Beitritts seines Landes erklärt: »Vielleicht ist diese offene Tür nur ein Traum.« Innenpolitisch müsste Selenskyj dafür einen hohen Preis zahlen, denn das Ziel des Beitritts zum westlichen Bündnis steht sogar in der ukrainischen Verfassung. Kann dieses Zugeständnis etwas in Bewegung bringen? Kurzzeitig flammt Hoffnung auf: Zehn Minuten bevor Scholz im Kreml eintrifft, kündigt das russische Verteidigungsministerium – wohl kaum zufällig – an, dass einzelne Truppenteile von der ukrainischen Grenze zurückgezogen würden.

			Das Gespräch mit dem russischen Präsidenten an einem absurd langen Marmortisch dauert vier Stunden – für Putins Verhältnisse ist das kurz. Scholz soll, so wird man später erfahren, gleich am Anfang des Gesprächs Putin auf den Kopf zugesagt haben, dass ein Angriff auf die Ukraine das Ende von Nord Stream 2 bedeuten würde. Auf der anschließenden Pressekonferenz verteidigt Putin die Gaspipeline demonstrativ: »Ich habe mehr als einmal gesagt, dass das ein rein privatwirtschaftliches Projekt ist. Es gibt hier keinerlei politische Schattierung.« Dann lobt der russische Präsident ausgerechnet Gerhard Schröder: »Der deutsche Bürger soll in seine Tasche gucken und sich die Frage beantworten, ob er bereit ist, dreimal so viel, fünfmal so viel für Gas, für Strom zu zahlen. Wenn er das nicht machen will, dann soll er Herrn Schröder danken!« Putin droht ganz unverhohlen mit steigenden Energiepreisen in Deutschland, sollte Nord Stream 2 nicht in Betrieb gehen.

			Der Kanzler kontert: »Ich werde die privatwirtschaftlichen Aktivitäten eines früheren Politikers nicht weiter kommentieren. Er spricht nicht für die Bundesrepublik Deutschland, sondern nur für sich. Was die Pipeline selber betrifft, wissen alle, was los ist.« Für Scholz’ Verhältnisse ist das fast schon deutlich. Aber seine Drohung unter vier Augen, Nord Stream 2 sei zu Ende, sollte Russland die Ukraine überfallen, wiederholt er nicht vor den Kameras.

			Putin redet sich weiter in Rage. »Seit dreißig Jahren« sei Russland versprochen worden, dass es keine Osterweiterung der NATO geben werde. »Jetzt sehen wir sie vor unserem Haus!« Es reiche nicht, dass »gemunkelt wird, dass die Ukraine nicht morgen der NATO beitritt. Aber vielleicht übermorgen?«, fragt Putin mit schneidender Stimme. »Deshalb wollen wir jetzt diese Frage lösen. Unmittelbar jetzt!« So viel zu der Hoffnung, der russische Präsident könnte sich angesichts von Selenskyjs Zugeständnis ein wenig bewegen.

			Trotz des öffentlichen Schlagabtauschs lässt Putin den Besuch harmonisch enden. Scholz wird ein Glas gereicht – er weiß nicht, ob mit Champagner oder Krimsekt darin –, dann sagt Putin gönnerhaft: Wenn es ein Problem gebe, könne Scholz ihn jederzeit anrufen. Scholz fragt zurück: Wenn er gleich auf dem Rückflug aus dem Fenster schaue, werde er dann russische Kampfflugzeuge sehen, die Richtung Ukraine aufsteigen? Putin schweigt nur.

			Der Kanzler ist dennoch davon überzeugt, dass nach seinem Besuch im Kreml ein Krieg weniger wahrscheinlich geworden sei. War es also doch richtig, in der Nord-Stream-Frage öffentlich vage zu bleiben? Was Scholz zu dem Zeitpunkt noch nicht weiß: Während er in Moskau war und mit Putin verhandelt hat, hat sein Vizekanzler in Berlin entschieden, Nord Stream 2 doch noch zu stoppen – notfalls auch gegen den Willen des Bundeskanzlers.

			Am Morgen des 15. Februar erteilt Habeck seinem Leitungsstab die Anweisung, alle Dokumente vorzubereiten, um den Versorgungssicherheitsbericht zurückzuziehen. Sogar eine Pressemitteilung wird schon entworfen. In seiner Mail von Weihnachten wollte Habeck noch das Kabinett und den Koalitionsausschuss damit befassen, nun ist er überzeugt davon, SPD und FDP umgehen zu können. Da sein Ministerium die »Fachaufsicht« über die Bundesnetzagentur habe, denkt er, könne er allein entscheiden. Scholz’ einzige Möglichkeit, ihn zu stoppen, sei die Richtlinienkompetenz des Bundeskanzlers – die letzte Waffe eines jeden Regierungschefs. Deren Einsatz, da ist sich Habeck sicher, werde Scholz nicht wagen. Für die Akten im Wirtschaftsministerium wird ein Vermerk verfasst, in dem es kategorisch heißt: »Die Prüfungen der letzten Wochen haben ergeben, dass der Versorgungssicherheitsbericht, den das BMWK am 26. Oktober 2021 im o.g. Verfahren der BNetzA übermittelt hat, überarbeitet werden muss.« Alles soll bereit sein, wenn Habeck das finale »Go« gibt.

			Drei Tage später macht Habecks grüne Ministerkollegin Annalena Baerbock die Drohung mit dem Ende von Nord Stream 2 öffentlich. Die gegenwärtige Krise sei »keine Ukrainekrise«, »sie ist eine Russlandkrise«, sagt die Außenministerin auf der Münchner Sicherheitskonferenz. Und warnt Putin vor wirtschaftlichen Konsequenzen im Falle einer Invasion: »Wir als Deutschland sind bereit, selber dafür einen hohen wirtschaftlichen Preis zu bezahlen. Deshalb liegen für mich, liegen für uns alle Optionen auf dem Tisch: auch Nord Stream 2!«

			Der Kanzler hingegen zögert öffentlich immer noch. Warum eigentlich? Am 22. Februar 2022 hält Putin eine Fernsehansprache, in der er der Ukraine jede Legitimität abspricht und sie einen historischen Fehler nennt. In dem Land herrsche ein »neandertalerhafter aggressiver Nationalismus und Neonazismus«. Hier wird deutlich: Nicht eine mögliche NATO-Mitgliedschaft der Ukraine ist für Putin das Problem – sondern die Ukraine selbst. Scholz’ Vermittlungsangebote gehen ins Leere. Putin will nichts verhandeln.

			Robert Habeck sieht Putins Rede im Fernsehen in einem Düsseldorfer Hotelzimmer. Sie bestärkt ihn in seiner Haltung. In einer Telefonkonferenz mit der Führungsspitze seines Ministeriums gibt er die Anweisung, Nord Stream 2 zu stoppen. Der Versorgungssicherheitsbericht soll zurückgezogen werden. »Das ziehen wir jetzt durch«, sagt Habeck. Einer seiner Getreuen fragt, ob Habeck darüber nicht erst mit dem Kanzler sprechen müsse. Habeck antwortet ihm: »Ich informiere Scholz. Ich frage nicht.«

			Am nächsten Morgen schreibt Habeck dem Kanzler eine SMS. Darin teilt er ihm mit, dass der Versorgungssicherheitsbericht neu geschrieben werden müsse. Er habe dies bereits eingeleitet und werde nun die Presse informieren: »Um 11 Uhr geht es raus.« Scholz widerspricht seinem Wirtschaftsminister. Die Männer tauschen ein paar Kurznachrichten aus, dann ruft der Kanzler seinen Vize an. Auch er sei von Putins Fernsehansprache geschockt, sagt er. Habeck jedoch hat den Eindruck, Scholz habe sich immer noch nicht dazu durchgerungen, die Genehmigung von Nord Stream 2 endlich zu stoppen. Dies sollte ja eigentlich geschehen, wenn Putin Gas als Waffe einsetze – so hatten es die Deutschen den Amerikanern versprochen. Im Wortsinn ist das zu diesem Zeitpunkt zwar noch nicht passiert, aber faktisch schon. Habeck will nicht länger warten. Er sagt dem Kanzler am Telefon, er werde die Pipeline jetzt stoppen, ob Scholz wolle oder nicht.

			»Du kannst mich nicht vorführen«, antwortet Scholz. Er sei ja bereit, die Genehmigung zurückzuziehen. Aber ein Kanzler dürfe zu so einem weitreichenden Schritt nicht getrieben werden. Die Bundesregierung würde in diesem Fall schwach und zerstritten wirken – auch gegenüber Putin. Darauf lässt Habeck sich ein. Am Nachmittag des 23. Februar empfängt der Kanzler den irischen Premierminister Micheál Martin. In der Pressekonferenz kritisiert Scholz die Anerkennung der »sogenannten Volksrepubliken« im Osten der Ukraine durch Russland. Dann sagt er: »Die Lage ist heute eine grundlegend andere. Deshalb müssen wir angesichts der jüngsten Entwicklung diese Lage auch neu bewerten – übrigens auch im Hinblick auf Nord Stream 2. Ich habe das Bundeswirtschaftsministerium heute gebeten, den bestehenden Bericht zur Analyse der Versorgungssicherheit bei der Bundesnetzagentur zurückzuziehen.«

			Am Tag danach beginnt der Krieg.
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Erklärer und Entscheider

			Die härteste Tür Berlins hat seit dem 20. Januar 2022 nicht mehr das Berghain. Die neue Location, zu der nur wenige, ausgewählte Menschen Zugang haben, heißt allerdings auch wie ein Techno-Club aus den Neunzigerjahren: der Bunker. So nennen Olaf Scholz und seine Leute einen fensterlosen, besonders abhörsicheren Raum in der vierten Etage des Kanzleramtes. Durch zwei Stahltüren ist er geschützt, um sie zu öffnen, muss man mit viel Körperkraft jeweils einen schweren Hebel herunterdrücken. Und die quietschen so laut, dass jedes Gespräch im Raum erstirbt, wenn sie bewegt werden.

			»Taskforce Bunkerrunde« wird die wichtigste Truppe der Ampel-Koalition genannt, die so geheim ist, dass zunächst sogar die meisten Minister nichts von ihrer Existenz wissen. Zur Runde gehören der Kanzler, sein Kanzleramtschef und seine drei wichtigsten Abteilungsleiter, ebenso Wirtschaftsminister Robert Habeck und dessen für Energiefragen zuständiger Staatssekretär Patrick Graichen, der später im Zusammenhang mit dem Heizungsgesetz traurige Berühmtheit erlangen wird. Auch der Präsident des Bundesnachrichtendienstes Bruno Kahl nimmt teil. Dazu einer seiner Mitarbeiter, ein auf dem Feld der Gaswirtschaft erfahrener Geheimdienstler. Außerdem Klaus Müller, der grüne Chef der Bundesnetzagentur, und seine für Energie zuständige Stellvertreterin Barbie Kornelia Haller. Der mächtige Haushaltsstaatssekretär Werner Gatzer ist dabei, auch Finanzminister Christian Lindner, der sich manchmal von seinem Staatssekretär Steffen Saebisch vertreten lässt. Und eine zweite Frau: Jeanette Schwamberger, die Büroleiterin des Kanzlers.

			Die »Bunkerrunde« wird nie in den Medien auftauchen. Dabei haben ihre Beschlüsse größere Konsequenzen als Entscheidungen des Kabinetts oder des Koalitionsausschusses. Aber alle Beteiligten halten dicht. Sie haben nur eine einzige Mission: Gas besorgen, Gas für Deutschland, egal woher, egal auf welchem Weg, zeitweise zu jedem Preis. Denn Putin droht in den kommenden Wochen die Ukraine anzugreifen, in diesem Falle würde der Westen mit Sanktionen reagieren, und der Diktator könnte zur Strafe das Gas abdrehen – die Europäer würden im Winter frieren, und ihre Industrie würde schwer getroffen. Kein Land ist verletzlicher als Deutschland, wo die Pipelines enden.

			Scholz hat schon im Dezember 2021, wenige Tage nach seiner Amtsübernahme, in Habecks Wirtschaftsministerium anfragen lassen, welche Vorkehrungen für diesen Ernstfall getroffen wurden. Die Antwort der Ministeriumsbeamten ging zunächst an Staatssekretär Graichen: »Deutsche Gasspeicher unterdurchschnittlich gefüllt, aber BMWI und BNetzA monitoren seit Monaten eng.« Auf Deutsch: Die Beamten haben tatenlos zugesehen, wie Putin die deutschen Gasspeicher leerlaufen ließ.

			Er konnte es tun, weil sie ihm gehören. Deutschland hatte allen Ernstes viele seiner Gasspeicher – große natürliche Hohlräume in bis zu 2000 Metern Tiefe – an den Kremlkonzern Gazprom verkauft. Im Gegenzug erhielt man Beteiligungen an Gasfeldern in Sibirien. Wie beschrieben wurde die alte Idee »Wandel durch Annäherung«, mit der Willy Brandt den Ost-West-Konflikt entspannt hatte, im neuen Jahrtausend zu »Annäherung durch Verflechtung« pervertiert. Wenn die deutsche Energieversorgung mit den russischen Energieversorgern verflochten ist, so das Kalkül, werden die beiden Länder keinen Krieg mehr gegeneinander führen. Das Ergebnis ist ein Desaster: Russland führt Krieg, und Deutschland bezahlt dafür.

			Einer fremden, autoritären Macht die Kontrolle der kritischen Infrastruktur zu überlassen, ist außergewöhnlich naiv. Bedenkt man, dass diese autoritäre Macht spätestens 2014 mit der Annexion der Krim gezeigt hat, dass sie das Völkerrecht ignoriert, grenzt diese Dummheit an Landesverrat. So hart sieht das auch der Kanzler. Immer wieder zeigt er sich fassungslos darüber, einmal nennt er die Verantwortlichen »Arschlöcher«.

			Konsequent nutzt Putin sein Erpressungspotenzial. In der oben erwähnten Antwort der Bürokraten an Graichen vom 14. Dezember wird trocken vermerkt: »Während die Speicher der meisten Speicherbetreiber zufriedenstellend bis sehr gut gefüllt sind, wiesen die Speicher, die letztlich mit Gazprom verbunden sind, sehr geringe Speicherfüllstände auf.« Dummerweise gehört der größte Speicher von allen, jener im niedersächsischen Rheden, auch Gazprom. Er ist nicht einmal zu 10 Prozent befüllt. Treuherzig formulieren die Beamten: »Die Rolle von RUS bei der Nicht-Befüllung seiner europäischen Speicher ist nicht ganz klar.« Dabei liegt es auf der Hand: Normalerweise wird im Sommer, wenn der Gaspreis niedrig ist, eingespeichert und im Winter, wenn alle heizen und der Preis emporschnellt, wieder ausgespeichert. Wer im Winter nicht liefern kann, weil seine Speicher leer sind, der verzichtet auf Millionengewinne. So handelt kein Unternehmen, es sei denn, es gehört dem russischen Staat. Der hat andere Interessen, und die Ansage ist klar: Wenn ihr der Ukraine helft, liefern wir euch kein frisches Gas aus unseren Pipelines, und ihr werdet frieren!

			Doch Putin hat nicht mit der »Bunkerrunde« gerechnet. Die kauft jetzt Gas, rund um die Welt. Alle springen dabei über ihren Schatten: Finanzminister Lindner spielt nicht den strengen Kassenwart, sondern macht das Geld locker. Klimaminister Habeck ignoriert, dass Flüssiggas eine noch schlechtere Ökobilanz hat als Pipelinegas. Und Kanzler Scholz verzichtet darauf, sich als Krisenmanager zu inszenieren – er nimmt in Kauf, dass niemand über die folgenreichsten Entscheidungen seiner Kanzlerschaft berichtet.

			Die »Bunkerrunde« und Habecks Wirtschaftsministerium arbeiten auf Hochtouren: Ein Gasspeichergesetz wird beschlossen, dazu ein Energiesicherungsgesetz, das Erneuerbare-Energien-Gesetz wird reformiert, ein »Ersatzkraftwerkbereithaltungsgesetz« wird auf den Weg gebracht, damit notfalls sogar Kohlemeiler wieder ans Netz gehen können. Für die Erhöhung der Windenergieleistung wird der Schallpegelgrenzwert verändert, und man setzt Energiesparverordnungen auf die Spur.

			Vor allem wird nun auf der ganzen Welt mit Erfolg nach Gas gesucht. Ein Riesenproblem bleibt: Wie bringt man den Stoff nach Deutschland? Die Bundesrepublik hat als einziges am Meer liegendes EU-Land keinen Hafen, an dem Flüssiggas angelandet werden kann. Die Pläne für zwei LNG-Terminals, so der Fachausdruck, liegen zwar seit vielen Jahren vor, gebaut wurden sie nie. Für die Firmen lohnten sich die Investitionen nicht, das russische Pipelinegas war ja viel günstiger. Und die Politik machte keinen Druck, sie fürchtete den Ärger von ökologisch bewegten Protestgruppen und Anwohnern.

			Das alles wird nun in Rekordzeit nachgeholt. Wo immer noch Flüssiggas zu haben ist, schlägt Trading Hub Europe zu, ein Unternehmen, hinter dem die Bundesregierung steckt. Es kauft oder chartert Schiffe, die LNG transportieren und sofort in seinen gasförmigen Zustand zurückverwandeln können, damit es ins deutsche Pipelinenetz gespeist werden kann. Eine sehr aufwendige Notlösung, deshalb werden parallel LNG-Terminals hochgezogen – in Rekordtempo. Noch bevor Putins Armeen die Grenze zur Ukraine überschreiten, arbeiten die Fachleute an neuen Gesetzen, um den russischen Unternehmen die Kontrolle über die deutschen Speicher zu entwinden. Im Juni 2022 ist es so weit: Aus Gazprom Germania wird SEFE: Securing Energy for Europe.

			Niemand muss frieren, auch die Stilllegung ganzer Industriezweige – um deren Reihenfolge hinter den Kulissen heftig gerungen wurde – bleibt aus. Auch wenn die Preise nie wieder auf das Niveau vor der russischen Invasion fallen: Putin hat seinen Energiekrieg gegen Deutschland verloren. Dies ist der größte Erfolg der Ampel-Regierung, der größte Erfolg der Kanzlerschaft von Olaf Scholz. Und ein bleibendes Verdienst.

			Warum dieser Erfolg möglich war, ist leicht zu erkennen. Im Angesicht einer großen Bedrohung gelang es, Profilierungsdrang und parteitaktische Machtspiele zurückzustellen. Die »Bunkerrunde« verstand sich in den entscheidenden Monaten als Mannschaft. Wenn Gremien auf diese Weise funktionieren, können sie mit Hilfe der – entgegen manchem Vorurteil oft effektiven – deutschen Verwaltungsapparate große Wirkung entfalten.

			Auch das ist ein wiederkehrendes Muster. Wie immer man die Flüchtlingskrise 2015 politisch bewertet: Die Leistung von Beamten auf allen staatlichen Ebenen, denen es gelang, eine Million Menschen unterzubringen, die innerhalb von sechs Monaten nach Deutschland kamen, war bewundernswert. Egal, wie man Corona-Maßnahmen beurteilt: Die Bereitstellung von Intensivbetten und Beatmungsgeräten für schwere Fälle funktionierte in Deutschland ungewöhnlich gut. Kurz gesagt: In der zurückliegenden Krisendekade erlebten die Bürger ein zwar ächzendes, aber insgesamt doch funktionierendes Gemeinwesen. Das Gerede vom Staatsversagen ist falsch.

			Die »Bunkerrunde« liefert darüber hinaus ein wertvolles Beispiel auch jenseits der konkreten Krisenlage: Vor allem mit dem schnellen Ausbau der LNG-Terminals zeigt sie, dass der rasche Aufbau von neuer Infrastruktur in Deutschland möglich ist. Und es gelingt der Ampel-Koalition, diesen Schwung zumindest teilweise mitzunehmen. Das »Deutschlandtempo«, das der Kanzler kurz danach verkündet, ist beim Ausbau der erneuerbaren Energien Realität geworden. Verfahren wurden verschlankt, Recht modernisiert und unnötige Prüfschritte in Genehmigungsverfahren abgeschafft. Per neuer Definition ist die Nutzung der CO2-freien Energiequellen »im überragenden öffentlichen Interesse«, was ihr Vorrang vor Denkmalschutz, Naturschutz und anderen möglichen Einschränkungen verschafft. Da das Tempo des Aufbaus neuer Infrastruktur nicht nur für das Erreichen der Klimaziele entscheidend ist, sondern auch für neues Wirtschaftswachstum, hat die »Bunkerrunde« Erfahrungen gesammelt, von denen auch die folgende Bundesregierung profitieren kann.

			Das betrifft genauso die Art und Weise, wie getroffene Entscheidungen politisch flankiert werden. Als sich im Frühjahr 2023 auf der Insel Rügen Widerstand von Anwohnern und Naturschutzverbänden gegen ein LNG-Terminal regt, stellen sich sowohl Scholz als auch Habeck vor Ort der Diskussion. Am Ende weichen sie aber nicht ab von den Beschlüssen, die in übergeordnetem Interesse getroffen wurden.

			Wie anders haben sich frühere Regierungen in Bund und Ländern verhalten: So wurde etwa die Nutzung von Fracking-Gas in Deutschland verhindert, weil Angela Merkel Ministerpräsidenten nicht verprellen wollte, die ihrerseits den Forderungen von Anwohnern und Verbänden nachgegeben hatten. Überdimensionierte Abstandsregeln, die den Bau von Windkraftanlagen in weiten Teilen Deutschlands unmöglich machten – sie kamen deshalb zustande, weil Politiker den Konflikt mit lauten Minderheiten scheuten. Gleiches gilt für die Entscheidung, die leistungsstarken Gleichstromleitungen, mit denen Windstrom in den Süden der Republik transportiert wird, überwiegend unterirdisch zu verlegen – damit wurde der Ausbau deutlich verlangsamt und viel teurer.

			Für die von der »Bunkerrunde« bekämpfte Energiekrise gilt allerdings dasselbe wie für die Corona-Maßnahmen: Das Verhindern einer Katastrophe als politischen Erfolg zu vermarkten, ist schwer. Im Fall der Ampel-Regierung hat dies auch hausgemachte Gründe, von denen später die Rede sein wird. Aber generell bleibt das Dilemma bestehen: Maßnahmen, die zur Vermeidung eines Übels beitrugen, können im Nachhinein leicht als überzogen oder übergriffig diffamiert werden. Das ausgebliebene Übel wird dann in seiner Dimension relativiert oder vollends geleugnet. Den Gegenbeweis anzutreten, ist schwierig bis unmöglich. In die Diskussion der Corona-Maßnahmen hat der Virologe Christian Drosten dafür den Begriff »Präventionsparadox« eingeführt.

			Schon bald nach der Invasion der Ukraine – die »Bunkerrunde« ist mittlerweile in den bequemeren »Kleinen Kabinettssaal« umgezogen, arbeitet aber weiter im Geheimen – ändert sich das kommunikative Umfeld. Die Bundesregierung muss nun Forderungen abwehren, Deutschland solle seinerseits den Bezug von russischem Gas sofort stoppen. Führende Außenpolitiker der CDU stellen sich auf diesen Standpunkt, Friedrich Merz selbst fordert zeitweise einen Stopp der Gaslieferungen durch die Pipeline Nord Stream 1. Intellektuelle und Journalisten unterstützen diese Haltung in hohem moralischem Ton. Und per Gutachten rechnen Wissenschaftler aus, welche Folgen dies für die deutsche Wirtschaft hätte. Sogar die Leopoldina, die Nationale Akademie der Wissenschaften, erklärt in einer Ad-hoc-Stellungnahme, »dass auch ein kurzfristiger Lieferstopp von russischem Gas für die deutsche Volkswirtschaft handhabbar wäre«. Wohl könnten sich im kommenden Winter Engpässe ergeben, so die Wissenschaftler, aber es sei möglich, die negativen Auswirkungen zu begrenzen und soziale Härten abzufedern.

			Scholz & Co. erkennen die Gefahr, die mit solchen wissenschaftlich begründeten Forderungen einhergeht. »Listen to the Science« – mit diesem regierungsamtlich von der Klimabewegung übernommenen Motto wird nicht nur die Energiewende begründet. In der Corona-Pandemie wurden die Erkenntnisse der Wissenschaftler von Angela Merkel als Imperativ für ihre Politik verstanden. Bei der erwähnten Leopoldina gab die Kanzlerin Gutachten in Auftrag und begründete damit Lockdowns und Schulschließungen. Die Parallele zur Corona-Krise drängt sich geradezu auf: Damals mahnten Intellektuelle die Bundesregierung zu härteren Maßnahmen, etwa einem »No Covid«- oder »Zero Covid«-Regime. Für die Akzeptanz der Maßnahmen in der Bevölkerung waren diese Debatten kontraproduktiv. Es entstand ein fataler Eindruck: Statt Beschränkungen individueller Freiheit so gering wie möglich zu halten, schienen die drakonischen Maßnahmen manchem Politiker nicht schnell genug zu gehen.

			In die Debatte um den Boykott von russischem Gas mischen sich zudem überspannte Fantasien von Klimabewegten für einen Ad-hoc-Ausstieg aus fossilen Energien. Vielleicht auch deshalb fährt Scholz den Wissenschaftlern in einem Interview mit Anne Will Ende März 2022 brüsk über den Mund: »Die sehen das aber falsch. Und das ist unverantwortlich, irgendwelche mathematischen Modelle zusammenzurechnen, die dann nicht wirklich funktionieren.« Hier klingt zum ersten Mal in der Amtszeit von Olaf Scholz die harsche Expertenkritik an, die die Endphase seiner Kanzlerschaft prägen wird.

			Einen ganz anderen Ton setzt Robert Habeck. Er lässt fortan kurze Videos bei Instagram posten, die rasch populär werden: »Jede Kilowattstunde Energie, die wir einsparen, ist eine Kilowattstunde Energie, die Putin schadet!« Mit diesen Worten wendet er sich direkt an die Bürger und fordert sie zum Mitmachen auf: »10 Prozent Gas sparen geht immer!« Gemeinsam mit Verbraucherverbänden, Gewerkschaften und Naturschützern startet er eine Kampagne: Mit Anzeigen, Telefon-Hotlines, Beratungsangeboten und Förderprogrammen werden die Bürger ermuntert, weniger Energie zu verbrauchen.

			Diese Politik der direkten Ansprache ist aus mehreren Gründen bemerkenswert. Habeck bricht mit einem Grundsatz, den er als Parteivorsitzender den Grünen fünf Jahre zuvor selbst eingebläut hat: Weg mit dem moralischen Zeigefinger! Politiker seien keine Volkserzieher, sie sollten die Veränderung gesellschaftlicher Rahmenbedingungen anstreben, nicht auf das individuelle Verhalten der Bürger einwirken.

			Nun, als Vizekanzler in der Energiekrise, predigt er plötzlich das Gegenteil: Ohne die Bürger geht es nicht. Jeder muss sein Verhalten ändern. Wir können nur Gas sparen, wenn alle mitmachen.

			Auch das erinnert nicht zufällig an Angela Merkel in der Corona-Krise. Sie hatte über zehn Jahre lang den Deutschen erfolgreich vermittelt, sie müssten sich trotz einer zunehmend unsicheren Welt keine Sorgen machen. Sie, die Kanzlerin, werde sich darum kümmern. In dieser Sichtweise reichte es als gesellschaftliches Engagement völlig aus, alle vier Jahre die Union zu wählen. Doch dann, 2020, wandte sich die Kanzlerin in einer dramatischen Fernsehansprache an eben diese Bürger und bat, beim »Flatten the Curve« mitzuhelfen: Wenn nicht jeder Einzelne die Regeln beachte, könne die Pandemie nicht eingehegt werden!

			Nicht nur argumentiert Habeck ganz ähnlich, auch die Kommunikationsstrategie erinnert an Corona-Zeiten. Damals wurde Lothar Wieler, der Chef des Robert-Koch-Instituts, als Behördenleiter zum prominenten Sprachrohr der Regierung. Nun sucht Klaus Müller als Chef der Bundesnetzagentur die Öffentlichkeit. Er wird später von einer Absprache mit Habeck berichten: Als vermeintlich neutraler Beamter sei er die warnende Stimme gewesen, während der Minister sich eher aufmunternd-aktivierend geäußert habe.

			Wobei Robert Habeck »solidarisches Energiesparen« auch für moralisch geboten hält. Den Vorschlag, mit Prämien nachzuhelfen, verwirft er im heute journal flapsig: »Und wenn da jemand sagt, ich helfe nur, wenn ich noch mal 50 Euro krieg, würd ich sagen: Die kriegst du nicht, Alter!« Habeck, Müller und andere Grüne scheuen nicht vor Alltagstipps zum Energiesparen zurück. Vom Pullover-Tragen bis zum Abtauen des Gefrierfachs ist alles dabei. Der grüne Ministerpräsident von Baden-Württemberg, Winfried Kretschmann, empfiehlt kurzerhand einen Waschlappen zur Körperpflege.

			Das alles wird spöttisch kommentiert, hat aber durchaus Erfolg. Im Jahr 2022 sinkt der Gasverbrauch um 14 Prozent im Vergleich zum Durchschnitt der vergangenen vier Jahre. Dazu beigetragen hat gewiss, dass die Industrie manche energieintensiven Prozesse ganz abschafft. Aber das erklärt nicht alles. In den Monaten Oktober bis Dezember, nachdem Habeck und Müller mit ihren Mahnungen an die Öffentlichkeit gingen, schaffen es auch die privaten Haushalte und Gewerbetreibenden, 21 Prozent weniger zu verbrauchen. Die Temperaturen waren ungewöhnlich mild, aber vielen Deutschen war es auch wirklich ein Anliegen, Putins Angriffskrieg durch sparsames Heizen möglichst wenig zu unterstützen.

			Olaf Scholz hat sich für eine andere Kommunikationsstrategie entschieden. Ihm geht Habecks direkte Ansprache der Bürger auf die Nerven. »Robert Habeck gibt ja jetzt Tipps zum Sparen, sagt irgendwie: ›Vielleicht mal ein bisschen weniger heizen. Vielleicht mal ein bisschen kürzer duschen.‹ Haben Sie auch praktische Alltagstipps zur Hand?«, wird der Kanzler im Juni 2022 in einem Fernsehinterview gefragt. Antwort: »Nö.«

			Das Verhältnis der beiden Männer kühlt ab. In der »Bunkerrunde« führt Scholz das Wort. Er verteilt Arbeitsaufträge und bittet Habeck als zuständigen Minister regelrecht zum Rapport. Doch in der Öffentlichkeit stiehlt der Vize dem Chef weiter die Schau. Zwar gibt Scholz auf Anraten seines Sprechers viele Interviews, er dringt mit seiner spröden Art aber nicht durch. Er wirkt unzugänglich, oft wie ein Besserwisser.

			Ganz anders Habeck. Er inszeniert sich als Suchender. Schon die Entscheidung, Waffen an die Ukraine zu liefern, präsentiert er als Ergebnis eines inneren Ringens, bei dem es keinen moralisch sauberen Weg gegeben habe. Genauso erklärt er nun den Bau von Infrastruktur für Flüssiggas und den Betrieb von Kohlekraftwerken, die zeitweise wieder ans Netz gehen, obwohl sie das Klima belasten. In Katar, wo Habeck um Verträge für Flüssiggas wirbt, halten die Fotografen fest, wie er sich per Handschlag vor dem Emir verbeugt. Passt das zur wertebasierten Außenpolitik, die die Grünen so lautstark fordern? 

			Auch darauf hat Habeck die passende Antwort: Eine Autokratie (Katar) sei nicht so schlimm wie eine Autokratie, die Nachbarn überfällt (Russland). »Ist Dauerreflexion kommunizierbar?«, fragen sich zwei Sozialwissenschaftler in einem Aufsatz, der Spiegel bringt eine Titelgeschichte: »Die Leidfigur«. Der Politiker als Christus – wenn er schon nicht die Schuld der Welt auf sich nimmt, dann wenigstens die moralischen Skrupel der Deutschen.

			Scholz trifft die Entscheidungen, Habeck erklärt sie. Was zunächst als Arbeitsteilung funktioniert, in der beide Politiker ihre Stärken ausspielen, wird zunehmend zur Belastung. Denn der mediale Hype um Habeck drängt den Kanzler aus der Wahrnehmung. Es kränkt nicht nur dessen Eitelkeit, es schadet ihm auch politisch. Die Zustimmung zur SPD schwindet. In den Umfragen wird die SPD schon im Frühjahr 2022 von der Union überholt, nach dem von Habeck dominierten Sommer schließlich auch von den Grünen.

			Eine Kanzlerpartei als nur dritte Kraft? Die Ursache ist klar. Scholz’ persönliche Bewertung nach »Sympathie und Leistung« liegt deutlich hinter der von Habeck. Dass dieser sich selbst für den besseren Kanzler hält, weiß Scholz ohnehin. Doch nun scheinen es auch die Bürger so zu sehen.

			Normalerweise gelten Krisen als Stunde der Exekutive, sie lassen vor allem die Chefs glänzen. Zu Beginn der Pandemie etwa kletterten Merkels Beliebtheitswerte auf ein Rekordhoch. Auch Scholz erlebt es so, aber nur kurz: 73 Prozent der Befragten sind am 11. März 2022, also unmittelbar nach der »Zeitenwende«-Rede, mit seiner Arbeit zufrieden. Einen vergleichbaren Wert wird er nie wieder auch nur annähernd erreichen. Schon zwei Monate später ist er auf den Wert vor der Zeitenwende zurückgefallen. Dieser Kanzler zieht beim Wähler nicht: Im Mai 2022 verliert die SPD in Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen wichtige Landtagswahlen.

			Auch die FDP geht gerupft aus diesen Wahlen hervor. Von den drei Ampel-Partnern profitieren in der Krise allein die Grünen und von der guten Arbeit in der »Bunkerrunde« vor allem Habeck. Liegt es wirklich nur daran, dass er besser kommuniziert? Scholz hat eine andere Erklärung. Er glaubt, die Bundestagswahl mit Themen gewonnen zu haben, die im gewöhnlichen medialen Diskurs zu kurz kommen: dem Mindestlohn, dem Bau von neuen Wohnungen, dem Einfordern von »Respekt« für Menschen mit einfachen Jobs. Themen, die Menschen mit eher niedrigen Einkommen und geringen Bildungsabschlüssen interessieren. Alle diese Themen seien vom Krieg aus den Schlagzeilen verdrängt worden. Dieser Krieg, in dem sich viele Intellektuelle leidenschaftlich auf die Seite der Ukraine schlagen, sei eher ein Thema für kosmopolitische Eliten gewesen. Die aber wählen grün.

			Die einfachen Leute, so könnte man seine These zusammenfassen, hätten vor lauter Debatten um Waffenlieferungen gar nicht mitbekommen, dass der Mindestlohn deutlich erhöht wurde. Als Beispiel führt Scholz die dänische Ministerpräsidentin Mette Frederiksen an, auch eine Sozialdemokratin. Sie habe in ihrem Land sogar eine Rentenreform hinbekommen, eine Jahrhundertreform, und die nächste Wahl trotzdem verloren, weil niemand darüber berichtet hatte – der Krieg und die Waffenlieferungen waren die bessere Story. Scholz zieht daraus den Schluss: An ihm selbst liegt es nicht, wenn seine Beliebtheitswerte sinken.

			Trotzdem kann es nicht schaden, den Höhenflug des Vizekanzlers zu stoppen.

			Die Gelegenheit bietet sich im Herbst, und sie hat mit russischem Gas zu tun. Ab Juni 2022 drosselt Putin die Menge, die durch Nord Stream 1 fließt. Damit geraten die Unternehmen, die dieses Gas weiterverkaufen, unter Druck. Deren Geschäftsmodell funktioniert bisher so: Günstiges russisches Pipelinegas wird mit einem Aufschlag an deutsche Stadtwerke weitergegeben.

			Nun gibt es kein russisches Pipelinegas mehr. Aber die Unternehmen müssen liefern und decken sich auf den Spotmärkten ein. Dort ist das Gas unfassbar teuer, unter anderem, weil die Bundesregierung gerade zu jedem erdenklichen Preis einkauft. Die Stadtwerke hingegen haben Verträge mit ihren Kunden zu festen Preisen, die sie nicht anpassen können. Die Differenz ist riesig, es scheint also nur eine Frage der Zeit zu sein, bis die Gasimporteure bankrottgehen. Erster Kandidat dafür ist ein Unternehmen namens Uniper, über das fast die Hälfte der Gasimporte abgewickelt wird.

			Wenn jedoch Uniper pleitegeht, bekommen zahlreiche Stadtwerke kein Gas mehr geliefert und können ihrerseits nichts mehr in Häuser und Wohnungen leiten. Die Krise hätte schließlich die Bürger erreicht. Deshalb will die »Bunkerrunde« Uniper retten. Ab dem 20. Juni, als die erste Stufe des »Notfallplans Gas« ausgerufen wird, geht es laut den »Bunker«-Protokollen genau darum. Nur wie? Habeck möchte am liebsten verstaatlichen, ähnlich wie bei Gazprom Germania. Finanzminister Lindner lehnt dies ab, aus prinzipiellen Erwägungen. Die zweite Möglichkeit, dem Unternehmen schlicht Zuschüsse zu zahlen, wird im Kanzleramt verworfen. Scholz’ Wirtschaftsberater Jörg Kukies warnt vor den Ratingagenturen: Da jeder neue Milliardenzuschuss im Parlament beschlossen werden müsste, wäre er mit politischen Risiken behaftet, ein schlechteres Rating für Uniper wäre die Folge – und damit höhere Refinanzierungskosten. Am Ende müsste noch mehr Steuergeld fließen.

			Das Modell, auf das man sich schließlich einigt, ist so kompliziert, dass es selbst Spitzenpolitiker nicht verstehen: Der Staat erwirbt 30 Prozent der Anteile von Uniper und führt darüber hinaus eine Gasumlage ein. Damit ist gemeint: Die exorbitanten Mehrkosten an den Spotmärkten werden nicht nur von den Kunden der betroffenen Unternehmen getragen, sondern auf alle Verbraucher umgelegt, die Gas beziehen. Ordnungspolitisch wird das so begründet: Ein Mittelständler, der zufällig einen Vertrag mit Uniper hat, soll keinen Nachteil erfahren gegenüber einem anderen Mittelständler, der bei einem anderen Gasimporteur einen Vertrag abgeschlossen hat.

			Doch es gibt einen Haken: Von der Gasumlage würden auch Unternehmen profitieren, die gar nicht von Insolvenz bedroht# sind. Geschätzt 10 Prozent der vom Gaskunden gezahlten Mittel würden an Firmen gezahlt, die sie gar nicht benötigten, also Trittbrettfahrer. Das sei technisch nicht anders zu machen, sagen die Experten. Politisch könne man es durchstehen, heißt es in der »Bunkerrunde«. Am Ende erhebt niemand Einwände.

			Der Kanzler hält die Lösung für so gut, dass er eigens seinen Sommerurlaub unterbricht. Er lässt sich aus den Alpen nach Berlin fliegen, um die Rettung Unipers am 22. Juli zu verkünden. Nun kann er sich, auch in Abgrenzung zum grüblerischen Habeck, endlich wieder als Macher inszenieren. So plaudert er die Existenz der »Bunkerrunde« aus und berichtet, was schon alles erreicht wurde, dann stellt er ein großes »Entlastungspaket« für die Bürger in Aussicht.

			Um das Ganze in eine Botschaft zu kleiden, hat sich Scholz einen Slogan dafür überlegt: »You’ll never walk alone.« Das ist die legendäre Hymne des FC Liverpool. In Deutschland schmettern sie die Fans von Borussia Dortmund. Scholz, der sich nicht für Fußball interessiert, ist das nicht bewusst. Die Männer in seiner Umgebung hängen – typisch sozialdemokratisch – eher Underdog-Vereinen an: Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt schwört auf St. Pauli, Wirtschaftsberater Kukies auf FSV Mainz 05, und Regierungssprecher Hebestreit ist Fan der Offenbacher Kickers aus der Regionalliga. Sie berichten, Scholz selbst habe die Idee zur Stadionparole gehabt.

			Die Gasumlage kündigt er zwar ebenfalls an, aber so beiläufig, dass viele es überhören. Und sie macht bald Probleme. Denn nun berichten die Medien, dass es Trittbrettfahrer gibt. Die »Bunkerrunde« hatte verabredet, gemeinsam der Öffentlichkeit zu erklären, warum dies nicht zu verhindern sei. Doch jetzt will sich niemand der Empörung stellen. Stattdessen zeigt die Regierung auf die Unternehmen, die gefälligst freiwillig das Geld ablehnen sollen. Zu diesem Verzicht aus Patriotismus kann sich allein RWE aufraffen, der Energiekonzern erklärt, keine Zahlungen aus der Gasumlage anzunehmen. Viele kleinere Anbieter, auch solche mit Firmensitz im Ausland, sind dazu nicht bereit.

			Die Empörung der Bürger trifft nun wieder die Politik, die Medien steigen ein. In Zeiten von Preiserhöhungen muss der kleine Mann über die Gasumlage jetzt auch noch für Extragewinne blechen! Um den Unmut zu lindern, kündigt Scholz überraschend an, die Mehrwertsteuer auf Gas zu senken.

			Vielleicht hätte die Regierung eine Chance, in dieser Debatte zu bestehen, wenn sie mit einer Stimme spräche. Aber sie tut es nicht. Stattdessen nutzt die SPD die Gelegenheit, Habeck in Misskredit zu bringen. Zunächst lassen sich Abgeordnete anonym von Journalisten zitieren: »Wie hartnäckig die Grünen an der Gasumlage festhalten, überrascht uns.« Dann gibt der Parteivorsitzende Lars Klingbeil der Zeit ein Interview, in dem er feststellt: »Zweifellos hat Robert Habeck einen interessanten Kommunikationsstil. Und natürlich merken wir, dass das in der Öffentlichkeit gut ankommt. Aber am Ende zählen in der Politik nicht nur schöne Worte. Es muss vor allem die Substanz stimmen. Deshalb ist es zum Beispiel jetzt wichtig, dass wir die handwerklichen Fehler, die bei der Gasumlage passiert sind, gemeinsam ausräumen.«

			Ein Lehrstück für politische Kommunikation: Die Sprache Habecks wird mit der unpopulären Gasumlage verknüpft und ihr Vorzug in einen Nachteil uminterpretiert. Sie sei substanzlos. So geht es weiter: »(…) ich hoffe, dass die klare Aussage von Robert Habeck, ›Kriegst du nicht, Alter‹ auch für die Unternehmen gilt, die Milliardengewinne machen.« Der Subtext ist klar: Was er den Reichen gönnt, hat er euch nicht gegönnt. So personalisiert man eine Neiddebatte. In der Bild am Sonntag legt Dirk Wiese, Chef der parteirechten »Seeheimer« nach: »Das Prinzip Habeck geht so: Auftritt filmreif, handwerkliche Umsetzung bedenklich und am Ende zahlt der Bürger drauf.«

			Aus einer gemeinsamen politischen Entscheidung ist der Fehler eines Einzelnen geworden. Aus guter Kommunikation substanzlose Show. Habeck ist schwer getroffen. Er weiß: Das ist eine konzertierte Aktion, mit dem Segen des Kanzlers. Er stellt daraufhin Scholz zur Rede, doch der wiegelt ab.

			Der Angriff von Scholz erfolgt in einer Zeit, in der Habeck sich ohnehin schlecht wehren kann: Seine engsten Mitarbeiter versuchen im Wirtschaftsministerium mit immer noch misstrauischen Beamten einen dramatischen Gasmangel abzuwenden. Mit seiner grünen Partei ringt Habeck gerade darum, die letzten drei deutschen Atomkraftwerke nicht ausgerechnet auf dem Höhepunkt der Energiekrise abschalten zu müssen. So versucht er, einem Showdown mit Scholz auszuweichen, und unterwirft sich demonstrativ. Ende August erklärt er bei einer gemeinsamen Pressekonferenz nach einer Kabinettsklausur im Schloss Meseberg, es sei »gut, dass Olaf Scholz Bundeskanzler ist«.

			Aber es nutzt nichts. Die Opposition und viele Medien nehmen die Vorlage dankbar an und zeichnen Habeck fortan als faktenschwach und ahnungslos. Gerade noch war er ein vermeintlich genialer Kommunikator, nun wird der Grüne als Dampfplauderer dargestellt. Dies gelingt auch deshalb, weil darin mehr als ein Körnchen Wahrheit liegt. Es ist wahr: Habeck kann durch seine Reden mehr mitreißen als andere Politiker, aber eben auch sich selbst, manchmal bis ins Absurde. Er kippt dann ins Schwadronieren.

			Anfang September wird ein Millionenpublikum bei Sandra Maischberger davon Zeuge. Er rechne nicht mit einer Insolvenzwelle wegen steigender Energiepreise, sagt der Wirtschaftsminister: »Ich kann mir vorstellen, dass bestimmte Branchen einfach erst mal aufhören zu produzieren. Nicht insolvent werden.« Als die Moderatorin nachhakt, wie Betriebe ohne Produktion solvent bleiben sollen, verrennt sich Habeck: »Das sehen wir ja jetzt überall, dass Läden, die darauf angewiesen sind, dass die Menschen Geld ausgeben – Blumenläden, Bioläden, Bäckereien gehören dazu –, dass die wirklich Probleme haben, weil es eine Kaufzurückhaltung gibt. Und dann sind die nicht insolvent, automatisch, aber sie hören vielleicht auf zu verkaufen.«

			Im Hinterkopf hat er dabei schon die in der »Bunkerrunde« angedachten Szenarien – nämlich staatliche Unterstützung für Betriebe, die wegen zu hoher Energiepreise zeitweise die Arbeit einstellen, analog zu den zwei Jahre zuvor gewährten Corona-Hilfen im Lockdown. In der Talkshow kann er jedoch davon nicht sprechen, um keine Panik auszulösen. Schweigen aber fällt Habeck erkennbar schwer. Und so erweckt er den Eindruck, er wisse nicht, was eine Insolvenz sei. Der »Wirrwarr-Wirtschaftsminister« nennt ihn Bild fortan, am nächsten Morgen watscht ihn Oppositionsführer Friedrich Merz in einer Parlamentsdebatte ab als »Bundeswirtschaftsminister, der zwar (…) gefällig formulieren kann, dem wir immer wieder beim Denken zuschauen dürfen«, der aber in Sachfragen »hilflos« sei.

			Dieses Image wird Habeck nie wieder los. Der Überflieger wird zur Bruchlandung gezwungen. Die persönliche Beliebtheit Habecks verfällt rapide, das Politbarometer notiert ihn auf seiner Skala von +5 bis –5 noch im Juni 2022 bei 2,1 Punkten, dem damals besten Wert aller Spitzenpolitiker. Schon im September stürzt er auf 0,5 Punkte ab, in den weiteren Ampel-Jahren drehen die Beliebtheitswerte sogar ins Negative.

			Scholz hat einen Konkurrenten gestutzt. Doch er selbst profitiert davon keineswegs. Es gelingt ihm nur, Habeck auf sein eigenes Niveau herunterzuziehen – danach stürzen die Werte beider Politiker noch weiter ab. Auch in der Sonntagsfrage verlieren Grüne und SPD nun im Gleichschritt. Gegen Jahresende 2022 schieben sich die Sozialdemokraten zwar wieder vor die Ökopartei, aber beide liegen nun unter 20 Prozent und damit weit unter ihren Höchstwerten. Am Ende der Ampel-Koalition werden der Kanzler und sein Vize beide ungewöhnlich unpopulär sein. Scholz noch etwas unpopulärer als Habeck.

			In der Endphase der Ampel-Koalition versuchte vor allem die FDP, sich durch Abgrenzung von den Koalitionspartnern zu profilieren. Das hat das Regieren erst erschwert, dann unmöglich gemacht und letztlich die Koalition gesprengt. Es war jedoch nicht die FDP, sondern die SPD – und namentlich der Kanzler –, die früh damit begann, sich gegen einen Koalitionspartner zu profilieren. Dies im Blick zu behalten, ist wichtig, um die richtigen Lehren zu ziehen.

			Die Ampel-Koalition, so lautete eine Erklärung für das Profilieren zulasten des anderen, sei lagerübergreifend gewesen: eine »bürgerliche« Partei also mit zwei linken im selben Boot. Doch kann es nicht sein, dass es im Zeitalter des Populismus in der Wahrnehmung der Bürger gar kein »bürgerliches« und kein »linkes« Lager mehr gibt? Ist es vielleicht so, dass die Parteien der Mitte insgesamt als ein Lager wahrgenommen werden, das gegen ein populistisches Lager steht, welches sich wiederum nur formal in Rechts- und Linkspopulisten unterscheidet?

			Wenn diese Deutung zuträfe, bräuchten Regierungen der Mitte heute eine größere Binnensolidarität als vor dem Aufkommen des Populismus, also noch vor wenigen Jahren. Die schwarz-gelbe Bundesregierung, die von 2009 bis 2013 regierte, war durch ständigen Streit geprägt. Auf dem Tiefpunkt beschimpften sich Union und FDP wechselseitig als »Wildsau« oder »Gurkentruppe«. Aber am Ende wurde nur einer von beiden bestraft: Die Liberalen zogen nicht mehr in den Bundestag ein. Angela Merkel hingegen holte das beste Wahlergebnis ihrer Amtszeit und schrammte knapp an einer absoluten Mehrheit vorbei.

			Wäre das heute noch möglich? Schon damals schien die Eurokrise epochal, aber am Ende doch von der Kanzlerin kontrollierbar. Auch gab es weder AfD noch BSW in den Parlamenten. Und keine Algorithmen, die die Empörung in den sozialen Medien automatisch verstärken. Populistische Alternativmedien spielten noch keine Rolle. Heute ist der Problemdruck höher, in der Polykrise scheint keine Normalität mehr in Sicht, und immer mehr Bürger stellen die repräsentative Demokratie als System infrage. Vielleicht können sich unter diesen neuen Bedingungen Koalitionsparteien nicht mehr gegeneinander profilieren. Jeder lancierte oder zur Schau gestellte Hinweis auf die Schwachstellen des Partners wird von destruktiven Akteuren sofort krass verstärkt und gegen die Regierung als Ganzes gewendet. Als Habecks Stern sank, strahlte Scholz jedenfalls nicht heller.

			Die Popularitätswerte von Koalitionspartnern sind keine kommunizierenden Röhren: Wer am Vizekanzler zweifelt, fasst nicht automatisch Vertrauen zum Kanzler. Im Gegenteil. Für Friedrich Merz liegt die Lehre daraus auf der Hand. Er hat kein Interesse daran, der Reputation von Lars Klingbeil zu schaden. Es spricht viel dafür, dass nicht nur Merz, sondern die meisten führenden Politiker der Union verstanden haben, dass es auch in ihrem Interesse liegt, wenn die SPD verloren gegangenes Vertrauen in der Bevölkerung zurückgewinnt. Denn dies würde die politische Mitte insgesamt stärken und damit auch die Regierung. Und es dürfte wiederum eine Bedingung dafür sein, dass die Union ihrerseits wachsen kann. Die Konkurrenz verläuft heute nicht mehr in erster Linie zwischen den Parteien der Mitte, sondern zwischen der Mitte als Ganzes und den politischen Rändern.

			Das Verhältnis von Scholz und Habeck war von Konkurrenz geprägt. Der Grüne hielt sich für den besseren Kanzler, den nur ein Unfall der Geschichte (nämlich die Kanzlerkandidatur von Annalena Baerbock) verhindert hatte. Das spürte Scholz und fand es infam. Aber es ging um mehr als persönliche Eitelkeit: Habeck stand für eine ganze grüne Generation, deren eigentliches Ziel es war, die SPD als führende Partei im linken Spektrum abzulösen. Scholz wollte dies um jeden Preis verhindern.

			Ganz anders sieht es zwischen Merz und Klingbeil aus. Gerade weil der neue Kanzler und sein Stellvertreter sehr unterschiedlich sind, können sie ihr Verhältnis komplementär anlegen. Die beiden Männer gehören zwei Generationen an und heben sich schon vom Typ her deutlich voneinander ab. Merz ist siebenfacher Großvater, Klingbeil wurde erst im Sommer 2024 zum ersten Mal Vater. Merz war viele Jahre in der Wirtschaft tätig, Klingbeil hat noch nie außerhalb der Politik gearbeitet. Vor allem aber könnte das Verhältnis zwischen ihren Parteien reibungsloser sein, gerade weil sich Union und SPD weltanschaulich nicht so nahestehen wie SPD und Grüne. Merz glaubt sogar, dass Union und SPD einander bedingen, um erfolgreich zu sein: »Im Augenblick sind wir die einzige Volkspartei, die es in Deutschland noch gibt«, sagt er schon Anfang 2024 in einem Interview. »Und das ist für den politischen Wettbewerb nicht gesund. Es wäre besser, es gäbe zwei.«

			Allerdings ist Schwarz-Rot keine Zweierkoalition, sondern ein Bündnis von drei Parteien. Und Markus Söder hat als CSU-Chef bereits angekündigt, eine prägende Rolle in Berlin spielen zu wollen. Schon in früheren Großen Koalitionen agierte die CSU konfliktreich bis egoistisch und bisweilen schlicht destruktiv. Über die Kollegialität von Söder macht sich Merz, wie alle führenden CDU-Politiker, keine Illusionen. Und in München hat die CSU mit Hubert Aiwangers Freien Wählern einen Koalitionspartner und Konkurrenten, der sie immer wieder zu einer schroffen Abgrenzung von der linken Mitte treibt.

			Entscheidend dürfte sein, wie die neuen Regierungspartner unter Druck miteinander umgehen. Die besonders schwierige ökonomische Lage, in der Schwarz-Rot angesichts des von Trump angezettelten Handelskrieges bald zurechtkommen muss, kann dazu führen, dass die Akteure zusammenrücken. Es kann jedoch auch das Gegenteil geschehen. So war es bei der Ampel.

			Im Herbst 2022 erlebt die damalige Koalition unter Druck von innen und außen ihren ersten Stresstest. Während Kanzler Scholz den eigenen Wirtschaftsminister madig machen lässt, wird die Lage für die deutsche Wirtschaft immer bedrohlicher. Ab September 2022 liefert Putin kein Gas mehr: Der Kremlherrscher setzt auf einen kalten Winter in Deutschland. Ende des Monats zerstört ein Anschlag sogar die Pipeline Nord Stream 2 auf dem Grund der Ostsee.

			Wenn Politik sehr hart wird, leiden die Protagonisten oft sogar körperlich. Habeck durchlebt in den Wochen, in denen seine Beliebtheit abstürzt, eine ungewöhnlich heftige Corona-Infektion. Etwas später klagt er auf einem Kongress vom BDI, die Arbeitslast für seine Mitarbeiter im Ministerium sei extrem hoch: »Die Leute werden krank, die kriegen Burn-out, die haben Tinnitus. Die können nicht mehr!« Manche Beobachter fürchten, er spricht auch von sich selbst.

			Tatsächlich versuchen die Beamten im Wirtschafts- und Klimaschutzministerium im Herbst 2022 fieberhaft, eine Lösung für die Gasumlage zu finden. Es ist ein Rennen gegen die Zeit. Denn Kanzler und Koalitionspartner sind zwar auf Distanz zur Gasumlage gegangen und haben Habeck die alleinige Verantwortung dafür zugeschoben. Außerdem musste Uniper, der Energieimporteur, um den es vor allem ging, schließlich doch verstaatlicht werden – die ganze Unternehmung ist also sinnlos geworden. Aber die entsprechende Verordnung ist ja schon in Kraft! Am 1. Oktober werden alle Bürger, die mit Gas heizen, von der Umlage zum ersten Mal belastet.

			Habecks Berater versuchen die Verordnung so umzuschreiben, dass die Trittbrettfahrer kein Geld bekommen und die Gasumlage zugleich weder gegen Europarecht noch gegen das Grundgesetz verstößt. Das ist fachlich schwierig, außerdem haben die Beamten Angst, neue Vorwände für Attacken der Koalitionspartner zu liefern. Wenn Habeck nach der vermasselten Gasumlage jetzt noch eine Reform vorlegt, die später vor Gerichten durchfällt, ist sein Ruf vollends ruiniert.

			Deshalb versucht er, den Rest der Regierung in die Mitverantwortung zu zwingen. Als Habecks Ministerium Mitte September formal um eine Einschätzung der neuen Umlage durch das Finanzministerium bittet, lässt Lindner zunächst einen Staatssekretär mündlich antworten. Nach erneuter schriftlicher Bitte durch Habecks Ministerium sagt Lindner dem Ministerkollegen direkt ins Gesicht: »Jetzt habt ihr uns die tote Katze über den Zaun geworfen.« Per Mail erhält der Grüne ein Dokument, das lediglich ein vages Statement enthält, die Änderung der Gasumlage könnte möglicherweise verfassungsgemäß sein. Das Dokument ist nicht unterzeichnet und trägt nicht einmal den Briefkopf des Finanzministeriums. Lindner will sich um keinen Preis in die Mitverantwortung ziehen lassen.

			Habeck erklärt seinem Leitungsteam, das sei eine »Verarsche«. Er sei nicht bereit, sich noch einmal allein den Schwarzen Peter zuschieben zu lassen. Aber noch immer tickt die Uhr. In vier Tagen wird die Gasumlage fällig! Habeck schlägt nun eine Alternative vor: »Die Finanzierung der Mittel könnte deshalb in Form eines ›Sondervermögens russischer Angriffskrieg‹ erfolgen«, heißt es erstmals in einem Vermerk vom 29. September.

			Am selben Tag, also zwei Tage bevor die Gasumlage erstmals abgebucht werden sollte, wird sie schließlich gestoppt. Stattdessen werden eine »Gaspreisbremse« und ein »Abwehrschirm« verkündet. Unter anderem dafür will Kanzler Scholz 200 Milliarden Euro aufnehmen. Und Finanzminister Lindner ist eher bereit, diese neuen Schulden zu akzeptieren, als die Mitverantwortung für eine reformierte Gasumlage zu tragen. Statt vom »Sondervermögen russischer Angriffskrieg«, wie es Habeck vorschlug, spricht Scholz nun vom »Doppelwumms«.

			Das infantil klingende Wort ist wie so oft bei Scholz ein abgewandeltes Selbstzitat: »Wumms« nannte Scholz als Finanzminister ein 130 Milliarden Euro schweres Konjunkturprogramm in der Corona-Krise. Der Wumms hat funktioniert. Die Bezeichnung »Doppelwumms« denken sich Kanzleramtschef Schmidt und Regierungssprecher Hebestreit unmittelbar vor der Pressekonferenz aus. Auf dem Sprechzettel des Kanzlers stand das Wort noch in eckigen Klammern, weil sie bis zuletzt unsicher waren, ob er es tatsächlich benutzen würde.

			Scholz bleibt also in der Rhetorik der Finanzkrise, während Habeck auf »die Macht« verweist, »die wir Putin gegeben haben über eine zu große Abhängigkeit von Gas. Und das ist die Gegenwehr heute mit dem Abwehrschirm, die wir heute ergreifen, um diese Macht zu brechen.« Auch Lindner spricht martialisch vom »Energiekrieg«.

			Zuletzt wirkte die Ampel allerdings wie im Krieg mit sich selbst. Ein Krieg mit enormen Kollateralschäden. Denn wieder einmal hat der Kanzler seine ganze Aufmerksamkeit für interne Streitigkeiten gebraucht – und die europäischen Partner nicht informiert. Die anderen EU-Staaten werden von der Ankündigung, deutsche Unternehmen mit bis zu 200 Milliarden Euro zu unterstützen, kalt erwischt. Sie fühlen sich überfahren, denn die meisten EU-Länder können Beträge in solcher Dimension nicht annähernd lockermachen. Aber ihre Unternehmen konkurrieren auf dem Binnenmarkt mit den deutschen Konzernen, für die nun Milliardensubventionen zur Verfügung stehen. Und Emmanuel Macron, der französische Präsident, empfand dies als persönlichen Affront. Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt war noch am Montag zu Gesprächen in Paris gewesen, hatte den »Doppelwumms« aber mit keinem Wort erwähnt. Denn erst am Dienstag einigten sich Scholz, Habeck und Lindner darauf – um es am Donnerstag zu verkünden. Wieder einmal hatte der Streit in der Ampel alle Aufmerksamkeit der Akteure so lange absorbiert, dass die Partner in Europa übersehen wurden.

			Mit dem »Doppelwumms« ist die konstruktive Phase der Ampel endgültig vorbei: Scholz hat die Widersprüche seiner Koalition nur noch mit Milliarden übertünchen können. Damit wiederholt er einen Trick vom Beginn der Koalition, von dem noch die Rede sein wird. Scholz handelt also wie ein Pokerspieler, der den Einsatz erhöht. Wie schlecht sein Blatt ist, wird er bald erfahren.

		

	
		
			11 
Die Versuchung der reinen Lehre

			Mit 200 Milliarden Euro aus frischen Krediten will die Bundesregierung im Herbst 2022 also die steigenden Energiekosten abfedern. Dabei ist die Versorgungslage ohnehin angespannt. In den kalten, dunklen Monaten, die nun folgen, drohen Blackouts. Unterbrochene Gaslieferungen und gesprengte Pipelines sind schon herausfordernd genug. Dazu aber kommt ein Phänomen, über das in den Medien kaum berichtet wird: Eine ungewöhnliche Trockenheit gefährdet die Energieversorgung von halb Europa. Die Stauseen in den österreichischen Alpen sind so leer, dass die Turbinen der Wasserkraftwerke kaum laufen, der Pegel des Rheins ist so niedrig, dass Kohletransporte per Schiff zeitweise nicht mehr möglich sind. Und in Frankreich werden Kernkraftwerke vorübergehend stillgelegt, weil die Menge an Kühlwasser nicht ausreicht.

			Der knochentrockene Sommer wäre in früheren Zeiten ein Unglück gewesen, für das niemand Verantwortung trägt. Mit dem Klimawandel aber steigt die Wahrscheinlichkeit für das Auftreten extremer Wetterereignisse so stark, dass der Staat aufwendige und teure Vorkehrungen treffen muss. Im Herbst 2022 ist nichts davon geschehen. In Regierungskreisen ist vom »perfekten Sturm« die Rede.

			Die Ampel-Regierung hat weder den Klimawandel zu verantworten noch die Abhängigkeit Deutschlands vom russischen Gas. Und doch droht sie jetzt die Lage mit einem Eigentor zu verschlimmern. Zum Neujahrstag 2023 ist die Abschaltung der letzten drei deutschen Atomkraftwerke geplant. Die Anlagen Isar 2, Neckarwestheim und Emsland sind baulich und technisch in einem besseren Zustand als die meisten Kernkraftwerke in Frankreich und Tschechien, aus denen Deutschland viel Strom bezieht. Wenn Brennelemente nachgekauft und Sicherheitsvorkehrungen auf den neusten Stand gebracht würden, könnten die deutschen Meiler wohl noch für mindestens ein Jahrzehnt verlässlich Strom liefern. Aber ihre Abschaltung ist gesetzlich geregelt: Zu Beginn des Jahrtausends beschloss eine rot-grüne Bundesregierung den »Atomausstieg«, Angela Merkel hat ihn in ihrer Kanzlerschaft erst teilweise zurückgenommen und dann, nach dem Reaktorunglück im japanischen Fukushima, radikal beschleunigt.

			Der Atomausstieg hatte die paradoxe Folge, dass die Bundesrepublik mit ihrem ambitionierten Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) zwar Windräder und Solarmodule in großem Stil errichten ließ, aber heute bei klimaschädlichen Emissionen nicht besser dasteht als die Nachbarn. Die CO2-freien erneuerbaren Energien ersetzen ja die ebenfalls CO2-freien Atomkraftwerke! Währenddessen laufen Steinkohlekraftwerke weiter und sogar besonders klimaschädliche Braunkohlekraftwerke. Zudem werden überall im Land neue Gaskraftwerke geplant – 50 Kraftwerksblöcke hatte sich die Ampel für ihre Legislaturperiode vorgenommen.

			Auch deshalb war der deutsche Atomausstieg kein glaubwürdiges Vorbild für das Ausland. Je stärker die Klimakrise ins Bewusstsein dringt, desto unsinniger scheint es den Nachbarn, nicht zuerst aus den fossilen Energien auszusteigen. In vielen EU-Ländern wird Kernkraft als saubere Energie eingestuft, wie Wind und Wasser. Schweden revidierte seine Politik, keine neuen AKWs zu bauen. In skandinavischen Ländern setzten sogar grüne Parteien auf Kernkraft, um schneller Klimaneutralität zu erreichen.

			Die deutschen Grünen entschieden sich anders. Obwohl Kohle das Klima erhitzt und Gas Putins Kriegskasse füllt, bleibt die Ablehnung der Atomkraft für viele von ihnen identitätsstiftend: »Ich habe fast 50 Jahre für den Ausstieg aus der Atomkraft gekämpft. Jetzt, kurz bevor die letzten vom Netz gehen, lass ich mir den Erfolg nicht klauen – weder von Putin noch von Markus Söder, Christian Lindner oder Friedrich Merz. #AtomkraftNeinDanke«: So bringt Michael Schroeren, langjähriger Pressesprecher der grünen Partei, per Posting auf den Punkt, was viele seiner Generationsgenossen denken.

			Robert Habeck denkt nicht so. Er ist jünger und hat keine Vergangenheit in der Anti-AKW-Bewegung. Seine politische Leitidee bleibt, die Grünen in die politische Mitte zu führen. Zwar glaubt Habeck nicht, dass die deutschen Grünen jemals dem skandinavischen Vorbild folgend eine komplette Wende in der Atompolitik schaffen könnten. Aber jetzt, mitten in der Energiekrise, laufende Meiler ohne Not abzuschalten, das würde ideologisch wirken und viele bürgerliche Wähler verschrecken.

			Doch dieser Kurswechsel erfordert eine Änderung des Atomgesetzes, in dem die Abschaltung festgeschrieben ist. Die grüne Fraktion im Bundestag müsste zustimmen. Habeck sucht lange nach Wegen, wie er die eigenen Leute überzeugen könnte. Gemeinsam mit Olaf Scholz, in dessen SPD-Fraktion auch einige eingefleischte AKW-Skeptiker sitzen, tastet er sich voran. Im Juli 2022 gibt Habeck schließlich im eigenen Ministerium einen »Stresstest« in Auftrag, um herauszufinden, ob man ohne Atomkraft über den Winter kommt. Anfang September erklärt Scholz in einem Interview, zwei der drei Kernkraftwerke würden länger laufen, am 27. September, zwei Tage vor dem »Doppelwumms«, bezieht auch Habeck diese Position. Zu diesem Zeitpunkt glaubt er noch, eine Mehrheit seiner Abgeordneten davon überzeugen zu können. Doch kündigt Jürgen Trittin, der zwanzig Jahre zuvor als Minister den Einstieg in den Ausstieg erkämpfte, sofort Widerstand an: Ohne Parteitagsbeschluss werde es keine Änderung des Atomausstiegs geben.

			Im Beschluss zum »Doppelwumms« wird die Ankündigung von Scholz – zwei von drei AKW laufen etwas länger – zunächst schriftlich fixiert. Habeck will seinen Leuten erklären, dies sei der Preis für den 200-Milliarden-Euro-Rettungsschirm und die Gaspreisbremse gewesen. Doch auf der anschließenden Pressekonferenz macht ihm Christian Lindner überraschend einen Strich durch die Rechnung, indem er den Kompromiss kurzerhand zum Ausgangspunkt einer neuen Debatte umdefiniert: »Das ist noch Gegenstand auch der weiteren Beratung und Meinungsbildung. Ich sage ganz offen, ich bin der Überzeugung: Wir brauchen alle Kernkraftwerke, auch bis 2024.«

			Für die Grünen eine Provokation. Frisch traumatisiert vom heftigen Gegenwind bei der Gasumlage, wollen die Abgeordneten nun erst recht keinen Schritt auf die Koalitionspartner zugehen. Habeck entwickelt eine andere Idee: Für den Parteitag, der Mitte Oktober stattfindet, einigt er sich mit dem Trittin-Lager nun auf einen grüneninternen Kompromiss – zwei der drei AKWs dürften in die »Einsatzreserve«, also im Falle absoluter Not wieder ans Netz genommen werden. Das dritte wird sofort irreversibel abgeschaltet. Das ergibt allerdings nur in der grünen Binnenlogik Sinn: Denn bei der Einsatzreserve zahlt man zwar die Kosten für die Instandhaltung, erhält aber nicht den Strom!

			Aus der damaligen internen Kommunikation geht eindeutig hervor, dass die grünen Regierungsmitglieder den offiziellen grünen Vorschlag, die AKWs in eine Reserve zu nehmen, selbst für unpraktikabel halten. So schreibt am 31. August 2022 Habecks Staatssekretär Patrick Graichen an seinen Minister: »Wer einmal abschaltet, MUSS in eine Revision gehen, die mehrere Wochen dauert. Stefan (ein Mitarbeiter der grünen Fraktion, R.A.) schreibt auch dementsprechend, dass er die Reserve für nicht praktikabel hält, Argh.« Habeck selbst teilt diese Meinung. Er schreibt am 26. September an seine Leitungsabteilung: »Als für die Energiesicherheit verantwortlicher Minister muss ich sagen: wenn diese Entwicklung nicht doch wie durch ein Wunder in ihr Gegenteil verkehrt wird, werden wir ISAR 2 und NKW (Neckarwestheim, R.A.) im ersten Quartal 2023 am Netz lassen.« Und später: »Heute muss ich sagen, dass die Daten aus Frankreich dafür sprechen, dass wir die Reserve dann auch nutzen werden.«

			Den führenden Grünen war also jederzeit klar, dass ohne die AKWs die Gefahr besteht, nicht über den Winter zu kommen. Die vom Parteitag beschlossene »befristete Einsatzreserve für den Notfall« wäre unverantwortlich.

			Hinter den Kulissen verhandelte der Wirtschaftsminister über etwas ganz anderes. Noch während der grüne Parteitag in Bonn beriet, verfasste in Berlin Steffen Meyer, damals »wirtschaftspolitischer Berater« des Kanzlers und Leiter der zuständigen Abteilung im Kanzleramt, eine Mail an Scholz’ Büroleiterin mit dem Zusatz »Bitte dem Bundeskanzler als Ausdruck vorlegen«. Darin berichtet Meyer, Habecks Staatssekretär Graichen habe sich bei ihm gemeldet und wolle – entgegen dem Parteitagsbeschluss – auch über das dritte Kernkraftwerk verhandeln: »Sollte die Lösung darin bestehen, dass auch das KKW Emsland zeitlich beschränkt in die Reserve einzubeziehen, so würden von Grüner Seite Gegenforderungen erhoben werden müssen« (Grammatik im Original, R.A.). Zu diesen »Gegenforderungen« zähle ein »Energieeffizienzgesetz«, das bereits fertig formuliert vorliege.

			In derselben Nacht, nach Ende des Parteitages, konkret um 3.43 Uhr, schickte Graichen dann eine Mail an Habeck, in der er »die möglichen Verhandlungschips« aufzählt »als Gegenleistung für einen möglichen Streckbetrieb bei Emsland«. Nach außen pochten die Grünen auf die Einsatzreserve, also das Herunterfahren, nach innen verhandelten sie über den Streckbetrieb, also ein Weiterlaufenlassen. Was sie von Scholz dafür haben wollten, zählte Graichen auf: ein »Sofortmaßnahmenpaket Wind«, »das Energieeffizienzgesetz«, »Eckpunkte für ein Gesetz zur kommunalen Fernwärmeplanung« und »100 Mrd. zusätzlich für den Energie- und Klimafonds«. Für die Verhandlungen mit dem Kanzler empfahl Graichen: »Wenn ihr euch bei Atom einigt, dann räumt doch auch gleich die Einsatzbereitschaft ab und geht direkt in den Streckbetrieb.«

			Mit der harten Haltung in der Atomfrage sollte also vor allem ein »Energieeffizienzgesetz« herausgeholt werden, was Graichen in seiner Mail an Habeck so begründet: »Hat in der Szene einen hohen Symbolwert, und würde uns bei dem Thema endlich wieder in die Vorhand bringen.«

			Und Scholz lieferte, was die Grünen bestellt haben. Nach außen hin wurde dieser Deal allerdings ganz anders verkauft. Der Kanzler ordnete am 17. Oktober, nur einen Tag nach dem grünen Parteitag, den Weiterbetrieb der AKW bis Mitte April 2023 an – mit seiner Richtlinienkompetenz. Diese ist in der Verfassung vorgesehen, seit Konrad Adenauer hat aber kein Regierungschef den Schritt gewagt. Und Scholz selbst hatte noch im Sommer erklärt, er werde die Richtlinienkompetenz nicht ausüben, jedenfalls »in der Form, dass ich jemandem einen Brief schreibe, Herr Minister, machen Sie das Folgende«. Nun, wenige Monate später, tat er genau das. Politik per Machtwort. So sollte es aussehen.

			In seinem Brief schreibt Scholz weiter: »Parallel zu dieser Entscheidung werden die folgenden Weichenstellungen vorgenommen: Es wird ein ambitioniertes Gesetz zur Steigerung der Energieeffizienz vorgelegt.« Außerdem soll der Kohleausstieg im Rheinischen Revier bis 2030 in Gesetzesform gegossen werden. Also zwei der Kernforderungen, die Graichen in der Nacht zuvor erhoben hatte!

			Scholz hat anschließend geleugnet, dass es einen Deal gab. Eine Woche später fragte ihn der Autor dieses Buches in einem Interview für die Welt am Sonntag: »War das Machtwort in Wirklichkeit abgesprochen?« Scholz antwortete: »Nein, weil keine Einigung zustande kam, habe ich als Kanzler entschieden.« Allerdings fügte er hinzu: »Die Betroffenen haben nicht erst mit dem Brief von meiner Entscheidung erfahren, sondern ich habe sie ihnen vorher angekündigt. Das gehört sich so.« Am Tag zuvor hatte es noch ein Treffen von Scholz mit Habeck und Lindner im Kanzleramt gegeben. Auf die Nachfrage, ob der Kanzler dort schon sein Machtwort angekündigt habe, antwortete Scholz in dem Interview: »Das habe ich erst später entschieden.« Auch 2025 bleibt sein Sprecher auf Nachfrage bei dieser Version, gegen alle Indizien aus der internen Kommunikation.

			Der Fall ist gleich aus mehreren Gründen politisch lehrreich. Robert Habeck hatte nicht die Kraft, etwas als richtig Erkanntes durchzusetzen. Er musste sich zwingen lassen. Dazu wurde die Richtlinienkompetenz des Kanzlers bemüht. Also ein vermeintliches Machtwort, obwohl dies in einer Koalitionsregierung gar nicht anwendbar ist. Denn der Kanzler kann einen Minister, der nicht seiner Partei angehört, wenn überhaupt nur ein einziges Mal auf Linie zwingen. Ohne die Abgeordneten aus der Partei des Ministers hat er keine Mehrheit. Und ist vermutlich bald nicht mehr Kanzler.

			Warum kam es im vorliegenden Fall, der Laufzeitverlängerung, nicht zum Bruch der Koalition? Weil auch die grünen Kernkraftkritiker in Wahrheit keine Gegner der getroffenen Lösung waren. Ihre Horrorvision war es nicht, AKWs in der Energiekrise einige Monate länger am Netz zu halten – sie wollten dafür als Grüne die Entscheidung nur nicht selbst treffen. Es war im Kern eine Frage von Identität, nicht von politischem Handeln.

			Das Schauspiel – der Kanzler zwingt seinen Vize – kann man unehrlich nennen. Manche aber bewerten das Manöver als besonders trickreich. Als die interne Kommunikation von der Welt am Sonntag im Januar 2025 öffentlich gemacht wird, kommentiert der ehemalige parlamentarische Geschäftsführer der Grünen, Volker Beck, auf der Plattform X: »Eher Staatskunst als Skandal – eine akute Energiemangellage vermeiden & sich nicht von Fundis und Putin ins Chaos treiben lassen. Die Fundis waren so schachmatt & Habeck manövrierfähig.«

			Langfristig hat das Manöver – ob nun legitim oder nicht – keinen Nutzen für die Grünen. Denn fortan stehen Habecks eben noch erfolgreiche Appelle, Gas zu sparen, unter dem Verdacht der Doppelmoral, ist er doch offenkundig nicht bereit, dafür Atomkraftwerke länger laufen zu lassen.

			Es ist wahr: Habeck hat gegen die eigenen Grundsätze verstoßen. Für sein ausdrückliches Ziel, die SPD als stärkste Kraft links der Mitte abzulösen, sollen sich die Grünen eigentlich von der Juniorrolle emanzipieren und schwierige Entscheidungen selbst treffen können. Bei der Laufzeitverlängerung versteckte sich Habeck jedoch hinter der Kanzlerautorität wie ein Junge hinter seinem großen Bruder. Die Grünen machen sich klein, um ihren Grundsätzen treu bleiben zu können.

			Doch die Annahme, solche Prinzipientreue um jeden Preis käme beim Bürger gut an, ist falsch. Als die ehemals pazifistischen Grünen zu Beginn der Ampel-Koalition ihre strikten Grundsätze zu Waffenexporten aus Solidarität mit der Ukraine über Bord warfen, erhielten sie große Zustimmung in allen Meinungsumfragen. Ihre Begründung, die russische Invasion verändere die Abwägung, war glaubwürdig. Die Bürger fanden sympathisch, dass den Grünen die Hilfe für die Ukraine wichtiger war als die eigenen Grundsätze. Bei der eben beschriebenen Atomentscheidung ist es andersherum. Die Grünen, deren Zustimmungsrate im Sommer 2022 auf dem Höhepunkt war, schmieren jetzt kontinuierlich ab.

			Wer auf Positionen besteht, nur um die eigene Identität zu bewahren, beraubt sich politischer Möglichkeiten. Ein Gedankenspiel: Hätten die Grünen ihre heilige Kuh Atomausstieg für die Ukraine und den Klimaschutz geschlachtet, hätte dies vermutlich auch die FDP unter Druck gesetzt, ebenfalls einen betonharten Grundsatz zu opfern, etwa das Nein zum Tempolimit auf Autobahnen. Der europaweit einzigartige Verzicht auf die Geschwindigkeitsbegrenzung ist ja ebenfalls nur ein durch Geschichte und Identität erklärbarer deutscher Sonderweg. Längere AKW-Laufzeiten und ein Tempolimit – dem Klima hätten beide Maßnahmen genutzt. Und die Bürger und Unternehmen wären vielleicht motiviert, auch ihrerseits für den Klimaschutz und gegen Putin über ihren Schatten zu springen. Jedenfalls hätte die selbst ernannte »Fortschrittskoalition« gezeigt, dass sie mehr ist als die Summe ihrer Teile.

			Stattdessen hielten alle Parteien an ihren Dogmen fest, um den Preis der Unfähigkeit, Entscheidungen zu treffen. Ein fataler Fehler: Denn nicht immer kommt – wie bei der Atomfrage – der Kanzler mit seiner Richtlinienkompetenz zu Hilfe wie der große Bruder.

			In einer zunehmend fragmentierten Parteienlandschaft dürften die Abwägungen zwischen Pragmatismus und Grundsätzen noch öfter eine Rolle spielen. Denn kleiner werdende Parteien sind fast automatisch noch stärker auf ihre Stammwählerschaft angewiesen. Und drohen damit der Versuchung zu erliegen, an der reinen Lehre festzuhalten. Grundsatztreue ist in der Politik aber kein Selbstzweck. Im Gegenteil. Die Wähler, die immer weniger an Parteien gebunden sind, honorieren Pragmatismus und mögen Politiker, die über ihren Schatten springen.

			Der Atomausstieg wird also per Machtwort um vier Monate verschoben. An jedem Meiler, der vom Netz geht, feiert die grüne Partei vor Ort ein »Abschaltfest«. Auch wenn der allerletzte Sieg darin bestand, den eigenen grünen Klimaschutzminister zu drängen, sich vom SPD-Kanzler zwingen zu lassen: Gewonnen hat die Anti-Atom-Bewegung am Ende doch. 36 Jahre nach Tschernobyl, 22 Jahre nach dem rot-grünen Ausstiegsbeschluss, 11 Jahre nach Fukushima und der Verkehrung einer schwarz-gelben Laufzeitverlängerung in ihr Gegenteil wird in Deutschland ab dem 15. April 2023 kein Atomstrom mehr produziert. Der Import von Atomstrom aus den Nachbarländern steigt hingegen, auch weil die Flüsse in Frankreich wieder Wasser zur Kühlung der 56 dortigen Atomkraftwerke führen und die Regierung in Paris für die Versorgungssicherheit die Regeln weniger strikt auslegt: Die Betreiber dürfen ihre überalterten Anlagen länger am Netz lassen, bevor sie saniert werden müssen.

			Der Triumph der Anti-Atom-Bewegung fällt mit einer tiefen Krise der Klimabewegung zusammen. Vor allem die Fridays-For-Future-Aktivisten kämpfen gegen den eigenen Bedeutungsverlust. Noch in der Großen Koalition waren die für entschlossene Klimaschutzpolitik demonstrierenden Jugendlichen spektakulär erfolgreich. 270 000 Menschen demonstrierten am 20. September 2019 in Berlin für mehr Klimaschutz, im ganzen Bundesgebiet wurden 1,4 Millionen Teilnehmer auf den Straßen gezählt. Die Medien berichteten überwiegend unkritisch bis begeistert über die jungen Leute. Angela Merkel konnte den Zeitgeist, wie so oft, am schnellsten erspüren. Nach einem 19-stündigen Koalitionsausschuss stellte sie gemeinsam mit Olaf Scholz ein »Klimapaket« vor: im Berliner Futurium, einem nur einen Steinwurf vom Kanzleramt gelegenen neuen Museum, das in einer großen Installation den »ökologischen Fußabdruck« des Menschen visualisiert.

			Das Ergebnis von Merkels Nachtsitzung: Jeder »Sektor« der Gesellschaft, wie Verkehr, Gebäude, Landwirtschaft oder Industrie, soll künftig nach einem genau vorgegebenen Plan CO2 einsparen. Gelingt dies nicht, muss das zuständige Ministerium »innerhalb von drei Monaten« Vorschläge machen, wie die Minderung in einem Radikalprogramm kurzfristig doch noch erreicht werden kann.

			Die deutsche Frontfrau der Fridays, Luisa Neubauer, und ihre internationale Ikone, Greta Thunberg, wurden mehrmals zu vertraulichen Gesprächen mit Angela Merkel und der EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen eingeladen. Und sie haben anderthalb Jahre später auch noch vor dem Bundesverfassungsgericht Erfolg. Die Richter geben den klimabewegten Klägern recht und definieren in einem Grundsatzurteil einen neuen »Freiheitsbegriff«: Der Staat müsse sicherstellen, dass die Lebensgrundlagen kommender Generationen nicht zerstört werden. Merkel und Scholz verschärfen daraufhin die deutschen Klimaziele noch einmal. Nun soll Deutschland schon 2045 klimaneutral werden, fünf Jahre früher als der Rest der EU.

			Fridays for Future mobilisierte Hundertausende, trieb die Bundesregierung vor sich her und wurde auch noch vom höchsten Gericht bestätigt: Wo die Achtundsechziger einen langen Marsch durch die Institutionen anstrebten, legten die Fridays einen Sprint hin. Nie in der Geschichte der Bundesrepublik war eine soziale Bewegung so schnell so erfolgreich. Eine grüne Kanzlerschaft nach der Wahl 2021 war als krönender Abschluss fest eingeplant.

			Doch schon während der Corona-Pandemie verflog der Klimarausch. Und der Kater setzte ausgerechnet mit einem Vizekanzler Robert Habeck ein. Die Merkel’schen »Sektorenziele« haben sich als Kopfgeburt erwiesen. Lediglich die Sektoren Energiewirtschaft, Industrie, Landwirtschaft und Abfallwirtschaft halten die Vorgaben ein. Vor allem der Verkehr und die Gebäude hängen uneinholbar zurück. Die gesetzlich vorgeschriebenen Notfallprogramme müssten Fahrverbote oder sogar abgestellte Heizungen mit sich bringen. Das wäre politischer Selbstmord. Deshalb verabredet die Ampel-Regierung, unbemerkt von der Öffentlichkeit, schon in den Koalitionsverhandlungen die Relativierung der erst zwei Jahre zuvor von der GroKo beschlossenen Ziele: Künftig sollen die Emissionen sektorübergreifend verrechnet werden.

			Für Fridays for Future ist das eine Niederlage. Denn damit müssen gerissene Klimaziele, etwa beim Verkehr, nicht mehr durch Sofortprogramme ausgeglichen werden. Der Rückschritt wird noch dramatischer, nachdem Putin das russische Pipelinegas abgestellt hat. Nun werden in Rekordzeit LNG-Terminals errichtet, und ausgerechnet der grüne Vizekanzler reist durch die Welt, um das viel klimaschädlichere Flüssiggas zu besorgen. In der Krise werden bereits ausgemusterte Kohlekraftwerke wieder ans Netz genommen, und der Bundestag schafft die gesetzliche Grundlage, um sogar Öl für Strom zu verbrennen.

			Die Nähe der Aktivisten zur Macht bleibt zwar bestehen – so trifft der Kanzler im November 2022 Luisa Neubauer am Rande der Weltklimakonferenz im ägyptischen Scharm asch-Schaich zu Drinks in einer Strandbar –, aber ihr Einfluss ist geschwunden. Und es gibt Konkurrenz: Radikale Kleingruppen wie »Die letzte Generation« prägen jetzt das Bild der Klimabewegung. Indem sie Straßen blockieren, Opernaufführungen stören und Kunstwerke mit Farbe beschmieren, bringen sie die Bürger gegen sich auf, liefern aber medial gut verwertbare Bilder. Ein Aktivist droht im Interview mit dem Spiegel sogar mit einer »Klima-RAF«.

			Anfang 2023 will der Fridays-For-Future-Mainstream der Klimabewegung wieder Anschluss finden an die ihm enteilten Extremisten. Zum Schauplatz wird der Ort Lützerath gewählt, ein kleiner Weiler im Rheinischen Revier, der für die unter ihm liegende Braunkohle abgebaggert werden soll. Die großzügig entschädigten Einwohner leben zwar längst anderswo, aber nun reist Greta Thunberg an, um die leeren Häuser und Scheunen zu verteidigen. Luisa Neubauer ist auch vor Ort, dazu Tausende Demonstranten. Sie geben den Rahmen ab für mehrtägige Auseinandersetzungen mit der Polizei, die in massiver Gewalt gegen die Einsatzkräfte münden.

			Auch Neubauer scheint mit der Selbstermächtigung jenseits der Gesetze zu flirten: Als sie sich von Polizisten aus einer Sitzblockade wegtragen lässt, hält sie ein Buch in die Höhe: Das Prinzip Verantwortung von Hans Jonas. Der im Jahr 1979 erschienene Klassiker der Ökobewegung formuliert einen ökologischen Imperativ: »Handle so, dass die Wirkungen deiner Handlungen verträglich sind mit der Permanenz echten menschlichen Lebens auf Erden!« Aber Jonas fragt auch, ob diese Verantwortung innerhalb des demokratischen Systems erreichbar oder dafür eine wohlwollende Diktatur notwendig sei. Das Nachwort zur Neuauflage stammt von Habeck, der das Werk feiert, sich aber von der autoritären Option distanziert. Neubauer erklärt später, sie stehe eher bei Habeck (also für Klimaschutz in der Demokratie) als bei Jonas (Klimaschutz notfalls undemokratisch). Aber ihre Geste in Lützerath ist ambivalent.

			Luisa Neubauer ist das Gesicht von Fridays for Future, aber als grüne Politikerin zugleich auf Parteitagen aktiv. Damit demonstriert sie in Lützerath quasi gegen sich selbst. Und die ganze Bewegung gerät jetzt in solche Widersprüche; sie sind unvermeidlich, wenn man nach dem Erringen der gesellschaftlichen Hegemonie nun materielle Veränderungen erreichen will. In einer Demokratie sind dafür auch Kompromisse nötig.

			Das Abbaggern von Lützerath war ein Zugeständnis, mit dem die schwarz-grüne Landesregierung den Energiekonzernen einen früheren Kohleausstieg schmackhaft machte. Niemand kann Realpolitik betreiben, der solche Widersprüche nicht erträgt. Die vorher so erfolgreiche Klimabewegung aber flüchtet sich in eine bequeme Außenseiterposition. Staunend sah die Öffentlichkeit tagelang Bilder wie aus längst vergangenen Zeiten: Protestcamps und Menschenketten, linksradikale Parolen, Rangeleien mit der Polizei im Schlamm. Es schien, als wolle die Klimabewegung, die doch den Zeitgeist der späten 2010er-Jahre prägte, zu einer Protestbewegung der 1980er regredieren, mit dem guten Gefühl, auf der richtigen Seite zu stehen. Der Preis dafür ist hoch, denn wer sich auf pauschale Ablehnung von politischen Prozessen zurückzieht, prägt diese nicht mehr. Die folgenreichen Entscheidungen treffen dann andere.

			Für die Ampel hat Lützerath fatale Folgen. Denn die Grünen lassen sich von der Regression der Klimabewegung beeindrucken. Sie versuchen es nun auch mit Radikalität. Im März 2023 wird es Habeck nicht mehr gelingen, sich vor einem Koalitionsausschuss, in dem es um die Sektorenziele und den Ausbau des Schienenverkehrs geht, mit Scholz und Lindner auf eine gemeinsame Verhandlungsgrundlage zu einigen. Die grünen Fraktionsvorsitzenden Britta Haßelmann und Katharina Dröge, die Parteivorsitzende Ricarda Lang und die Konkurrentin um die Kanzlerkandidatur, Annalena Baerbock, glauben, der eigenen Basis sei nun eine Abweichung von der reinen Lehre nicht mehr zuzumuten.

			In der Atomfrage hatte Scholz fehlende grüne Kompromissfähigkeit genutzt, um in Wahrheit längst gefundenen Konsens mit der großen Geste eines Machtworts zu verkünden. Doch diesmal gibt es keinen Deal hinter den Kulissen. Der Streit ist echt.

			Zweieinhalb quälende Tage lang kämpfen die Grünen gegen eine Einheitsfront von SPD und FDP und holen am Ende doch nur die Zusage heraus, neben neu gebauten Autobahnabschnitten würden künftig Solarpaneele aufgestellt. Mit der harten Haltung und der Kompromisslosigkeit ist nichts erreicht worden für den Klimaschutz.
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Stresstest

			Robert Habeck ist als erster deutscher Minister für Klimaschutz noch nicht mal vereidigt, da begeht er einen folgenschweren Fehler. Er wird dazu beitragen, dass die grüne Partei nicht nur stetig schlechtere Umfragewerte einfährt. Mehr noch: Klimaschutz, bisher ein politisches Gewinnerthema, wird am Ende der Ampel-Jahre heftige Gegenreaktionen auslösen. Empörung und Trotz – beides wird die AfD erfolgreich auf ihre Mühlen lenken.

			Habecks Fehler besteht darin, das ziemlich dreiste Angebot einer Frau zu ignorieren.

			An einem Nachmittag Anfang Dezember 2021 erhält er einen Anruf von Klara Geywitz. Die Sozialdemokratin war lange Landespolitikerin in Brandenburg, im politischen Berlin machte sie nur kurz von sich reden, als sie gemeinsam mit Olaf Scholz 2019 vergeblich für den SPD-Bundesvorsitz kandidierte. Zum Dank dafür – und weil sie als Ostdeutsche und Frau gleich zwei Quoten erfüllt – holt Scholz sie jetzt in sein Kabinett, als Ministerin für Bauen und Wohnen. Geywitz und ihr Mann Uli Deupmann – ein Lobbyist, der früher für den Spiegel über Gerhard Schröder schrieb und dann für Frank-Walter Steinmeier arbeitete – leben in Potsdam, nicht weit vom Ehepaar Scholz entfernt. Man ist befreundet.

			Der Ministerposten ist für Geywitz ein Karrieresprung. Doch sie will mehr. So ruft die designierte Bauministerin den designierten Vizekanzler an und schlägt ihm in Brandenburger Direktheit vor: »Gib mir doch die Zuständigkeit für Klimaschutz in Gebäuden. Für Heizungen.« Zur Begründung sagt sie, in Habecks neu geschaffenem Ministerium für Wirtschaft und Klimaschutz gebe es ohnehin so viel zu tun. Da sie als Bauministerin für Dämmung zuständig sei, könne sie doch auch gleich die Heizungen übernehmen.

			Was sie nicht ausspricht: Sie hält es für sinnvoll, dass Klimaschutz nicht nur von einem einzigen Regierungsmitglied und einer einzigen Partei betrieben wird. Dass sich eben auch die SPD zuständig fühlt. Und – über seine Vertraute Geywitz – der Kanzler persönlich.

			Habeck ist irritiert. Um jede einzelne Zuständigkeit wurde in den Koalitionsverhandlungen erbittert gerungen. Und jetzt soll er ein politisches Gestaltungsfeld einfach so aufgeben? Eine Frechheit.

			Nicht zufällig hatte sich Habeck ja ein Klimaschutzministerium herausgehandelt – ein Novum in der Geschichte der Bundesrepublik. Bald zieht er so viele Kompetenzen und Beamte an sich, dass ein arg gerupftes Umweltministerium zurückbleibt, dem seine Parteifreundin Steffi Lemke vorsteht. Annalena Baerbock muss im Auswärtigen Amt sogar »Klimadiplomatie« als neue Kernaufgabe ausrufen, um auf diese Weise mit dem vermeintlich populären Thema wahrgenommen zu werden. Habeck hatte schon den grünen Frauen nur Krümel vom Klimakuchen übrig gelassen. Einer Sozialdemokratin wird er kaum ein ganzes Stück schenken.

			Habeck lehnt ab. Hätte er das Angebot von Geywitz angenommen, wäre ihm einiges erspart geblieben.

			Es lohnt sich, die Geschichte des Heizungsgesetzes genauer zu betrachten. Denn im Detail wird klar, wie politische Akteure im Kampf um kleine politische Geländegewinne und persönliche Beliebtheit ihre vom Wähler verliehene Legitimation nachträglich zerstören. Und es zeigt beispielhaft, woran Klimaschutz in demokratisch verfassten Gesellschaften oft scheitert.

			Habeck schlägt das Angebot von Geywitz aus, weil er glaubt, die Thematik sei in seinem Ministerium besser aufgehoben. Genauer gesagt: Er glaubt, einen Mann an Bord zu haben, der wie geschaffen ist für den Job. Zuständig für Klimaschutz in Gebäuden ist Patrick Graichen, jener Staatssekretär, der bald schon neue Gasquellen rund um die Welt erschließen und zur Laufzeitverlängerung für Atomkraftwerke so forsche E-Mails ins Kanzleramt schicken wird. Graichens Portfolio ist größer als so manches Minister-Portfolio. Und er hat ein entsprechendes Selbstbewusstsein. Er animiert Unternehmen, ihre Produktion hochzufahren, erklärt Verbandschefs die künftigen Rahmenbedingungen für ganze Wirtschaftszweige und verhandelt eigenständig mit europäischen Partnern. Wo andere Staatssekretäre diskret ihrem Minister zuarbeiten, lädt Graichen persönlich Journalisten ein. Nach Verhandlungen im Kanzleramt führt er Hintergrundgespräche mit Journalisten per Videoschalte: locker im Hemd vom Rücksitz seines Dienstwagens, zwischen zwei Terminen. Während Habeck seine Stärken im Prinzipiellen hat, inszeniert sich Graichen als Macher. Als der Topmanager der deutschen Energiewende.

			Darauf hat er lange hingearbeitet. Bevor er Staatssekretär wurde, war er Leiter von Agora Energiewende. Diese im politischen Berlin einzigartige Organisation ist eine Mischung aus Thinktank und Lobbytruppe, finanziert von amerikanischen und deutschen Milliardären sowie aus öffentlichen Geldern. Agora erarbeitet Konzepte für die Energiewende und setzt sie um, sobald sich die Gelegenheit bietet. Schon das Erneuerbare-Energien-Gesetz, das legislative Gründungsdokument der deutschen Energiewende, stammte im Wesentlichen aus der Feder von Rainer Baake, damals Staatssekretär des grünen Umweltministers Jürgen Trittin. Als die Grünen 2005 aus der Regierung flogen, wechselte Baake erst zur einflussreichen Deutschen Umwelthilfe und wurde dann Gründungsdirektor von Agora Energiewende. Nach dem Atomunfall von Fukushima ließ sich die vorher skeptische Bundeskanzlerin Merkel zum Atomausstieg bekehren und holte Baake zurück in die Regierung: als Energiestaatssekretär lotste er jetzt den sozialdemokratischen Vizekanzler Sigmar Gabriel durch das schwierige Themenfeld. Und als die Zuständigkeit für die Energiewende 2018 an den CDU-Politiker Peter Altmaier ging, wollte dieser ebenfalls am grünen Experten festhalten. Doch Baake fand die Klimapolitik der Großen Koalition am Ende nicht ambitioniert genug und wechselte zurück zu Agora. Sein engster Mitarbeiter in all den Jahren über alle Jobwechsel hinweg: Patrick Graichen. Als Staatssekretär unter Habeck steht er jetzt im Zentrum der Macht.

			Agora ist formell überparteilich. Trotzdem entsteht der Eindruck, dass hier nicht nur Konzepte entwickelt, sondern auch Kader für eine radikale Energiewende vorbereitet werden – Überzeugungstäter und zugleich exzellente Fachleute. Ein Unionspolitiker beschreibt die Agora-Leute fast ein wenig ehrfürchtig als die »Jesuiten der Energiewende«. Ein anderer lästert, das jahrelang erfolgreich durch die Institutionen wandernde Duo von Baake und Graichen erinnere ihn an »den Sith-Lord und seinen Padawan« aus Star Wars.

			Der Wechsel von einem Thinktank zur Regierung und zurück ist eher typisch für Washington als für Berlin. Aber die Thinktanks in der amerikanischen Hauptstadt unterscheiden sich von Agora in einem wichtigen Punkt: Dort gibt es mehrere konkurrierende Einrichtungen, aus denen sich wechselnde Regierungen mit Personal und Konzepten bedienen können – liberale oder konservative. In Berlin ist Agora für die Energiewende fast ein Monopolist. Baake und Graichen beraten jeden, vom linken Grünenflügel bis zur CDU-Kanzlerin. Und treten kurzerhand selbst in die Regierung ein, wenn diese nur genug Ambition in der Sache verspricht.

			Ambition hat Habeck. Die bisherigen Maßnahmen in Deutschland seien »in allen Sektoren unzureichend«, sagt er in seiner »Eröffnungsbilanz Klimaschutz«. Der Ausbau der erneuerbaren Energien müsse »drastisch beschleunigt« werden, eine »Verdreifachung der bisherigen Geschwindigkeit der Emissionsminderung« sei nötig. Die entsprechenden Konzepte soll Graichen entwickeln. Als Direktor von Agora veröffentlichte er schon 2020 ein Programm namens »1 Million Wärmepumpen« – diese Geräte werden mit Strom betrieben, der in einem günstigen Verhältnis in Wärme umgewandelt wird. Allerdings sind in Altbauten oft zusätzliche Investitionen in Dämmung, moderne Fenster und größere Heizkörper notwendig.

			Als Staatssekretär holt Graichen nun sein Konzept aus der Schublade und will es zum Gesetz machen. Dafür nutzt er das »Gebäudeenergiegesetz« (GEG), das aus den Zeiten der Großen Koalition stammt und regelt, wie Hausbesitzer ermuntert werden, statt Öl- oder Gasheizungen Wärmepumpen einzubauen. Am Ende vereinbart die Ampel, dass ab 1. Januar 2025 im Falle der Havarie einer Heizung nur noch Anlagen eingebaut werden dürfen, die zu 65 Prozent mit erneuerbaren Energien betrieben werden.

			Die Vorschrift hat weitreichende Folgen. Und sie wird noch einmal verschärft. Im März 2022 beschließt ein Koalitionsausschuss im Kanzleramt, der vor allem über den Tankrabatt und das 9-Euro-Ticket verhandelt, zu später Nachtstunde, dass die Wärmepumpenregelung schon ab dem 1. Januar 2024 in Kraft tritt, also ein Jahr früher als geplant. Den meisten Teilnehmern, Habeck eingeschlossen, ist die Tragweite dieser Entscheidung nicht bewusst. Das Land ächzt gerade unter Gaspreisen, die durch die Decke gehen, da werden die Leute gerne Abschied von ihren Gaskesseln nehmen, glaubt der Minister.

			Den Entwurf für das GEG muss Habecks Haus gemeinsam mit dem Bauministerium schreiben. Die Beamten von Ministerin Geywitz nehmen dem Entwurf zwar manche Schärfe, aber sein ambitionierter Kern, der schon in den Koalitionsverhandlungen vereinbart wurde, bleibt bestehen. Habecks Wärmewende setzt beim einzelnen Haus an. In Skandinavien, wo die meisten Gebäude längst klimaschonend beheizt werden, hatte der Staat vorab ermittelt, welche Häuser und Wohnungen an ein Fernwärmenetz angebunden werden können. Doch dafür sei in Deutschland keine Zeit mehr, glauben die Grünen, der Klimawandel sei schon zu weit fortgeschritten. Zumal die Marktwirtschaftler von der FDP die Fernwärmeplanung ohnehin ablehnen, weil sie nach Planwirtschaft klingt.

			Graichen will schnell loslegen. Und wie: 500 000 Wärmepumpen sollen künftig jährlich vom Handwerk verbaut werden. Tausende Installateure, die bisher Gaskessel montierten, werden dafür in Umschulungen geschickt. Die Hersteller errichten neue Produktionsanlagen, der amerikanische Konzern Carrier Global kauft für Milliarden Dollars das deutsche Traditionsunternehmen Viessmann, um den erwarteten Boom nicht zu verpassen.

			Langsamer als das Gebäudeenergiegesetz, das immerhin schon in Graichens Schublade lag, kommt allerdings eine Reform der »Bundesförderung für effiziente Gebäude« (BEG) voran. Hier hat das Geywitz-Ministerium die Federführung. Über die BEG sollen die Zuschüsse für alle Bürger fließen, die bald ihre kaputte Gasheizung durch eine Wärmepumpe ersetzen – vermutlich Hunderttausende, die insgesamt Förderung in Milliardenhöhe erhalten werden. Weil diese im Bundeshaushalt jedoch nicht eingeplant sind, will Graichen sie aus dem Klima- und Transformationsfonds (KTF) nehmen, von dem später noch die Rede sein wird. Aber auch diese Mittel sind verplant. Ihre »Repriorisierung« dauert.

			Graichen ist ungeduldig. Er muss seine Wärmepumpen-Revolution jetzt ins Gesetzblatt bringen, denn sie soll zu Neujahr 2024 in Kraft treten. Also wartet er nicht, bis die Förderung steht, sondern schickt den Entwurf seines Gesetzes an Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt – für die »Frühkoordinierung«. Dieses Verfahren ist erst seit wenigen Jahren Teil der Geschäftsordnung der Bundesregierung. Im Kern dient es dazu, wichtige politische Akteure über die Inhalte eines geplanten Gesetzes in Kenntnis zu setzten, bevor der Entwurf auf gewohntem Wege bei Abgeordneten, aber auch als Grundlage für Anhörungen bei Experten, Verbänden und Lobbyisten landet. Ein heikles Verfahren: Wenn Spitzenpolitiker sich schon per Vorabsprache auf die wesentlichen Inhalte eines Gesetzes verständigen, verkommt das anschließende parlamentarische Verfahren zur Formalie.

			Dieses Prozedere hat sich Olaf Scholz ausgedacht, noch als Angela Merkels Vizekanzler. Es diente damals der Disziplinierung der Unionsabgeordneten, die stets beklagten, die von Merkel geführte Regierung treibe eigentlich SPD-Politik. Da jedoch der Vorsitzende der Unionsfraktion, Volker Kauder, durch die Frühkoordinierung in die wesentlichen Vorhaben der Regierung eingebunden war, konnte Scholz Einwände im Gesetzgebungsprozess lässig mit dem Hinweis kontern: Euer Vorsitzender hat ja schon zugestimmt!

			In der Ampel-Koalition wird die Frühkoordinierung im Prinzip beibehalten, nur das Verfahren ändert sich: Nun macht Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt bei allen Gesetzen einen persönlichen sanity check. Das ist Managersprache und bedeutet schlicht, dass der Scholz-Vertraute zur Überarbeitung an die Ressorts zurückspielt, was er für offensichtlichen Unsinn hält. Ist diese Hürde genommen, reicht Schmidt die Entwürfe weiter an Steffen Saebisch, den Staatssekretär, der die FDP-Ministerien koordiniert, und an Anja Hajduk, die in gleicher Funktion für die grünen Ressorts arbeitet.

			So sollen die engsten Vertrauten von Scholz, Lindner und Habeck ihren Segen schon erteilt haben, bevor das reguläre Verfahren beginnt. Wenn später jemand Einwände erhebt, kann man sich auf die Einigung durch die großen drei berufen.

			Während der Großen Koalition bezog die Frühkoordinierung immerhin noch die Spitzen der Fraktionen mit ein. In der Ampel-Koalition koordiniert die Regierung mit großem Aufwand vor allem sich selbst – letztlich zulasten der Gewaltenteilung. Denn im nachgelagerten parlamentarischen Prozess soll die mühsam errungene Einigung dann möglichst nicht mehr infrage gestellt werden.

			Im Fall des GEG geht das jedoch spektakulär schief. Der von Graichen am 16. Februar 2023 in die Frühkoordinierung gegebene Entwurf kommt fünf Tage später aus dem Finanzministerium zurück, mit einem vernichtenden Kommentar versehen: »Grundsätzlich überarbeiten«! Doch Graichen hat keine Zeit für eine Überarbeitung, denn am 28. Februar taucht der abgelehnte Entwurf in der Bild-Zeitung auf. Das Boulevardblatt entdeckt schnell das Empörungspotenzial: Täglich wettern nun große Schlagzeilen gegen »Habecks Heizhammer«.

			Viele Bürger kriegen Angst, dass sie ihre Häuser verkaufen müssen, weil sie keine teure Wärmepumpe plus Dämmung bezahlen können. Zwar versucht die Regierung, diesen falschen Eindruck zu korrigieren, aber sie kann es zum jetzigen Zeitpunkt nur sehr vage und abstrakt tun: Die konkrete Höhe der Förderung kann niemand berechnen, denn das Gesetz dafür ist ja noch nicht fertig.

			Wer hat der Bild den Entwurf gesteckt? Diese Frage beschäftigt bald die halbe Republik. Habeck selbst wirft sie auf: In den Tagesthemen Ende März schimpft der Vizekanzler live vor einem Millionenpublikum: »Hier ist der Gesetzentwurf an die Bild-Zeitung – und ich muss unterstellen: bewusst – geleakt worden, um dem Vertrauen in der Regierung zu schaden.« Die Gespräche seien »mit Absicht zerstört worden, des billigen taktischen Vorteils wegen«. Die Moderatorin Caren Miosga fragt ihn wiederholt nach »Selbstkritik«, etwa ob sein Ministerium ein zu schnelles Tempo anstrebe, aber Habeck weist alles von sich: »Wir haben dann im Jahr 2025 die Bundestagswahl, das wäre schon sehr gutgläubig zu sagen, in so einem Wahljahr würde man dieses Gesetz machen. In Wahrheit geht es darum, es nicht zu tun!« Jetzt oder nie. Alles oder nichts. Die Guten gegen finstere Mächte. So sieht es Habeck.

			Aber wer ist der Bösewicht, der den Klimaschutz verhindern will? Wo war die undichte Stelle? Da der Gesetzentwurf noch in der Frühkoordinierung steckt, ist Kanzleramtschef Schmidt der erste Verdächtige. Und weil Schmidt nichts unternimmt, was Scholz nicht will, steht damit der Kanzler selbst im Zwielicht. Habeck vermutet es. Er ist ein gebranntes Kind: Erst vor wenigen Monaten haben ihm die Sozialdemokraten das Scheitern der Gasumlage angehängt. Nun soll er das Heizungsgesetz verbockt haben. Er kann halt nur reden, nicht regieren – dieser Eindruck soll sich festsetzen, damit Habeck den Kanzler nicht länger überstrahlt.

			Im Kanzleramt wird eine andere Version gestreut: Die FDP sei verantwortlich! Erst wenige Tage zuvor hatten die Liberalen eine weitere schmerzhafte Niederlage bei einer Landtagswahl einstecken müssen, sie flogen aus dem Berliner Abgeordnetenhaus, obwohl sie in der Hauptstadt in Umfragen lange stabil über 5 Prozent lagen. Immer mehr Parteifreunde raten Lindner zu einem Wechsel der Strategie. Als konstruktiver Partner in der Ampel hat die FDP eine Wahlniederlage nach der anderen kassiert. Vielleicht punktet sie ja beim Wähler, wenn sie es stattdessen mal destruktiv versucht? Als Störfaktor gegen Rot-Grün, das von vielen Bürgerlichen abgelehnt wird.

			Dazu passt, dass sich die Liberalen nach dem Bekanntwerden des »Heizhammers« schnell auf den Klimaschutzminister einschießen. Bundestagsvizepräsident Wolfgang Kubicki schimpft, wer den Menschen die Wahl ihrer Heizung nehme, schränke ihre Freiheit ein – hier ähnele Habeck dem Diktator Putin! Für diesen Vergleich entschuldigt er sich bei Habeck tags darauf.

			Lindner versichert Habeck persönlich, er sei es nicht gewesen, der den Entwurf durchgestochen hat. Und Habeck glaubt ihm. Die beiden Männer treffen sich in unregelmäßigen Abständen zu Gesprächen unter vier Augen. Dabei reden sie auch über Themen jenseits der Tagespolitik. Ein Vertrauensverhältnis soll entstehen, das später helfen soll, in Stresssituationen auch große politische Differenzen zu überbrücken. Alte Schule: Helmut Kohl war bekannt dafür, persönliche Beziehungen zu politischen Akteuren aufzubauen: ob es sich um CDU-Kreisvorsitzende handelte, Koalitionspartner oder ausländische Regierungschefs. Kohl rief persönlich zum Geburtstag an und fragte nach dem Befinden der Kinder oder sogar der Haustiere.

			Olaf Scholz hingegen bemüht sich um einen solchen vertraulichen Umgang nicht einmal bei seinem Vizekanzler und seinem Finanzminister. Habeck und Lindner bauen untereinander zwar kein echtes Vertrauen, aber immerhin eine Gesprächsebene auf. Diese kann den Niedergang der Ampel nicht aufhalten, überdauert ihn aber immerhin. Sie sprechen auch heute noch miteinander.

			Dass Habeck Lindner Glauben schenkt, muss jedoch nicht bedeuten, dass die FDP unschuldig ist. Denn es gibt noch eine dritte Theorie, wer geleakt hat: nicht Spitzenpolitiker, sondern Hinterbänkler. Die sollten den Entwurf in diesem Stadium eigentlich noch gar nicht kennen. Doch die Frühkoordinierung, auf die Scholz so stolz ist, hat einen entscheidenden Konstruktionsfehler.

			Denn bald merken die Koalitionspartner, dass Kanzler Scholz sie mit diesem ungewöhnlichen Verfahren überfordert. Allein das Kanzleramt verfügt über einen großen Apparat von sogenannten »Spiegelreferaten«. In der Regierungszentrale sitzen Beamte, deren einzige Aufgabe darin besteht, im Blick zu behalten, was die Ministerien tun, die sie also »spiegeln«. Scholz und Schmidt können folglich jederzeit auf fachliche Expertise für alle Politikfelder zurückgreifen. Das Finanzministerium von Lindner oder Habecks Wirtschaftsministerium sind dazu nicht in der Lage. Oft verstehen sie nicht in allen Feinheiten, was sie in der Frühkoordinierung vorentscheiden sollen.

			Fachwissen gibt es aber sehr wohl in den Fraktionen, wo sich Abgeordnete in die einzelnen Politikbereiche einarbeiten und ihrerseits einen wachsamen Blick auf die Ministerien richten. Um mit dem Kanzleramt Waffengleichheit herzustellen, wird dieses Wissen angezapft – von Habeck und vor allem von Lindner, je länger die Ampel-Koalition dauert, desto intensiver. Die Folgen sind paradox: Die Frühkoordinierung sollte Einigkeit zwischen den Spitzenleuten der Koalition herstellen, bevor die Gesetze im formalen Verfahren zu den Abgeordneten gelangen. Nun aber erhalten die Abgeordneten die Gesetze informell schon, während die Frühkoordinierung noch läuft.

			Ob diese Abgeordneten oder ihre Mitarbeiter dann ihrerseits die Entwürfe an Kollegen, Verbände, Lobbyisten oder Journalisten weiterreichen, kann bei diesem intransparenten Verfahren niemand nachvollziehen. Scholz’ Versuch, das parlamentarische Prozedere zu präjudizieren, hat eine gegenteilige Wirkung: Es wird chaotisch und intransparent gemacht.

			Hat also das Finanzministerium den Entwurf des Heizungsgesetzes zur Einschätzung an FDP-Abgeordnete weitergereicht? Und diese haben ihn dann der Bild gesteckt? Im ersten Artikel der Boulevardzeitung wird tatsächlich Daniel Föst zitiert, ein liberaler Bundestagsabgeordneter aus München und Sprecher seiner Fraktion für Wohnungsbau. Doch der will es nicht gewesen sein. Die Bild habe vielmehr ihn angerufen und um eine Einschätzung gebeten, beteuert er. Freilich habe er den Entwurf tatsächlich zu diesem Zeitpunkt schon gekannt. Auch einem zweiten Liberalen aus dem Bundestag, dem Klimaschutz-Experten Lukas Köhler, war der Entwurf zugänglich gemacht worden. Aber auch der will ihn nicht durchgestochen haben.

			Bis heute rätseln die Grünen, wer ihr wichtigstes Vorhaben durch Indiskretion in Misskredit gebracht hat. Zwei Drittel tippen auf Scholz und Schmidt, ein Drittel auf die FDP. Dabei spricht vieles dafür, dass die Antwort überraschender und profaner ist: Habecks wichtigster Mitarbeiter selbst war es.

			Denn während die Frühkoordinierung noch im Gange war, präsentierte Graichen schon stolz die Grundzüge seines Heizungsgesetzes vor Verbänden und Lobbyisten. Dafür wurde sogar eigens eine PowerPoint-Präsentation erstellt. Davon erfuhren Fachjournalisten wie Malte Kreutzfeld, Klimareporter von Table Media, und Michael Fabricius, Experte für Immobilienwirtschaft bei der Welt. Und Fabricius berichtete noch vor der Bild über den Kern der Pläne von Graichen und Habeck. Erst das Boulevardblatt erkannte dann das Reizthema. Den von Habeck behaupteten Dolchstoß aus der eigenen Regierung gegen den Klimaschutz hat es also gar nicht gegeben. Sein Staatssekretär selbst hat die Pferde scheu gemacht.

			Warum ist das Heizungsgesetz so entgleist? Habeck erklärt es so: In der Bedrohungssituation eines kalten Winters wegen der Gasmangellage im Jahr 2022 seien die Bürger bereit gewesen, Veränderungen mitzumachen, um fossile Energien loszuwerden. Im Frühjahr 2023 jedoch sei die akute Gefahr gebannt gewesen, die Menschen atmeten auf – und hätten dann den Eingriff des Staates in ihren Heizungskeller nicht als Hilfe, sondern als neue Bedrohung empfunden.

			Schlechtes Timing also? Daran ist nicht alles falsch. Aber die Ursache für das Scheitern liegt womöglich tiefer. In den Merkel-Jahren war Klimaschutz vor allem ein Diskursphänomen: Die Jugend demonstrierte, und die Politik, die Gerichte und die Wirtschaft reagierten darauf, mit neuer Rhetorik und mit neuen Zielvorgaben. Aber selten mit konkretem Handeln. Wenn es zur Reduktion von Emissionen kam, dann vor allem in der Industrie, indem sie Prozesse effektiver und sauberer machte.

			Kaum kümmert sich Robert Habeck als politisch Verantwortlicher um das Klima, ändert sich die Rollenverteilung. Nun müssen nicht nur die Produzenten, sondern auch die Verbraucher mitziehen. Also jeder einzelne Bürger.

			Habeck glaubt, die Menschen durch Argumente überzeugen zu können. Tatsächlich will er ihnen ja – zumindest aus seiner Perspektive – gar keine dramatischen Veränderungen abverlangen. Dieser Klimaminister hat mit der Predigt des Verzichts gebrochen. Das ist keine Selbstverständlichkeit in der grünen Partei. Vom Club of Rome, der 1982 die »Grenzen des Wachstums« postulierte, bis hin zur Journalistin Ulrike Herrmann, die 2022 mit dem Buch Das Ende des Kapitalismus – Warum Wachstum und Klimaschutz nicht vereinbar sind und wie wir in Zukunft leben werden einen Bestseller vorlegte, fordert ein relevanter Teil der Ökobewegung, die Menschen sollten weniger reisen, Auto fahren, fliegen, essen und überhaupt verbrauchen.

			Diesen generellen Verzicht will Habeck niemandem zumuten. Er ist geprägt von der Denkschule eines Ralf Fücks, der 2013 mit Intelligent wachsen. Die grüne Revolution das intellektuelle Gegenmodell präsentierte. Keiner soll verzichten, der Kapitalismus und der Wohlfahrtsstaat dürfen weiterwachsen. Wachstum habe in Wahrheit keine »planetaren Grenzen«, wenn man es klug, also grün, organisiert.

			In diesem Bewusstsein betreibt Habeck seine Politik. Niemand muss aus moralischen Gründen verzichten. Nur ein bisschen Eigeninitiative zeigen beim Kampf gegen die Erderhitzung! Auch der vermeintlich so radikale Graichen will mit seinem Heizungsgesetz doch keineswegs bewirken, dass auch nur ein einziger Bürger für eine Minute die Heizung herunterdrehen muss. Geschweige denn, dass irgendjemand friert. Das Ziel ist eine andere, eine bessere Art zu heizen. So wie es bei Elektroautos doch um sauberes Fahren geht, nicht um das Ende der individuellen Mobilität! Oder bei Wind statt Kohle nicht um weniger Strom, sondern sauberen Strom!

			Wohl deshalb unterschätzt Habeck den Widerstand gegen seine Pläne so dramatisch. Er will doch nur umbauen, nicht abbauen. Aber schon der Umbau nervt die Leute kolossal. Viele Menschen haben offenbar den Eindruck, der grüne Minister steige bald höchstpersönlich in ihren Keller, um dort die Gasheizung herauszureißen. Sie empfinden dies als Übergriff und nicht als Rettung vor dem Klimawandel.

			Die deutsche Politik trifft innerhalb weniger Jahre erneut eine fundamentale Fehleinschätzung: Auch die Impfung gegen Corona wurde von einer Minderheit nicht als Schutz vor einer Gefahr wahrgenommen, sondern als Übergriff des Staates. In die gleiche Kategorie fällt die Unterstützung der Ukraine, die als Zumutung betrachtet wird, weil sie die Kriegsangst zu den Menschen trägt. Dasselbe gilt auch für die Aufnahme von Flüchtlingen – allein die Existenz von Syrern oder Afghanen im Stadtbild wird ebenfalls als Übergriff des Staates auf die eigene Lebenswelt verstanden. Die von Habeck geprägten Grünen glauben, sie seien die Partei, die sich den Herausforderungen der Moderne am konsequentesten stellt. Immer mehr Bürger aber machen genau sie für eben diese Herausforderungen verantwortlich.

			Die Ökopartei wird dabei eben nicht nur von all jenen Menschen kritisiert, die Wärmepumpen, Impfungen, eine Unterstützung der Ukraine und die Aufnahme von Flüchtlingen generell ablehnen. Dazu kommt die Kritik der Medien und der Oppositionsparteien an den handwerklichen Schwächen des Gebäudeenergiegesetzes. Bald stehen Habeck und die Grünen unter noch stärkerem Druck als bei der Gasumlage. Die persönlichen Beliebtheitswerte des Vizekanzlers und die seiner Partei verfallen von Umfrage zu Umfrage. Habeck will das Thema nun abschütteln, indem das Gesetz endlich beschlossen wird. Ein katastrophal verlaufender Koalitionsausschuss im März 2023 dauert zweieinhalb Tage, am Ende steht aber wieder nur die gleiche Einigung: Das Gesetz soll zu Neujahr 2024 in Kraft treten.

			Erst Anfang April 2023 gelingt eine Verständigung über die Förderung der vorgeschriebenen Umrüstungen. Bis dahin konnte Habeck alle Vorhaltungen, das Gesetz mache das Heizen für einfache Leute unbezahlbar, nur mit vagen Versprechungen kontern. Nun, am 19. April, soll das grüne Martyrium ein Ende haben: mit dem Kabinettsbeschluss. Dann ist es nicht mehr »Habecks Heizhammer«, sondern wird von der ganzen Bundesregierung vertreten.

			In der Kabinettssitzung meldet sich Lindner zu Wort. Er votiere für das Gebäudeenergiegesetz, wolle aber eine Protokollerklärung dazu abgeben. Er hinterlegt einen kurzen Text, in dem er erklärt, er stimme dem Gesetz »im Bewusstsein zu, dass die Fraktionen des Deutschen Bundestags im parlamentarischen Verfahren diesen Gesetzentwurf intensiv beraten und auch weitere notwendige Änderungen vornehmen werden«. Diese Selbstverständlichkeit zu betonen, ist absurd: Jedes Gesetz wird im Parlament beraten und im Regelfall verändert, bevor es beschlossen wird. Die anderen Minister verstehen nicht, was Lindner mit seinem Manöver bezweckt.

			Protokolle des Bundeskabinetts unterliegen der Geheimhaltung für dreißig Jahre. Lindners Protokollerklärung findet schon zwei Tage später den Weg in die Öffentlichkeit. Die Botschaft ist klar: Die FDP hat dem grünen Heizungsgesetz zwar zugestimmt, will aber nicht dazu stehen.

			Die Kampagne soll also weitergehen. Lindner treibt Habeck vor sich her. Auch weil er selbst längst ein Getriebener ist. Der Finanzminister hatte nämlich durchaus versucht, seinen Frieden mit dem Gebäudeenergiegesetz zu schließen, das nicht nur die Grünen unpopulär macht, sondern gleich die ganze Koalition. Deshalb hatte sein Ministerium ein Papier verbreiten lassen, das auflistete, wie die FDP Graichens ursprünglichen Entwurf im parlamentarischen Prozess zum Besseren verändert habe: Technologieoffenheit, Wirtschaftlichkeit und soziale Ausgewogenheit seien nun darin verankert.

			Aber ein einzelner FDP-Parlamentarier stellte sich quer. »Das Gesetz ist eine Atombombe, wir dürfen niemals zustimmen«, erklärte Frank Schäffler. Der Abgeordnete aus Minden in Westfalen ist im politischen Berlin ein alter Bekannter: Als »Eurorebell« kämpfte er zwischen 2009 und 2013 medienwirksam gegen die Versuche von Angela Merkel, die Gemeinschaftswährung mit Rettungsschirmen und Bürgschaften für südeuropäische Länder vor Spekulanten zu schützen. Obwohl die FDP damals mitregierte, zettelte Schäffler Widerstand im Bundestag an. Die FDP-Führung musste sogar eine Mitgliederbefragung zur Eurorettung durchführen, um die Kritiker niederzuringen.

			Das genau will Lindner jetzt vermeiden. So weicht er dem Konflikt mit Schäffler einfach aus. Die Protokollerklärung im Kabinett soll ihn gegen Kritik auf einem FDP-Parteitag Ende April 2023 immunisieren, wo der renitente Abgeordnete für seine Position wirbt. Dennoch wird dort, auch weil Lindner nicht interveniert, ein Dringlichkeitsantrag beschlossen, der das Heizungsgesetz auch in seiner veränderten Form verwirft. Nun wird ein Kompromiss innerhalb der Regierung noch schwieriger.

			Was sich hier rächt, ist ein Verzicht auf Führung. Lindner hat die Einigung des Kabinetts relativiert, statt sie den eigenen Leuten zu erklären. Oder sie notfalls mit Autorität durchzusetzen. Diese fehlende Führung ist typisch für die Ampel-Koalition und zugleich ein Trend in einer immer stärker fragmentierten politischen Landschaft. In Parteien und Fraktionen profilieren sich Einzelne mit Kompromisslosigkeit. Basis und Medien feiern solche Abgeordnete als besonders standfest, als nicht korrumpierbar und grundsatztreu. Eine Parteiführung, wenn sie erfolgreich sein will, kann diese Profilierung auf Kosten der Kollegen sehr wohl dulden, sie muss sie aber einhegen. So konnte der grüne Radikale Hans-Christian Ströbele Ende der 1990er-Jahre in seinem linken Berliner Wahlkreis Kreuzberg seinen Widerstand gegen den grünen Außenminister Joschka Fischer sogar plakatieren: »Ströbele wählen heißt Fischer quälen«. Als es jedoch um die Zustimmung der Fraktion zum Einsatz der Bundeswehr im Kosovo ging, obsiegte Fischer nach einem sehr konfliktreichen Parteitag. Ströbele stimmte gegen den Kosovo-Einsatz, die Fraktion jedoch trug den Regierungsbeschluss.

			Mit der FDP in der Ampel läuft es andersherum. Weil Lindner sich wegduckt, triumphieren die Rebellen auf dem Parteitag. Und die Fraktion übt fortan Widerstand gegen die eigene Regierung. Diese Haltung wird scheinbar belohnt durch einen Erfolg an der Wahlurne: Die FDP schafft es zwei Wochen später in Bremen mit 5,1 Prozent der Wählerstimmen in die Bürgerschaft. Wohlgemerkt: Die 0,1 Prozentpunkte, die den Unterschied zum Verfehlen der 5-Prozent-Hürde machten, entsprechen im kleinsten Bundesland genau 1269 Wählerstimmen. Also eine geringere Anzahl als die Bremer Wähler der Tierschutzpartei.

			Die so knapp überstandene Landtagswahl gilt allen Ernstes als Beweis dafür, dass die Strategie der innerkoalitionären Konfrontation funktioniert: »Die FDP-Fraktion hat noch rund 100 Fragen an Robert Habeck«, erklärt Generalsekretär Bijan Djir-Sarai kämpferisch: »Solange die nicht beantwortet sind, können die Beratungen nicht beginnen!« Allerdings braucht man einige Tage, um einen so umfangreichen Katalog zusammenzustellen: 113 Fragen, melden die Liberalen schließlich stolz. Man zähle nur 77, heißt es aus dem Ministerium.

			Der Furor wird befeuert von einer Affäre, in deren Zentrum ausgerechnet die Schlüsselfigur der Wärmepumpen-Offensive steht: Patrick Graichen. Er hat als Staatssekretär in einer Findungskommission dafür gestimmt, dem Aufsichtsrat der Deutschen Energie-Agentur als neuen Chef Michael Schäfer vorzuschlagen. Schäfer ist nicht nur ein alter Freund Graichens, sondern auch sein Trauzeuge. Bald kommen weitere Verflechtungen zum Vorschein: Ein Bruder und eine Schwester Graichens sind beim Öko-Institut beschäftigt, das zu wesentlichen Teilen von Aufträgen Berliner Ministerien und Behörden finanziert wird. Die Schwester, Verena Graichen, ist zudem verheiratet mit Michael Kellner, dem ehemaligen Bundesgeschäftsführer der Grünen, der jetzt als parlamentarischer Staatssekretär in Habecks Ministerium amtiert.

			Hier hat zwar niemand Verwandten einfach so Jobs zugeschanzt. Die fachliche Qualifikation aller Beteiligten steht außer Frage. Das Problem ist vor allem, dass die konzeptuelle und politische Arbeit am Jahrhundertprojekt der Energiewende von einer erstaunlich kleinen Szene getragen wird. Jeder kennt hier jeden, Freundschaften entstehen, auch Ehen – und am Ende landet man immer bei Agora.

			Die Öffentlichkeit erregt sich über den »Graichen-Clan«, der sich angeblich den Staat zur Beute gemacht habe. Die so Geschmähten sind entsetzt. Sie hatten ihre besonderen familiären Bande vor Amtsantritt gegenüber Habeck und dem Compliance-Referat des Ministeriums offengelegt, ja sogar die Öffentlichkeit wusste Bescheid: Der selbst zur Klimaszene gehörende Journalist Bernhard Pötter hatte einen Tipp bekommen und schrieb in der taz einen launigen Text darüber: »Die Energiewende in Deutschland ist in Zukunft Familiensache.« Nur wenige lasen das, niemand regte sich auf.

			Zwei Jahre später sind eben diese Verbindungen – angereichert mit der Jobvergabe an den Trauzeugen – ein Skandal. Denn vor dem Hintergrund des »Heizhammers« wird die Energiewende als Bedrohung empfunden, und den Menschen, die sie vorantreiben, traut man jetzt alles zu.

			Habeck hält lange an Graichen fest, rühmt seine Verdienste im Kampf gegen die Energieknappheit und will »kein Kameradenschwein« sein. Dann muss Graichen ihm beichten, eine Projektskizze als förderungswürdig gebilligt zu haben, die vom Berliner Landesverband des BUND stammte. Dort ist Graichens Schwester Vorstandsmitglied. »Das ist der eine Fehler zu viel«, seufzt Habeck. Und entlässt Graichen.

			Mittlerweile will nicht nur Habeck, sondern auch Scholz das Thema, das die gesamte Regierung lähmt, vom Tisch haben. Längst ist der alte, ambitionierte Entwurf von Graichen weitgehend umgeschrieben: Die Fristen sind verlängert, eine großzügige Förderkulisse wurde errichtet, Härtefallregeln wurden festgeschrieben. Doch die Beratungen im Parlament können immer noch nicht beginnen. Denn im Mai 2023 verhindert die FDP erneut, dass das Heizungsgesetz auf die Tagesordnung kommt. Es widerspreche »den Regeln der Physik«, lässt Lindner ausrichten. Er hat sich mittlerweile an die Spitze der Bewegung der Kritiker gestellt. »Wortbruch«, schäumt Habeck, als »unehrlichen Kaufmann« schmäht die grüne Fraktionsvorsitzende Britta Haßelmann den Finanzminister.

			Aber die Debatte ist nicht mehr einzufangen.

			Friedrich Merz lässt nun eine Unterschriftensammlung gegen das »Heizgesetz« organisieren, nachdem die ostdeutschen CDU-Landesverbände mit eigenen Kampagnen vorgeprescht waren. Darin forderten sie sogar, den Einbau neuer Ölheizungen wieder dauerhaft zu ermöglichen – dabei hat schon die Große Koalition ins Gesetz geschrieben, das sie ab 2026 nicht mehr eingebaut werden dürfen. Und noch viel besser als der Union mit ihren Unterschriftensammlungen gelingt es der AfD, die Wut für ihre Zwecke zu nutzen. Die Kritik am GEG dient ihr dazu, die Energiewende gleich als Ganzes zu bekämpfen.

			Anfang Juni 2023 wird eine Kundgebung im bayerischen Erding zur Heerschau der Empörung. Angemeldet von einem Optiker und der Kabarettistin Monika Gruber, ist – von CSU über Freie Wähler bis zu Protestgruppen – das ganze Spektrum der Opposition zur Ampel vertreten. Auch die FDP, die in Bayern gegen die Regierung demonstriert, der sie in Berlin selbst angehört. Die mitgeführten Plakate zeigen, dass der Widerstand gegen Habecks Heizungsgesetz längst mit anderen Anliegen der neurechten Szene verschmolzen ist: »Ami go home«, ist zu lesen, »Gegen den Impfzwang« und »Grenzen dicht!«

			Die AfD ist in Erding auch dabei, darf aber keine Rede halten, dies hat Markus Söder zur Bedingung seiner Teilnahme gemacht. Der Ministerpräsident wird dann ausgebuht, auch weil er sich deutlich von der AfD abgrenzt – und von linker Seite wird kritisiert, er habe sich durch seinen Auftritt mit Rechtspopulisten gemein gemacht. Söders Stellvertreter spricht ebenfalls: Hubert Aiwanger, der Chef der Freien Wähler. Aiwanger wird nicht ausgepfiffen, sondern gefeiert, denn er bringt eine andere Botschaft mit – keine Abgrenzung gegenüber der AfD, stattdessen Aggressionen gegen die Regierung, ja gegen das ganze politische System: »Jetzt ist der Punkt erreicht, wo endlich die schweigende große Mehrheit dieses Landes sich die Demokratie wieder zurückholen muss. Und denen in Berlin sagen: Ihr habt’s wohl den Arsch offen da oben!«

			Habeck findet keine Strategie mehr gegen die Empörung, er weicht immer weiter zurück. Und relativiert das Datum, ab dem das neue Gesetz gelten soll: Der 1. Januar 2024 soll jetzt nur noch für Neubauten gelten. Bei denen wird in Deutschland aber ohnehin in den meisten Fällen eine Wärmepumpe verbaut. Auch die von der FDP geforderte »Technologieoffenheit« will er plötzlich möglich machen und sogar den Einbau neuer Gaskessel erlauben, falls sie »wasserstofftauglich« sind.

			Ein Zugeständnis, das die Absurdität der entgleisten Debatte zeigt: Falls Deutschland den Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft tatsächlich schafft, wird dieser vollständig für die Industrie gebraucht werden und sicher nicht für Heizungen reichen. Habeck gesteht ebenfalls zu, das Verbrennen von Holzpellets als klimafreundlich zu werten. Härtefallregeln und Übergangsfristen werden nun noch einmal großzügiger ausgestaltet – der Gesetzentwurf ist mittlerweile auf über 170 Seiten angeschwollen. »Da geht es inzwischen um mehr als um dieses Wärmegesetz«, sagt Habeck Mitte Juni 2024 frustriert auf einer Konferenz zum Ausbau erneuerbarer Energien: »Die Regierung sollte jetzt schon ihre Regierungsfähigkeit unter Beweis stellen.« Tut sie aber nicht. Lindner findet weder den Willen noch die Kraft, zum mehrfach veränderten Regierungsentwurf zu stehen. Und Scholz hat kein Mittel, ihn zu zwingen.

			Nachdem das Gesetz im Koalitionsvertrag vereinbart, in mehreren Koalitionsausschüssen und dem Bundeskabinett beschlossen wurde, ringen die Ampel-Partner jetzt auf der parlamentarischen Ebene miteinander. Zuerst verhandeln sechs Abgeordnete, je ein Fachpolitiker und ein stellvertretender Fraktionsvorsitzender für SPD, Grüne und FDP. Sie einigen sich auf »Leitplanken«, müssen diese aber den Fraktionschefs vorstellen, und hier hakt es: Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr zögert, in die Einigung einzuschlagen. Denn er weiß nicht, ob er den Kompromiss in der eigenen Fraktion durchsetzen kann – Schäffler lässt grüßen.

			Mehr als fünfzig Stunden dauern die Verhandlungen nun schon an, da werden Scholz, Lindner und Habeck in den Reichstag gerufen, um zu vermitteln. Erst als der Kanzler mahnt, jetzt brauche es eine Entscheidung, wirft Dürr sein Herz über die Hürde. Lindner hingegen will sich immer noch nicht in die Verantwortung nehmen lassen. Er erklärt, er sei bei den Absprachen »nur Zaungast« gewesen. Die Innovation der »Leitplanken«-Einigung ist eben jene Idee, die ganz zu Beginn verworfen wurde. Nun soll doch erst überall eine kommunale Wärmeplanung durchgeführt werden, bevor die Pflicht zur Wärmepumpe greift.

			Das hätte man nicht nur früher, sondern auch mit weniger Kollateralschäden haben können.

			Scholz hofft, das bisher unglücklichste Kapitel seiner Kanzlerschaft nun endlich abzuschließen. Mit schon fast provozierendem Understatement erklärt er: »Im Winter müssen wir unsere Häuser heizen. Und das wird auch anders werden, wie wir das machen. Und deshalb ruckelt es ein bisschen. Aber heute hat es sich, glaube ich, zu Ende geruckelt.«

			Weit gefehlt. Und dafür trägt der Kanzler selbst die Verantwortung. Er drängt zur Eile. Der einmal gefundene Kompromiss soll auf keinen Fall wieder aufgeschnürt werden, außerdem stehen im Herbst 2023 Landtagswahlen an. Deshalb will Scholz das Gesetz unbedingt in der letzten Sitzungswoche vor der Sommerpause verabschieden. 

			Die Abstimmung steht für Freitag auf der Tagesordnung des Bundestags, doch am Mittwochabend fällt dem Kanzler das Bundesverfassungsgericht in den Arm. Die Richter stimmen einem Eilantrag zu, die Rechte des Parlaments seien verletzt worden: »Den Abgeordneten steht nicht nur das Recht zu, im Deutschen Bundestag abzustimmen, sondern auch das Recht zu beraten. Dies setzt eine hinreichende Information über den Beratungsgegenstand voraus. Die Abgeordneten müssen dabei Informationen nicht nur erlangen, sondern diese auch verarbeiten können.«

			Im vergangenen Krisenjahrzehnt hatte der Bundestag sich immer wieder von zeitlichen Vorgaben gelöst und sehr kurzfristig entschieden: etwa bei der Eurorettung oder in der Pandemie. Das Verfassungsgericht urteilt nun, dies sei explizit weiter möglich, nicht aber ohne sachliche Begründung. Das Argument der Bundesregierung in diesem Fall, der dringliche Klimaschutz, sei erkennbar vorgeschoben: Ein Gesetz, das erst fünf Monate später in Kraft treten und zwei Jahre später Wirkung entfalten sollte, könne ruhig wenige Wochen später beschlossen werden.

			Eine Mahnung mit Langzeitwirkung. Denn die Exekutive darf ihre Krisenvollmachten nicht als neue Normalität betrachten, die man nach Gutdünken nutzen kann. Genau dieser Versuchung ist Scholz als Kanzler immer wieder erlegen. Und auch Merz ist dagegen nicht gefeit. Etwa, als er schon im Wahlkampf inspiriert von Donald Trumps Executive Orders versprach, die Richtlinienkompetenz des Kanzlers zu nutzen, um am ersten Tag seiner Amtszeit die Schließung der deutschen Grenzen für Migranten anzuordnen.

			Nachdem die Ampel-Koalition im Sommer 2023 so lange mit sich selbst rang, wollte sie nun den Abgeordneten kaum Zeit geben zu verstehen, worüber sie abstimmen sollten. Und die Klatsche durch das Gericht ist heftig. Errungen hat diesen Sieg für die Opposition nicht Friedrich Merz, sondern ein einzelner CDU-Abgeordneter: Thomas Heilmann, ein erfolgreicher Unternehmer und ehemaliger Berliner Justizsenator. Mit nur einem einzigen Mitarbeiter aus seinem Büro zog er kurzerhand nach Karlsruhe. Merz hatte ihm sogar die Unterstützung der Fraktion verweigert. Bei einer Niederlage Heilmanns vor Gericht, so das Kalkül, hätte das Verfassungsgericht das Heizungsgesetz praktisch abgesegnet. Gegen das will die Union aber noch weiter polemisieren.

			Doch ausgerechnet Heilmann – der Scholz und Habeck mit seinem Erfolg in Karlsruhe so in Bedrängnis bringt – hat eigentlich etwas ganz anders vor. Er ist zugleich Vorsitzender der KlimaUnion, einer kleinen Gruppe innerhalb von CDU und CSU, die einen eigenen, christdemokratischen Plan gegen die Erderhitzung entwickeln will. Heilmann schlägt nun vor, den vom Gericht erzwungenen Zeitgewinn zu nutzen: für ein neues Gebäudeenergiegesetz, das nicht nur die Stimmen der Ampel, sondern auch der größten Oppositionspartei erhält.

			Das erscheint folgerichtig, auch über den Fall des EEG hinaus. Denn nicht nur eine neue Heizung bleibt für Jahrzehnte in Betrieb. Sämtliche Entscheidungen, die mit der Energiewende zusammenhängen, haben langfristige Auswirkungen. Die Investitionen in erneuerbare Energien, in Dämmung oder in Antriebe ohne fossile Energien brauchen Planungssicherheit. Ein Konsens der demokratischen Mitte würde nicht nur politischen Frieden, sondern vor allem Investitionssicherheit schaffen.

			Doch dafür hat nach diesem Sommer des Missvergnügens niemand mehr die Kraft.

			Scholz und Habeck lassen das Heizungsgesetz, das am Ende nur noch Spuren des ursprünglichen Entwurfs von Graichen enthält, nach der Sommerpause mit den Stimmen der Koalition verabschieden.

			Im Rückblick muss man feststellen: Der Versuch, die deutschen Häuser und Wohnungen schneller auf klimafreundliches Heizen umzurüsten, ist spektakulär gescheitert. Die »Wärmepumpen-Offensive« des Patrick Graichen wird zum Desaster: Der Absatz der Geräte, der in den Vorjahren stetig gestiegen war, bricht 2024 um 46 Prozent ein. Trotz teilweise großzügiger Förderung vom Staat werden nur 193 000 Geräte verkauft. Das offizielle Ziel der Bundesregierung waren 500 000 pro Jahr. In den Agora-Plänen war von einer Million Einheiten geträumt worden.

			Im gleichen Jahr 2024 werden in Deutschland 410 500 Gasheizungen abgesetzt. Im Vorjahr, als die Debatte um das Gebäudeenergiegesetz heißlief, waren es sogar rund 790 000 Stück, so viel wie seit Jahrzehnten nicht mehr. Ähnlich ist die Entwicklung bei der aus Klimasicht noch schädlicheren Ölheizung: Ihr Absatz verdoppelte sich 2023 auf 112 500 Geräte und fiel auch im Folgejahr mit 85 000 Einheiten nur wenig ab.

			Zwar senken auch moderne Gas- oder Ölheizungen wegen technischer Verbesserungen die Emissionen ihrer Vorgänger deutlich. Dennoch wird damit der Verbrauch von fossilen Brennstoffen auf Jahrzehnte hin quasi zementiert. Die Klimaziele, die von der Bundesrepublik im Pariser Abkommen völkerrechtlich bindend akzeptiert wurden und sich laut Bundesverfassungsgericht aus dem Grundgesetz herleiten, können so nicht erreicht werden.

			Auch politisch sind die Folgen des monatelangen Ringens um das Gebäudeenergiegesetz dramatisch: Die Popularität des Klimaschutzministers und späteren Kanzlerkandidaten Robert Habeck ist nachhaltig beschädigt, in Umfragen erreicht die grüne Partei nie wieder die früheren Höhen.

			Bedeutsamer aber ist der Schaden für die Klimapolitik als Ganzes: Auch die anderen Parteien hatten zuvor begonnen, klimapolitische Kompetenz aufzubauen und entsprechende Konzepte in ihre Programmatik aufzunehmen. Optimisten (wie der Autor dieses Buches) sagten voraus, dass sich der politische Diskurs verändern würde: weg von der Frage »Mehr oder weniger Klimaschutz?« hin zur Frage: »Wer hat das bessere Konzept für Klimaschutz?«

			Doch diese Entwicklung bricht in den Ampel-Jahren jäh ab. So hatte der stellvertretende Fraktionsvorsitzende der FDP, Lukas Köhler, etwa 2021 in Gastbeiträgen noch erklärt: »Die beste Klimaschützerin ist die Marktwirtschaft.« Auf dem Parteitag, der zwei Jahre später Habecks Heizungsgesetz verwirft, stellte Köhler eine marktwirtschaftliche Alternative zur Abstimmung: Die Ausweitung des europäischen CO2-Handels sollte auf die Bereiche Gebäude und Verkehr um zwei Jahre vorgezogen werden. Gas- und Ölheizungen würden nicht verboten, aber rasch sehr viel teurer.

			Der Parteitag nahm das Konzept sogar mit Mehrheit an, doch Lindner beerdigte es anschließend nonchalant: Weder brachte es die FDP in die Beratungen des Kabinetts ein, noch wurde dafür in Wahlkämpfen getrommelt. Kurz vor dem Ende der Ampel-Koalition forderte Lindner sogar die Rücknahme der deutschen Klimaziele. Und der für Klimapolitik zuständige Fraktionsvize Köhler scheiterte auch persönlich: Er wurde nicht wieder auf einen aussichtsreichen Listenplatz nominiert. Wäre die FDP noch einmal in den Bundestag eingezogen, hätte sie ohne Klimapolitiker dagestanden.

			Ähnlich ist die Entwicklung bei der Union: Der Vorsitzende der KlimaUnion, Heilmann, der die Ampel in Karlsruhe im Alleingang blamierte, bewarb sich erst gar nicht mehr um ein Bundestagsmandat. Und Merz erklärte, er werde das »Gebäudeenergiegesetz von Habeck abschaffen«, falls er gewählt werde. Damit der neue Kanzler sein Versprechen einhalten kann, schafft es der Satz »Wir werden das Heizungsgesetz abschaffen« tatsächlich in den Koalitionsvertrag. Durchgesetzt hat das ironischerweise Klara Geywitz, jene Bauministerin und Scholz-Vertraute, der Habeck drei Jahre zuvor nicht die Zuständigkeit überlassen wollte. In den Koalitionsverhandlungen leitete sie die Arbeitsgruppe »Verkehr und Infrastruktur, Bauen und Wohnen«, die sich beim Heizungsgesetz gegen die konkurrierende AG Klima durchsetzte. Die wichtigen Förderungen für den Heizungstausch bleiben aber bestehen. Merz kann zumindest einen symbolischen Sieg feiern.

			Den hat er gebraucht. Die Stimmung an der CDU-Basis war so aufgeladen, dass im Sommer 2024 allein der Werksbesuch von Merz bei einem Hersteller von Wärmepumpen eine Empörungswelle auslöste, weil auf einem Foto eines der Geräte neben dem Parteivorsitzenden zu erkennen war.

			Im Bundestagswahlkampf spielt Klimaschutz keine Rolle, außer für die AfD, die von dem monatelangen Theater um die Heizungen am meisten profitierte. Und sich gleichzeitig radikalisierte. Die Rechtspopulisten steigern sich in prinzipielle Gegnerschaft zu jeglichen Maßnahmen gegen den Klimawandel. Ihre Kanzlerkandidatin Alice Weidel will nicht nur das Gebäudeenergiegesetz abschaffen, sondern auch das Erneuerbare-Energien-Gesetz. Und sie will Windräder, die »Windmühlen der Schande«, niederreißen.

			In Gebäuden wird ein volles Drittel aller Emissionen verursacht. Es ist eine physikalische Tatsache, dass die Klimaziele nicht erreicht werden können, wenn unsere Häuser und Wohnungen weiter mit fossilen Energien geheizt werden.

			Trotzdem spricht alles dafür, dass die Politik so schnell keinen neuen Versuch unternehmen wird: Der Volkszorn wäre zu groß. Gebäude sind neben dem Verkehr aber schon der zweite Sektor, in dem eine substanzielle Minderung von CO2-Emissionen de facto aufgegeben wird. Beide haben etwas gemeinsam: Anders als in der Energiewirtschaft, der Industrie, Abfallwirtschaft oder Landwirtschaft reicht es nicht, die Produzenten zu klimafreundlicheren Verfahren zu motivieren. Beim Wohnen wie beim Fahren geht es nicht ohne jeden einzelnen Bürger. Der aber will nach turbulenten Jahren offenbar nur eines – in Ruhe gelassen werden.
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Was kostet die (Rettung der) Welt?

			Im Herbst 2021, nach der Bundestagswahl, findet in einem schlichten Besprechungsraum des Bundestags ein Treffen von drei Männern und einer Frau statt, das in keinem Terminkalender vermerkt ist, niemand wird anschließend darüber informiert. Annalena Baerbock und Robert Habeck, damals Co-Vorsitzende der Grünen, sprechen mit Armin Laschet und Markus Söder, den Chefs von CDU und CSU, über die Chancen, die Ampel-Koalition noch zu verhindern. Drei der vier Anwesenden wollen die Möglichkeit für eine Jamaika-Koalition sondieren, also ein Bündnis von Union, FDP und Grünen. Rechnerisch gäbe es diese Mehrheit im Parlament, obwohl die SPD nach der Bundestagswahl die stärkste Kraft ist.

			Habeck arbeitet seit Jahren auf Schwarz-Grün hin, Baerbock hält den Wahlsieg von Scholz für einen Betriebsunfall, und Laschet würde alles tun, um doch noch Kanzler zu werden. Und die Liberalen, die 2017 die Jamaika-Sondierung wegen Angela Merkel platzen ließen, wären diesmal sicher an Bord. Es sei schließlich schon vorgekommen, dass jemand Kanzler wurde, der nicht die meisten Stimmen erhielt, hat Christian Lindner öffentlich erklärt. Ein Wink mit dem Zaunpfahl, dass die FDP lieber Laschet als Scholz wählen möchte.

			Es hängt an Söder. Er hält sich auffallend zurück in dem Gespräch. Aber dann fragen die Grünen, ob es eine Möglichkeit gebe, einen kreativen Umgang mit der Schuldenbremse zu finden, und Laschet nickt. Söder erwidert: »Nein. Keine Chance.«

			Jamaika ist damit vom Tisch. Und die Ampel alternativlos. Zwar wird es noch ein weiteres Treffen mit der Union im größeren Kreis der Sondierungsdelegationen geben. Das dient den Grünen und der FDP aber allein dazu, ihren Preis bei der SPD hochzutreiben. Auch Olaf Scholz, damals noch Finanzminister, wird die gleiche Frage – wie man die Schuldenbremse umgehe – von den Grünen gestellt worden sein. Wann und wie genau, ist unbekannt. Aber seine Antwort ist verbürgt: Ja, da könne er etwas machen.

			Keine einfache Aufgabe, denn die Schuldenbremse steht im Grundgesetz. Sie auszuhebeln, ist nur möglich, wenn der Bundestag eine Notlage beschließt. Dazu ist die FDP nicht bereit. Was Scholz also braucht, ist ein Trick. Und schon seit Monaten lässt er daran arbeiten. Sein Vertrauter Wolfgang Schmidt, zu jener Zeit Staatssekretär im Finanzministerium, plant die Details gemeinsam mit Werner Gatzer, ebenfalls Staatssekretär, verantwortlich für den Bundeshaushalt.

			Im Sommer 2021 stehen die beiden vor einem ungewöhnlichen Problem: Sie wissen nicht, wohin mit dem vielen Geld. Denn Scholz hat als Finanzminister zur Bekämpfung von Corona die Schuldenbremse ausgesetzt, um 200 Milliarden Euro zusätzliche Neuverschuldung zu ermöglichen – jenes Konjunkturprogramm, das bald nur noch »Wumms« genannt wird.

			Doch das viele Geld wird nicht vollständig eingesetzt. Das Haushaltsjahr geht zu Ende, die Pandemie bald auch, und Scholz, Schmidt und Gatzer sitzen auf Milliarden und Abermilliarden Kreditermächtigungen. Wäre doch schade, die verfallen zu lassen. Der Rest vom Wumms könnte viele Menschen glücklich machen. Vor allem erst mal Robert Habeck und Christian Lindner.

			Beide wollen Finanzminister werden, haben aber sehr unterschiedliche Vorstellungen von der Haushaltsstrategie. Lindner möchte so schnell wie möglich zur Schuldenbremse zurückkehren: Wenn sie ab 2022 noch nicht gelten kann, dann wenigstens ab 2023. Er weiß, die Deutschen lieben ihre Kassenwarte: Wolfgang Schäuble ließ sich für die »schwarze Null« feiern, Peer Steinbrück garantierte die Sparkonten in der Eurokrise, sogar Hans Eichel wurde populär, weil er sich mit einer Sparschwein-Sammlung im Ministerbüro fotografieren ließ. Und Olaf Scholz gelingt aus dem gleichen Büro sogar der Griff nach dem Kanzleramt. Lindner hält die Kasse zusammen – das genau soll das Programm der Liberalen in der Ampel-Koalition werden. Und ihr Slogan für die nächsten Wahlkämpfe.

			Habeck hat ganz andere Pläne. Als Finanzminister will er nicht das Sparen zum Dogma machen, sondern lieber gezielt Geld ausgeben. Er hat die amerikanische Ökonomin Mariana Mazzucato gelesen, die in ihrem Bestseller Das Kapital des Staates. Eine andere Geschichte von Innovation und Wachstum eine klare These vertritt: Große Innovationen brauchen große Investitionen. Das Geld soll vom Staat kommen, der nicht mehr wie bei Ludwig Erhard nur Regeln aufzustellen und wie ein Schiedsrichter darauf zu achten hat, dass sie eingehalten werden. Der »unternehmerische Staat«, der Mazzucato und Habeck vorschwebt, soll vielmehr die Industrien fördern, die in Zukunft wichtig werden. In Amerika ist dies schon Praxis: Mit Abermilliarden unterstützt Joe Bidens »Inflation Reduction Act« Ansiedlungen von Fabriken für die Herstellung von Batterien, Windrädern, Elektroautos, Wärmepumpen, Solaranlagen und anderen »grünen« Produkten.

			Habeck hat Ähnliches im Sinn. Dafür braucht er viel Geld. So viel, dass die Regierung dafür Steuern erhöhen oder weitere Schulden aufnehmen müsste. Beides lehnt die FDP ab. Scholz, der Noch-Finanzminister, schlägt daher vor, 60 Milliarden Euro aus ungenutzten Kreditermächtigungen weder verfallen zu lassen noch in den Bundeshaushalt zu überführen. Stattdessen will er es im »Fonds für Energieversorgung und Klimaschutz« (EKF) parken. Hier werden die Einnahmen aus dem Emissionshandel gesammelt, im Jahr 2021 immerhin 12,5 Milliarden Euro. Aus dem Bundeshaushalt wurden bisher 2,5 Milliarden Euro zugeschossen, und durch Notlagenkredite 2020 weitere 26 Milliarden Euro. Mit den 60 Zusatzmilliarden wird daraus ein beachtlicher Zusatzetat. Habeck wird am Ende der Koalitionsverhandlungen zwar nicht Finanzminister, sondern Minister für Wirtschaft und Klimaschutz. Aber als solcher kann er wenigstens über den gerade aufgepumpten Fonds verfügen.

			Der wird nun umbenannt in KTF: »Klima- und Transformationsfonds«. Dies ist mitnichten ein semantisches Detail. Das Wörtchen »und« ist die entscheidende Einfügung. Denn schon den Begriff »Klimaschutz« kann man sehr weitgehend interpretieren. »Transformation« aber steht für alles, was die Politik fördern möchte.

			Später soll die größte Subvention der europäischen Geschichte eben daraus finanziert werden: eine Chipfabrik bei Magdeburg, zu der die öffentliche Hand 10 Milliarden Euro beisteuert. Die Halbleiter haben zwar keine ökologische, wohl aber eine geostrategische Bedeutung: Das Zentrum der Halbleiter-Industrie liegt in Taiwan. Falls die Insel vom chinesischen Mutterland überfallen wird, braucht Deutschland weiterhin Zugriff auf die für Computer entscheidenden Komponenten. Aus dem KTF werden Kaufprämien für E-Autos für Privatleute bezahlt oder Zuschüsse für Wärmepumpen, Fabriken für Batterien oder Ladesäulen an Tankstellen, aber auch Subventionen für Hochöfen in der Stahlindustrie – eigentlich alles, was Habeck irgendwie sinnvoll findet.

			Der KTF ist also die Grundbedingung für das Funktionieren der Ampel-Koalition: Mit ihm kann man Klimaschutz in Milliardenhöhe finanzieren und die Schuldenbremse einhalten, man kann mit grünen Subventionen populär werden und ein FDP-Wahlkampfversprechen umsetzen. Den Kuchen essen und behalten. Scholz hat die eierlegende Wollmilchsau erfunden.

			Als Schmidt und Gatzer in den Koalitionsverhandlungen der Arbeitsgruppe Finanzen den KTF vorstellen, sind Grüne und Liberale begeistert. Dann aber wollen sie wissen, ob das Manöver wirklich funktioniert. Ja, versichern die beiden Scholz-Vertrauten. Ein Jahr zuvor habe man schon einmal 26 Milliarden Euro in den EKF umgebucht, um damit die EEG-Umlage zu finanzieren. Jetzt hat man sich sogar etwas Neues einfallen lassen: Die 60 Milliarden Euro sollen im Jahr 2021 – in dem die Schuldenbremse ausgesetzt ist – bilanziert werden. Aber ausgegeben werden sollen sie dann über den vollen Zeitraum der Ampel-Regierung – wenn längst wieder die Schuldenbremse gilt. Als würde man jetzt einen Geldspeicher füllen, aus dem man sich später dann immer bedienen kann. »Frontloading« nennt Gatzer den Kunstgriff.

			Die Abgeordneten und Funktionäre aus der Arbeitsgruppe Finanzen lassen sich von diesem Konstrukt nur allzu gern überzeugen. Denn die Alternative zur wundersamen Geldvermehrung wäre ein heftiger Streit. FDP, Grüne und SPD müssten sich schon in ihren Koalitionsverhandlungen über Prioritäten verständigen, könnten wenig Neues finanzieren und müssten schlimmstenfalls einige Wohltaten der Großen Koalition rückgängig machen. Die Ampel würde ein Bündnis der Schmerzen – falls sie unter diesen Umständen überhaupt zustande käme.

			Dann doch lieber im Scholz-Modus arbeiten: ohne schmerzhafte Entscheidungen dank der KTF-Milliarden. Die Koalitionsverhandlungen laufen fortan so reibungslos, dass auch ein Alarmruf aus Wiesbaden die Seligkeit nicht stört. Der hessische Staatsgerichtshof untersagt der dortigen Landesregierung, 12 Milliarden Euro, die für Corona-Maßnahmen aufgenommen wurden, in einem »Sondervermögen« längerfristig zu parken. Ist das nicht exakt das Gleiche, was die Ampel im großen Stil plant? Nein, beruhigen Scholz, Schmidt und Gatzer: Man müsse lediglich besser begründen als die Hessen – und das Parlament an der Entscheidung beteiligen.

			Aufschlussreich sind die Akten des Finanzministeriums zu diesem Vorgang. Mehrere Journalisten haben Einsicht nach dem Informationsfreiheitsgesetz beantragt, aber nur Dokumente erhalten, die sehr umfangreich geschwärzt wurden. Dem Autor dieses Buches ging es zunächst genauso. Aber dann wurde mir von interessierter Seite ein ungeschwärztes Aktenkonvolut zur Verfügung gestellt. Eine Überprüfung ergab, dass die Dokumente authentisch sind. Dass sie auch vollständig sind, ist plausibel, kann aber nicht mit letzter Sicherheit festgestellt werden.

			Aus den Akten geht hervor, dass die Fachleute im Ministerium vor der Übertragung der Corona-Milliarden in den KTF gewarnt haben. So schreibt am 1. Dezember 2021 ein Ministerialrat: »Ein plausibler Grund für die Umstellung des Buchungsverfahrens ist – mit Ausnahme des Ziels sich zusätzliche Ausgabenspielräume für die Zukunft zu schaffen – nicht ersichtlich.« Ein weiterer Beamter notiert: »Aber am Ende wird es darum gehen, die Koalitionsvereinbarung umzusetzen, so dass wir (Abt. I, II und V) in Kürze sicher gebeten werden, eine entsprechende finanzverfassungsrechtliche (halbwegs) tragfähige Begründung zu liefern.« Die Abteilungsleiterin stimmt zu: »Ich teile die Anmerkungen zu den verfassungsrechtlichen Risiken« und ergänzt: »Der Haushalt wird zunehmend zu einer Fiktion.«

			Am 3. Dezember verfassen die Beamten ein Schreiben an Gatzer: »In einem möglichen Verfahren vor dem BVerG (Bundesverfassungsgericht, R.A.) könnten darüber hinaus grundsätzliche, bisher nicht entschiedene Fragen aufgeworfen werden. Das betrifft die Frage der verfassungsrechtlichen Grenzen zur Errichtung von Sondervermögen sowie der Bildung von (kreditfinanzierten) Rücklagen mit Blick auf die Grundsätze der Vollständigkeit und Jährigkeit des Haushaltes.« Das umreißt exakt die Argumentation, mit der das Verfassungsgericht zwei Jahre später den KTF verwerfen und eine Regierungskrise auslösen wird.

			Scholz hatte das Manöver erdacht. Nun wird er Kanzler, und Lindner folgt ihm als Finanzminister nach. Der Haushaltsstaatssekretär bleibt indes derselbe: Werner Gatzer, ein Sozialdemokrat und Scholz-Vertrauter. Gatzer genießt einen Sonderstatus unter den politischen Beamten in der Hauptstadt. Er hat schon für Peer Steinbrück gearbeitet, seine beste Zeit hatte er aber unter einem christdemokratischen Minister: Wolfgang Schäuble. Gemeinsam erwirtschafteten sie nicht nur die »schwarze Null«, sondern sogar jahrelang Überschüsse. In den Gatzer-Jahren sind allerdings beständig neue Nebenhaushalte errichtet worden. Die Staatsfinanzen wurden immer unübersichtlicher. Als Oppositionspolitiker hat Lindner das scharf kritisiert. Jetzt, als Minister, glaubt er, nicht ohne Gatzer auskommen zu können.

			Rückblickend stellt sich die Frage: Hat der sehr erfahrene Staatssekretär den sehr unerfahrenen Minister über die Risiken der Konstruktion aufmerksam gemacht, die er selbst mit erschaffen hat? Aus den Unterlagen geht jedenfalls hervor, dass die Beamten fürchteten, ihre Bedenken würden dem neuen Minister nicht in der gebotenen Deutlichkeit vorgetragen. Sie schreiben am 7. Dezember eine Mail an die Büroleiterin von Gatzer: »Wie besprochen. Darüber würden wir gerne St G (Staatssekretär Gatzer, R.A.) sprechen.« Zwei Tage später monieren sie, dass auf dem Dienstweg die Bedenken der Fachebene in der Hierarchie verschwunden sind: »Unser Hinweis in der Vorlage ist im Wesentlichen gelöscht. Das verfassungsrechtliche Risiko ist nicht erkennbar.« Tatsächlich hatte die Fachebene die folgende Warnung an den Minister schicken wollen: »Angesichts der bereits öffentlich geäußerten Kritik an diesem Vorgehen aus Reihen der Wissenschaft und des BRH (Bundesrechnungshof, R.A.) kann allerdings ein verfassungsrechtliches Risiko hinsichtlich der Tragfähigkeit der Begründung nicht ausgeschlossen werden.« In dem Text, den Lindner schließlich erhielt, hieß es jedoch nur noch: »Angesicht der bereits öffentlich geäußerten Kritik an den geplanten Maßnahmen kann nicht ausgeschlossen werden, dass es zu einer verfassungsrechtlichen Überprüfung des zweiten Nachtragshaushalts kommt.« Eine deutlich abgemilderte Kritik, die das Risiko des Scheiterns zu einer möglichen Überprüfung relativierte. Diese so verwässerte Formulierung wird von Lindner dann in den Kabinettsentwurf übernommen.

			Haben also Scholz als früherer Finanzminister und sein Staatssekretär Gatzer den neuen Finanzminister, Christian Lindner, getäuscht? Oberflächlich betrachtet, würde diese Annahme Lindner entlasten. Aber die Vorstellung, Lindner wäre sich der Risiken nicht bewusst gewesen, ist in Wahrheit keine Entlastung. Denn die Risiken waren zu offensichtlich, um übersehen zu werden. Aktenlage hin oder her, so naiv kann Lindner nicht gewesen sein.

			Vielmehr liegt folgender Sachverhalt nahe: Scholz ging das Risiko bewusst ein, dass gegen seine kreative Buchführung geklagt würde. Er hoffte, die Verfassungsrichter würden seine Konstruktion nicht in Gänze verwerfen, angesichts der dramatischen politischen Folgen. Er wollte Fakten schaffen, ganz nach dem Überlebensmotto der Banken in der Finanzkrise: too big to fail. Und Gatzer, der langjährige Staatssekretär, hatte noch ein zusätzliches Kalkül: Er glaubte, Karlsruhe würde mit dem KTF auch die vielen anderen, von ihm über mehr als zehn Jahre errichteten Nebenhaushalte legalisieren. Sein Lebenswerk. Und Lindner? Der hatte keine Einwände, denn er hatte keine Fantasie dafür, wie sich die Ampel beim Geld sonst hätte einigen können.

			Im April 2022 klagt die Unionsfraktion vor dem Bundesverfassungsgericht gegen das entsprechende Haushaltsgesetz. Trotzdem greift Scholz im September 2022 in höchster Not erneut in die gleiche Trickkiste. Um die fehlkonstruierte Gasumlage abzuwenden, bucht er 200 Milliarden Euro in einen weiteren Nebenhaushalt, den Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF): der »Doppelwumms«. Scholz führt den Zaubertrick, der beim Verfassungsgericht noch zur Prüfung liegt, ein zweites Mal auf. Wenn Karlsruhe jetzt den KTF verwirft, dann kann der WSF ebenfalls nicht bestehen bleiben. Damit ist der Einsatz noch höher geworden.

			Am 8. Dezember 2022 lehnt der Zweite Senat des Verfassungsgerichts einen Eilantrag der Unionsfraktion gegen die Übertragung der Corona-Gelder in den KTF ab. Die Regierung atmet auf. Dabei erklärt das Gericht schon damals, es scheine nicht ausgeschlossen, dass das Milliardenmanöver »nicht den verfassungsrechtlichen Vorgaben an eine notlagenbedingte Kreditaufnahme des Bundes entspricht«. Auch sei gegen die »Verfassungsgebote der Jährlichkeit und Jährigkeit« möglicherweise verstoßen worden. Nach den Beamten geben es nun auch die Richter der Ampel-Koalition schwarz auf weiß.

			Aber für ein Umsteuern ist es zu spät. In den Koalitionsverhandlungen hat Scholz seinen Ministern in spe harte Entscheidungen erspart. Nach seiner historisch richtigen Zeitenwende-Regierungserklärung hätte Scholz die Autorität gehabt, die Ampel zu zwingen, sich ehrlich zu machen: Der Kanzler hätte Einsparungen durchsetzen können, aber auch Steuererhöhungen, neue Schulden oder, am besten, eine Kombination von allem. Die Deutschen wären ihm gefolgt, denn der russische Angriffskrieg hatte die Lage vor aller Augen verändert. Aber diese Gelegenheit ließ Scholz verstreichen. Und erfand stattdessen, in der prekären Lage der gescheiterten Gasumlage, noch einen weiteren Nebenhaushalt.

			Hier wird eine Pfadabhängigkeit sichtbar, die über die Ampel-Koalition hinaus typisch ist. Wer einmal trickst, um sich selbst, seinen Parteifreunden oder seinen Koalitionspartnern politisch schwierige Entscheidungen zu ersparen, schafft bei diesen – und bei der Öffentlichkeit – eine Erwartungshaltung, die es künftig noch schwerer macht, solche Entscheidungen zu treffen. »Dann muss Werner Gatzer eben wieder zaubern« – war ein Spruch im politischen Berlin. Und so schafft ein Nebenhaushalt die Begehrlichkeit für den nächsten: Nach dem KTF fürs Klima, dem – immerhin im Grundgesetz abgesicherten – Sondervermögen für die Bundeswehr gibt es jetzt den Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF), um hohe Energiepreise abzufedern. Das Volumen dieser drei Konstrukte ergibt zusammen 511,8 Milliarden Euro. Zum Vergleich: Der eigentliche Bundeshaushalt beträgt im gleichen Jahr (2022) 480,7 Milliarden Euro.

			Obwohl die Ampel also durch die eigenen Beamten und die Andeutungen der Richter in der Eilentscheidung vorgewarnt war, wurde sie vom Verfassungsgericht Mitte November 2023 völlig überrascht. Anfang des Monats war das nahezu komplette Kabinett nach Karlsruhe gereist und hatte die obersten Richter des Landes in deren Dienstsitz zum Abendessen getroffen. Man saß also viele Stunden zusammen – und doch fiel nicht die kleinste Andeutung, dass die Richter der Regierung die Geschäftsgrundlage entziehen würden. Es klingt unglaublich, doch mehrere Teilnehmer des Treffens bestätigen, dass der Elefant im Raum nicht angesprochen wurde.

			Die Richter hielten still aus leidvoller Erfahrung. Denn ein ähnliches Treffen von Gericht und Bundesregierung zwei Jahre zuvor hatte großen Unmut ausgelöst: Im Juni 2021 – mitten in der Corona-Pandemie – waren die Richter nach Berlin gereist, zu einem Abendessen im Kanzleramt. Zu Beginn hielt die damalige Justizministerin Christine Lambrecht einen Vortrag, in dem sie um Verständnis für »Entscheidungen unter Unsicherheit« warb. Das war unklug, denn das Gericht musste zu jener Zeit über zahllose Verfassungsbeschwerden wegen der Corona-Maßnahmen entscheiden. Waren die Richter durch das Abendessen im Kanzleramt beeinflusst worden? Die AfD stellte anschließend jedenfalls einen Befangenheitsantrag.

			Um diesmal jedem Verdacht vorzubeugen, ändern die Richter das Programm. In den Vorjahren hatte es vor den Treffen zunächst Vier-Augen-Gespräche zwischen der Kanzlerin und dem Präsidenten des Verfassungsgerichts gegeben. Diesmal verzichtet Stephan Harbarth auf ein vertrauliches Gespräch mit Scholz. Auch sind vorher Vorträge festgelegt worden zu Themen, die aktuell anstehende Urteile nicht betreffen. So referieren Justizminister Marco Buschmann und die Richterin Astrid Wallrabenstein zur »Krise als Motor der Staatsmodernisierung«. Der Richter Martin Eifert und die Familienministerin Lisa Paus sprechen zu »Generationengerechtigkeit: Politisches Leitbild und Verfassungsprinzip«.

			Ein absurder Abend. Die Richter wissen zu diesem Zeitpunkt wohl schon, dass sie den Politikern nur eine Woche später mit einem radikalen Urteil den Boden unter den Füßen wegziehen werden. Und spielen ihnen doch Normalität vor. Scholz hat keinerlei Vorahnung. So weist er beim Essen darauf hin, dass er die Urteile des obersten Gerichts für widersprüchlich hält: Das sehr weit gehende Klimaurteil aus dem Jahr 2021 habe die Politik zwar zu schnellen Schritten verpflichtet. Aber zugleich, so Scholz, machen es Urteile zur weitreichenden Beteiligung von Bürgern an den Planungen von Infrastruktur unmöglich, ebendieses Tempo aufzunehmen. Kein Richter reagiert darauf. Für Scholz ein gutes Zeichen. Und er entdeckt noch ein weiteres, vermeintlich untrügliches Indiz dafür, dass seine Nebenhaushalte durchgewunken werden: den Termin der Urteilsverkündung.

			Der Spruch ist für den 15. November 2023 angesetzt. Einen Tag später steht ein für das politische Berlin wichtiges Ereignis im Kalender: Der Haushaltsausschuss des Bundestags berät in seiner »Bereinigungssitzung« die letzten Details des Etats für 2024. Hier werden üblicherweise bis spät in die Nacht Millionen Euro hin und her geschoben, dann ist die wichtigste Aufgabe des Parlaments erfüllt, auf die viele Monate lang hingearbeitet wurde. Ein Urteil, das die Grundlagen des Haushalts infrage stellt, kann unmöglich direkt vor der Bereinigungssitzung fallen, meint Scholz. Es wäre eine Ohrfeige für die Regierung und das Parlament gleichermaßen. Warum sollten die Richter zwei andere Verfassungsorgane so brüskieren wollen? Nein, im Falle eines weitreichenden Urteils hätte Karlsruhe gewiss ein anderes Datum für die Verkündung gewählt, verbreitet Scholz in den Tagen zuvor Optimismus. Welch ein Irrtum: Denn Karlsruhe richtet sich nicht nach Berliner Terminplänen. Die Richter haben die Bereinigungssitzung des Haushaltsauschuss schlicht nicht auf dem Schirm.

			So überzeugt ist Scholz von seinem Erfolg, dass er parallel zur Urteilsverkündung, an einem Mittwochmorgen, sein Vorkabinett tagen lässt. Die Minister sind also im Kanzleramt versammelt, als die Hiobsbotschaft eintrifft. Einige, darunter Habeck, haben Mitarbeiter vor Ort, die sie sofort informieren sollen, falls in Karlsruhe etwas Grundstürzendes passiert. Die Subalternen haben keinen Zutritt zum Kabinettssaal, so verteilen sie sich auf dem Flur und starren auf ihre iPads. Ausgerechnet an diesem Morgen ruckelt das WLAN in der Regierungszentrale, bei einigen kommt die Live-Übertragung aus Karlsruhe einige Sekunden verspätet. Als der Erste aufstöhnt, wollen die anderen es noch nicht glauben: Verfassungswidrig sei die Überschreibung der Corona-Milliarden in Habecks KTF gewesen, stellt die Vorsitzende des Zweiten Senats, Doris König, in Karlsruhe fest. Das innovative »Frontloading« von Werner Gatzer ebenfalls.

			In Bausch und Bogen verwirft das höchste deutsche Gericht die Finanzpolitik der Ampel-Koalition: »Nichtig« sei das »Zweite Nachtragshaushaltsgesetz 2021«. Härter kann man nicht urteilen. Und die Folgen sind verheerend, denn das Urteil bedeutet nicht nur, dass die Regierung künftig anders handeln oder aktuell nachbessern muss, schlimmer noch: die 60 Milliarden aus dem Klimafonds werden sofort gestrichen!

			Ein Super-GAU für Habecks großes Ziel, die Transformation zur klimaneutralen Wirtschaft mit Subventionen anzuschieben. Auf diese Weise wollte sein Ministerium 45 Unternehmen fördern, damit sie eine grüne Stahlproduktion aufbauen. Zum Zeitpunkt des Urteils sind aber erst sechs Förderungen bewilligt. Sie bedeuten jeweils einen Rechtsanspruch, aber woher soll Habeck das Geld dafür nehmen? Und selbst wenn er es auftut: Was geschieht mit den 39 anderen, die sich ebenso für Staatsgeld qualifiziert hätten, aber ihre Anträge später einreichten? Die riesigen Chipfabriken in Magdeburg und Dresden – beides Vorzeigeprojekte – sind betroffen. Ebenso Batterien, Mikroelektronik, alles, was die Regierung wichtig fand.

			Habecks Klimapolitik steht vor dem Ende, genauso aber Lindners Finanzpolitik. Mit ordentlichen Haushalten wollte er bei der nächsten Wahl reüssieren, stattdessen tun sich große Lücken auf. Denn für viele Zahlungen aus dem KTF gab es einen Rechtsanspruch – dafür muss nun der Bundeshaushalt einspringen.

			Ein paar Tage lang scheint mehr auf dem Spiel zu stehen als nur die Existenz der Ampel-Regierung. »Wenn diese Klage erfolgreich ist, das würde Deutschland wirtschaftspolitisch wirklich hart, hart treffen. Wahrscheinlich so hart, dass wir das nicht bestehen werden«, hatte Habeck ein paar Monate vor der Verkündung des Urteils geäußert – unbedachterweise oder um das Gericht einzuschüchtern.

			Nun ist der Schock so groß, dass selbst die Union von dem Urteil, das sie mit ihrer Klage erwirkt hat, erschüttert ist. »Wenn Sie erfolgreich sind, überlegen Sie noch einmal, ob Sie wirklich regieren wollen«, hat Staatssekretär Gatzer schon bei der Verhandlung gegenüber Mathias Middelberg, dem für Finanzen zuständigen Fraktionsvize der Union gefrotzelt. Friedrich Merz hat am Vorabend der Urteilsverkündung im geschäftsführenden Vorstand der Fraktion vorbereiten lassen, was bei welchem Ausgang zu tun sei: von »0 Prozent Erfolg« bis »100 Prozent Erfolg«. Auf den radikalen Richterspruch ist er nicht vorbereitet. Es seien 150 Prozent geworden, sagt er später.

			Als einige Hinterbänkler in der Fraktionssitzung der Union trotzdem ihre Freude über die katastrophale Lage der Regierung äußern, bittet Wolfgang Schäuble um das Wort. Eine Vorrednerin hat gerade ausgeführt, der Kanzler müsse nun wegen der Finanznot den nach der Pandemie zeitweise reduzierten Mehrwertsteuersatz in der Gastronomie wieder auf 19 Prozent anheben – obwohl Scholz das Gegenteil versprochen hat, fügt sie fast schadenfroh hinzu. Schäuble widerspricht energisch: Keinesfalls solle die Union ihrerseits die Rückkehr zum gesenkten Steuersatz von 7 Prozent im Falle ihres Wahlsiegs versprechen. Das sei töricht!

			Es wird still im Fraktionssaal. Alle Augen richten sich auf den Mann im Rollstuhl. Schäuble ist der erfahrenste deutsche Politiker. Er war Finanzminister, Innenminister, Bundestagspräsident, Partei- und Fraktionsvorsitzender. Er ist 81 Jahre alt. Seit Jahrzehnten kämpft er gegen die Folgen eines Attentats. Zuletzt ist er schwächer geworden, das sieht man ihm an. Schäuble wird es in den kommenden Wochen, seinen letzten, in einer finalen Kraftanstrengung schaffen, seine Autobiografie zu vollenden. Doch auch die Worte, die er jetzt zu den Abgeordneten spricht, sind wie ein Vermächtnis.

			Es gehe doch gar nicht mehr darum, als Opposition Punkte gegen die Regierung zu machen, erklärt er. Seit dieser Woche sei völlig klar, dass die Union wieder regieren werde, vielleicht schon bald. Die nächste Bundestagswahl sei entschieden, denn von diesem Urteil werde sich die Ampel nicht mehr erholen. Aber zu Triumphgefühlen bestehe kein Anlass. Denn wenn die Union regiere, werde dies so schwierig wie nie zuvor. Riesige Aufgaben seien zu lösen, und die Möglichkeiten dazu habe das Gericht eingeschränkt. Es gelte daher schon jetzt, sich zu wappnen. Vor allem müsse aus der Opposition und im Wahlkampf jedes Versprechen unterbleiben, dessen Erfüllung später Geld koste – und das Regieren noch weiter erschwere.

			Niemand genoss eine Autorität wie Schäuble. Friedrich Merz hatte regelmäßig das Gespräch mit ihm gesucht, gerade weil der Rat des Älteren immer konstruktiv, aber oft unbequem war.

			Wolfgang Schäuble starb am zweiten Weihnachtsfeiertag 2023. Beim Trauerstaatsakt im Reichstag verneigte sich der französische Präsident Emmanuel Macron. Und Merz zitierte in seiner Trauerrede aus dem damals noch unveröffentlichten Manuskript der Erinnerungen seines Freundes: »Politik hat einen Führungsauftrag und muss Vorstellungen von der Zukunft entwickeln und für sie eintreten, im Zweifel erst einmal gegen die Mehrheit, aber die kann man gewinnen.«

			Aber im Bundestagswahlkampf wird die Union den letzten Rat Schäubles ignorieren: Sie verspricht Entlastung bei den Steuern und eine Senkung der Energiekosten, die den Staatshaushalt über 100 Milliarden Euro im Jahr kosten würden. Auf die Frage nach der Gegenfinanzierung verweist Merz auf Wirtschaftswachstum, das in seiner Kanzlerschaft steigen werde.

			Das reicht, um die Wahl zu gewinnen. Danach schlagen die nicht eingehaltenen Versprechen aus dem Wahlkampf in schnelle Enttäuschung bei den Wählern um. Genau davor hatte Schäuble gewarnt. Und eben dies geschieht nach der Bundestagswahl in einem rasanten, nie da gewesenen Tempo, nachdem Merz gemeinsam mit SPD und Grünen eine Reform des Grundgesetzes für mehr Verteidigungsausgaben durchführt und ein Sondervermögen für Infrastruktur schafft. Dabei sieht eine große Mehrheit der Bundesbürger beides als sinnvoll an – sie nehmen Merz aber übel, dass er wenige Wochen zuvor dergleichen im Wahlkampf ausgeschlossen hatte. 73 Prozent kritisieren diesen Kurswechsel, ein sehr hoher Wert. Die Union verliert in den Umfragen Woche für Woche an Zustimmung. Anfang April liegt sie zum ersten Mal bei einem Institut mit der AfD gleichauf: bei 24,5 Prozent.

			Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts im November 2023 herrscht in der Ampel-Regierung helle Aufregung. Habeck gibt hektisch Interviews, mehrere am Tag. Scholz verfällt zunächst in Schweigen. Lindner hingegen greift zum größtmöglichen Pathos, findet aber nicht die Kraft, das Wesentliche auch nur auszusprechen: »Ich betrachte es als meine Aufgabe, jetzt reinen Tisch zu machen«, sagt er Journalisten, die ins Finanzministerium gerufen wurden: »Wir können erst dann wieder über das Jahr 2024 sprechen, wenn wir einen rechtssicheren, einen verfassungsrechtlich gesicherten Zustand haben. Und dazu wird es in der nächsten Woche den Entwurf eines Nachtragshaushalts 2023 geben. Schönen Dank!« Da der Minister nach diesen Worten fluchtartig den Raum verlässt, müssen die Reporter nachfragen: Bedeutet dies nicht, dass die Schuldenbremse noch einmal ausgesetzt wird? Ja, bestätigt ein allein übrig gebliebener Pressesprecher kleinlaut. Das Kanzleramt verzichtet gleich vollends auf eine Pressekonferenz. Denn die Message wäre denkbar knapp: Es gibt keinen Plan, wie man jetzt einen Haushalt aufstellen könne. Jedenfalls keinen, auf den sich die Koalition einigen könnte.

			Kurz wird eine Fernsehansprache des Kanzlers erwogen, wie nach dem Überfall Russlands auf die Ukraine. Aber womit soll die Viertelstunde, die so ein Statement dauert, gefüllt werden? Schließlich wird ein zweieinhalbminütiges Video mit Scholz ins Netz gestellt: »Hilfen in besonderen Notlagen«, so der Kanzler, seien nach wie vor möglich.

			Aber wie geht es weiter? Der Kanzler wird dazu im Bundestag eine Regierungserklärung abgeben. Viele Beobachter im politischen Berlin erwarten nun endlich einen großen Wurf. Denn schon nach der Zeitenwende hätte Scholz den Koalitionsvertrag zu Makulatur erklären müssen. Nun schenkt ihm das Verfassungsgericht sogar eine neue Chance dazu: Die Haushaltstricks hat das Gericht verworfen, und damit auch den Koalitionsvertrag, der sie zur Grundlage hatte.

			Friedrich Merz, der als Oppositionsführer direkt auf den Kanzler antworten muss, hat zwei unterschiedliche Redemanuskripte dabei. Eines, falls der Kanzler Reformen ankündigt. Und ein zweites, falls er weiterwurstelt.

			Scholz entscheidet sich für Letzteres. Er will so weitermachen wie bisher und dafür noch einmal die Schuldenbremse aussetzen. Wütend ruft Merz aus: »Sie sind ein Klempner der Macht!«

			Das hat damals gesessen. Denn tatsächlich war Scholz ein Kanzler der Kleinteiligkeit. Er beugte sich selbst über Tabellen und verhandelte über einzelne Werte im Haushalt. Bei Koalitionsausschüssen formulierte er Nebensätze neu, um seine Regierungspartner ins Boot zu holen. Damit führte Scholz den Regierungsstil von Angela Merkel fort, die ebenfalls stolz auf ihre Detailkenntnisse war.

			Merz dagegen will ein Kanzler sein, der die Richtung vorgibt. Details überlässt er anderen. Das war schon in den Verhandlungen über die Reform der Schuldenbremse und dann in den Koalitionsverhandlungen zu beobachten. Merz überließ nicht nur die Details, sondern phasenweise auch die Verhandlungen selbst seinen Kollegen. Flughöhe statt Kleingedrucktes, lautet seine unausgesprochene Devise. Damit bricht Merz bewusst mit dem Regierungsstil von Scholz und Merkel und schließt an ältere Vorbilder an: Gerhard Schröder und Helmut Kohl. Diese beiden verließen sich im Regierungsalltag auf ebenso gewissenhafte wie selbstbewusste Zuarbeiter: Für Schröder war das zuletzt Frank-Walter Steinmeier, für Kohl zuletzt Wolfgang Schäuble. Solche Ausnahmetalente in der zweiten Reihe stehen aber nicht immer zur Verfügung. Und wenn, dann muss man ihnen auch Freiräume und Prokura einräumen. Wenn Merz dazu bereit ist, kann Thorsten Frei ein sehr einflussreicher Kanzleramtschef werden. Viele im politischen Berlin trauen Frei dies zu, auch wenn er als parlamentarischer Geschäftsführer ausgerechnet in der Endphase des Wahlkampfs mit Fehlern irritierte und Drang nach Öffentlichkeit, der für diese Rolle Gefahren birgt. Auch auf die mächtigen Abteilungsleiter im Kanzleramt kommt es an, wenn der Hausherr nicht mit Mikromanagement regieren will. Für die Kanzlerschaft Merz’ könnte also noch entscheidender als bei Scholz und Merkel werden, wer mit und unter ihm regiert.

			Für 2023 soll die Regierung also noch einmal die Notlage ausrufen, um die Schuldenbremse auszusetzen. Oppositionsführer Merz verzichtet darauf, erneut zu klagen, denn er will keine Staatskrise auslösen. Aber was geschieht mit dem nächsten Haushalt? Habeck glaubt nicht mehr, dass die Ampel-Koalition diesen aus eigener Kraft aufstellen kann. Unter dem frischen Schock des Urteils, in einem seiner zahlreichen Interviews hat er noch geschimpft: »Die Union klagt dafür, dass Menschen in Deutschland höhere Preise bezahlen. Schönen Dank, Friedrich Merz!« Aber jetzt will er, dass dieser hilft. Der grüne Vizekanzler schlägt dem Kanzler vor, auf den Oppositionsführer zuzugehen: Man müsse mit Merz über ein weiteres Sondervermögen reden, dieses Mal nicht eines für die Bundeswehr, sondern für die Wirtschaft, die unter den durch den russischen Angriffskrieg gestiegenen Energiepreisen leidet.

			Scholz lehnt dies ab, er will stattdessen auch für das Jahr 2024 die Notlage erklären. Dazu wiederum ist Lindner nicht bereit: Die Einhaltung der Schuldenbremse und die Abwehr von neuen Steuern sind die Daseinsberechtigung der FDP in der Regierung, so lautet seine Überzeugung. Außerdem hegt der Finanzminister seit dem Schock von Karlsruhe ein tiefes Misstrauen gegen die kreative Buchführung des Kanzlers.

			Und ihm ist wichtig, dass die Öffentlichkeit davon erfährt. So bittet er Gatzer zu sich und teilt ihm mit, dass er einen personellen Neuanfang anstrebe. Noch während des Gespräches geht eine E-Mail des Ministers an alle Beamten seines Ministeriums. Darin stellt er in Bezug auf das Verfassungsgerichtsurteil zum Haushalt klar: »Die damalige Vorgehensweise wurde im Bundesministerium der Finanzen vor meinem Amtsantritt entworfen.« Deshalb habe er »entschieden, auch im Haus Veränderungen vorzunehmen. Haushaltsstaatssekretär Werner Gatzer wird zum 31.12.2023 in den einstweiligen Ruhestand versetzt.«

			Über 2000 Menschen erhalten diese Mail. Und sie landet selbstverständlich sofort in der Öffentlichkeit. Lindners Botschaft ist eindeutig: Ich war es nicht, Gatzer und Scholz sind verantwortlich. Der Kanzler ruft den Geschassten noch am selben Abend persönlich an. Den Posten des Aufsichtsratsvorsitzenden des Staatskonzerns Deutsche Bahn darf Gatzer behalten.

			Den Haushalt ohne Tricks aufzustellen, wird jetzt zur Staatsaffäre. Scholz, Lindner und Habeck ziehen sich in eine Art Klausur zurück: Zwei Wochen lang sitzen sie zweimal, manchmal dreimal am Tag stundenlang zusammen und gehen einzelne Posten im Haushalt durch – eine Arbeit, die unter Helmut Kohl, Gerhard Schröder oder Angela Merkel ein einzelner Staatssekretär mit seinen Beamten erledigt hätte. Um im bösen Sprachbild von Merz zu bleiben: Scholz klempnert wieder. Die Ampel-Regierung ist unübertroffen darin, mit riesigem Aufwand kleinste Ergebnisse zu produzieren.

			Am Ende werden der Kanzler und seine beiden Stellvertreter über 200 Stunden lang beraten haben. Dabei ist die entsprechende Summe vergleichsweise gering: 17 Milliarden Euro muss das Trio in einem Etat von 477 Milliarden streichen, also knapp 3,6 Prozent.

			Wie immer bei Scholz steuern die Verhandlungen sofort in kleine und kleinste Details, wie immer werden die grundsätzlichen Fragen aufgeschoben bis zum allerletzten Zeitpunkt: Mitte Dezember ist es so weit – die Regierungsspitzen brauchen jetzt eine Einigung, wenn sie das Parlament nicht in den Weihnachtsferien zu einer Sondersitzung zusammenrufen wollen. Den ganzen Abend schon ringen die Spitzenpolitiker in den Räumen ganz oben unter dem Dach des Kanzleramts, die eigentlich als Wohnung gedacht sind. Um 3 Uhr morgens muss der nun schwer erkältete Lindner aufgeben: »So, ich fahre jetzt nach Hause, weil du mich krank verhandelt hast«, ruft er Scholz zu. Die Menschen, die dabei waren, sind sich nicht einig, ob dies als Witz gemeint war.

			Für Lindner übernimmt Steffen Saebisch, sein wichtigster Mitarbeiter. Der Kanzler, der Putin die Stirn bieten soll, ringt fortan mit einem beamteten Staatssekretär. Scholz will unbedingt die Notlage erzwingen, er führt die Flutkatastrophe im Ahrtal vor drei Jahren an, für die Bewältigung ihrer Folgen stehen noch 2,5 Milliarden Euro im Etat. An so einem Posten kann man nun wirklich keine Koalition platzen lassen! Aber es geht nicht um die Flutopfer, sondern um das Prinzip: Scholz will beweisen, dass man die Schuldenbremse auch unter den neuen, vom Verfassungsgericht verschärften Bedingungen aussetzen darf: »Überschreitungsbeschluss« nennt er das.

			Doch Saebisch bleibt hart, er gesteht nur einen Prüfauftrag zu. Und dann kommt der Beamte dem Kanzler listig entgegen: Die FDP könne anerkennen, dass es im Prinzip möglich sei, erneut eine Haushaltsnotlage im größeren Stil zu erklären. Nämlich in dem Fall, in dem eine neue Lage eintrete, etwa in der Ukraine. Das ist, streng genommen, eine Selbstverständlichkeit, die sich aus der Formulierung der Schuldenbremse im Grundgesetz ergibt. Doch Scholz ist so verzweifelt, dass er zustimmt. Er formuliert mit Saebisch zwei Sätze, die diese Einigung festhalten.

			Ist das der Durchbruch? »Die Verhandlungen sind jetzt fertig«, heißt es in einer grünen Chatgruppe schon kurz nach 5 Uhr. Doch das ist verfrüht, denn Saebisch kann verhandeln, aber nicht abschließen, so weit reicht seine Prokura nicht. Also schreibt er um 5.16 Uhr morgens eine SMS an seinen kranken Chef: »Lieber Christian, du musst entscheiden, ob wir dem Verfahrensvorschlag des Kanzlers zustimmen.« Alle warten auf die Reaktion. Doch das Handy von Saebisch bleibt stumm. Lindner antwortet nicht. »Bist du noch wach?«, schreibt Saebisch eine weitere SMS. Wieder minutenlang keine Reaktion. Da fasst sich Saebisch ein Herz und tippt eine dritte Nachricht an Lindner: »Du musst morgen früh den Bundeskanzler anrufen, wenn du nicht zustimmst.« Draußen geht schon bald die Sonne auf.

			Lindner schafft es um 12 Uhr mittags zur Pressekonferenz. Was dort gesagt wird, ist entscheidend, denn diesmal gibt es ja keinen Beschlusstext. Es hat auch kein Gremium getagt, das einen Beschluss fassen könnte: kein Kabinett und kein Koalitionsausschuss. Es gab lediglich ein informelles Treffen dreier Männer und ihrer Mitarbeiter. Nur Scholz hat einen Zettel, von dem er jetzt die beiden Sätze abliest, auf die er sich mit Saebisch verständigt hat. Man müsse reagieren, wenn sich die Situation in der Ukraine verändere: »Um vorbereitet zu sein, haben wir schon jetzt vereinbart, in einer solchen Lage, von der niemand weiß, ob sie eintritt oder nicht, dem Bundestag einen Überschreitungsbeschluss vorzuschlagen, so wie Artikel 115 des Grundgesetzes es in Notsituationen zulässt.«

			Gegenüber SPD-Abgeordneten spricht Scholz später von einem »Vorratsbeschluss«. Die FDP habe einer Aussetzung der Schuldenbremse für die Ukraine de facto zugestimmt, da sich die Lage dort laufend verschlechtere. Damit sich diese Sichtweise auch in der Öffentlichkeit durchsetzt, verschickt die SPD-Pressestelle ein entsprechendes Papier an die Journalisten. Als dies bei den Liberalen landet, sind sie entsetzt: Von einem Vorratsbeschluss könne keine Rede sein, man habe im Gegenteil beschlossen, die Schuldenbremse nicht auszusetzen, alles Weitere sei ein unverbindlicher Meinungsaustausch.

			Aber wie geht es nun mit dem Klimaschutz weiter? Denn die Milliarden, die das Verfassungsgericht gestrichen hat, fehlen ja schließlich in Habecks Klima- und Transformationsfonds. Damit sie weitgehend wieder aufgefüllt werden, beschließt die Regierung die Erhöhung des CO2-Preises, mit dem der KTF gespeist wird: Man werde auf »den CO2-Pfad der GroKo zurückkehren«, erklärt Habeck auf der Pressekonferenz im Dezember. Für die Tonne CO2 werden also bald 45 Euro fällig, exakt der Anstieg, der einst unter Merkel vereinbart wurde. Die Ampel hatte nach dem Überfall auf die Ukraine auf 40 Euro pro Tonne reduziert, damit Tanken und Heizen nicht noch teurer werden.

			Mit einem grünen Vizekanzler und mit größten Mühen schafft es die Regierung also, allenfalls das Ambitionsniveau zu halten, das schon eine Regierung ohne Beteiligung der Grünen erreicht hatte. Da dies in den Ampel-Jahren mehrmals zu beobachten ist, wird hier ein Muster erkennbar, das nicht nur, aber vor allem für Klimapolitik gilt. Eine Regierung braucht Akteure, denen Klimaschutz ein ernsthaftes Anliegen ist. Wichtiger aber sind die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Zugespitzt formuliert: Die Klimapolitik einer CDU-Kanzlerin, die in einer Zeit von Wirtschaftswachstum und vollen Kassen stattfindet und durch Massendemonstrationen von Fridays For Future begleitet wird, kann größere Fortschritte bewirken als die eines grünen Klimaministers, der in der Rezession und im gesellschaftlichen Gegenwind operiert.

			Daraus ergeben sich zwei Lehren, die beide – je nach Standpunkt – unbequem sind. Für erfolgreichen Klimaschutz ist das wirtschaftliche Umfeld entscheidend. Scholz und Habeck versprachen »Wachstumsraten wie in den Fünfzigerjahren«, also 5 bis 6 Prozent, landeten aber bei Nullwachstum. Damit schwindet nicht nur die politische Legitimation für Klimaschutzmaßnahmen, sondern auch die Bereitschaft – und irgendwann auch die Fähigkeit – von Unternehmen, Bürgern und schließlich vom Staat, in eben jenen Klimaschutz zu investieren. Friedrich Merz nimmt diesen Gedanken in seinem Bundestagswahlkampf auf: Während Habeck mit der grünen Transformation Wachstum schaffen wolle, so lautet die Schlussfolgerung, gelte es nun erst einmal Wachstum zu schaffen, um daraus die Transformation zu bezahlen.

			Wohlgemerkt, dies ist eher eine politische als eine ökonomische Erkenntnis. Ein Windrad ist im Durchschnitt zwanzig Jahre in Betrieb, eine Wärmepumpe läuft dreißig Jahre, und das Wasserstoffnetz, das die Regierung bauen will, soll mehrere Generationen versorgen. Also genügend Zeit für einen grünen return on investment. Politisch aber sind die Zyklen viel kürzer: Ein Minister für Wirtschaft und Klimaschutz, der in der Rezession zur Wiederwahl antritt, hat es schwer. Entgegen der im grünen Milieu nach wie vor verbreiteten Vorstellung von einem Ausstieg aus dem Wirtschaftswachstum im Geiste des Club of Rome wissen die führenden Köpfe der Partei, dass grünes Wachstum sehr wohl notwendig ist. Das Scheitern der Ampel lehrt jedoch: Man braucht nicht nur grünes Wachstum, sondern kurzfristig grünes Wachstum, zumindest, wenn man wiedergewählt werden will. Das ist wiederum die Voraussetzung dafür, die Energiewende aus der Regierung weiter aktiv anschieben zu können.

			Die zweite Lektion hingegen bestätigt eine Erkenntnis, die die Grünen in ihrer Anfangszeit schon einmal gewonnen hatten: Politik wird nicht nur in Parlamenten und Regierungen gemacht, sie braucht einen Resonanzraum in der Bevölkerung. In Parlamenten war die Ökopartei in den Ampel-Jahren so stark vertreten wie noch nie. Aber aus der Gesellschaft heraus war der Druck für mehr Klimaschutz in den Merkel-Jahren stärker. Nicht nur haben Einzelaktionen von Aktivisten, die sich auf Straßen kleben oder Kunstwerke beschädigen, die Klimabewegung gleichzeitig in den Schatten gestellt und in Misskredit gebracht. Krieg und Wirtschaftskrise erscheinen vielen Menschen plötzlich als drängender. Beide Phänomene verstärken sich gegenseitig auf fatale Weise, sodass Klimaschutz von Teilen der Bevölkerung sogar als Ursache für die Wirtschaftskrise gesehen wird und Politiker, die versuchen, Klimaschutz zu organisieren, als die Verursacher dieser Krise.

			Dies widerfährt der Ampel zum Jahreswechsel 2023/2024, und es trifft die Akteure völlig unvorbereitet. Dabei handeln sie, um die notwendig gewordenen Einsparungen zu erreichen, genau so, wie es ihnen Experten und Leitartikler seit Jahren empfehlen: Sie streichen klimafeindliche Subventionen. Diese Idee hat so viele Anhänger, weil sie praktisch vor jedem weltanschaulichen Hintergrund funktioniert: Die Konservativen feiern den Beitrag zur Einhaltung der Schuldenbremse. Liberale glauben, dass mit den Streichungen die Märkte weniger verzerrt werden. Linke dürfen darauf hoffen, dass Gelder, die vorher der Industrie und den Besserverdienenden zuflossen, nun umverteilt werden. Für Klimabewegte erklärt sich die Zustimmung von selbst.

			Das Umweltbundesamt (UBA) hat Ende 2021 einen 161-seitigen Bericht zu »umweltschädlichen Subventionen« verfasst und praktischerweise eine Tabelle mit sechzig Subventionen, in der das gewaltige Einsparpotenzial verzeichnet ist: insgesamt 80 Milliarden Euro. Die Tabelle liegt seit Jahren in der Schreibtischschublade jedes Journalisten in Berlin. Wer auch immer in einem Kommentar gegen eine beliebige Einsparung argumentiert, kann sie hervorholen und schreiben: Hier wäre viel mehr zu holen, und es würde sogar dem Klima helfen!

			Scholz, Habeck und Lindner tun also genau das, was ihnen von nahezu allen Experten geraten wird: Sie streichen ein paar Subventionen. »Steuervergütung für Agrardiesel« ist auf der UBA-Liste mit 467 Millionen Euro verzeichnet; »Befreiung landwirtschaftlicher Fahrzeuge von der Kraftfahrzeugsteuer« mit 470 Millionen. Alles nur Kleinholz in der Welt der Staatsfinanzen. Die »Energiesteuerbefreiung des Kerosins« ist auf der UBA-Liste zwar mit 8357 Millionen verzeichnet, die Regierung will sie aber nur für Inlandsflüge streichen, was viel weniger Geld einbrächte. Und dann wird noch die »Plastiksteuer« entdeckt. Die EU erhebt schon seit 2021 eine Abgabe auf nicht recycelten Plastikmüll. Bisher wird diese aus dem Bundeshaushalt nach Brüssel überwiesen, nun sollen die Hersteller dies bezahlen. Wenn diese die Kosten auf ihre Kunden umlegen, könnten Wegwerfverpackungen teurer werden. Aber auch hier ist die Einsparsumme mit 1,4 Milliarden Euro im Jahr überschaubar.

			Trecker fahren, im Inland fliegen und Wegwerf-Geschirr nutzen – all dies wird also künftig etwas höher belastet. Zugleich aber sollen zu Neujahr 2024 die Sätze der Einkommenssteuer verschoben werden, um die »kalte Progression« auszugleichen: eine Entlastung der Bürger von immerhin 15 Milliarden Euro. Unterm Strich also wird der Einzelne an den vom Verfassungsgericht erzwungenen Einsparungen im Haushalt nicht beteiligt.

			Und doch bricht ein Sturm der Empörung los, den niemand im politischen Berlin für möglich gehalten hat.

			Am Anfang sprechen die Koalitionäre wieder einmal nicht mit einer Stimme. Am 13. Dezember 2023 um 12 Uhr verkünden die Koalitionsspitzen die Streichung des Agrardiesels, um 13 Uhr muss Landwirtschaftsminister Cem Özdemir dazu im Bundestag Stellung nehmen – der Grüne ist an diesem Tag zufällig einer von zwei Ministern, die den Abgeordneten im Plenum in einer regelmäßigen Befragung der Bundesregierung Antwort geben. Özdemir wird auf den Agrardiesel angesprochen und erklärt, er wisse von nichts. Und sei im Übrigen dagegen, die deutschen Bauern dürften nicht benachteiligt werden, denn auch in anderen Ländern würde Agrardiesel privilegiert.

			Ein verheerendes Signal. Wenn sogar ein grünes Regierungsmitglied sich nicht zum Subventionsabbau für Klimaschutz bekennt, wird es niemand sonst tun. Und genauso kommt es, aus allen drei Ampel-Fraktionen wird nun der Erhalt der Privilegien gefordert. Die Medien steigen groß ein. Der Bauernverband mobilisiert, angetrieben von einem jüngeren, konkurrierenden Verein namens »Land schafft Verbindung«, bald brennen Strohballen auf blockierten Autobahnausfahrten. Auch die Traktoren, die nach Berlin fahren, sind äußerst kameratauglich. Als Habeck Anfang Januar aus einem Urlaub auf der Hallig Hooge auf das Festland zurückkehren will, blockieren wütende Demonstranten die Fähre.

			Aber der Zorn richtet sich nicht allein gegen die Grünen. Auf einer Großkundgebung in Berlin im Januar zeigt FDP-Finanzminister Lindner gegenüber wütenden Bauern auf seine Weise Verständnis. Er kenne die Härte ihrer Arbeit aus dem Reitstall seiner Frau: »Ich bin schon fertig, wenn ich den Pferdestall nur einmal ausgemistet habe.« Als gehöre er nicht dazu, spricht er von »der Politik«, die Landwirte mit »überzogenen Umweltstandards« überfordere, »immer höheren Standards für Tierhaltung« und »Flächenstilllegungen«. Doch Lindners Ranschmeiße ist vergeblich: »Hau ab! Hau ab!«, rufen die Demonstranten, »Lügner!« und »Heuchler!«

			Die Bewirtschafter des Volkszorns von der AfD und den Rechtsaußen-Medien versuchen die Anliegen der Bauern mit ihren eigenen Themen zu vermischen: Vereinzelt werden auf den Demos Galgen gezeigt wie einst bei den Pegida-Protesten, man ruft nach dem Ende der Unterstützung für die Ukraine und schimpft auf Migranten. Ein Teil der Landwirte vernetzt sich in WhatsApp-Gruppen, in denen Verschwörungserzählungen kursieren. Doch den ebenso erfahrenen wie organisationsstarken Bauernverbänden gelingt es, die Unterwanderung zu verhindern und den Fokus der Proteste auf den Agrarsubventionen zu halten. Im Gegenzug kommt ihnen die Politik sehr weit entgegen: Die Streichung der Kfz-Steuerbefreiung in der Landwirtschaft wird vollständig fallen gelassen, die Steuerbegünstigung beim Agrardiesel wird schrittweise, und über viele Jahre gestreckt, zurückgenommen. Zugleich werden die Bauern in einem Agrarpaket an anderen Stellen entlastet. Ein eigentlich geplantes, aber bei den Bauern unpopuläres Düngegesetz zum Schutz des Grundwassers wird nicht beschlossen.

			Erhalten bleibt jedoch eine andere Kürzung: der »Umweltbonus«, mit dem der Kauf eines Elektroautos unterstützt wurde, wird in der letzten Verhandlungsnacht ebenfalls kurzerhand gestrichen – 3000 Euro vom Staat plus 1500 Euro von den Herstellern. Die Regierung macht nicht nur die Ankündigung, dieses Geld im Jahr 2024 zu zahlen, rückgängig, der Zuschuss wird ab sofort nur noch ausgezahlt, wenn der Wagen bereits zugelassen ist. Wer den Kaufvertrag unterschrieben hat, aber noch nicht bei der Zulassungsstelle war, guckt in die Röhre. Eine Entscheidung mit Folgen: 2024 werden fast ein Drittel weniger Batterieautos in Deutschland zugelassen als im Vorjahr.

			Der Versuch, klimafeindliche Subventionen zu kürzen, ist gescheitert. Sicher auch, weil er besonders unprofessionell in Szene gesetzt wurde. Die vielleicht am besten organisierte Interessengruppe der Republik, die Bauern, ausgerechnet zwischen den Jahren zu provozieren, ist ein Anfängerfehler: Im Winter haben die Landwirte am wenigsten zu tun und ausreichend Zeit, die Autobahnen zu blockieren oder nach Berlin zu rollen.

			Doch all dies sollte den Blick nicht verstellen auf ein Grundproblem von Klimapolitik, die allein auf Einsicht oder gute Argumente setzt: Jahrelang haben Medien, Nichtregierungsorganisationen und Oppositionsparteien gefordert, klimaschädliche Subventionen zu streichen. Hier läge eine klassische Win-win-Situation vor, nein sogar Win-win-win: weniger CO2, weniger Wettbewerbsverzerrung und mehr finanzielle Spielräume für den Staat. Da es keine sachlichen Gründe gäbe, Fliegen gegenüber Bahnfahren oder Trecker gegenüber Lastwagen zu bevorteilen, stünden allein finstere Lobbyisten der Streichung der klimaschädlichen Subventionen entgegen. Mit etwas gutem Willen könnte hier ein Sieg der Vernunft erzielt werden, der keine Verlierer zurücklässt.

			Doch jede Subvention ist nicht nur mit Interessengruppen, sondern mit ganzen Bevölkerungsschichten verbunden. Es gibt keine Streichung ohne Verlierer, keine ohne Widerstand. In dieser Hinsicht hat Olaf Scholz recht behalten, als er früh vor einer Gelbwesten-Bewegung auch in Deutschland warnte. Zur Verknüpfung der Proteste für die klimaschädlichen Subventionen mit anderen Triggerpunkten gegen die liberale Demokratie kam es ironischerweise nur deshalb nicht, weil die Bauern traditionell sehr gut organisiert sind. Ihre Verbände schaffen es gemeinsam mit der Union, den Widerstand gegen die Streichung der klimaschädlichen Subventionen, der schon im Begriff war, nach rechts außen abzugleiten, noch einmal in der politischen Mitte zu halten. Markus Söder ging dafür so weit, den Präsidenten des Bayerischen Bauernverbandes, Günther Felßner, auf dem ersten Platz der CSU-Landesliste zu nominieren und ihm das Agrarministerium zu versprechen. Aus dem Ministeramt für den Bauernfunktionär wurde am Ende nichts, weil Felßner kein Mandat gewann und die Behörden im März 2025 auf seinem Hof Mängel bei der Tierhaltung feststellten. Seinen Rückzug begründete er mit Protesten von Umwelt- und Tierschützern, die er als Bedrohung für seine Familie betrachtete.

			Das aber ändert nichts an dem bemerkenswerten Mechanismus: Interessengruppen wie die Bauern stellen die Demokratie nicht infrage, wenn sie über Mechanismen verfügen, ihre Interessen durchsetzen zu können – in diesem Fall gegen forcierten Klimaschutz.
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Nachtsitzungen, Big Macs und Weißwein

			Regieren ist Handwerk. Entscheidungen müssen in einer Koalition verabredet, durch Ministerien vorbereitet, im Kabinett beschlossen, im Parlament verabschiedet, durch den Bundesrat manövriert und der Öffentlichkeit erklärt werden. Dabei kann vieles schiefgehen, wenn Politiker ihr Handwerk nicht beherrschen oder gegeneinander arbeiten. In der Ampel-Regierung ging vieles schief, zuletzt fast alles.

			Die neue Regierung will alles anders machen. Aber das haben sich schon viele Regierungen vorgenommen und hinterher nicht halten können.

			Immerhin, sich selbst »Arbeitskoalition« zu nennen, wie Schwarz-Rot es getan hat, ist schon ein guter Anfang. So werden die Erwartungen verschoben: vom Weltanschaulichen, wo Union und SPD weiter auseinanderliegen als noch vor wenigen Jahren, ins Handwerkliche. Also dorthin, wo Erfolge nur gemeinsam, nicht gegeneinander erzielt werden können.

			Dass Kanzler Merz wie auch sein Vize und wichtigster Minister Lars Klingbeil keinerlei Erfahrungen im Regieren haben, ist sehr ungewöhnlich. Noch nie seit Adenauer hatte die Bundesrepublik einen Regierungschef, der nicht vorher Minister war oder als Ministerpräsident immerhin ein Bundesland geführt hat.

			Andererseits: Olaf Scholz ist als Kanzler schon nach drei Jahren gescheitert, obwohl er der erfahrenste Politiker war, der dieses Amt je angetreten hat. Scholz hatte ein Bundesland und mehrere Bundesministerien geführt. Er hatte als Vizekanzler Angela Merkel und als SPD-Generalsekretär Gerhard Schröder aus der Nähe studieren können.

			Scholz kannte alle Tricks, genutzt hat es ihm nichts. Vielleicht reichen die alten Routinen nicht mehr, um heute erfolgreich zu regieren?

			Gute Vorsätze sind natürlich trotzdem wichtig. Daran mangelte es auch der Ampel-Koalition nicht. SPD, Grüne und FDP hatten sich sogar sehr viel vorgenommen. Sie wollten nicht nur andere politische Inhalte durchsetzen als die Großen Koalitionen vor ihnen, sondern auch einen anderen politischen Stil pflegen.

			»Keine Nachtsitzungen! Keine Durchstechereien!« – Das ist die Parole, die bereits in den Sondierungsverhandlungen ausgegeben wird. Sie ist eine klare Abgrenzung zur Arbeit in der Spätphase der Ära Merkel, in der es faktisch keine Vertraulichkeit mehr gab. Die Beratungen der Kanzlerin mit den Ministerpräsidenten über neue Corona-Maßnahmen konnte die Öffentlichkeit fast wörtlich und in Echtzeit auf den Nachrichtenseiten großer Medien mitlesen. Das Ringen von Armin Laschet und Markus Söder in den Parteigremien um die Kanzlerkandidatur der Union durfte die Republik ausführlich auf Twitter miterleben. Grüne und FDP erheben im Herbst 2021 Vertraulichkeit deshalb zum Lackmustest für die neue Koalition. Sie treffen sich, jeweils einzeln, mit der SPD, um eine Ampel-Regierung zu sondieren, aber auch mit der Union, um die Möglichkeit einer Jamaika-Koalition auszuloten, die ja ebenfalls eine Mehrheit im Parlament hätte. Vorher stellen sie eine strikte Bedingung auf: Aus diesen Gesprächen dürfe nichts in die Öffentlichkeit dringen.

			Eine Torheit, wie führende Grüne schon während des Gespräches mit der Union bemerken. Die Union hat in den EUREF-Campus in Berlin geladen, der sich »Reallabor der Energiewende« nennt und über 150 Firmen und Forschungseinrichtungen aus den Bereichen Energie und Mobilität vereint. Das ist der Plan der CDU und die letzte Hoffnung des geschlagenen Kandidaten Armin Laschet, doch noch Kanzler werden zu können: Den Grünen soll beim Klimaschutz ein Angebot gemacht werden, das sie nicht ablehnen können. Dafür hat Laschet ein Arbeitspapier mitgebracht, welches nicht weniger als »das Ende von Gas und Öl« als Ziel ausgibt.

			Nicht nur damit rennt Laschet bei den Grünen offene Türen ein. Die Basis der Ökopartei versteht sich zwar immer noch als diffus links. Aber die Führung arbeitet schon seit Jahren auf ein schwarz-grünes Bündnis hin. Robert Habeck will die Grünen auf Dauer zur führenden Kraft im sogenannten progressiven Lager machen und hält das Wahlergebnis, das eine SPD-Kanzlerschaft doch noch mal möglich erscheinen lässt, für einen Betriebsunfall. Winfried Kretschmann, grüner Ministerpräsident von Baden-Württemberg, hat sich wenige Monate zuvor entschieden, mit der CDU weiterzuregieren, obwohl auch ein Bündnis mit SPD und FDP möglich gewesen wäre. Und die meisten Grünen halten Armin Laschet zudem für sympathischer als Olaf Scholz.

			Es ist Markus Söder, der bayerische Ministerpräsident, der die Hoffnung auf Jamaika zerstört. Erst gab er sich im bereits beschriebenen diskreten Vorgespräch mit Annalena Baerbock und Robert Habeck kompromisslos in Sachen Schuldenbremse. Jetzt, als Laschet der kompletten grünen Delegation sein Angebot unterbreitet, steht der CSU-Chef auf und geht demonstrativ zum Buffet. Als er an seinen Platz zurückgekehrt ist, sagt er: »Wenn ich Kanzlerkandidat geworden wäre, würden wir jetzt Schwarz-Grün verhandeln, und das wäre das Beste für das Land.« Aber er sei ja leider nun mal nicht Kanzlerkandidat geworden. »Deshalb bringt das hier nichts.«

			Söder, bis vor Kurzem noch der allergrößte Befürworter einer schwarz-grünen Koalition, der sich sogar beim Umarmen von Bäumen fotografieren ließ, hat nur noch ein Interesse: Er möchte sich als eigentlicher Oppositionsführer gegen eine Ampel-Regierung profilieren – und so seine Chancen für die nächste Kanzlerkandidatur erhöhen. Als CSU-Ministerpräsident in einer Koalition mit den Freien Wählern ist Söder der einzige Landeschef der Union, der nicht mit einem der drei Ampel-Partner regiert. Bayern kann also als einziges Land im Bundesrat alles in Bausch und Bogen ablehnen. So schräg das auch klingen mag: Söder braucht die Ampel für seine persönlichen Karrierepläne. Dafür muss er Jamaika verhindern. Und Armin Laschet darf nicht Kanzler werden.

			Noch während Union und Grüne verhandeln, erscheint ein Bericht über Söders Auftritt in der Bild.

			Grüne und Liberale durchschauen das Manöver, aber es ist zu spät. Sie haben Vertraulichkeit zur Bedingung für Koalitionsverhandlungen gemacht – und Söder damit einen Knopf in die Hand gegeben, den er jederzeit drücken kann, um alles in die Luft zu sprengen. Ein Anfängerfehler. Wer öffentlich Knock-out-Kriterien für Verhandlungen aufstellt, der gibt die Entscheidung darüber ab, wann sie tatsächlich zu Ende sind. Es braucht nur einen Saboteur.

			Auch ihre zweite Ansage, keine Nachtsitzungen mehr abzuhalten, sollten die Verhandler bald bereuen. Dabei wollten sie sich nur von Angela Merkel abgrenzen. Zum Ruf, ja zum Mythos der Kanzlerin gehörte es, ihre Verhandlungspartner in quälend langen Sitzungen weichzukochen, um anschließend das Ergebnis zu erzielen, das sie von Anfang an angestrebt hatte. Ob fünfzehn Stunden Verhandlungen im Brüsseler EU-Rat während der Eurokrise oder siebzehn Stunden Diplomatie mit dem russischen Präsidenten in Minsk für einen Waffenstillstand in der Ukraine – wichtige Weichenstellungen ihrer Kanzlerschaft wurden an der geistigen und körperlichen Belastungsgrenze aller Beteiligten erzielt. Merkel hatte einmal stolz erzählt, warum sie diese ungesunden Strapazen besser ertragen konnte als fast alle anderen. Sie attestierte sich »gewisse kamelartige Eigenschaften«. Sie könne Schlaf speichern wie ein Kamel das Wasser vor einem langen Marsch durch die Wüste. Zuletzt war ihre Methode, Kompromisse durch Schlafentzug zu erzwingen, allerdings an ihre Grenze gekommen. Als die Kanzlerin im März 2021 bei einer Ministerpräsidentenkonferenz zu Corona keinen neuen Lockdown durchsetzen konnte, verfiel sie weit nach Mitternacht auf die Idee einer »Osterruhe«, bei der ganz Deutschland mehrere Tage stillstehen sollte. Das war so unpraktikabel, dass Merkel ihre Maßnahme zurücknehmen musste und sich dafür entschuldigte.

			SPD, Grüne und FDP wollen nur noch tagsüber beraten. Als die Sondierungen beginnen, geht an die Arbeitsgruppen die strikte Order, nicht einmal den Ort ihrer Beratungen zu verraten und ihre Sitzungen um 18 Uhr zu beenden. Die Fachpolitiker halten sich noch brav daran. Es sind die Spitzen der drei Parteien, die als Erste gegen ihre eigene Ansage verstoßen. Das hat noch einmal mit Angela Merkel zu tun.

			Sie ist als Kanzlerin immer noch im Amt, aber die Ampel-Parteien, die es als Koalition zu diesem Zeitpunkt noch gar nicht gibt, haben ihr die Pandemiepolitik aus der Hand genommen. Noch bevor die Regierung steht, entscheidet die neue Mehrheit im Bundestag, dass die »epidemische Lage von nationaler Tragweite« nicht verlängert wird. Dieser Rechtsbegriff begründete die meisten Maßnahmen gegen die Pandemie. Doch während SPD, Grüne und FDP sondieren und dann verhandeln, steigen die Infektionszahlen dramatisch. Die vierte Welle ist da, aber die Rechtsgrundlage, sie zu bekämpfen, ist weg.

			Scholz ahnt, dass er den ersten schweren Fehler seiner Kanzlerschaft schon vor seiner Vereidigung gemacht hat, traut sich aber keine Korrektur. Merkel ermahnt ihn mehrmals und macht schließlich ihre Sorgen öffentlich: »Die Lage endet in einer Katastrophe.« Als die Spitzenleute der Ampel-Parteien immer noch nicht reagieren, lädt die Noch-Kanzlerin sie vor. Am 23. November 2021, einem Samstag, sitzen Scholz, Lindner, Habeck und Co. im Willy-Brandt-Haus, um dem Koalitionsvertrag den letzten Schliff zu geben. Doch um 21 Uhr müssen sie gemeinsam im Kanzleramt antreten. Merkel will ihnen persönlich klarmachen, für wie gefährlich sie die steigenden Infektionszahlen hält. Und die Kanzlerin schafft es tatsächlich noch einmal: Ihren drastischen Schilderungen, wie dramatisch die Lage sei, wagen diejenigen, die sie bald ablösen wollen, nicht zu widersprechen. Vielmehr beginnt vor den Augen der Regierungschefin der erste heftige Streit der Ampel-Partner: Scholz, Habeck, Lindner sowie deren engste Gefolgsleute können sich nicht einigen, wie sie die Corona-Maßnahmen, deren gesetzliche Grundlagen sie gerade abgeschafft haben, nun doch wieder möglich machen wollen.

			Nach einer Stunde verlagern sie ihren Streit aus dem Kanzleramt zurück ins Willy-Brandt-Haus. Die 18-Uhr-Regelung ist vergessen, erst um 2 Uhr in der Nacht enden die Verhandlungen. Das Versprechen, nicht mehr in Nachtsitzungen zu regieren, ist gebrochen – noch bevor die Regierung überhaupt steht.

			Dabei war die Idee, weitreichende Entscheidungen nicht mehr im Zustand körperlicher, geistiger und seelischer Ermüdung zu treffen, nur allzu nachvollziehbar. Es braucht dafür aber mehr als eine Änderung der Geschäftsordnung – es bräuchte ein gänzlich anderes Verständnis von Politik und davon, wie sie in Koalitionen gemacht wird. Koalitionsregierungen sind in Deutschland und in vielen anderen westlichen Ländern die Regel. Das Verhältniswahlrecht sorgt dafür, dass so gut wie nie eine Partei allein regieren kann. Vielmehr können Mehrheiten erst nach einer Wahl gebildet werden, indem sich unterschiedliche Parteien verabreden, in eine Koalition einzutreten. Das Arbeitsprogramm dieser Koalition wird in einem Koalitionsvertrag verabredet. Dieser kann jedoch zwangsläufig nicht identisch sein mit den Partei- und Wahlprogrammen der einzelnen Partner. Sie sind unterschiedlich und sollen es auch bleiben. Trotzdem ist es wichtig, dass eine Regierung einen gemeinsamen politischen Willen entwickelt.

			Das hat in der Geschichte der Bundesrepublik manchmal gut, aber oft nur schlecht funktioniert. Nach den islamistischen Attentaten auf das World Trade Center am 11. September 2001 beispielsweise rief der damalige Bundeskanzler Gerhard Schröder sofort seinen Außenminister Joschka Fischer zu sich. Der war gerade beim Joggen und lief, ohne sich umzuziehen, ins Kanzleramt. Der Sozialdemokrat und der Grüne berieten gemeinsam, was die Regierung jetzt tun müsse. Die Frage wurde nicht zuerst parteipolitisch aufgeladen. Rot-Grün handelte als Koalition.

			In der Flüchtlingskrise 2015 hingegen traf Angela Merkel die wesentlichen Entscheidungen allein. Das Kabinett und sogar der Bundestag wurden erst danach mit einbezogen. Das verlagerte die Debatte in den Koalitionsausschuss – ein informelles Gremium, dem führende Vertreter der Regierung, der Bundestagsfraktionen sowie der die Regierung tragenden Parteien angehören. Wieder und wieder rannte der damalige CSU-Vorsitzende Horst Seehofer vergeblich gegen Merkels Politik der offenen Grenzen an. Sogar als Seehofer nach der Bundestagswahl 2018 als Innenminister in Merkels Regierung eintrat, also die Ressortverantwortung für die Migration übernahm, gab es über die Schlüsselfrage von Zurückweisungen an den Grenzen keine gemeinsame politische Meinungsbildung in der Regierung. Stattdessen stritten die Kanzlerin und ihr Innenminister im Koalitionsausschuss entlang der Linien ihrer jeweiligen Parteien. CDU und CSU handelten nicht als Union – deshalb konnte Schwarz-Rot damals auch nicht als Koalition handeln.

			In der neuen Bundesregierung unter dem Kanzler Friedrich Merz droht diese Gefahr auch. Mit Markus Söder sitzt der einflussreichste Politiker der CSU nicht am Kabinettstisch. Söder hat sich zudem über viele Jahre hinweg immer wieder gegen die Schwesterpartei zu profilieren versucht. Seinen eigenen Bundestagswahlkampf 2024/2025 hatte er sehr bewusst als Kampagne gegen die Grünen angelegt – gegen den ausdrücklichen Wunsch von Friedrich Merz. Söder hatte zudem angekündigt, wie er einer Merz-Kanzlerschaft seinen Stempel aufdrücken will: »Als CSU-Vorsitzender ist man immer präsent in Berlin. In einer möglichen neuen Regierung ist der Koalitionsausschuss das entscheidende politische Zentrum und nicht das Kabinett. Als Parteivorsitzender und Ministerpräsident könnte ich die Interessen Bayerns und der CSU am besten vertreten.« Für den neuen Bundeskanzler ist das kein gutes Zeichen. Konfliktreiche Koalitionsausschüsse sind vorprogrammiert. Und, wetten, auch wieder Nachtsitzungen.

			In einer sich immer mehr zerfasernden Parteienlandschaft verschärft sich dieses Problem auch in struktureller Hinsicht. Es braucht nicht nur mehrere Parteien für ein Regierungsbündnis, die immer kleiner werdenden Parteien haben zudem auch noch ein wachsendes Bedürfnis, in der Koalition für die eigene Klientel erkennbar zu bleiben. Mit kleinerer Anhängerschaft müsste man sich in einer Demokratie naturgemäß mit bescheidenerem Einfluss auf die Regierungspolitik zufriedengeben. In der Praxis jedoch geschieht das Gegenteil: Wenn Parteien schrumpfen, wird ihr Profil schärfer. Das wiederum verändert die innerparteiliche Meinungsbildung. Die großen Volksparteien der alten Bonner Republik brachten in ihrer Blütezeit eine Programmatik hervor, die in sich schon aus Kompromissen bestand: zwischen Kapital und Arbeit, Freiheitsrechten und Sicherheitsbedürfnissen, wirtschaftlichem Wachstum und ökologischen Rücksichten. Die immer kleiner werdenden Parteien der Berliner Republik hingegen bedienen ein immer homogeneres Stammpublikum. Die CDU unter Friedrich Merz hat zwar großen Ehrgeiz in der Wirtschaftspolitik, verfügt aber kaum noch über erfahrene Sozialpolitiker. Zum ersten mal geht dieser Parteiflügel bei der Kabinettsbildung leer aus. Die SPD unter Lars Klingbeil hingegen wird von linken Lehrern und Juristen geprägt, scheint aber fast ganz ohne Unternehmer auszukommen. Der Vizekanzler hat das allerdings verstanden und befördert die ehemalige Gründerin Verena Hubertz zur Bauministerin.

			Olaf Scholz erkennt das Problem der abgedichteten Milieus gleich zu Beginn der Ampel-Regierung. In einem Gespräch mit Vertrauten bringt er es so auf den Punkt: Materiell orientierte Selbstständige und ökologisch bewegtes Beamtentum leben in so unterschiedlichen Welten, dass sie einander erst dann begegnen, wenn FDP und Grüne im Koalitionsausschuss streiten. Das ist übertrieben, aber nicht ohne wahren Kern. Unsere Gesellschaft, in der so viel über die Integration von Fremden geredet wird, ist sich selbst ziemlich fremd. Hinzu kommt ein weiterer Aspekt: Wenn die zunehmend auf ihren harten Kern reduzierten Parteien durch Wahlergebnisse gezwungen werden, ein lagerübergreifendes Bündnis zu bilden, ist die Versuchung besonders groß, sich gegeneinander zu profilieren.

			Olaf Scholz will dieser Gefahr von Anfang an begegnen. Als Mitglied des letzten Merkel-Kabinetts hat er dessen politische Apathie miterlebt. Deshalb erfindet er ein neues Gremium: das sogenannte Vorkabinett. Alle Minister kommen bereits eine Stunde vor der eigentlichen Kabinettssitzung, in der streng nach Tagesordnung beraten wird, zusammen. In diesem Vorkabinett ist ein offenes Gespräch über aktuelle Probleme und die großen Fragen der Zeit erwünscht. Es ist der Versuch, eine gemeinsame politische Willensbildung anzuregen und das Gemeinschaftsgefühl zu stärken.

			Aber dieser gut gemeinte Versuch scheitert schnell – nicht ganz zufällig im Koalitionsausschuss. Schon die zweite reguläre Sitzung dieses informellen Gremiums, am 23. März 2022, läuft katastrophal aus dem Ruder. Zu diesem Zeitpunkt muss die Regierung zwei Herausforderungen gleichzeitig bestehen. Nach dem russischen Einfall in die Ukraine ziehen die Energiepreise mächtig an. Und die erste Landtagswahl dieser Legislaturperiode steht kurz bevor. Im Saarland, dem kleinsten Bundesland, das man mit seiner sehr besonderen Sozialstruktur beim besten Willen nicht für repräsentativ für Deutschland halten kann. Dennoch wird von einem ersten Test für das Ampel-Bündnis gesprochen.

			Energiekrise und Landtagswahlen – diese beiden Quellen für Nervosität fließen ineinander, als der weit hinter seiner SPD-Herausforderin zurückliegende und weitgehend unbekannte CDU-Ministerpräsident Tobias Hans im Wahlkampf spontan eine Idee hat. Er lässt sich im Dienstwagen zu einer Tankstelle fahren und nimmt vor der Säule, auf der die Preise stehen, ein 49 Sekunden kurzes Handyvideo auf: »Wirklich irre, 2,10 Euro!«, ruft er in die Kamera. Zwar habe »das mit der Ukrainekrise zu tun«, konzediert er, fügt dann aber hinzu: »Das Problem ist doch, dass im Moment der Staat sich bereichert, sich einfach bereichert. Der Staat bereichert sich an den gestiegenen Energiekosten. Und deshalb muss eine Spritpreisbremse her!«

			Hans ist erst seit zwei Jahren Ministerpräsident. Da seine Vorgängerin Annegret Kramp-Karrenbauer nach Berlin wechselte, kam er ohne Wahl ins Amt. Er gehört zum Sozialflügel der CDU, warnt regelmäßig vor einem Rechtsruck unter Parteichef Friedrich Merz. In der Angst vor einer Wahlniederlage greift er ins Regal der Populisten.

			Die Panik des Provinzpolitikers steckt den Finanzminister an. Christian Lindners FDP droht im Saarland unter 5 Prozent zu fallen. Wie der nervöse CDU-Ministerpräsident Hans versucht Lindner, den Zorn der Autofahrer auf seine Mühlen zu lenken. Und improvisiert ebenfalls. Bei einem Treffen mit Frankreichs Finanzminister erzählt ihm Bruno Le Maire von der Idee, Benzin zu subventionieren. Seit die sogenannten »Gelbwesten« Ende 2018 wegen einer Steuererhöhung auf Benzin und Diesel ein paar Monate lang halb Frankreich lahmgelegt hatten, fürchtet Präsident Emmanuel Macron ihren Zorn.

			Lindner kopiert die Idee und kündigt einen »Tankrabatt« an. Ein überraschender Vorstoß, schließlich hat sich die Ampel-Regierung vorgenommen, Benzin gezielt zu verteuern. Ein regelmäßig steigender CO2-Preis soll Tanken kostspieliger machen, sodass die Bürger sich für Elektroautos, das Fahrrad oder den öffentlichen Nahverkehr entscheiden – und so das Klima schonen. Strittig ist lediglich, ob, wie und wann die Bürger dafür durch die Auszahlung eines Klimageldes entschädigt werden. All das steht im Koalitionsvertrag, der gerade mal drei Monate alt ist.

			Fossile Energien mit staatlichen Subventionen billiger zu machen, kehrt diese Logik um und führt die beabsichtigte Lenkungswirkung ad absurdum. Dass Lindner zudem noch ein kompliziertes Verfahren vorschlägt, mit dem der Preis formal nicht geändert, sondern ein Rabatt auf jeder Tankquittung ausgewiesen werden soll, den sich die Tankstelle dann vom Großhandel zurückholen soll, trägt ihm viel Widerspruch ein. Ökonomen aus allen Denkschulen senken den Daumen, die Kommentarlage in den Medien ist verheerend.

			Weil der Koalitionsausschuss aber vier Tage vor der Saarlandwahl tagt, will Lindner seinen »Tankrabatt« in der Runde nicht so schnell einkassieren. Die Grünen hingegen bleiben bei ihrem kategorischen Nein. Stunde um Stunde verstreicht, ohne dass der Ausschuss sich einigen kann. Zudem wird noch um mehr gestritten: Neben Einmalzahlungen zur Abfederung der hohen Energiepreise (300 Euro pro Arbeitnehmer, 100 Euro pro Kind) pochen die Grünen auch auf Maßnahmen zum Energiesparen. Lindner verteidigt seinen »Tankrabatt« mit der immer lauter werdenden Klage, die Grünen würden den Partnern nichts gönnen. Die FDP ist zum ersten Mal seit der Bundestagswahl unter 10 Prozent gefallen.

			Mitternacht ist längst erreicht, an das Nachtsitzungsverbot denkt niemand mehr. Lindner und die Grünen haben sich verkämpft. Beide Seiten argumentieren sehr emotional. Alkohol ist auch im Spiel, er macht die Stimmung noch gereizter. Der Koalitionsausschuss tagt im internationalen Konferenzzentrum des Kanzleramtes in der fünften Etage, auch Bankettsaal genannt. Im Raum verteilt stehen kleine Barwagen, Bier und Wein sind griffbereit.

			Vor allem Lindner soll davon rege Gebrauch gemacht haben, sodass er nicht mehr voll verhandlungsfähig gewesen sein soll. So erinnern sich jedenfalls die rot-grünen Teilnehmer des Koalitionsausschusses übereinstimmend. Offen zitieren lassen will sich damit freilich niemand. Fragt man die Teilnehmer vonseiten der FDP vertraulich nach ihren Erinnerungen an diese Nacht, widerspricht eine Person dieser Darstellung entschieden, eine relativiert sie, eine weitere Person besteht darauf, dass nicht nur Lindner viel getrunken habe. Andere schweigen. Lindner selbst nennt die Berichte, er habe zu viel getrunken, unwahr und spricht von »Verleumdung«.

			Die Grünen beantragen getrennte Beratungen und schicken eine SMS an einen der FDP-Vertreter. Sie fragen, ob er nicht dafür sorgen könne, dass Lindner sich hinlegt und ein wenig schläft, damit er wieder einen klaren Kopf bekäme. Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt wird angesprochen, ob er dergleichen in der Zukunft nicht verhindern könne. Tatsächlich gibt Schmidt der Küche des Kanzleramtes daraufhin einen Wink, dass bei späteren Koalitionsausschüssen kein Alkohol mehr bereitsteht. Er darf erst dann gereicht werden, wenn der offizielle Teil vorbei ist.

			Als Lindner in der Nacht gegen 4 Uhr in den Verhandlungsraum zurückkehrt, hat er plötzlich großen Hunger. Doch die Küche des Kanzleramtes hat längst Feierabend gemacht. Es sind nur noch Knabbereien aufzutreiben. Da schickt der FDP-Chef einen der Beamten des Bundeskriminalamtes, die für seine Sicherheit zuständig sind, in die Berliner Nacht, um noch warmes Essen aufzutreiben. Der Bodyguard steuert den auf der anderen Seite der Spree gelegenen Hauptbahnhof an, wo noch ein McDonald’s-Restaurant geöffnet hat. Er kehrt mit großen braunen Tüten zurück ins Kanzleramt, wo im Bankettsaal anschließend Burger, Big Macs und Pommes ausgebreitet werden. Der Finanzminister lädt ein.

			In Sachen Tankrabatt wird er aber nicht konzilianter. Die Verhandlungen, von allen Beteiligten später als quälend beschrieben, gehen in dieser Nacht weiter. Mal in großer Runde, mal berät der Kanzler mit Vertretern der Ampel-Partner einzeln, auch zufällige Grüppchen bilden sich. Als Habeck mit der grünen Fraktionsvorsitzenden Katharina Dröge sowie der Parteivorsitzenden Ricarda Lang zusammensteht, tritt plötzlich Verkehrsminister Volker Wissing zu ihnen. Er kommt gleich auf den Punkt: »Neun Euro!« Die Grünen schauen sich fragend an. Wissing erklärt: »Neun Euro im Monat fürs Bahnfahren. Drei Monate lang.«

			Das ist die Geburt des 9-Euro-Tickets. Mit diesen spottbilligen Monatskarten konnte man eine Zeitlang den Regionalverkehr in ganz Deutschland nutzen. Über 50 Millionen dieser Fahrkarten wurden verkauft. Auch sein Nachfolger, das 49 Euro teure Deutschlandticket, wird ein Renner beim Publikum. Später wird es auf 58 Euro erhöht. Vielen gilt es als größter Erfolg der Grünen in der Ampel-Koalition. Dabei war es eine Idee des liberalen Verkehrsministers.

			Wissing, dem zunächst ein neunzig Tage gültiges Ticket für 90 Euro vorschwebte, rettet mit seinem spontanen Einfall in dieser Nacht auch seinen Parteichef Christian Lindner. Angesichts des 9-Euro-Tickets stimmen die Grünen sogar Lindners Tankrabatt zu. Der Rabatt kommt nicht in der komplizierten Variante mit den Quittungen, sondern als ein zeitweiser Verzicht des Staates auf Steuern.

			Am Morgen um 6.30 Uhr steht endlich eine Einigung. Der Text dazu muss noch geschrieben werden, sodass schließlich um 7.30 Uhr die Verhandler das Kanzleramt müde und erschöpft verlassen. So viel zum Thema Nachtsitzung. Schon neunzig Minuten später stellen die Parteivorsitzenden Lars Klingbeil, Ricarda Lang und Christian Lindner die Einigung im Reichstag den Journalisten vor. Lindner wirkt wieder frisch. Lang feiert den Erfolg der Grünen beim Deutschlandticket überschwänglich: »Das ist die fossile Unabhängigkeitserklärung Deutschlands.«

			Olaf Scholz sitzt zu diesem Zeitpunkt bereits im Flugzeug, auf einem NATO-Sondergipfel in Brüssel wird US-Präsident Joe Biden mit allen Verbündeten darüber beraten, wie man auf Russlands Krieg reagieren soll. Der Koalitionsausschuss hat so lange gedauert, dass der deutsche Bundeskanzler auf dem »Familienfoto«, das zu Beginn von allen Staats- und Regierungschefs gemacht wird, fehlen wird. Er wird erst eintreffen, als die Sitzung schon im Gange ist.

			Die Fortschrittskoalition, die Marktwirtschaft und Klimaschutz versöhnen will, hat im Koalitionsausschuss beschlossen, Auto- und Bahnfahren gleichzeitig zu subventionieren. In den kommenden Wochen wird Christian Lindner mit Experten darüber streiten, in welchem Umfang die Mineralölkonzerne die Steuersenkung an den Tankstellen an die Kunden weitergegeben haben. Und die Grünen werden die Nahverkehrsanbieter auffordern, wegen der Mindereinnahmen nicht etwa ihre geplanten Investitionen zurückzunehmen.

			Völlig unbemerkt von allen Beteiligten bleibt, dass früh in dieser denkwürdigen Nachtsitzung des Koalitionsausschusses der Keim für einen Streit gesät wird, von dem sich die Ampel-Regierung nie wieder erholen sollte – und der die Debatte um den Klimaschutz in Deutschland auf Jahre zurückwirft. Denn in dieser Sitzung wird beschlossen, Vereinbarungen aus dem Koalitionsvertrag, mit denen der Verbrauch fossiler Energien reduziert werden soll, bereits ein Jahr früher in Kraft zu setzen. Dies geschieht unter dem Eindruck der von Russland ausgelösten Gasknappheit und ist so unstrittig, dass nicht einmal alle Teilnehmer des Koalitionsausschusses diese Regelung mitbekommen. Auch vielen Journalisten entgehen am nächsten Morgen die entscheidenden Sätze in dem vereinbarten Papier: Neubauten sollen schon ab dem kommenden Jahr, also 2023, einen strengeren Energieeffizienzstandard erfüllen müssen. Und jede neue eingebaute Heizung muss zu 65 Prozent mit erneuerbaren Energien betrieben werden. Damit muss das Gebäudeenergiegesetz zwölf Monate früher als geplant in Kraft treten: Das ist Habecks vom Boulevard sogenannter »Heizhammer«, der bald die Republik bewegen wird.

			Murks zu Hause, peinliche Verspätung auf der internationalen Bühne – schon beim ersten Härtetest auf ihren inneren Zusammenhalt scheitert die Ampel krachend. Scholz lässt sich nichts anmerken, ärgert sich aber sehr. Er analysiert, dass es an einem Konstruktionsfehler seines Bündnisses liegt. Scholz’ Kanzleramtsminister Wolfgang Schmidt weiß noch Jahre später die Ziffer auswendig, unter der im Koalitionsvertrag die Zusammensetzung des Koalitionsausschusses beschrieben wird. Es ist die 5887: »Der Koalitionsausschuss besteht aus ständigen Vertreterinnen und Vertretern der drei Koalitionspartner, darunter die Parteivorsitzenden, der Bundeskanzler und die Spitzen der Regierung, der Chef des Bundeskanzleramtes sowie die Vorsitzenden der Koalitionsfraktionen im Deutschen Bundestag.«

			Diesen Konstruktionsfehler haben die Grünen verursacht. Die gescheiterte Kanzlerkandidatin Annalena Baerbock akzeptiert die Führungsrolle des grünen Vizekanzlers Robert Habeck in der Ampel-Regierung nur zähneknirschend. Sie will bei wichtigen Entscheidungen dabei sein, also auch im Koalitionsausschuss sitzen. Die Rivalität der beiden wird wegen der grünen Obsession mit Flügelproporz und Geschlechterquote multipliziert: Zwei Grüne aus der Regierung müssen von zwei Parteivorsitzenden und zwei Fraktionsvorsitzenden begleitet werden – das macht sechs grüne Spitzenpolitiker im Koalitionsausschuss. Daraus ergibt sich nach der Logik des politischen Berlin, dass auch FDP und SPD in gleicher Stärke vertreten sein müssen. Insgesamt achtzehn Personen also gehören dem Koalitionsausschuss an. Viel zu viele, um konzentriert und vertraulich arbeiten zu können.

			Scholz hält nicht nur die Größe seines Koalitionsausschusses für fatal, sondern auch die Idee, dass jede Partei gleich viele Vertreter entsendet. Im Koalitionsausschuss der Großen Koalition von Angela Merkel standen nur zwei Sozialdemokraten vier Unionspolitikern gegenüber – was Scholz als Vorteil empfand. Die Kanzlerin musste sich von drei Unionsmännern reinreden lassen, von denen zwei auch noch der CSU angehörten. Scholz hingegen wurde nur von seiner Vertrauten Andrea Nahles begleitet.

			Gegen den Wildwuchs im Ampel-Koalitionsausschuss setzt Scholz ein Zeichen und verzichtet freiwillig auf einen Platz für seine SPD. Ausgerechnet die Kanzlerpartei nimmt nur zu fünft teil, was die Gesamtzahl auf siebzehn reduziert, mehr aber auch nicht. Alle ahnen Scholz’ Hintergedanken: Da die SPD eine Doppelspitze im Parteivorsitz hat, mit Rolf Mützenich aber nur einen Fraktionsvorsitzenden, hätte es nahegelegen, auch den SPD-Generalsekretär hinzuzuziehen. Das ist Kevin Kühnert, der schon einmal – als Juso-Chef – gegen eine Regierung Front gemacht hat, der Scholz angehörte. Der Kanzler will ihn aber um jeden Preis draußen halten. Als Kühnert versucht, mit seinen Pendants von Grünen und FDP wenigstens eine Art Vorbereitungsrunde der Generalsekretäre zu installieren, räumt Kanzleramtschef Schmidt die Idee schnell ab.

			Wolfgang Schmidt hat als wichtigster Vertrauter von Olaf Scholz eine Doppelrolle inne, die im Verlauf der Regierungszeit immer mehr zur Belastung wird. Schmidts Vorgänger als Kanzleramtsminister nahmen an den Koalitionsausschüssen nicht als echte Mitglieder teil, sondern als »Notetaker«. Sie hielten sich in der Diskussion zurück und machten sich stattdessen Notizen. Anschließend gossen sie das Beschlossene in für alle Seiten akzeptable Formulierungen zur Vorbereitung des Abschlussdokuments. Auch Schmidt ist dafür verantwortlich, aber er erfüllt diese Aufgabe aktiver als seine Vorgänger. Er textet schon, während die anderen in der Runde noch sprechen. Sein Laptop ist dazu mit einer Insel von Monitoren verbunden, die in der Mitte des Raumes stehen. An den Wänden gibt es außerdem Leinwände. Für alle sichtbar läuft überall also der Schmidt-Text mit.

			Zu Anfang nutzt Schmidt Farben, um die Positionen der unterschiedlichen Parteien kenntlich zu machen, wenn Sätze noch nicht »geeint« sind, wie es in der Sprache politischer Verhandlungen heißt. Doch in den langen Sitzungen, in denen sich die Teilnehmer auf wenig bis gar nichts einigen, wird es ihnen schnell zu bunt. Mitunter sind Zwischenstände auch an Journalisten weitergereicht worden, die über die Änderungen der Textfarbe nachverfolgen konnten, wann wer welchem Punkt zugestimmt hat. Als Konsequenz daraus fertigt Schmidt später nach jeder Änderung eine neue Reinschrift an.

			Frühere Kanzleramtschefs wie Thomas de Maizière wuchsen als »Notetaker« in die Rolle eines ehrlichen Maklers, der sich um eine Sprache und um Formulierungen bemühte, die allen Parteien gerecht wurden. Schon sein Nachfolger Peter Altmaier genoss diesen Ruf nicht mehr. Denn Merkel ernannte ihn nach 2015 zum »Flüchtlingskoordinator«, um an den eigentlich zuständigen Ministerien vorbei in ihrem Sinne Migrationspolitik zu machen. Im Koalitionsausschuss verdächtigte die CSU Altmaier, kein fairer Protokollant mehr zu sein, sondern mit Formulierungen Politik zu machen. Bei Schmidt ist der gleiche Konflikt institutionalisiert: Denn er ist der erste Kanzleramtschef, der sich nicht nur als »Notetaker« versteht, sondern gleichzeitig auch reguläres Mitglied im Koalitionsausschuss ist.

			Zu welch großen Problemen ein schlecht konstruierter Koalitionsausschuss führen kann, erlebt die Ampel im März 2023. Diesmal stehen vor allem die Grünen unter Druck. Ihr Höhenflug in den Umfragen ist vorbei. Seit Anfang des Monats steht Habeck wegen seines Heizungsgesetzes in der öffentlichen Kritik. Dazu kommt Widerstand von der Basis nach der Räumung des Dorfes Lützerath im Rheinischen Braunkohlerevier. Wie beschrieben war die Genehmigung, dort Kohle abzubaggern, Teil eines Kompromisses, um schneller aus der für das Klima so verheerenden Energieform auszusteigen. Mit ausgehandelt hat ihn die Grüne Mona Neubaur, stellvertretende Ministerpräsidentin der schwarz-grünen Koalition in Nordrhein-Westfalen und enge Vertraute Habecks. Junge Klimaschützer haben sich jedoch ausdauernd gegen die Räumung von Lützerath gewehrt.

			Die von der Politik lange gehätschelte Klimabewegung Fridays for Future steht selbst unter Druck, ihre Radikalität nachzuweisen. Die Grünen wiederum haben Angst, dass ihnen Greta Thunberg, Luisa Neubauer und deren Fridays als natürliche Verbündete abhandenkommen, wenn sie sich jetzt zu konziliant gegenüber ihren Koalitionspartnern zeigen. Alle wollen also allen beweisen, wie kompromisslos sie für das Klima kämpfen. 

			Ausgerechnet in dieser aufgeladenen Situation steht ein Koalitionsausschuss bevor, in dem beraten werden soll, wie die im Koalitionsvertrag verabredete Relativierung der Klimaziele in Gesetze gegossen werden soll.

			Habeck will mehr Flexibilität bei den Prinzipien gegen reale Verbesserungen eintauschen. Er muss zeigen, dass die Ampel-Regierung den Klimaschutz trotzdem nicht aufgibt. Scholz will das Gegenteil erreichen: Als Vizekanzler unter Angela Merkel hat er zu Zeiten des Klimahypes die unrealistischen Ziele beschlossen, jetzt will er sie wieder einkassieren. Der Zeitgeist hat sich gedreht. Im vermeintlich grünen Berlin ist die Ökopartei bei der Landtagswahl für eine zu autofeindliche Politik abgestraft worden und aus der Landesregierung geflogen. Die FDP scheiterte – wieder einmal – an der 5-Prozent-Hürde.

			Die Grünen müssen also Härte beim Klimaschutz beweisen. SPD und FDP hingegen wollen genau das nicht. Beide Parteien spüren, dass sich nach Jahren der schier unbegrenzten Begeisterung für Klimaschutz die gesellschaftliche Stimmung zu drehen beginnt. Am Abend wird das Ergebnis eines Volksbegehrens bekannt: In Berlin stimmte eine Mehrheit gegen den Wunsch, die Hauptstadt schneller klimaneutral zu machen.

			Scholz, Lindner und Habeck versuchen, wenigstens eine gemeinsame Grundlage für den Koalitionsausschuss zu erarbeiten. Neben den Klimazielen für die einzelnen Sektoren geht es auch um den Ausbau der Schiene, dem die FDP nicht zustimmen will, solange sie nicht gleichzeitig eine Planungsbeschleunigung für den Autobahnbau bekommt. 

			Das wiederum lehnen die Grünen ab. Zudem hat Verkehrsminister Wissing in Brüssel überraschend ein Veto gegen das Verbot von Verbrennungsmotoren ab 2035 eingelegt – nachdem die gesamte EU und alle deutschen Ministerien über ein Jahr lang daran gearbeitet haben. Eine Idee für den nächsten Bundeshaushalt haben die Ampel-Partner auch noch nicht. Auf die übliche Aufstellung von »Eckwerten« durch das Finanzministerium im Frühjahr ist verzichtet worden, weil man sich nicht einigen konnte.

			Die Vorbereitung des Koalitionsausschusses ist so schwierig, dass Scholz eine geplante Reise nach Japan kurzfristig absagt. Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt legt am 26. März 2023 ein Papier zur Entscheidung vor, über das zwischen den drei führenden Politikern der Ampel-Regierung zuvor kein Einvernehmen erzielt worden ist. Ein Fehler, der in den kommenden Tagen zu schweren Verwerfungen innerhalb der Koalition und zu einer internationalen Blamage für die Bundesregierung führen wird.

			Zum ersten Mal ist zu beobachten, was anderthalb Jahre später das unwürdige Ende der Koalition prägen wird: ein öffentliches Ringen um die Schuldfrage. Dieses Blame Game sieht dieses Mal noch so aus: Der Kanzler kämpft gemeinsam mit Christian Lindner gegen Robert Habeck und dessen angeblich regierungsunfähige Grüne.

			Schon die Einigung auf eine Verhandlungsgrundlage misslingt. Am 18. März gibt es noch einen Entwurf, den Habeck mittragen würde. Aber nach einer redaktionellen Überarbeitung von Kanzleramtschef Schmidt, die das Datum 22. März trägt, zieht der Vizekanzler seine Zustimmung zurück. 

			Habeck verlässt zornig ein extra anberaumtes Treffen mit Scholz und Lindner im Kanzleramt. »Friss, Vogel, oder stirb, das geht nicht!«, schimpft er. Scholz will am Text seines Kanzleramtschefs festhalten. Um seinen Dissens aktenkundig zu machen, lässt Habeck seine Staatssekretärin Anja Hajduk am nächsten Morgen eine Mail an Tatjana Talic schreiben, die Büroleiterin des Kanzleramtschefs. Tenor der Nachricht: Keine Zustimmung von Habeck, keine weitere Arbeit auf dieser Grundlage.

			Trotzdem bringt Wolfgang Schmidt am Sonntag, dem 26. März, genau dieses Papier als Arbeitsgrundlage in den Koalitionsausschuss ein. Als die Grünen sich darüber beschweren, dass ihre abweichenden Positionen nicht einmal in eckigen Klammern oder als farblich markierter Dissens auftauchen, antwortet Schmidt: Das ist der Vorschlag des Kanzlers. Die Rolle des neutralen »Notetakers« hat der Kanzleramtsminister spätestens hier aufgegeben – und er wird sie nie wieder einnehmen können.

			Die Grünen stehen jetzt vor der Frage, ob sie nach dieser Provokation einfach aufstehen und den Koalitionsausschuss verlassen sollen. Dann wäre die Ampel-Regierung an diesem Tag beendet. Sie entscheiden sich dagegen und beginnen die Verhandlungen noch einmal von vorn. Satz für Satz, manchmal Wort für Wort muss neu diskutiert werden. Es geht um die Besteuerung von Dienstwagen, Details der Bahnfinanzen, die Novelle des Gebäudeenergiegesetzes und die Schuldenbremse. Damals steht Scholz, ebenso wie Lindner, noch auf dem Standpunkt, dass die Schuldenbremse eingehalten werden müsse. Die Runde diskutiert und diskutiert, Mitternacht ist längst vorbei, irgendwann graut der Morgen, und sie reden immer noch. Zeitweise beraten die Parteien in unterschiedlichen Räumen, der Kanzler pendelt immer mal wieder hin und her. Die Verhandlungen werden so kleinteilig, dass Lindner den Koordinator der FDP-Ministerien, Staatssekretär Steffen Saebisch, zur Unterstützung ins Kanzleramt bestellt. Da die Liberalen nun einen Teilnehmer mehr als die anderen haben, darf Generalsekretär Bijan Djir-Sarai nach Hause gehen.

			Die Sitzungen von Präsidien und Parteivorständen, die routinemäßig an Montagen stattfinden, werden eilig abgesagt. Aber ein Termin kann nicht mehr gestrichen werden: Montagabend wird ein Großteil des Kabinetts in Rotterdam erwartet. Deutsch-niederländische Regierungskonsultationen, ausgerechnet jetzt. In letzter Minute verschieben? Geht nicht. Dann würde quasi offiziell dokumentiert, dass der Kanzler die Kontrolle über seine Regierung verloren hat. Also wird der Koalitionsausschuss um 14 Uhr unterbrochen. Scholz lädt diejenigen der Teilnehmer, die Minister in seinem Kabinett sind, in seinen Hubschrauber ein, der direkt zum Regierungsterminal am Flughafen Schönefeld fliegt. Einer lehnt dankend ab: Christian Lindner.

			Während Scholz und die anderen mit dem Hubschrauber unterwegs sind, lässt sich Lindner im Dienstwagen zum Flughafen fahren. Damit er ungestört telefonieren kann? Denn längst ist die Schlacht um die Deutung des jüngsten Ampel-Desasters entbrannt. SPD und FDP verbreiten den Spin, die Grünen und deren Unprofessionalität seien schuld daran. Robert Habeck habe dem vorbereiteten Papier bereits zugestimmt, sei aber von seinem »Mädels-Team« entmannt worden. Die beiden Fraktionsvorsitzenden Katharina Dröge und Britta Haßelmann sowie die Parteivorsitzende Ricarda Lang und selbstverständlich Außenministerin Annalena Baerbock hätten dem Vizekanzler die Prokura entzogen. Diese Geschichte wird von vielen Journalisten weiterverbreitet, denn tatsächlich ringen Baerbock und Habeck zu diesem Zeitpunkt um die beste Ausgangsposition für die nächste Kanzlerkandidatur. Neben üblichen Geschlechterstereotypen gewinnt sie Plausibilität, weil die Grünen als einzige Ampel-Partei tatsächlich keine geklärte Hierarchie in ihrer Führung haben. Bei der SPD entscheidet am Ende immer Scholz, die FDP ist sowieso auf Lindner zugeschnitten – aber bei den Grünen? Da weiß man es nie so ganz genau.

			Sie haben durch die Doppelspitzen auf allen Ebenen stets jede Menge zusätzlichen Abstimmungsbedarf. In einer weltanschaulich heterogenen Koalition mit drei Partnern, die ohnehin schon nur schwer zusammenzuhalten ist, wirkt das zusätzlich kontraproduktiv. Für die Grünen könnte es hilfreich sein, in zukünftigen Koalitionen ihre Verhandler mit größerer Autorität auszustatten. Falls der Flügel- und Geschlechterproporz erhalten bleibt, sollte vielleicht jeweils eine Person aus der jeweiligen Doppelspitze als temporärer Verhandlungsführer nominiert werden.

			Der Koalitionsausschuss am 26. März 2023 scheitert jedoch nicht an der grünen Binnenlogik oder dem Streit zwischen Habeck und Baerbock, sondern am unterschiedlichen Blick der drei Ampel-Partner auf den Klimaschutz. Die Grünen fühlen sich, auch moralisch, unter dem Druck der Klimabewegung. Sie wollen substanzielle Schritte gegen die Erderwärmung durchsetzen. SPD und FDP hingegen möchten den Grünen genau das nicht zugestehen. Zu groß ist vor allem beim Kanzler die Angst vor einer deutschen Gelbwesten-Bewegung, vor Bauern, Autofahrern und Eigenheimbesitzern, die sich überfordert fühlen könnten.

			Nachdem das Regierungsflugzeug Richtung Rotterdam gestartet ist, kann nicht mehr telefoniert werden, um die jeweils eigene Deutung des Geschehens zu verbreiten. Der Versuchung, in den hinteren Teil des Flugzeugs zu den Hauptstadtjournalisten zu gehen, die über die Reise berichten, erliegt keiner der Minister – womöglich auch deshalb, weil die anderen Kabinettsmitglieder das ja mitbekommen würden. Die Matadore sehen zerzaust aus. Im Kanzleramt hätten sie zwar duschen können, aber kaum einer hatte Wechselwäsche dabei. Habeck war am Vorabend in einem weinroten Hoodie der Marke iriedaily im Kanzleramt erschienen. Streetwear von einem Unternehmen aus dem Berliner Szenebezirk Kreuzberg. Das Logo – eine Feder, die einen Degen kreuzt – sollte möglicherweise Kampfeswillen demonstrieren. Auf der Bordtoilette wechselt er jetzt in ein weißes Hemd und legt eine Krawatte an. Wirklich frisch wirkt nur Marco Buschmann. Der liberale Justizminister hatte schon gegen Mittag das Kanzleramt mit den Worten verlassen: »Ich fahre jetzt nach Hause, dusche und ziehe einen neuen Anzug an. Ich schäme mich, stinkend auf Staatsbesuch zu fahren.« Nun trägt er unter dem Jackett einen orangefarbenen Pulli – es geht ja nach Holland.

			Die Schlacht um die Deutung der Verhandlungsnacht schlägt sich in ersten Berichten nieder. Der Koalitionsausschuss könnte ergebnislos scheitern, heißt es. Scholz entschließt sich, kurzfristig einzugreifen. Im Flughafen von Rotterdam wird ein sogenannter O-Ton vor den mitreisenden Kameraleuten und Journalisten improvisiert. Regierungssprecher Steffen Hebestreit hängt kurzerhand ein historisches Poster eines Propellerflugzeugs der Koninklijke Luchtvaart Maatschaappij ab, damit hinter dem Kanzler nur eine weiße Wand zu sehen ist. »Wir haben in den Beratungen sehr, sehr gute Fortschritte erzielt«, sagt Scholz und strapaziert die Wahrheit damit doch arg. »Für viele derjenigen, die jetzt im Kanzleramt zusammengesessen haben, ist es auch eine ganz nette Unterbrechung, dass wir uns gemeinsam in den Niederlanden wiederfinden.« Manchmal reden Politiker auch kompletten Blödsinn. Scholz’ Minister müssen übernächtigt, unkonzentriert und abgelenkt in wichtige Verhandlungen. Von wegen »nette Unterbrechung«. Ein Teil des deutschen Stromnetzes gehört der niederländischen Firma Tennet. Die wiederum ist im Besitz des niederländischen Finanzministeriums. Die Bundesregierung möchte den deutschen Teil des Netzes gern zurückkaufen, weil er für die Energiewende schneller ausgebaut werden muss als bisher. Noch ist man sich wegen des Preises nicht einig. Es geht um Milliarden von Euro.

			Und jetzt muss auch noch Kunst besichtigt werden. Die Niederländer haben ihre deutschen Kollegen extra nicht in den Regierungssitz nach Den Haag eingeladen, sondern ins Kunstdepot Boijmans Van Beuningen, um zu zeigen, wie angesagt die Industriestadt Rotterdam ist. Die sehr unterschiedlichen Exponate – darunter eine trauernde Madonna, ein Buddha-Kopf und eine Plastik zweier kopulierender Gartenzwerge – böten eigentlich reichlich Gelegenheit, auf andere Gedanken zu kommen. Aber niemandem ist danach zumute.

			Das Treffen mit der niederländischen Regierung im Anschluss stiftet wenigstens ein bisschen Trost. Gastgeber Mark Rutte und seine Regierung waren einmal so etwas wie ein Vorbild für die deutsche Ampel-Koalition. Scholz erklärt an Ruttes Beispiel gern, wie modern es sei, wenn eine Partei mit nur knapp 20 Prozent der Wählerstimmen den Regierungschef stellt. Die Grünen mögen Ruttes Kabinett, weil es zur Hälfte aus Frauen besteht. Und Lindners FDP imponiert, dass ein Liberaler wie Rutte die stärkste politische Kraft im Land werden kann und die Christdemokratie dabei marginalisiert.

			Doch auch der niederländische Regierungschef ist inzwischen in Nöten. Nur wenige Tage zuvor hat ein politisches Erdbeben die Niederlande erschüttert. Eine »Bauern-Bürger-Bewegung« gewann in neun von zwölf Provinzen die Regionalwahl. Es war eine reine Protestwahl: Die Rutte-Regierung hatte versucht, die Stickstoffemissionen der Landwirtschaft zu reduzieren – und erntete den Zorn weiter Teile des Volkes. Da waren sie wieder, die Gelbwesten, vor denen Scholz sich so fürchtet.

			Mark Rutte regiert mit einer Koalition aus linksliberalen, liberalen, christdemokratischen und konservativen Parteien – sie wird im Sommer 2024, noch vor der Ampel-Regierung, an ihren Widersprüchen zerbrechen. Bei der anschließenden Wahl erlebten die Niederlande einen Rechtsruck. In der Rückschau drängt sich eine Parallele zu Deutschland auf – und gibt einen Hinweis darauf, dass die Probleme liberaler westlicher Demokratien im Zeitalter des Populismus struktureller Natur sind. Bei allen Fehlern, die Scholz, Lindner und Habeck gemacht haben, sollte nicht übersehen werden: Selbst in der politischen Konsenskultur der Niederlande konnte der mit vierzehn Amtsjahren als Ministerpräsident sehr erfahrene Mark Rutte die Fliehkräfte am Ende nicht mehr bändigen.

			Im Frühjahr 2023 ahnt das noch keiner, als sich das niederländische und das deutsche Kabinett im Rotterdamer Museum beim gemeinsamen Diner gegenseitig zuprosten. In Feierstimmung ist freilich niemand. Lediglich Kulturstaatsministerin Claudia Roth, die dem Koalitionsausschuss nicht angehört, fragt fröhlich: »Was heißt ›Prost‹ auf Niederländisch?« – »Proost«, wird ihr geantwortet.

			Nach dem Rückflug und nur wenigen Stunden Schlaf geht es am nächsten Morgen in Berlin weiter. Gesichtswahrung ist jetzt angesagt. Sage und schreibe 49 Stunden nach seinem Beginn gibt es ein Ergebnis des Koalitionsausschusses, festgehalten auf sechzehn Seiten Papier. Beim Klimaschutz wird nun nicht mehr auf die einzelnen Sektoren wie Energiewirtschaft, Industrie oder Landwirtschaft geschaut, sondern eine Gesamtrechnung angestellt. Das war im Koalitionsvertrag bereits vereinbart worden. Ein Einbauverbot von Gasheizungen ab 2024 bleibt weiter strittig, denn die Formulierung ist so unkonkret, dass der Kampf um die Deutung anschließend weitergeht. Die marode Bahn soll in den nächsten Jahren 45 Milliarden Euro bekommen, dafür wird die Mautgebühr für Lkws auf der Straße erhöht. 144 Autobahnprojekte werden priorisiert, dürfen also schneller ausgebaut werden. Aber nur dann, wenn das jeweilige Bundesland zustimmt. In zehn von sechzehn Ländern regieren jedoch die Grünen mit. Der Konflikt ist vom Bund also nur auf die Bundesländer verlagert worden.

			Dass künftig Autobahnen beschleunigt ausgebaut werden können, erklärt die grüne Parteivorsitzende Ricarda Lang anschließend so: »Wir haben uns gleichzeitig darauf geeinigt, dass wir in Zukunft verpflichtend beim Neubau von Autobahnen die Möglichkeiten des Solarausbaus am Rand nutzen werden.« Und weiter: »Wir verbinden Klimaschutz mit Straßenbau.« Offensichtlichen Quatsch erzählt auch der FDP-Vorsitzende Christian Lindner. Es habe »Freude gemacht, sich einmal vertieft auszutauschen«. Und das nach 49 Stunden quälender Verhandlungen. SPD-Chef Lars Klingbeil versteigt sich in den Tagesthemen zu der Behauptung: »Das waren jetzt zweieinhalb Tage, die das Land auf Jahrzehnte verändern werden.«

			Kaum sind die Statements versendet, twittert Lindners Bundesfinanzministerium: Alle im Koalitionsausschuss getroffenen Beschlüsse seien nicht relevant für den Bundeshaushalt. Die so hart errungene Einigung hat nicht einmal eine Stunde gehalten.

			Von diesen drei wilden Tagen im Koalitionsausschuss wird sich die Ampel-Regierung nicht mehr erholen. Das informelle Gremium kommt in den verbleibenden eineinhalb Jahren zwar noch ab und an zusammen, aber entschieden wird in dieser Runde nichts mehr. Der Koalitionsausschuss ist politisch tot. Die Macht wandert in ein anderes informelles Treffen: die sogenannte Dreierrunde. Olaf Scholz, Robert Habeck und Christian Lindner machen künftig alles unter sich aus, sekundiert von ihren jeweiligen wichtigsten Zuarbeitern Wolfgang Schmidt, Anja Hajduk und Steffen Saebisch. Aber auch diese Runde wird sehr schnell dysfunktional.

			Der Koalitionsausschuss der Ampel-Regierung war mit siebzehn Teilnehmern zu groß, um vertraulich wichtige und umstrittene Entscheidungen treffen zu können. Die Dreierrunde wiederum erweist sich schon bald als zu klein. Die Bundestagsfraktionen und Parteien sind nicht eingebunden. Immer wieder können vor allem Robert Habeck und Christian Lindner die mit dem Kanzler getroffenen Vereinbarungen gegenüber den eigenen Leuten nicht durchsetzen. Der SPD-Vorsitzende Lars Klingbeil schlägt daraufhin vor, den Koalitionsausschuss auf neun Teilnehmer zu reduzieren und wieder in sein Recht zu setzen – Olaf Scholz lehnt ab. Er hat mittlerweile Gefallen daran gefunden, mit Habeck und Lindner alles allein zu klären. Dieser innerste Kreis der Macht kann sich jedoch aufeinander nicht verlassen. So verlieren sich die drei Männer im Klein-Klein, in detaillierter Arbeit am Haushalt oder an einzelnen Gesetzen, anstatt große Linien zu ziehen.

			Für die neue Bundesregierung und jede weitere zukünftige Koalition sollte das eine Mahnung sein. Es braucht eine kleine Gruppe von Spitzenpolitikern, die gemeinsames Interesse am Gelingen der Regierung haben. Die offen diskutieren können und absprachefähig sind. Die die Vollmacht ihrer jeweiligen Partei und Fraktion haben, gleichzeitig aber auch stark genug zu unabhängiger Meinungsbildung sind. Irgendjemandem in der Regierung muss man vertrauen. Sonst geht es nicht.

			Jede Koalition braucht ein strategisches Zentrum. Die Ampel-Regierung hatte keines. Daran ist sie gescheitert.

		

	
		
			15 
Gönnen können

			Um kurz vor 11 Uhr abends am 1. August 2024 landet ein kleines ziviles Flugzeug auf dem militärischen Teil des Flughafens Köln/Bonn. Die Flugbereitschaft der Bundeswehr hat dort ihr Hauptquartier. Die Maschine kommt aus der Türkei, ihre Passagiere aus Russland. Vor nicht einmal 24 Stunden waren sie noch im Gefängnis, einige in den gefürchteten sibirischen Strafkolonien. Von dort sind sie erst nach Moskau, dann nach Istanbul und schließlich nach Deutschland geflogen worden.

			Dreizehn Personen steigen die Gangway herunter. Einige von ihnen sind deutsche Staatsbürger, andere russische Dissidenten. Manche gehen sehr langsam. Sie sind in schlechter körperlicher Verfassung, haben lange Haft, Folter oder sogar Mordanschläge hinter sich. Auf dem Rollfeld erwartet sie ein kleiner, schmaler Mann im Anzug. Die meisten der Passagiere erkennen ihn nicht, deshalb stellt er sich vor: »Guten Tag. Ich bin Olaf Scholz. Der deutsche Bundeskanzler.«

			Scholz spricht fast neunzig Minuten mit den Freigelassenen. Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt, der dabeisitzt, reicht ihnen sein Mobiltelefon herüber, damit sie ihre Angehörigen anrufen können. Sie berichten anschließend von freundlichen, einfühlsamen Gesprächen. Davon wissen wir nur, weil ein Reporter vor Ort war: Bojan Pancevski, Journalist vom Wall Street Journal. Sein Kollege Evan Gershkovich war in Russland wegen angeblicher Spionage zu sechzehn Jahren Haft verurteilt worden und kam mit dem Gefangenenaustausch frei.

			Die deutschen Medien hat Olaf Scholz auf Abstand gehalten. Der Kanzler sei in den Urlaub gefahren, hatte Regierungssprecher Steffen Hebestreit Anfang der Woche mitgeteilt. Bevor die Maschine mit den Freigelassenen landet, gibt Scholz vor Fernsehkameras ein Statement ab. Als er sie dann in Empfang nimmt, darf keine Kamera dabei sein. Nur ein einziges Foto veröffentlicht das Bundespresseamt anschließend, es zeigt den Kanzler verschwommen von hinten, wie er in Richtung des gelandeten Flugzeugs blickt.

			Was für ein Unterschied zur Inszenierung der US-Amerikaner. Drei der insgesamt 24 ausgetauschten Gefangenen werden von Istanbul direkt in die USA geflogen. Als sie dort auf dem Luftwaffenstützpunkt Joint Base Andrews in Washington landen, werden sie vom amerikanischen Präsidenten Joe Biden, Präsidentschaftskandidatin Kamala Harris, Familienangehörigen sowie zahlreichen Fotografen und Kamerateams, die live für die großen Fernsehanstalten berichten, in Empfang genommen. Auch der russische Präsident Wladimir Putin inszeniert den Gefangenenaustausch, bei dem mehrere Russen freigekommen sind. Vor laufenden Kameras fällt Putin Wadim Krassikow, dem in Deutschland verurteilten »Tiergartenmörder«, demonstrativ um den Hals.

			Alle produzieren Bilder. Nur Scholz weigert sich. Das ist für einen Spitzenpolitiker in der modernen Medienlandschaft von heute sehr ungewöhnlich. Aber für diesen Bundeskanzler durchaus typisch: Olaf Scholz kultiviert geradezu eine Abneigung gegen jede Art von Inszenierung. Seine Vorstellung von Politik ist es, vor allem hinter den Kulissen zu wirken und konzentriert zu arbeiten. Dafür, dass sich die guten Taten dann herumsprechen, sind seine für die Medien zuständigen Mitarbeiter verantwortlich.

			Das dürfte in diesem Fall sicherlich gelingen. Eine »Meisterleistung der Diplomatie« nennt der US-Präsident den Gefangenenaustausch: »Ich empfinde große Dankbarkeit gegenüber dem Kanzler. Wenn jemand infrage stellt, dass Verbündete zählen – ja, sie tun es.« Scholz ist die Schlüsselfigur in diesem monatelangen ebenso komplizierten wie diskreten Tauziehen. Ohne ihn wäre der Gefangenenaustausch nicht zustande gekommen. Die Geheimdienste, die Justiz und wichtige Minister seiner eigenen Regierung waren zunächst dagegen.

			Denn der Preis ist hoch. Putins Auftragsmörder Wadim Krassikow war 2019 in Berlin noch in Tatortnähe gefasst worden. Krassikow hatte einen tschetschenischen Kreml-Gegner am helllichten Tag erschossen – im Tiergarten, der großen Berliner Grünanlage, die fast ans Kanzleramt grenzt. Er wurde im Dezember 2021 wegen Mordes zu lebenslanger Haft verurteilt. Das Berliner Kammergericht sah es als erwiesen an, dass der Angeklagte im Auftrag des russischen Staates gehandelt hat.

			Ob Krassikow tatsächlich eine persönliche Beziehung zu Putin aus gemeinsamen Zeiten beim Geheimdienst hat oder ob der Kreml lediglich fürchtete, er könne in deutscher Haft seine russischen Auftraggeber verraten, bleibt Spekulation. Sicher ist nur: Putin will ihn unbedingt zurückhaben. Das machen russische Diplomaten früh deutlich und schlagen einen Austausch gegen in Russland inhaftierte westliche Staatsbürger vor. Anfang 2024 spricht der russische Präsident in einem viel beachteten Fernsehinterview mit dem amerikanischen Moderator und Verschwörungserzähler Tucker Carlson selbst darüber.

			Doch gerade in Deutschland stößt er damit auf taube Ohren. Das hat historische Gründe: 1975 pressten Linksextreme der Terrororganisation 2. Juni mit der Entführung des CDU-Politikers Peter Lorenz erfolgreich fünf inhaftierte Terrorgenossen frei. Damals gab der Berliner Senat nach – und motivierte damit ähnliche Verbrechen, die 1977 im Deutschen Herbst gipfelten. Seitdem gilt in der Bundesrepublik die Maxime des damaligen Bundeskanzlers Helmut Schmidt: »Der Staat ist nicht erpressbar.« Mit Terroristen werden keine Deals gemacht. Auch nicht mit Staatsterroristen – findet über vierzig Jahre später Außenministerin Annalena Baerbock. Sie ist gegen den Austausch von Krassikow. Die wegen ihrer »feministischen Außenpolitik« und penetrant kommunizierter Emotionalität unter Sensibilitätsverdacht stehende Grüne bezieht die harte Schmidt’sche Position purer Staatsräson. Während Olaf Scholz, der sich als hanseatisch kühler Helmut-Schmidt-Nachfolger versteht, andere Überlegungen mit einbezieht.

			Darum hat ihn kein Geringerer als Joe Biden bei einem Vier-Augen-Gespräch im Weißen Haus am 9. Februar 2024 persönlich gebeten. Der amerikanische Präsident, der psychologische Kriegsführung der Russen noch aus der Zeit des Kalten Krieges kennt, wird von Putin mit neuen Methoden unter Druck gesetzt. Einst tauschte die Sowjetunion aufgeflogene westliche Spione gegen ihre eigenen Geheimdienstleute ein. Putin aber nimmt einfach amerikanische Zivilisten als Geiseln, sperrt sie ein, lässt sie in Schauprozessen verurteilen. Er setzt darauf, dass sich in den USA viele Menschen mit den Geiseln identifizieren und mit öffentlichen Kampagnen für deren Freilassung Druck auf die eigene Regierung machen. So wurde etwa Brittney Griner 2022 unter einem Vorwand am Moskauer Flughafen verhaftet. Die Inhaftierung der prominenten Basketballspielerin, die als schwarze homosexuelle Frau auch noch Teil des inneramerikanischen Kulturkampfes ist, löst in den USA die vom Kreml erhoffte Solidaritäts- und Medienwelle aus. Biden lässt im Austausch für die unschuldige Griner Ende 2022 den russischen Waffenhändler und Mörder Wiktor But frei.

			Anschließend beginnen Geheimdienste und Polizei in Russland erneut, westliche Staatsangehörige aus fadenscheinigen Gründen zu inhaftieren. Wieder wird auf Personen gezielt, deren Freunde und Angehörige Kampagnen für ihre Freilassung entfachen können: junge Journalisten zum Beispiel. 2023 werden Alsu Kurmasheva und Evan Gershkovich inhaftiert. Nach der Herausgabe von But gibt es jedoch keinen hochrangigen russischen Geheimdienstmitarbeiter mehr, der in den USA in Haft sitzt. So bittet Joe Biden den deutschen Bundeskanzler, den Auftragsmörder Krassikow herauszugeben.

			Der Kanzler ist bereit, dem US-Präsidenten diesen Gefallen zu tun – und in diesem Fall mit der Maxime Helmut Schmidts zu brechen. Die Deutschen steigen mit dem stellvertretenden BND-Chef Philipp Wolff selbst in die Verhandlungen ein und verändern dabei die Spielregeln. Aus Putins Knästen sollen jetzt nicht nur amerikanische Gefangene freikommen, sondern auch russische. Die Deutschen möchten die Führer der russischen Demokratiebewegung befreien. Der prominenteste unter ihnen ist Alexej Nawalny.

			Scholz hat 2020 an Nawalnys Krankenbett in der Berliner Charité gestanden, wo der Oppositionelle nach einem Giftanschlag des russischen Geheimdienstes behandelt wurde. Nawalnys Mut, nach seiner Genesung wieder nach Russland zurückzukehren, obwohl er wusste, dass ihm dort Haft und Folter drohten, hat den Kanzler tief bewegt. Also beschließt er, wenn schon Krassikow freikommen soll, dann muss Nawalny dafür eingetauscht werden. Nawalny, der in einem sibirischen Straflager sitzt, stirbt dort jedoch am 16. Februar 2024 – eine Woche nach dem Gespräch von Scholz mit Biden über den Gefangenenaustausch. »So ist das Leben«, kommentiert Putin den Tod seines Gegenspielers Alexej Nawalny zynisch.

			Ein Deal kommt trotzdem zustande. Das hat kurioserweise mit Donald Trump zu tun – und dessen schlechtem Verhältnis zu Olaf Scholz. Die Russen halten Trumps Rückkehr ins Weiße Haus schon damals für möglich und glauben, dass Scholz diesem Präsidenten keinen Gefallen tun würde. In diesem Fall würde Krassikow in Deutschland inhaftiert bleiben. Die Russen fühlen sich also unter Zeitdruck. Das nutzen Scholz’ Leute geschickt. Sie erreichen, dass von dem üblichen Prinzip bei Gefangenenaustauschen »Einer gegen einen« abgewichen wird. Für Krassikow und sieben weitere russische Agenten dürfen schließlich sechzehn Inhaftierte die russischen Gefängnisse verlassen: Neben den prominenten Amerikanern sind es fünf in Russland und Weißrussland verurteilte deutsche Staatsbürger und sieben russische Dissidenten. Einige von ihnen gehören zum Netzwerk Nawalnys, etwa der Regimegegner Wladimir Kara-Mursa. »Es war keine einfache Entscheidung für Bundeskanzler Scholz«, sagt Kara-Mursa nach seiner Freilassung. »Sechzehn Menschenleben wurden gerettet. Ich glaube nicht, dass es auf der Welt etwas Wichtigeres gibt.«

			In Deutschland gibt es nach dem Gefangenenaustausch so gut wie keine Kritik mehr daran. Baerbock schweigt. Oppositionsführer Friedrich Merz ist von Scholz vorab eingeweiht worden und sagt, er hätte als Kanzler genauso gehandelt. Scholz ist überzeugt davon, etwas Historisches erreicht zu haben. Und er hofft, dass sich das auf seine Beliebtheitswerte auswirken wird. Die sind mittlerweile im Keller – und ziehen die Umfragewerte für seine SPD mit herunter. Besonders in Ostdeutschland, wo in diesem Herbst drei Landtagswahlen anstehen und die Bevölkerung die Unterstützung der Ukraine überwiegend kritisch sieht. Da kann es nicht schaden, dass Scholz zeigt, sehr wohl mit Putin zu verhandeln. Das mediale Umfeld ist günstig für eine neue Sicht auf den Kanzler. Es ist politische Sommerpause, eigentlich eine nachrichtenarme Zeit.

			Eigentlich. Um 14.30 Uhr an diesem 1. August, Scholz ist auf dem Weg zum Flughafen Köln/Bonn, trifft im Kanzleramt eine E-Mail aus dem Finanzministerium ein. Sie hat zwei Anhänge: Es sind zwei Gutachten, die Christian Lindner zum Bundeshaushalt bestellt hat. Eines stammt vom Bielefelder Verfassungsrechtler Johannes Hellermann. Das andere vom Wissenschaftlichen Beirat des Finanzministeriums. Sie betreffen drei Vorhaben, mit denen der Kanzler die Haushaltslücke schließen möchte: Können dafür 4,9 Milliarden Euro genutzt werden, die ursprünglich für die Gaspreisbremse vorgesehen waren? Können milliardenschwere Zuschüsse für den Schienenbau der Bahn stattdessen als Kredite ausgereicht werden? Und kann man ein ähnliches Manöver auch für die Autobahngesellschaft versuchen? Mit diesen »finanziellen Transaktionen«, so der Fachbegriff, will Scholz sich zusätzlichen Spielraum für Kredite verschaffen, die nicht auf die Schuldengrenze angerechnet würden. Ist das rechtlich machbar? Oder nur wieder einer dieser Tricks, von denen der größte bereits im Jahr zuvor vom Bundesverfassungsgericht gestoppt worden war?

			Man braucht einigen finanzpolitischen und rechtlichen Sachverstand, um die differenzierten Gutachten verstehen zu können. Für Journalisten gibt es daher eine praktische Hilfe: ein sogenanntes U2-Papier des Finanzministeriums. »U2« ist ein Code, den alle im Regierungsviertel kennen. Er stammt noch aus Bonner Zeiten, aus der Geschäftsordnung der alten Bundespressekonferenz. »U1« heißt: Das Gesprochene darf zitiert werden. »U2« bedeutet: Darf zitiert werden, aber ohne konkrete Angabe der Quelle. In solchen Fällen steht in den Medien »aus Kreisen« oder »nach Angaben von mit dem Sachverhalt Vertrauten«. »U3« bedeutet: Die Journalisten dürfen die Information öffentlich nicht verwerten. Sie ist lediglich für ihren eigenen Hintergrund gedacht.

			Mit dem U2-Papier zu den Gutachten will Christian Lindner seine Interpretation verbreiten. Kurz zusammengefasst lautet sie: So, wie der Kanzler es sich vorstellt, geht es nicht! Seine Idee, wie der Haushalt gerettet werden kann, hält einer Überprüfung nicht stand. Noch am gleichen Nachmittag steht in großen Buchstaben auf der Webseite der Bild: »Wieder gepfuscht! Experten zerlegen Scholz-Haushalt!« Der Rest der Medien intoniert nur sprachlich etwas milder, nicht jedoch in der Sache.

			Als der Kanzler davon hört, ist er außer sich vor Wut. Er ist davon überzeugt, dass Lindner die Gutachten falsch auswertet. Sie würden seine Haushaltstricks mitnichten eindeutig verwerfen, sondern lediglich auf Risiken aufmerksam machen. Was aber noch schwerer wiegt: Scholz glaubt, Lindner möchte absichtlich einen neuen Koalitionsstreit inszenieren, aus nur einem einzigen Grund: Der Finanzminister möchte den Kanzler mit dessen bevorstehendem historischem Gefangenenaustausch aus den Schlagzeilen drängen.

			Um 15.26 Uhr, keine Stunde nachdem die Gutachten im Kanzleramt eingetroffen sind, ruft dessen Chef Wolfgang Schmidt bei Steffen Saebisch an. Der wichtigste Staatssekretär Christian Lindners kommt gerade aus dem Urlaub in Österreich. Schmidt redet so heftig auf Saebisch ein, dass dieser zur Sicherheit von der Autobahn abfährt und sich am Straßenrand in Kitzbühel dreizehn Minuten lang beschimpfen lässt. Wie könne die FDP die Gutachten durchstechen, ruft Schmidt. Ausgerechnet jetzt! Der Gefangenenaustausch stehe doch unmittelbar bevor.

			Saebisch antwortet, er höre zum ersten Mal davon. Als Koordinator der FDP-Ministerien ist er zwar mit allen ressortübergreifenden Angelegenheiten der Bundesregierung befasst. Mit dem Gefangenenaustausch jedoch hatte er nichts zu tun – aufgrund der erhöhten Geheimhaltung. Weder hatte Scholz Lindner einen Wink gegeben noch Schmidt Saebisch. Wahrscheinlich gingen Scholz und Schmidt davon aus, dass Justizminister Marco Buschmann, ein FDP-Mann, seine Leute informieren würde. Buschmann war im Bilde, denn damit Krassikow an die Russen überstellt werden konnte, musste er als Justizminister Generalbundesanwalt Jens Rommel schriftlich anweisen, von einer weiteren Strafvollstreckung abzusehen. Buschmann ist zwar ein enger Vertrauter, ja sogar ein Freund Lindners, aber auch ein Verfassungspurist. Über Amtsgeheimnisse spricht Buschmann nicht. Tatsächlich hatte er es am Morgen dieses 1. August gegenüber Lindner bei einer Andeutung belassen. Etwas Größeres stehe bevor, hatte er gesagt. Lindner wusste damit offenbar nichts anzufangen.

			Kanzleramtsminister Wolfgang Schmidt glaubt nicht, was Saebisch ihm am Telefon sagt. Und Olaf Scholz wird es später Christian Lindner nicht glauben. Bis heute ist Scholz davon überzeugt, dass Lindner ihm übel mitspielen wollte. Um 22 Uhr ruft der Kanzleramtschef den FDP-Koordinator Saebisch erneut an. Der sitzt immer noch im Auto, hat es aber schon bis auf die Berliner Avus geschafft. Der Kanzler sei »stocksauer«, sagt Schmidt. Alle Zeitungen würden in ihren morgigen Ausgaben auf der ersten Seite über den Koalitionsstreit berichten und nicht über Scholz’ Befreiung der deutschen Staatsbürger und russischen Dissidenten aus Putins Knästen. Man habe mittlerweile auch vom U2-Papier des Finanzministeriums erfahren, so Schmidt. Das sei der letzte Beweis für die Niedertracht der Liberalen.

			Saebisch leugnet weiter, dass es sich um eine absichtliche Störaktion handelt. Das U2-Papier sei töricht, gibt er zu. Er hätte es verhindert, habe im Urlaub davon jedoch nichts mitbekommen. Die Pressestelle habe das Papier aber nur auf Nachfrage an Journalisten herausgegeben. Man habe nicht unvorbereitet sein wollen, falls Kanzleramt und SPD ihrerseits einen Spin, also eine einseitige Interpretation, verbreitet hätten. Dies sei ja bereits mehr als einmal geschehen.

			Schmidt, dessen Aufgabe es ist, die Regierung zusammenzuhalten, sagt schließlich, er ziehe es in Betracht, dass alles nur ein Missverständnis gewesen sei. Seinen Kanzler überzeugt er davon aber nicht. Scholz bleibt der Ansicht, dass Lindner ihm absichtlich den Eintrag ins Geschichtsbuch vermasseln wollte. So sagt er das auch in einer Telefonkonferenz der SPD-Führung. Die Parteivorsitzende Saskia Esken äußert sich daraufhin öffentlich so: »Dass er [Lindner] diese Bewertung aber ohne jede Abstimmung in der Regierung vornimmt und an einem Tag öffentlich macht, der von der Freilassung zahlreicher Menschen geprägt hätte sein sollen, die von Wladimir Putin zu Unrecht gefangen gehalten wurden – das ist rücksichtslos und überschreitet für mich die Grenze des Erträglichen in einer Koalition.«

			Genauso sieht es Scholz. Der Kanzler hat viel investiert in sein gutes Verhältnis zum amerikanischen Präsidenten. Der Gefangenenaustausch war für ihn die letzte Gelegenheit, mit Joe Biden gemeinsam Weltpolitik zu machen. Biden hat eine Woche zuvor nach einer katastrophalen Fernsehdebatte gegen Trump seine Kandidatur für eine zweite Präsidentschaft aufgeben müssen. Scholz ist notorisch unzufrieden damit, wie die Medien in Deutschland ihn darstellen. Er glaubt, mit dem Gefangenenaustausch den Mantel der Geschichte angelegt zu haben – und wird wieder nicht gelobt. Auch ein Kanzler, der sich jeder Inszenierung verweigert, möchte offenbar gewürdigt werden. Vielleicht ja gerade deswegen.

			Ob Christian Lindner dem Kanzler wirklich ein Bein stellen wollte, ist abschließend nicht zu klären. Für den Niedergang der Ampel-Regierung reicht es allerdings schon aus, dass Scholz davon überzeugt ist. Die drei Koalitionspartner trauen einander mittlerweile alles zu. Hier wird ein Muster erkennbar, das über das Unglück der Ampel-Regierung hinaus von Bedeutung ist: Vertrauen ist in der Politik ein Kapital, das heutzutage schneller aufgezehrt wird als früher.

			In Koalitionsregierungen müssen sich unterschiedliche Parteien nach der Wahl auf ein gemeinsames Programm verständigen: einerseits auf Projekte, die beide Partner umsetzen möchten, andererseits aber auch auf Vorhaben, die nur für einen der Partner wichtig sind, von dem anderen jedoch toleriert werden.

			So gestand etwa der sozialdemokratische Bundeskanzler Gerhard Schröder seinem grünen Umweltminister Jürgen Trittin die Einführung des sogenannten Dosenpfands zu. Für den linken Ökologen war das eine Herzensangelegenheit. Für den wirtschaftsfreundlichen Sozialdemokraten eine überflüssige Regulierungsmaßnahme. Dennoch ließ Schröder Trittin gewähren, mehr noch, er sorgte selbst für die notwendigen Mehrheiten. Er war davon überzeugt, dass die Grünen im Gegenzug Wirtschaftsreformen mittragen würden, die sie politisch eigentlich nicht wollen. So kam es dann auch.

			Niemand trieb dieses Prinzip des »Gönnen können« weiter als Angela Merkel. Die CDU-Kanzlerin verwirklichte regelmäßig sozialdemokratische Herzensprojekte, sie machte sie sich sogar zu eigen. Selbst Vorhaben, die Merkel für falsch oder eigentlich undurchführbar hielt, setzte sie durch, um den Koalitionspartner wohlgesinnt zu halten. So hielt sie es auch mit der »Ausländer-Maut«, für die sachlich nichts sprach – die CSU hatte damit jedoch Wahlkampf gemacht und wollte sie unbedingt umsetzen. Dass diese Straßengebühr für nichtdeutsche Autofahrer am Ende vor europäischen Gerichten scheitern würde, war Merkel immer klar. Den Milliardenschaden für Steuerzahler nahm sie in Kauf. Der Koalitionsfrieden mit der CSU war ihr wichtiger.

			Zum »Gönnen können« gehört nicht nur, Gesetzesvorhaben durchs Parlament zu bringen, sondern auch, sie dabei nicht zu zerreden. Den Bürgern muss schließlich vermittelt werden, warum diese Vorhaben wichtig und sinnvoll sind. Das klingt in einer Demokratie banal, war aber noch nie so wichtig wie heute.

			Die alte Bundesrepublik war eine ruhige, manchmal schläfrige Wohlstandsgesellschaft mit einer klar strukturierten Medienlandschaft. Kritischer Journalismus, vor allem investigative Enthüllungen erschütterten Regierungen, Unternehmen und Gewerkschaften von Zeit zu Zeit, stellten den staatlichen Ordnungsrahmen aber nicht infrage. 

			In der Berliner Republik zerfällt die Öffentlichkeit in immer kleinere digitale Nischen, es herrscht ein nervöses, in Teilen destruktives Klima. Der Kampf um Aufmerksamkeit und Deutungsmacht wird nicht mehr zwischen großen Redaktionen nach klaren Regeln ausgetragen, sondern ist zu einer digitalen Schlacht aller gegen alle geworden. Entschieden früher noch professionelle Akteure über relevante Veröffentlichungen, so sind es nun Algorithmen, die Reichweite versprechen. Sie belohnen nicht Informationen, sondern Emotionen. Nicht Expertise, sondern Haltung.

			Ein lehrreiches Beispiel dafür, wie eine in der Regierung selbst befeuerte Fundamentalkritik die Erklärung politischer Erfolge unmöglich macht, ist das Gebäude- und Energiegesetz, besser bekannt als »Habecks Heizungsgesetz«, von dem schon ausführlich die Rede war. SPD und FDP haben den ursprünglichen Gesetzentwurf aus dem grünen Wirtschafts- und Klimaministerium fast vollständig umgeschrieben. Mit Technologieoffenheit und langen Übergangsfristen sind liberale Anliegen berücksichtigt, mit der üppigen staatlichen Förderung Wünsche der Sozialdemokraten erfüllt worden. Der Autor des ursprünglichen Entwurfs, Staatssekretär Patrick Graichen, der auf eine schnelle emissionsmindernde Wirkung gesetzt hatte, dürfte »sein« Gesetz kaum wiedererkannt haben. Trotzdem gelang es der Ampel-Regierung nicht mehr, das einmal etablierte Narrativ eines maßlosen ökosozialen Übergriffs zu drehen. Der »Heizhammer«, vom Boulevard so bezeichnet, von SPD und FDP aber als Waffe gegen Habeck selbst gern genutzt, hing am Ende allen Beteiligten wie ein Mühlstein um den Hals und beschleunigte den Vertrauensverlust der Koalition insgesamt.

			Als besondere Herausforderung der Ampel-Regierung wurde oft beschrieben, dass es sich bei ihr um ein lagerübergreifendes Bündnis gehandelt habe, was das Prinzip des »Gönnen können« erschwert hat. Diese Analyse übersieht jedoch etwas Wesentliches: Auch in Großen Koalitionen mussten Parteien mit linkem und bürgerlichem Selbstverständnis zusammenarbeiten. Und Olaf Scholz agierte zumindest in den ersten beiden Ampel-Jahren oft nicht als Kanzler eines linken Lagers, bestehend aus SPD und Grünen, sondern eher auf der Seite der liberalen FDP.

			Auch die von Scholz selbst angestellte Analyse, dass Regieren in Dreierkoalitionen besonders schwierig sei, erklärt das Elend der Ampel-Regierung nur vordergründig. Schon in Angela Merkels Großen Koalitionen regierte tatsächlich ein Dreierbündnis, weil sich die CSU oft genug als eigenständige Partei aufführte und nicht als Schwester der CDU. Für die Kanzlerin war die CSU mit ihrem Eigensinn oft schwieriger einzubinden als die staatstragende SPD. Auch die nach dem Scheitern der Ampel aus dem Umfeld von Scholz bemühte Erklärung, bei Robert Habeck und vor allem Christian Lindner habe es sich um schwierige oder gar problematische Charaktere gehandelt, geht fehl. Schwierige Charaktere hat es in der Politik schon immer gegeben. Angela Merkel beispielsweise musste sich mit Sigmar Gabriel und Horst Seehofer arrangieren, beide nicht gerade für Ausgeglichenheit und Berechenbarkeit bekannt.

			Das Problem der Ampel-Regierung waren nicht schwierige Charaktere, sondern führungsschwache Politiker. Sowohl Habeck als auch Lindner hatten immer wieder Zusagen gegeben, die sie entweder gar nicht halten oder bei den eigenen Abgeordneten erst nach Monaten durchsetzen konnten. So verschleppte die grüne Bundestagsfraktion die von Habeck im Frühsommer 2023 zugesagten Verschärfungen im Asylrecht. Die Schaffung der gesetzlichen Grundlage einer Bezahlkarte für Asylbewerber gelang Anfang 2024 erst, als Habeck frustriert aufgegeben hatte und an seiner Stelle Kanzleramtsminister Wolfgang Schmidt mit den renitenten grünen Abgeordneten direkt verhandelte.

			Nicht besser sah das bei Lindner aus. Er ließ zu, dass mit dem Rentenpaket eines der wichtigsten Projekte des Bundeskanzlers blockiert wurde. Johannes Vogel, als parlamentarischer Geschäftsführer der FDP-Fraktion eigentlich dafür zuständig, dass die Vorstellungen der Koalition reibungslos zu Gesetzen werden, tat genau das Gegenteil. Wochenlang hatte er das Rentenpaket nicht auf die Tagesordnung gesetzt und Nachbesserungen verlangt. Der 42-Jährige war einst Mitarbeiter im Wahlkreisbüro von Christian Lindner, später dessen Generalsekretär in Nordrhein-Westfalen. Mit dem Rententhema konnte er sich von seinem langjährigen Chef emanzipieren. Lindner hatte dem Kompromiss mit Scholz zugestimmt, obwohl die einseitige Belastung der Beitragszahler liberalen Vorschlägen widersprach. Mit seinem Beharren auf der reinen Lehre konnte Vogel außerdem eine überfällige Korrektur seines Images vornehmen. Als Jugendlicher war er kurz in der grünen Jugend aktiv gewesen und galt später jahrelang als Sozialliberaler – in der FDP, die sich in den Ampel-Jahren rasant nach rechts entwickelt hat, war eine solche Position nicht mehr angesagt.

			Lindner hätte Vogel zur Räson bringen müssen. Er führte die FDP, er hatte den Rentenkompromiss mitverhandelt, er stand beim Kanzler im Wort. Doch in der Fraktion war die Stimmung gegenüber den Koalitionspartnern so aufgeheizt, dass der Parteivorsitzende es nicht wagte. Für einige Wochen hielt sich sogar das Gerücht, Vogel warte nur darauf, um den Zorn der Abgeordneten dafür zu nutzen, Lindner zu stürzen und anschließend die FDP aus der Regierung zu führen.

			Schwache Führung in schwierigen Zeiten – in der neuen Regierung ist diese Gefahr ebenfalls angelegt. Zwar ist es Friedrich Merz in der Opposition erstaunlich reibungsarm gelungen, die Unionsfraktion auf sich einzuschwören. Aber jetzt wird es ungleich schwieriger. CSU-Chef Markus Söder wird über den Koalitionsausschuss Einfluss auf die Regierung ausüben, ohne sich der Kabinettsdisziplin unterwerfen zu müssen.

			Schon im Wahlkampf hatte Söder Merz’ Führung wiederholt infrage gestellt. So drängte der bayerische Ministerpräsident die Union etwa zu einer kategorischen Ablehnung von Schwarz-Grün. Für den Erfolg der Kanzlerschaft von Friedrich Merz dürfte entscheidend sein, ob er Wege findet, das destruktive Potenzial Söders einzuhegen. Sollte Söder jedoch jede Schwächephase und jede Krise dazu nutzen, sich gegen den eigenen Kanzler zu profilieren, droht eine Wiederholung des Ampel-Hickhacks.

			Olaf Scholz versucht seinen Frust über Christian Lindner, die FDP und die durchgestochenen Haushaltsgutachten im Sommer 2024 intellektuell zu verarbeiten. In einem Ferienhaus in der Provence liest er den über dreißig Jahre alten Essay Der Liberalismus der Furcht der amerikanischen Politologin Judith Shklar. Die Autorin erweitert darin klassisch liberale Vorstellungen um die Dimension der Gerechtigkeit. Die Aufmerksamkeit für die Schwächsten sei die Bedingung von Freiheit, schreibt Shklar. Scholz sah darin einen Gegenentwurf zum rücksichtslosen Freiheitsbegriff eines auf das Besitzbürgertum verengten Liberalismus, den er Lindner unterstellte.

			Nach acht Tagen Schweigen geht Scholz in die Offensive. »Es war sinnvoll, die Handlungsoptionen gutachterlich prüfen zu lassen, wie Deutsche Bahn und die Autobahnen finanziell gestärkt werden können«, sagt er in einem Interview. »Klares Ergebnis des juristischen Gutachtens: Das geht.« Und fügt dann eine Bemerkung hinzu, die er sich bislang verkniffen hat: »Es bleibt ein Mysterium, wie das eigentlich klare juristische Gutachten vorübergehend grundfalsch aufgefasst werden konnte.« Was hier durchklingen soll: Der Finanzminister ist zu blöd, um sein eigenes Gutachten zu lesen.

			Von nun an wird dieser Ton wesentlich zum Verfall der Ampel-Koalition beitragen. Der Kanzler gibt in diesem Sommer die Rolle des Schiedsrichters zwischen Grünen und FDP auf. Ab jetzt wird er selbst zu einem Spieler, der Tore vor allem gegen die FDP erzielen möchte – und dabei vor bösen Fouls nicht zurückschreckt. In seinen wohlgewählten Worten bezieht sich Scholz nämlich nur auf eines der beiden Gutachten: das »juristische«, also das vom Verfassungsrechtler Johannes Hellermann. Der Rechtsprofessor verwirft darin nur eine der drei vom Kanzler improvisierten Maßnahmen zur Haushaltsrettung: die Nutzung der KfW-Milliarden aus der Gaspreisbremse. Die »finanziellen Transaktionen« hingegen, also die Ersetzung von Zuschüssen durch Kredite, will er unter bestimmten Voraussetzungen als »nicht schuldenbremsenrelevant« durchgehen lassen. Nach Lesart des Kanzlers steht es also 2:1 für ihn.

			Auch das andere Gutachten urteilt differenziert. Die Ökonomen wollen lediglich den Kredit für die Bahn als verfassungskonform durchgehen lassen. Die Autobahn hingegen könne keinen Kredit bekommen, weil sie keine Einnahmen generiere, um mögliche Zinsen zurückzuzahlen. Wenn man so will: 2:1 für Lindner. Der Finanzminister glaubt, Scholz stelle ihm eine Falle. Der Kanzler wolle einen Sachzwang konstruieren, der am Ende zur Einführung einer Pkw-Maut führt. Lindner traut Scholz längst alles zu.

			Er fühlt sich vom Kanzler verraten. Zweieinhalb Jahre zuvor hatte Scholz dem FDP-Chef in den Koalitionsverhandlungen eingeredet, die Übertragung von Corona-Milliarden in den Klima- und Transformationsfonds sei rechtlich wasserdicht. Als das Bundesverfassungsgericht das anders sah und die Bundesregierung zur Korrektur nötigte, stand Lindner so blamiert da wie kein Finanzminister vor ihm. Sollte er jetzt erneut einen Haushalt vorlegen, der vor dem höchsten Gericht keinen Bestand hätte, bliebe ihm nur noch der Rücktritt. Und doch hat der Kanzler erneut versucht, ihm finanzpolitische Tricksereien unterzujubeln – so zumindest sieht es Lindner.

			Die Dreierrunde mit Scholz, Habeck und Lindner berät tagelang. Doch zum ersten Mal können sie sich nicht mehr einigen. Der Finanzminister setzt durch, dass nur der Zuschuss für die Bahn in einen Kredit umgewandelt wird. Es bleibt also eine Lücke von 12 Milliarden Euro im Haushaltsentwurf. Diese Lücke sollen die Parlamentarier in ihren anschließenden Beratungen schließen. Damit stellt sich die Bundesregierung selbst ein Armutszeugnis aus. Die geübte Staatspraxis sieht ganz anders aus: Die Regierung näht ihren Haushaltsentwurf normalerweise so eng, dass die Abgeordneten anschließend genug Spielräume haben, um eigene Akzente setzen zu können. Die Ampel-Koalition hat nicht einmal mehr die Kraft für einen soliden Haushaltsentwurf. Auf eine gemeinsame Pressekonferenz verzichten die drei Spitzenpolitiker gleich ganz. Zu groß scheint die Gefahr, dass vor allem Scholz und Lindner sich öffentlich angiften. »Grob gesprochen hätten wir noch drei Milliarden finden müssen«, sagt Robert Habeck am Rande eines Wahlkampfauftrittes in seinem Wahlkreis in Schleswig-Holstein. »Aber wir haben sie halt jetzt nicht gefunden.« Dann zuckt er mit den Schultern. »Boah, was soll ich sagen? Is halt so, ne.«

			Die völlig unzureichende Vereinbarung geht nicht nur auf Kosten der Seriosität der Bundesregierung, sondern auch der Ukraine. Die Hilfen für das angegriffene Land werden halbiert und sollen in den kommenden Jahren fast auf null heruntergefahren werden. Seine Waffen soll Kiew künftig aus einem Fonds bezahlen, der aus Zinsen eingefrorener russischer Oligarchengelder gespeist wird. So sieht es ein Plan der G7 vor – er ist im Sommer 2024 aber noch gar nicht fertig verhandelt. Der Finanzminister schreibt an das Außen- und das Verteidigungsministerium einen Brief, in dem er klarstellt, dass keine weiteren Waffen für die Ukraine bestellt werden dürfen ohne entsprechende Finanzierung. Damit frustriert Lindner jetzt auch die ukrainebewegten Grünen. »Sollte ich einmal Kanzler werden, wird Christian Lindner nicht Finanzminister«, erklärt Habeck öffentlich. Sein Parteivorsitzender Omid Nouripour nennt die Ampel im Sommerinterview eine »Übergangskoalition«.

			Allen Beteiligten ist jetzt klar, diese Regierung ist am Ende. Die Frage ist nur noch, wer sie beendet.
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Offene Feldschlacht

			Den ersten Schuss feuert der Kanzler ab, als er noch im Urlaub ist. Am 23. August 2024 erscheint der Spiegel mit einer Titelstory über das Gewürge der Ampel-Regierung. Die Fakten waren Insidern schon bekannt, aber sie enthält einige mit vielen Details angereicherte Szenen, in denen Robert Habeck, aber vor allem Christian Lindner entweder unzuverlässig oder destruktiv, manchmal sogar tölpelhaft wirken. Nur engste Vertraute von Olaf Scholz können sie den Journalisten erzählt haben. Im politischen Berlin wird das als Breitseite des Kanzlers vor allem gegen den liberalen Koalitionspartner gewertet. Nicht ganz klar wird, ob das mehr als nur ein Schuss vor den Bug ist. Man kann es als Drohung des Kanzlers an seinen Finanzminister lesen, dessen Ruf als professioneller Politiker ruinieren zu können, sollte die FDP weiter auf der Einhaltung der Schuldenbremse beharren. Oder hat Olaf Scholz die Liberalen schon aufgegeben und will sie aus der Koalition treiben?

			Es ist bereits das zweite Mal, dass Scholz Lindner in den Medien vorführt. Der erste Fall liegt nur wenige Wochen zurück. Am 7. Mai 2024 hatten sich die beiden Spitzenpolitiker auf einen Kompromiss zur Rentenpolitik geeinigt. Das Rentenniveau sollte für viele Jahre nicht weiter absinken, obwohl es immer weniger Renteneinzahler und immer mehr Rentenempfänger gibt. Das war eines von Scholz’ wichtigsten Wahlkampfversprechen. Lindner fiel das Zugeständnis schwer, denn es war absehbar, dass die Beitragszahlungen der Arbeitnehmer dafür stark ansteigen würden. Der FDP-Chef hatte im Wahlkampf versprochen, dass genau dies nicht geschehen werde. Zum Trost für sein gebrochenes Versprechen soll nebenbei eine »Aktienrente« eingeführt werden. Dafür soll Geld des Staates auf den Kapitalmärkten vermehrt werden, um mit den Zinsen den Anstieg der Beiträge später mildern zu können.

			Als Lindner schließlich Ja zum Kompromiss gesagt hatte, antwortete Scholz: »Hand drauf!« Anschließend standen beide auf und gaben sich die Hand. Eine so pathetische Geste passt eigentlich nicht zum spröden Kanzler. Lindner hatte sich darüber auch gewundert. Eine Woche später musste er auf der ersten Seite der Bild die Schlagzeile lesen: »Lindners geheimer Renten-Handschlag mit Scholz«. Der Finanzminister fühlte sich hintergangen und beschwerte sich bei Scholz. Der Kanzler entschuldigte sich daraufhin für die Indiskretion. Seine Mitarbeiter hätten ohne sein Wissen gehandelt.

			Das Durchstechen von Lindners Versprechen samt Handschlag sollte ihn auf die Zustimmung zum Rentenpaket festlegen. Die Spiegel-Story empfindet der Finanzminister als noch schlimmer. Er versteht sie als einen vom Kanzleramt orchestrierten Charaktermord. Scholz wolle ihn, so glaubt es zumindest Christian Lindner, als ganz und gar unfähigen Politiker darstellen, mehr noch: auch als schlechten Menschen. Hier wird früh an einer Erzählung gearbeitet, ist der Finanzminister überzeugt. Wenn die Koalition bricht, soll es an Lindner gelegen haben. An ihm allein.

			Durch die Geschichte mit dem Handschlag wurde das Vertrauensverhältnis der beiden Männer schwer beschädigt. Nun aber ist es vollends zerstört. Christian Lindner ist nicht nur politisch, sondern auch menschlich von Olaf Scholz enttäuscht, erzählt er seinen Vertrauten. Zu diesem Zeitpunkt weiß er noch nicht einmal, dass der Kanzler schon an seinem Rauswurf arbeitet. Noch vor der Sommerpause hatte Scholz darüber mit den Grünen beraten. Weil die FDP sich in den Haushaltsberatungen so renitent gezeigt hatte, lud Scholz die grüne Sechserrunde am 3. Juli 2024 ins Kanzleramt ein. Er schlug den Grünen vor, gemeinsam einen Etat einzubringen, der eine höhere Kreditaufnahme vorsieht, als die Schuldenbremse erlaubt. Den dafür notwendigen »Überschreitungsbeschluss« wolle er mit einer Vertrauensfrage im Bundestag erzwingen. Wenn die FDP nicht klein beigebe, würde er sie aus der Regierung werfen und vorerst allein mit den Grünen weiterregieren, erklärte Scholz. Eine Neuwahl würde er im März 2025 anstreben. Robert Habeck und seine Grünen lehnten das Hasardspiel des Kanzlers ab.

			Das Kanzleramt gibt sich im Spätsommer kaum noch Mühe, die auseinanderfallende Koalition zusammenzuhalten. Eine für Anfang September vereinbarte Kabinettsklausur in Schloss Meseberg wird ebenso abgesagt wie der Koalitionsausschuss eine Woche später. Scholz versucht nicht einmal mehr den Anschein zu erwecken, als habe sich die Regierung noch etwas zu sagen. Bei einem Bürgerdialog des Kanzlers in Berlin sagt ein Mann, er arbeite in einem Kindergarten und die Koalition erinnere an einen ebensolchen. Scholz witzelt: »Aber die Wahrheit ist, Sie haben recht. Jetzt ist die Frage, welches Patentrezept haben Sie? Ich mein’, ich frage für einen Freund …«

			Der Kanzler gibt sich zynisch, seine SPD aggressiv. »Es geht für meine Partei darum, deutlich zu machen, was man nur mit der SPD bekommt und wo wir uns auch nicht mehr auf der Nase herumtanzen lassen von anderen, die krachend aus den Landtagen rausgewählt worden sind«, kündigt Generalsekretär Kevin Kühnert nach den Landtagswahlen von Sachsen und Thüringen an. Beide Wahlen sind für die Ampel-Parteien verheerend ausgegangen. Die Grünen flogen aus beiden Landesregierungen, in Thüringen zusätzlich sogar aus dem Parlament. Die FDP kam mit 0,9 Prozent und 1,1 Prozent nur noch am Rande der Wahrnehmungsschwelle ins Ziel. Aber auch der Versuch der Sozialdemokraten, sich 6,1 Prozent in Thüringen und 7,3 Prozent in Sachsen als Achtungserfolg schönzureden, löst bei den eigenen Genossen nur noch Entsetzen aus.

			Immer mehr Sozialdemokraten verzweifeln an der Lage und ihrem Kanzler. »Jetzt geht es um die Existenz der Demokratie«, schreibt der Bundestagsabgeordnete Axel Schäfer in einem Thesenpapier und kritisiert, Scholz werde »nicht richtig in Szene gesetzt, obwohl es dafür ein eigenes Amt in der Regierung gibt«. Die Kritik an engen Mitarbeitern des Regierungschefs, in diesem Fall am Regierungssprecher, gilt in Wirklichkeit dem Kanzler. Als sich am 6. September alle Bundestagsabgeordneten im brandenburgischen Nauen zu einer zweitägigen Klausurtagung treffen, ist die Stimmung am Boden. Scholz und seine Leute fürchten eine Rebellion. Werden die Volksvertreter einen Neustart fordern und den Umfragekönig Boris Pistorius an die Stelle von Scholz setzen wollen?

			Der Aufstand bleibt aus. Der Fraktionsvorsitzende Rolf Mützenich leitet die Sitzung und sorgt dafür, dass sich der Frust der Abgeordneten nicht gegen den eigenen Kanzler wendet. Dessen Leute verkaufen die glimpflich verlaufene Klausur anschließend als einen Wendepunkt: Von nun an gehe es bergauf mit Kanzler und Partei. Zwei Wochen später gewinnt der sozialdemokratische Ministerpräsident Dietmar Woidke die Brandenburger Landtagswahl. Woidke hatte sich im Wahlkampf Auftritte des Kanzlers verbeten. Eine peinliche Nummer für Scholz, der nicht nur in Potsdam wohnt, sondern dort auch seinen Wahlkreis hat.

			Die Verfallserscheinungen der Ampel-Regierung werden nach dem Vierfachmord durch einen abgelehnten Asylbewerber auf einem Stadtfest in Solingen einige Tage lang vom Streit mit der Union über Zurückweisungen an der deutschen Grenze überlagert. 

			Wenig später sichert sich Friedrich Merz die Kanzlerkandidatur der Union. Damit ist endgültig klar, wer der Herausforderer des Kanzlers ist. Scholz freut sich über seinen Gegner. Er ist davon überzeugt, dass ihm nichts Besseres hätte passieren können. Er glaubt, er könne Merz als impulsiven, unerfahrenen, sozial kaltherzigen Millionär abstempeln. Bei diesem Duell würden Grüne und FDP aus dem Blick geraten und mit ihnen das grauenhafte Erscheinungsbild der Regierung. Die Vorbereitungen für den Kampf Scholz gegen Merz beginnen sofort – obwohl bis zur Bundestagswahl ja eigentlich noch ein ganzes Jahr regiert werden müsste.

			Bereits Mitte Oktober formuliert der SPD-Parteivorstand einen Beschluss, der sich schon wie ein Wahlprogramm liest: Industriearbeitsplätze sollen gerettet werden, notfalls mit Subventionen. Die Energiepreise sollen für mehr Großunternehmen als bisher gesenkt werden – ebenfalls durch Subventionen. Unternehmen, die investieren, sollen »Superabschreibungen« und »Steuerprämien« bekommen. Für staatliche Investitionen soll die Schuldenbremse gelockert werden. Das höchste ein Prozent der Einkommen soll höher besteuert, die unteren 95 Prozent hingegen entlastet werden. Der Mindestlohn soll auf 15 Euro steigen. Das Rentenpaket soll vom Bundestag endlich beschlossen werden. Damit ist die SPD-Kampagne im Wesentlichen schon fertig.

			Auch personell stellt Olaf Scholz seine Partei bereits für die Schlacht gegen Friedrich Merz auf. Generalsekretär Kevin Kühnert hat wenige Tage vor der Vorstandsklausur aus gesundheitlichen Gründen sein Amt aufgegeben. Kühnert hatte einst eine erfolgreiche Bewegung gegen Scholz im Rennen um den SPD-Vorsitz angezettelt, dafür ließ ihn der Kanzler später am ausgestreckten Arm verhungern. Als Generalsekretär wurde Kühnert weder in den Koalitionsausschuss noch in andere wichtige Runden geladen. Was der Kanzler vorhatte, erfuhr Kühnert von Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt, wenn überhaupt. In Talkshows verteidigte Kühnert tapfer Entscheidungen, an denen er gar nicht beteiligt und über die er mitunter nicht einmal informiert worden war. Nach der verpatzten Europawahl war entschieden worden, dass Kühnert den Bundestagswahlkampf nicht leiten darf.

			Sein Rückzug bietet die Chance, den Posten neu zu besetzen. Neuer Generalsekretär wird Matthias Miersch, bislang stellvertretender Fraktionsvorsitzender. Eine seiner ersten Amtshandlungen: Der 55-jährige Miersch, der auch Vorsitzender der SPD von Hannover ist, rehabilitiert Gerhard Schröder. Für den Altkanzler gebe es selbstverständlich einen Platz in der SPD, sagt Miersch. Vorgänger Kühnert hatte noch demonstrativ Tassen mit dem Konterfei Schröders aus dem SPD-Shop entfernen lassen. Zu Schröders achtzigstem Geburtstag im April hatte Kühnert ihm nicht einmal gratuliert. Miersch hingegen war sogar auf Schröders Geburtstagsparty im Borchardt, jenem Berliner Nobelrestaurant, wo man feiert, wenn man gesehen werden will.

			Ab jetzt gilt SPD pur. Auch und gerade für den Kanzler. Scholz müsse als Sozialdemokrat erkennbar werden, haben ihm seine Genossen auf der Klausurtagung geraten. Wie er sich das vorstellt, hat Scholz bereits eine Woche zuvor demonstriert. In der Kabinettssitzung überraschte der Kanzler seine Minister, als er plötzlich erklärte, er wolle über »die Brüsseler Entscheidung« reden. Alle wussten sofort, was gemeint ist. Zwei Tage später soll in der belgischen Hauptstadt über einen Plan der EU-Kommission abgestimmt werden. Dabei geht es um Strafzölle für chinesische Elektroautos. EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen möchte sich damit gegen die aggressive Handelspolitik der Chinesen wehren. Sie drängen mit stark subventionierten E-Autos auf den europäischen Markt. Das sei wirtschaftliche Kriegsführung, ausgeheckt im Politbüro der Kommunistischen Partei Chinas, glaubt von der Leyen. Mit Dumping sollten ganze Industriezweige in Europa gezielt zerstört werden, um ein chinesisches Monopol errichten zu können. So hätten es die Chinesen schon öfter gemacht, etwa bei Solarpaneelen. Nun wollten sie verhindern, dass sich konkurrenzfähige europäische E-Autos etablieren. Europa solle sich diesmal wehren.

			Scholz ist gegen die Strafzölle. Er fürchtet eine Vergeltung der Chinesen. Wenn Brüssel billige chinesische E-Autos mit Strafzöllen verteuere, werde Beijing im Gegenzug teure europäische Verbrenner mit Strafzöllen belegen. Diese kommen fast ausschließlich aus Deutschland. Die Nobelkarossen von BMW, Daimler und Audi sind das Einzige, was sich in der Krise in China noch gut verkauft. Dem Bundeskanzler ist das deutsche Hemd näher als die europäische Jacke, das gute Geschäft der Gegenwart wichtiger als mögliche Marktanteile in der Zukunft. Business schlägt Geopolitik, wieder einmal.

			Seine grünen Minister rebellieren dagegen. Annalena Baerbock hält im Kabinett ein flammendes Plädoyer für die harte Brüsseler Haltung. Für sie sind die Strafzölle Teil eines weltumspannenden Kampfes der Demokratien gegen die autoritären Mächte. Alle Minister im Kabinett verstehen: Baerbock will, dass Deutschland bei der Abstimmung in Brüssel für die Strafzölle stimmt. Nach ihr spricht Robert Habeck, der für die Angelegenheit zuständige Wirtschaftsminister. Er plädiert für Verhandlungen mit China. Um dafür Spielräume zu schaffen, will er, dass sich Deutschland erst einmal enthält. Vor einer wichtigen Entscheidung in Brüssel werden in der Bundesregierung also alle drei möglichen Positionen gleichzeitig vertreten: Zustimmung, Ablehnung, Enthaltung. Dazu darf es im höchsten Gremium der Regierung eigentlich gar nicht kommen. Denn das Kabinett entscheidet prinzipiell einstimmig. Wenn es in der Koalition keine Einigkeit gibt, wird der entsprechende Punkt gar nicht erst auf die Tagesordnung gesetzt. Scholz umgeht diese Praxis bewusst. Er hat das Thema nicht auf die Tagesordnung genommen, sondern spontan unter »Verschiedenes« aufgerufen.

			Es ist eine Brüskierung seiner Minister. Sie zeigt, wie weit der Zerfall der Ampel-Regierung bereits fortgeschritten ist. Als Angela Merkel Kanzlerin war, haben die Minister jeden Mittwoch vor der Kabinettssitzung nach Parteien getrennt beraten – bei einem »schwarzen Frühstück« und einem »roten Frühstück«. Für die Ampel-Regierung führte Scholz deshalb das Vorkabinett ein. Ein neunzigminütiges Gespräch aller Minister ohne Tagesordnung. Dieses informelle Gremium sollte dazu beitragen, dass rote, gelbe und grüne Minister einander verstehen lernen und im besten Fall einen gemeinsamen politischen Willen entwickeln. Das Format wurde schon bald dadurch strapaziert, dass wirklich alle Kabinettsmitglieder jedes Mal zu Wort kommen wollten. Vor allem Außenministerin Baerbock hielt immer längere Vorträge, etwa über den Nahost-Konflikt, die sie regelmäßig mit der Formulierung »Tutti completti komplex« beendete.

			Nach der Sommerpause 2024 hat Scholz die Sache mit dem Vorkabinett wieder aufgegeben, zwar nicht offiziell, aber de facto. Manchmal legte er ein Briefing des Sicherheitskabinetts vor die Kabinettssitzungen, manchmal ließ er sich auch einfach entschuldigen. An dem Tag, als sich die Minister über die Strafzölle gegen China stritten, hatte er das Vorkabinett unter einem Vorwand einfach ausfallen lassen: Er müsse den Deutschen Schulpreis verleihen, ließ er mitteilen.

			Olaf Scholz geht nun demonstrativ hemdsärmelig mit seinen Koalitionspartnern um. Am Morgen nach der turbulenten Kabinettssitzung wird mit einem Festakt der Jahrestag der Deutschen Einheit in Schwerin gefeiert. In der ersten Reihe sitzt Gerhard Schröder. Der Altkanzler scheint nicht nur in der SPD rehabilitiert. Nach dem Festakt stellt sich Scholz zu Habeck und sagt, er werde das deutsche Nein zu den Strafzöllen gegen China per Richtlinienkompetenz erzwingen. Habeck müsse Michael Clauß, den Ständigen Vertreter der Bundesregierung bei der EU, entsprechend anweisen. Die Richtlinienkompetenz ist das schärfste Schwert eines Kanzlers. Wer sie anwendet, ist nicht mehr lange Kanzler, heißt es. Der Kanzler kann mit der Anweisung per Richtlinienkompetenz zwar seinen politischen Willen durchsetzen, demütigt damit aber seinen Koalitionspartner, was erfahrungsgemäß nicht ohne Folgen bleibt. Am nächsten Morgen votiert der Ständige Vertreter der Bundesregierung bei der EU auftragsgemäß mit Nein. Er wird von den anderen Europäern jedoch überstimmt. Die Strafzölle gegen China werden beschlossen. Der Kanzler hat mit seiner Richtlinienkompetenz nur Symbolpolitik durchgesetzt.

			Olaf Scholz macht jetzt Wahlkampf aus dem Amt heraus. Aber auch seine Koalitionspartner bereiten sich längst auf eine vorgezogene Neuwahl vor. Am Montag nach der verlorenen Landtagswahl in Brandenburg trifft sich die grüne Sechserrunde und diskutiert die schwierige Lage: Sollte man Scholz’ Angebot aus dem Sommer doch noch annehmen, fragt Habeck, und gemeinsam mit dem Kanzler eine Ausnahme von der Schuldenbremse per Vertrauensfrage durchsetzen? Was wohl den Ausstieg der FDP aus der Regierung bedeuten würde. Und wolle man anschließend in einer rot-grünen Minderheitsregierung bis zum regulären Wahltermin im Herbst 2025 durchhalten? Oder sollten die Grünen mit dem Rückzug ihrer Minister zeigen, dass sie als einzige Partei der Ampel-Koalition zu einem echten Neuanfang bereit seien? Später werden Teilnehmer des Treffens berichten, Habeck habe diese Optionen nur pro forma genannt. In Wirklichkeit sei er längst entschieden gewesen: Die Partei müsse sich sofort für eine Neuwahl aufstellen.

			Habecks Plan für den Ampel-Exit steht bereits. Seiner Einschätzung nach werde es zwischen Scholz und Lindner bald hart und schmutzig zugehen. Ob Lindner Scholz die Brocken hinwirft oder umgekehrt der Kanzler den Finanzminister rausschmeißt – die Grünen sollten sich in beiden Fällen aus dem Konflikt so weit wie möglich heraushalten. Habeck möchte, dass seine Grünen ruhig und souverän auftreten, wie Erwachsene bei einem in Tränen endenden Kindergeburtstag. Die Grünen sollen sich betont staatstragend geben. Denn Habeck will seine linke Partei weiter in die Mitte verschieben, dort wähnt er viele heimatlose ehemalige Merkel-Wähler, die mit der neuen Merz-CDU fremdeln. Ihnen will Habeck noch vor einer Neuwahl ein deutliches Zeichen senden: Er stellt seine Partei für den Wahlkampf neu auf.

			Er entzieht der grünen Bundesgeschäftsführerin Emily Büning die Verantwortung für den Bundestagswahlkampf. Sie soll durch Franziska Brantner ersetzt werden, Staatssekretärin in Habecks Wirtschaftsministerium und Hyper-Reala aus Baden-Württemberg. Mit Boris Palmer, dem wegen politischer Unkorrektheiten aus der Partei verstoßenen Tübinger Oberbürgermeister, hat Brantner ein gemeinsames Kind. Mehr Provokation für die Parteilinke geht nicht.

			Als Emily Büning, durch dieses Manöver sichtlich angeschlagen, am Abend der Brandenburg-Wahl in der Berliner Runde, dem traditionellen Live-Fernsehauftritt aller Generalsekretäre, einen desaströsen Eindruck hinterlässt, gerät am nächsten Tag eine Telefonkonferenz von 300 grünen Realos zum Scherbengericht mit der eigenen Führung. Der Habeck-Flügel urteilt so vernichtend, dass selbst der Parteivorsitzende Omid Nouripour, ebenfalls ein Realo, unter Druck gerät. »Ich würde niemandem raten, in diese Koalition noch viele Emotionen zu stecken«, hatte Nouripour am Morgen öffentlich kundgetan. Das denkt Habeck zwar auch, aber aussprechen soll es eben niemand von den Grünen. Man möchte ja der Erwachsene auf dem irre gewordenen Kindergeburtstag sein. Nouripour, der an Long Covid leidet und ausgelaugt wirkt, verteidigt sich in der Telefonkonferenz: »Wenn jemand den Omid weghaben will, dann kann ich nur sagen: Ich habe mit Ricarda noch die Kraft weiterzumachen.«

			Bereits 24 Stunden später ist Nouripour weg. Und seine Co-Vorsitzende Ricarda Lang auch. Habeck hat mit beiden noch am Montag gesprochen, am Tag danach treten sie zurück. Der gesamte Parteivorstand schließt sich ihnen an. Der Vorstand der Grünen Jugend verlässt sogar geschlossen die Partei. Einige Grüne machen sich über den angeblichen Alleinherrscher Habeck lustig: »Bündnis Robert/Die Grünen« witzeln sie. Doch der Spott trifft den Frontmann nicht. Er ist davon überzeugt, dass er mit dem Rauswurf prominenter Linker das Signal gesendet hat, auf das bürgerliche Wähler gewartet haben.

			Seine Vertraute Franziska Brantner wird jetzt sogar Parteivorsitzende. Der Flügellogik folgend, bekommt sie einen Partner von den Parteilinken: Felix Banaszak, 34-jähriger Neuling im Bundestag, aber nicht unerfahren. Er hat schon einmal einer starken grünen Realo-Politikerin den innerparteilichen Weg für eine Koalition mit der CDU frei gemacht: Mona Neubaur, heute stellvertretende Ministerpräsidentin von Nordrhein-Westfalen.

			In Gesprächen mit der alten und neuen Parteiführung versteigt sich Habeck sogar dazu, von einem »Kamala-Harris-Moment« für die Grünen zu sprechen. Damals erfreut sich die US-Präsidentschaftskandidatin der Demokraten, für den greisen Joe Biden eingewechselt, gerade eines regelrechten Hypes. Die Umfragewerte für die Grünen hingegen bleiben in den nächsten Wochen eher mau. Habeck hat bei seiner Analyse etwas übersehen. Zwar konnte er gemeinsam mit Annalena Baerbock die Grünen in den späten Merkel-Jahren für bürgerliche Wähler attraktiv machen, indem sie alte linke Zöpfe abschnitten. Aber die Zeiten hatten sich in den zurückliegenden knapp vier Jahren eben auch schon wieder geändert. Die damals erfolgreiche Strategie funktioniert diesmal nicht. Habecks Popularität hat in der Zeit der Ampel-Regierung arg gelitten, für viele Wähler ist er mit seinem Heizungsgesetz zu einem regelrechten Feindbild geworden. Friedrich Merz sieht das sofort. Am Rande einer Veranstaltung spricht er die scheidende linke Parteivorsitzende Lang an und sagt: »Sie sind doch gar nicht das rote Tuch für Schwarz-Grün. Das rote Tuch heißt Robert Habeck.«

			Wie SPD und Grüne stellt sich auch die FDP in Erwartung vorgezogener Neuwahlen neu auf. Christian Lindner schickt seinen langjährigen Vertrauten Carsten Reymann, der einst sein Büroleiter war und zuletzt im Leitungsstab des Finanzministeriums für ihn arbeitete, als Bundesgeschäftsführer in die Parteizentrale. Ähnlich wie die Grünen gehen auch die Liberalen nach der Wahl in Brandenburg ihre Optionen durch. Die Führung trifft sich dafür am Sonntag in einer Potsdamer Villa, die der parteinahen Friedrich-Naumann-Stiftung gehört. Der Kreis ist größer als bei den Grünen. Das sogenannte F-Kabinett ist anwesend, also alle FDP-Minister sowie der ihre Arbeit koordinierende Staatssekretär Steffen Saebisch, außerdem der Fraktionsvorsitzende, ein parlamentarischer Geschäftsführer, der Generalsekretär und weitere führende Mitarbeiter.

			Lindner trägt drei Optionen vor. Erstens: Angesichts der immer schlechter werdenden Nachrichten aus der Wirtschaft ist der Kanzler doch zu einem Neuanfang bereit, ähnlich wie es Gerhard Schröder mit der Agenda 2010 war. Dann bleibt die FDP in der Regierung. Zweitens: Scholz fehlen Einsicht und Kraft für eine Wende, die Regierung gesteht sich ihr Scheitern ein und strebt über eine Vertrauensfrage gemeinsam Neuwahlen an. Drittens: Es gibt weder einen Neuanfang noch eine geordnete Abwicklung der Ampel-Regierung. Die FDP zieht daraufhin ihre Minister zurück. Oder der Kanzler bittet den Bundespräsidenten um deren Entlassung.

			Nach dem Bruch der Koalition werden dieses und weitere Treffen der FDP-Führung durch eine Recherche der Zeit enthüllt und in vielen Medien skandalisiert. Dafür bietet die Partei selbst reichlich Anlass. Ihre Spitzenleute widersprechen zunächst dem Bericht der Zeit, ein Ausstiegsszenario sei unter dem Begriff »D-Day« geplant worden. Auf Druck weiterer Recherchen muss die Partei jedoch zugeben, dass es sogar eine PowerPoint-Präsentation unter dem Titel »D-Day: Ablaufszenarien und Maßnahmen« gibt. Generalsekretär Bijan Djir-Sarai tritt daraufhin zurück. Er habe von dem Papier nichts gewusst und daher »unwissentlich« die Unwahrheit gesagt. Als Autor des D-Day-Papiers wird Carsten Reymann genannt, der ebenfalls zurücktritt. Lindner selbst bleibt bei der Behauptung, von dem Papier nichts gewusst zu haben.

			Dabei spricht vieles dafür, dass Lindner selbst derjenige war, der das Papier bei Reymann in Auftrag gegeben hat. Beweisen lässt es sich jedoch nicht. Die Dementis anderer Teilnehmer der FDP-Treffen, das Wort »D-Day« sei in ihrer Gegenwart nie gefallen, sind hingegen glaubhafter. Denn nicht alle in der FDP-Führung waren sich einig. Verkehrsminister Volker Wissing plädierte ebenso vehement für einen Verbleib in der Regierung wie der stellvertretende Regierungssprecher Wolfgang Büchner. Später werden beide den Ausstieg der FDP nicht mitmachen und in ihren Ämtern bleiben. Deshalb ist es vorstellbar, dass Lindner eine Planung für den Rückzug der Liberalen nicht mehr in großer Runde besprach.

			Und die Planung ist sehr konkret. Das D-Day-Papier nennt nicht nur den Zeitpunkt des späteren Koalitionsbruchs (»Mitte der KW 45«), sondern enthält auch schon ein Statement, das Lindner im Anschluss sprechen soll. Zudem wird detailliert ausgearbeitet, wie man nach einem Koalitionsbruch als Erster die Öffentlichkeit erreichen könne, um »das Narrativ« zu setzen. All das legt den Eindruck nahe, die FDP habe Verhandlungen um den Erhalt der Regierung zuletzt nur noch dem Schein nach geführt. Eine die Präsentation beschließende »D-Day Ablaufpyramide«, die als letzte Stufe »Beginn der offenen Feldschlacht« anführt, jedoch falsch herum gezeichnet ist, gibt die Partei am Ende auch noch dem Spott preis.

			Die FDP hat sich ohne Frage nach Kräften blamiert. Die Enthüllungen über ihre Planungen werden jedoch auch genutzt, um ein falsches Bild der letzten Phase der Ampel-Regierung zu zeichnen. Die FDP sabotierte mitnichten eine funktionierende Koalition. Und ebensowenig stoppte ein unzuverlässiger Finanzminister einen erfolgreichen Kanzler. Das D-Day-Papier der Liberalen war nur eine von mehreren Planungen für das Ende der Regierung. Sie wurden nachweislich von allen drei Ampel-Partnern angestellt. Die FDP ging nicht besonders perfide, sondern besonders stümperhaft vor.

			Die Regierung ist zu diesem Zeitpunkt nicht einmal mehr in der Lage, einfachste Gesetze durchzusetzen, selbst wenn sich ihre Spitzenleute darauf geeinigt haben. Beispielhaft dafür steht die sogenannte »Arsch-Hoch-Prämie«. Den süffigen Namen haben sich Boulevardjournalisten ausgedacht. Sie skandalisieren, dass ehemalige Bürgergeldempfänger, die danach ein Jahr lang sozialversicherungspflichtig beschäftigt sind, dafür mit einer Prämie von 1000 Euro belohnt werden sollen. Dies sei niemandem zumutbar, der immer schon arbeiten gehe.

			Alle drei Ampel-Partner haben der Prämie im Koalitionsausschuss zugestimmt, aber als das Arbeitsministerium das Gesetz vorbereitet, steckt jemand die Information der Bild zu. So etwas kommt normalerweise in allen Regierungen vor, ein Sturm im Wasserglas, der nach einem Tag wieder abebbt. Nicht so bei der Ampel-Regierung. Plötzlich melden sich sozialdemokratische Abgeordnete mit Bedenken gegen die Prämie, auch Liberale, schließlich auch noch der ehemalige Verdi-Chef Frank Bsirske, der mittlerweile für die Grünen im Bundestag sitzt. Der Kanzler muss die Vereinbarung jetzt mit einem Machtwort retten. Besser gesagt: müsste. Scholz aber lässt sich zu einem Gespräch mit Bürgern beim Fernsehsender RTL einladen und spielt dort, auf die Arsch-hoch-Prämie angesprochen, den Kleine-Leute-Versteher: »Es gab ganz viele in der Diskussion, die sagten: ›Das bringt’s!‹ Ich habe gesagt: ›Vielleicht nicht.‹ Aber schaden tut es auch nicht weiter. Aber es regt natürlich viele auf, die sagen, ich gehe ja morgens los und frage nicht nach ’ner Prämie. Ich übrigens auch.«

			Damit ist das Vorhaben politisch tot. So läuft das in der Ampel-Regierung immer öfter: Medien oder Interessengruppen müssen nur ein wenig moralische Empörung schüren – schon knickt die Koalition ein. Auch Steuervergünstigungen für Zuwanderer, mit denen die Regierung Fachkräfte anlocken wollte, schaffen es nicht ins Gesetzblatt. Beim Tariftreuegesetz, mit dem die SPD auf Unternehmen zielt, die sich um öffentliche Aufträge bemühen, blockiert die FDP so früh, dass es nicht einmal zur obligatorischen Anhörung der Verbände kommt. Das Zeichen, das an eine aufgeheizte Öffentlichkeit gesendet wird: Egal, wie wir das Gesetz schreiben – ihr könnt es uns in jedem Fall kaputt machen.

			Die Missgunst der Ampel-Partner blockiert nicht nur die Politik, sondern bedroht sogar das Verwaltungshandeln des Staates. So müssen etwa die Rechengrößen der Sozialversicherungen angepasst werden. Das Arbeitsministerium hebt die Beitragsbemessungsgrenze bei Renten- und Krankenversicherung an. Dies geschieht mit einer Verordnung, das Finanzministerium signalisiert am Morgen des 15. Oktober routinemäßig Zustimmung. Aber am Mittag des gleichen Tages zieht Lindners Behörde die Zustimmung wieder zurück. Der Leitungsebene ist aufgefallen, dass die Grünen dem Steuerprogressionsbericht noch nicht zugestimmt haben. Dieser Bericht ist notwendig, um die sogenannte kalte Progression zu mindern: eine automatische Steuererhöhung, an deren Eindämmung das Herz der FDP hängt. Vereinbart war, den Grundfreibetrag um 312 Euro anzuheben, doch Lindner möchte – da die Inflation etwas höher ausfiel als prognostiziert – den Betrag nun auf 324 Euro erhöhen. Das gönnen ihm die Grünen aber nicht. So blockiert das FDP-Finanzministerium das Vorhaben des SPD-Arbeitsministeriums, um Druck auszuüben auf die ihrerseits blockierenden Ministerien der Grünen. Und das alles für 12 Euro Unterschied im Jahr, die man nicht versteuern muss. Regierungschaos wegen einem Euro pro Monat.

			Nun fehlt es nicht mehr nur an dem für Koalitionen unentbehrlichen Prinzip des »Gönnen können«, wonach Projekte des Partners mitgetragen werden, obwohl sie in der eigenen Klientel oder der Öffentlichkeit nicht beliebt sind. Im Niedergang beginnen SPD, Grüne und FDP auch noch, sogar bereits vereinbarte Projekte zu blockieren, selbst wenn sie in der Öffentlichkeit populär sind. Nicht obwohl, sondern weil sie einem der Partner besonders am Herzen liegen.

			So ist die Ampel im Herbst 2024 im Selbstzerstörungsmodus angekommen. Aber angelegt war das Unglück viel früher. Davon kann die neue Regierung unter ihrem Kanzler Friedrich Merz so einiges lernen, um die Fehler nicht zu wiederholen. Die FDP hatte im Wahlkampf einen neuen Umgang mit Corona versprochen, den sie mit einer »grundrechtssensiblen Pandemiepolitik« auch mehr oder weniger umsetzen konnte. Ihre weiteren Kernanliegen waren dann keine eigenen Projekte mehr, sondern lediglich die Verhinderung von politischen Absichten: keine Steuererhöhungen, keine Abschaffung, Reform oder Aussetzung der Schuldenbremse. Ein positives Vorhaben, das die FDP in der Regierung umsetzen wollte, hatte sie nicht. Die marktwirtschaftlichen Reformen, für die Lindner zuletzt einen »Herbst der Entscheidungen« ausgerufen hatte, waren es nicht. Sie bestanden größtenteils in der Rückabwicklung sozialdemokratischer Reformen der vergangenen Dekade. Es war klar, dass ein SPD-Kanzler das nicht zulassen würde. Damit zeigte die FDP nicht, was geht, sondern sie demonstrierte im Gegenteil vor allem, was in dieser Regierung nicht geht. Ein lohnendes politisches Projekt hatte die FDP in der Ampel-Koalition nie.

			Eine reine Politik der Verhinderung ist aber nicht das, was Wähler von einer Regierungspartei erwarten. Das ist eine einfache, aber eindeutige Lehre aus den Jahren der Ampel-Regierung. Und eine Warnung für die neue schwarzrote Koalition. Diese Politik der Verhinderung hat nicht nur die FDP zerstört, sondern die gesamte Regierung in Misskredit gebracht und darüber hinaus die gesamte politische Mitte dem Verdacht ausgesetzt: Die können es nicht.

			Der Eindruck, die etablierte Politik sei unfähig oder unwillig, die Probleme der Zeit zu lösen, ist eine Ursache für den Erfolg populistischer Parteien. Wer eine breite politische Mitte und damit das über Jahrzehnte erprobte Erfolgsmodell der Bundesrepublik Deutschland erhalten will, muss spürbare Veränderungen erreichen. Die neue Bundesregierung muss für mehr wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit sorgen, für eine Grundsicherung, die nicht wie das Bürgergeld als ungerecht empfunden wird, für eine Migration, die das Land nicht überfordert, und für einen Klimaschutz, der funktioniert und sozial ausgewogen ist.

			Eine Möglichkeit wäre, sich in einer Koalition frühzeitig darauf zu verständigen, welcher Partner in welchem Politikfeld federführend sein soll. Dafür bekäme er dann, am besten schon im Koalitionsvertrag geregelt, eine Art Prokura. So könnte etwa eine restriktive Migrationspolitik, wie sie die Union für die kommenden Jahre anstrebt, kombiniert werden mit einer Mindestlohnerhöhung und einer Stabilisierung der Renten, wie es der SPD wichtig ist. Beide Partner könnten so jeweils in einem Feld »liefern«, müssten aber im Gegenzug darauf verzichten, in dem jeweils anderen Feld das aus ihrer Sicht Schlimmste zu verhindern. Im Koalitionsvertrag ist diese Schwerpunktsetzung immerhin angelegt.

			Seit Bonner Zeiten waren Ministerien in Koalitionen gezielt parteipolitisch gegeneinander aufgestellt worden. Die CSU besetzte das Innenministerium, um Law and Order durchzusetzen, die FDP bekam dafür das Justizministerium, um die Grundrechte zu wahren. Auch die Ampel ging so vor: Ein sehr starkes grünes Wirtschaftsministerium durfte Industriepolitik machen, wurde dabei aber von einem FDP-geführten Finanzministerium ordnungspolitisch eingehegt. In der Außenpolitik bremste das Kanzleramt die Ambitionen einer grünen Ministerin. Diese Art der Koalitionsregierung nahm politischen Richtungswechseln ihre Spitzen. Damit ist Deutschland lange gut gefahren. 

			Die neue Regierung bricht damit. Die Außen- und Sicherheitspolitik ist ganz auf Friedrich Merz zugeschnitten. Im Auswärtigen Amt gibt es keine Gegenspielerin, sondern mit dem CDU-Mann Joe Wadephul einen Gehilfen. Die SPD hingegen hat mit der Kombination aus Finanz- und Arbeitsministerium weiterhin die Hand auf den Sozialkassen und beschützt die Rentner. 

			Eine solche Ressortaufteilung nach Schwerpunkten der einzelnen Koalitionspartner könnte zeitgemäß sein – unter den Bedingungen einer immer ausdifferenzierteren Parteienlandschaft, einer zersplitterten Öffentlichkeit und einer strukturellen Wachstumsschwäche. Das Land braucht in der Krise schnelle Veränderungen. Das müssen keine »Disruptionen« sein, wie sie die amerikanischen Tech-Milliardäre empfehlen, die 2024 in der amerikanischen Präsidentschaftswahl Donald Trump unterstützen und vor der Bundestagswahl 2025 auf Alice Weidel und ihre AfD setzen. Sie irren. Gesellschaftliche Stabilität war und ist ein Standortvorteil für Deutschland.

			Erneuert werden muss auch das bisherige Wirtschaftsmodell. Denn das Erfolgsdreieck der Merkel-Jahre ist zerbrochen. Es basierte auf billigem Gas aus Russland, einem unersättlichen Absatzmarkt in China und militärischem Schutz, dessen Kosten hauptsächlich die USA trugen. Keiner dieser Faktoren ist mehr gegeben. Die Reformen werden deshalb mindestens so einschneidend ausfallen müssen wie bei der Agenda 2010 zwei Jahrzehnte zuvor. Damals wurde die rot-grüne Regierung von Gerhard Schröder, die für ihren Reformwillen abgestraft wurde, von einer anderen Regierung aus der politischen Mitte abgelöst. Solch ein Wechsel ist heute jedoch keine Selbstverständlichkeit mehr.

			Schon jetzt ist die politische Mitte zu schwach, um völlig neue Koalitionen hervorzubringen. Eine der bisherigen Regierungsparteien wird auch in einer neuen Regierung immer wieder mit im Spiel sein. Wachsen die politischen Ränder weiter, könnte es irgendwann gar keine Mehrheit in der Mitte mehr geben – vielleicht früher, als viele das heute für möglich halten. Ein düsteres Vorzeichen gab es schon, als der Bundestag nach der Wahl noch mit alter Mehrheit eine Grundgesetzänderung und ein riesiges Sondervermögen beschließen musste – weil die dafür notwendige Zweidrittelmehrheit wegen der starken Ränder im neuen Parlament schon nicht mehr vorhanden ist.

			Deshalb muss die Wirkung der Reformen der neuen Bundesregierung unter Friedrich Merz diesmal schneller eintreten, damit sie noch vor der nächsten Wahl einer Regierung aus der Mitte zugeschrieben wird. Schwarz-Rot oder Schwarz-Grün oder andere Konstellationen der politischen Mitte dürften bei der nächsten Bundestagswahl nur dann eine Chance haben, wenn die CDU/CSU die illegale Migration erfolgreich reduziert, die SPD den sozialen Ausgleich gewährleistet und beide den Klimaschutz nicht vergessen. Die klare Abgrenzung von Gestaltungssphären innerhalb einer Koalition kann dabei helfen.

			Wenn sich die Koalitionspartner von CDU, CSU und SPD gegenseitig nur blockieren, so wie es am Ende im Ampel-Bündnis lief, dann verspielt die neue Regierung die womöglich letzte Chance für die Demokratie in Deutschland. Vieles dabei wird von Friedrich Merz, dem neuen Kanzler, und seinem politischen Geschick abhängen. Von seinem Vorgänger kann er dabei durchaus lernen. Nämlich, wie man es nicht macht.

		

	
		
			17 
»So. Doof.«

			Ein neuer, bitterer Ton schleicht sich im Herbst 2024 in die Sprache von Olaf Scholz. Manchmal klingt der Kanzler fast wie derjenige, den er eigentlich verachtet: Donald Trump. Scholz schimpft jetzt auch auf das »Establishment«. Zuerst in kleinen Runden, dann auch öffentlich. Kritik an seiner Rentenpolitik aus Kreisen der Wissenschaft tut er mit den Worten ab, sie komme aus einer »Establishment-orientierten Expertenlandschaft«. Die Rentenexperten, die davor warnen, per »Haltelinie« Ansprüche auf Kosten nachfolgender Generationen gesetzlich festzuschreiben, lägen heute falsch und hätten auch schon vor zwanzig Jahren falschgelegen.

			Tatsächlich sind die damals prognostizierten Folgen des demografischen Wandels für die Sozialsysteme nicht in der ganzen Dramatik eingetreten, da sie durch das Wirtschaftswachstum in den Merkel-Jahren und eine enorme Zuwanderung kompensiert worden sind. Daraus allerdings zu folgern, es werde auch in Zukunft keine Probleme geben, ist kühn. Herabwürdigend jedoch ist es, den Wissenschaftlern vorzuwerfen, ihre Expertise sei fehlerhaft, weil sie Teil des »Establishments« seien. Das meint: Ihr gutes Einkommen verstelle ihnen den Blick auf die Nöte der einfachen Leute.

			Olaf Scholz sieht das aber so. Schon in der Debatte um die von ihm ausgerufene Zeitenwende war der Kanzler sauer auf die Fachleute. Wissenschaftler aus Thinktanks und Universitäten, Militärexperten und Russlandkenner erklärten wieder und wieder, Scholz’ zögerliche Haltung bei den Waffenlieferungen an die Ukraine verlängere eher den Krieg. Auch in diesem Fall war der Kanzler davon überzeugt, die einfachen Leute, die sich Sorgen vor dem dritten Weltkrieg machten, würden ihn viel besser verstehen als die Experten. Und wenn diese einfachen Leute vor allem im Osten AfD und BSW wählen, dann liege es daran, dass der SPD-Kanzler mit seiner Haltung vor lauter Expertenkritik in den Medien nicht durchdringe.

			Zum angeblich abgehobenen Establishment zählt Scholz nun auch die Journalisten. Er nennt sie »Kommunikationseliten«. Immer wieder beklagt der Kanzler, Journalisten würden ihm die falschen Fragen stellen. Deshalb kann Scholz von sogenannten Bürgerdialogen plötzlich nicht genug bekommen. Bei diesen Veranstaltungen lässt er sich von 100 bis 200 Bürgern direkt befragen – ohne den lästigen Filter von Reportern.

			Immer mehr von diesen Veranstaltungsformaten lässt Scholz in seinen vollen Terminkalender quetschen. Dann verspricht er den Leuten nicht nur, bessere Renten und einen höheren Mindestlohn für sie durchzuboxen, sondern redet immer wieder auch von »Respekt« – sein Slogan aus dem letzten Bundestagswahlkampf. Scholz übt schon für den nächsten Wahlkampf. Er glaubt längst nicht mehr daran, dass die Regierung bis zum Herbst 2025 durchhält.

			Das Ampel-Bündnis hat nicht nur seine Protagonisten zermürbt, sondern auch die Bürger. Anfang September im ZDF-Politbarometer wird für die Koalition aus SPD, Grünen und FDP null Prozent Zustimmung gemessen. Null Prozent – das gab es noch nie. Es sieht so aus, als wären die handelnden Politiker und das Volk in diesem Herbst in einem sehr deutschen Moment vereint: »Nur eines will ich noch: das Ende«, ruft ein gestresster Wotan in Richard Wagners Walküre.

			In Wagners Ring des Nibelungen folgen danach allerdings noch zwei lange Opernabende bis zur Götterdämmerung. Die Ampel-Regierung wird sich noch neun Wochen weiterschleppen. Etwas Wichtiges muss noch geklärt werden: die Schuldfrage.

			Die Katastrophen des 20. Jahrhunderts haben die Deutschen stabilitätsverliebt gemacht. Sie fürchten sich vor einem Bruch der Regierung, vor Neuwahlen, generell vor Unübersichtlichkeit. Selten zuvor hatten die Bürger so viel Anlass zur Sorge. Im Herbst 2024 ist die Welt aus deutscher Sicht so unsicher und unübersichtlich geworden wie seit Generationen nicht mehr. Russland führt Krieg in Europa, Großbritannien hat die EU verlassen, in Frankreich kann der Präsident kaum noch regieren, und die USA stehen vor einer schicksalhaften Präsidentschaftswahl, die den unberechenbaren Donald Trump zurück ins mächtigste Amt der westlichen Welt bringen kann.

			Es ist der denkbar schlechteste Zeitpunkt, um in Deutschland die Regierung scheitern zu lassen. Das Land wäre durch Wahlkampf und Koalitionsverhandlungen über Monate hinweg nur eingeschränkt handlungsfähig. So zerrüttet die Ampel im Inneren auch ist, noch wird sie durch Druck von außen zusammengehalten. Wer die Regierung am Ende sprengt, wird nicht als Erlöser gelten, sondern als verantwortungsloser Verursacher von Chaos. Dankbarkeit jedenfalls darf er nicht erwarten. Die Ausgangslage für den Entscheidungskampf ist also doppelt paradox. Alle drei Parteien wissen, diese Regierung darf aus staatspolitischer Vernunft nicht scheitern. Alle rechnen damit, dass sie trotzdem scheitern wird. Und alle hoffen, dass der jeweils andere das Ende auslöst.

			Christian Lindner spekuliert darauf, dass ein verärgerter Kanzler die Freidemokraten vor die Tür setzen wird. Aber der FDP-Chef kann auch nicht ewig darauf warten. Seine Partei liegt in den Umfragen seit Wochen unter 5 Prozent. Es scheint aussichtslos, als Teil des Ampel-Bündnisses im nächsten Jahr erneut ins Parlament einzuziehen. Kommt der Bruch der Regierung zu spät, gäbe es eine Neuwahl nur wenige Monate vor der regulären Bundestagswahl im Herbst – sie wäre eigentlich überflüssig. Für Olaf Scholz wiederum wäre es das Beste, wenn die frustrierte FDP von sich aus die Regierung verlassen würde. Dann wäre die Schuldfrage eindeutig geklärt. Aber auch der Kanzler kann nicht ewig auf den Exit der Liberalen warten. Seine Autorität verfällt in der Agonie der Regierung von Tag zu Tag mehr. Ein Bundeskanzler, der mit seiner Koalition nicht einmal mehr einen Haushalt hinbekommt – wie will er mit dieser Bilanz gegen Friedrich Merz bestehen, dessen Union laut den Meinungsforschern von Allensbach zu diesem Zeitpunkt sage und schreibe 21 Prozentpunkte Vorsprung vor der SPD hat? Am klarsten ist die Ausgangslage noch für Robert Habeck. Seine Grünen wollen mit dem Dauerstreit der Regierung möglichst wenig zu tun haben. Sie geben sich verantwortungsbewusst und staatstragend. Damit wollen sie sich als Koalitionspartner für die Union empfehlen.

			SPD, Grüne, FDP, Scholz, Habeck, Lindner – alle belauern einander. Wer zuckt zuerst?

			Der erste Stein wird aus der SPD geworfen. Aber er trifft nicht Christian Lindner. Sondern Olaf Scholz.

			Fünfzig Sozialdemokraten schreiben dem Kanzler einen Brief und klagen darin die Rechte von Flüchtlingen ein. Diese Rechte sehen sie durch das »Sicherheitspaket«, auf das sich die Regierung nach dem islamistischen Mord von Solingen verständigt hat, verletzt. »Mit Trauer, Wut und Entsetzen mussten wir in den vergangenen Tagen mitverfolgen, wie führende Sozialdemokrat*innen einen Diskurs der Ausgrenzung und Stigmatisierung mitbefeuert haben«, schreiben sie. Zu den Unterzeichnern gehören Gesine Schwan, die 81-jährige Vorsitzende der SPD-Grundwertekommission, und Philipp Türmer, der 28-jährige Juso-Chef – also Genossen, bei denen rhetorischer Überschuss eingepreist ist. Zum Problem wird die Angelegenheit erst durch die Reaktion des Kanzlers. Er lässt seinen Regierungssprecher Steffen Hebestreit erklären: »Der Bundeskanzler fühlt sich in seinem Kurs bestärkt, der ja auf der Menschenwürde aufbaut und der ja auch ganz klar das Grundrecht auf Asyl schützt.« Die Briefschreiber müssen das als Unverschämtheit auffassen, haben sie doch genau das Gegenteil beklagt. Es ist eine Brüskierung seiner Kritiker völlig ohne Not. Und doch ein klassischer Olaf Scholz: Ob befreundete Regierungschefs, die eigenen Minister, Oppositionspolitiker, Experten, Journalisten oder eben die eigenen Genossen mit anderer Meinung – immer wieder vermittelt dieser Kanzler Menschen das Gefühl, dass er sie nicht für voll nimmt.

			Der Juso-Vorsitzende keilt zurück: »Das ist ein schlechter Witz! So hat das niemand gemeint und das weiß Scholz auch ganz genau.« Der Zorn über die herablassende Behandlung der Kritiker befeuert den Unmut in der Sache. Er drängt jetzt von den Rändern der Partei in ihr Zentrum vor. 35 Bundestagsabgeordnete verfassen nun ihrerseits einen Brief, in dem sie sich mit den abgekanzelten Genossen solidarisieren: »Auch wir halten den Kurs, der gerade in der SPD in der Migrations- und Asylpolitik eingeschlagen wird, für falsch.« Jetzt wird die Sache für Scholz gefährlich. Denn wenn der ganze Kurs falsch ist, kann der Schaden auch nicht durch Nachbesserungen oder Kompromisse abgewendet werden.

			Genau das aber versucht die sozialdemokratische Innenministerin Nancy Faeser schon seit drei Wochen. Um für das »Sicherheitspaket« die Zustimmung der SPD-Abgeordneten zu bekommen, hat sie ein paar Brücken gebaut. »Messerverbotszonen« werden ausgeweitet und bestimmte Messerarten ganz verboten. Eine Maßnahme, die politisches Handeln demonstrieren soll, in den Augen der meisten Bürger aber am Problem vorbeigeht. Die Gefahr geht schließlich nicht von Messern, sondern von deren Besitzern aus. Außerdem soll der Polizei endlich erlaubt werden, biometrische Daten nutzen zu können. Bisher war den Beamten sogar ein einfache automatisierte Fotosuche im Internet verboten.

			Nur der Kern des »Sicherheitspakets« hat mit Migration zu tun. Es soll Kürzungen für sogenannte »Dublin-Fälle« geben: Migranten, die in einem anderen EU-Land Sozialhilfe beziehen können, weil ihr Asylverfahren bereits dort begonnen hat, sollen dorthin zurückkehren. Bis dahin bekommen sie in Deutschland nur noch ein Minimum an Unterstützung: Bett, Brot und Seife. Der Mörder von Solingen war ein Syrer, der zuerst in Bulgarien Schutz beantragt hatte und längst dorthin hätte zurückkehren müssen.

			Die Innenministerin hat unter dem Druck von sozialdemokratischen und grünen Abgeordneten vieles immer weiter relativiert. Bett, Brot, Seife als Minimalunterstützung gilt nur dann, wenn »keine Hürde für die Ausreise vorliegt«. Solche Hürden finden sich in der Praxis jedoch oft. Sonst wären die Leute ja gar nicht mehr in Deutschland. Die automatische Fotosuche soll die Polizei nun nur »bei besonders schweren Straftaten« durchführen können.

			Die linken Kritiker hatten sich also weitgehend durchgesetzt und wollten im Gegenzug das »Sicherheitspaket« mittragen. Doch der Kanzler hat mit seiner Arroganz Benzin in einen fast schon gelöschten Brand geschüttet. Nun schlagen die Flammen wieder hoch. Die Genossen, die den ersten Brief geschrieben hatten, fordern die mit ihnen solidarischen Bundestagsabgeordneten nun auf, das »Sicherheitspaket« im Parlament abzulehnen. Damit wäre die Regierung am Ende. Und die Schuldfrage geklärt: Die SPD hätte wieder einmal ihren eigenen Kanzler gestürzt.

			Wird Olaf Scholz also auf die Kritiker zugehen? Sich vielleicht sogar entschuldigen, um die Wogen zu glätten? Der Kanzler tut das Gegenteil. In der Fraktionssitzung meldet er sich zu Wort, argumentiert nur kurz in der Sache und stellt dann klipp und klar fest: Eine eigene Mehrheit muss her. Das bedeutet, dass die Abgeordneten von SPD, Grünen und FDP für die Vorlage der Regierung stimmen müssen, notfalls auch gegen die eigene Überzeugung. Denn der Kanzler verbindet seine Forderung mit einem Satz, der so ungewöhnlich ist, dass er von den entsetzten Abgeordneten aus der nichtöffentlichen Sitzung heraus sofort nach draußen getragen wird: »Sonst muss ich von meinen Möglichkeiten Gebrauch machen.«

			Das ist nichts anderes als eine Drohung des Kanzlers mit der Vertrauensfrage. Es ist das letzte Mittel eines Regierungschefs, vom Grundgesetz vorgesehen, um Abgeordnete auf Linie zu zwingen. Ein Kanzler kann eine Sachfrage mit der Vertrauensfrage verknüpfen. So tat es Gerhard Schröder nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001. Damals mussten die Abgeordneten für den Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan stimmen, sonst wäre die rot-grüne Regierung gescheitert. Schröder zwang erfolgreich pazifistische Grüne auf seine Linie. Olaf Scholz droht jetzt seinen eigenen Leuten. Und er tut es, sehr untypisch für ihn, offenbar im Affekt. Denn gleich nach der Sitzung schickt er Vertraute los, um seine Drohung herunterzuspielen. Am Ende stimmen den zwei Gesetzentwürfen zum »Sicherheitspaket« 357 bzw. 367 Abgeordnete zu. Zu den Ampel-Fraktionen gehören zwar insgesamt 415 Abgeordnete – aber die eigene Mehrheit steht.

			Der Kanzler hat innerhalb einer Woche mit den beiden schärfsten Schwertern hantiert, die ihm das Grundgesetz zur Verfügung stellt: die Richtlinienkompetenz und die Vertrauensfrage. Erreicht hat er damit nichts. Sein Nein zu den Strafzöllen gegen China ist in Brüssel überstimmt worden. Und eines der beiden Gesetze zum »Sicherheitspaket«, die er mit der Androhung der Vertrauensfrage durchgesetzt hat, scheitert im Bundesrat an den unionsgeführten Bundesländern.

			Scholz’ Drohgebärden entpuppten sich am Ende als leere Gesten. Zwar ist die Bundesrepublik eine Kanzlerdemokratie, aber das Amt des Bundeskanzlers ist mit erstaunlich wenig institutionellen Kompetenzen ausgestattet. Wenn es sie denn mal gibt, wie bei der Richtlinienkompetenz, werden sie durch die Macht von Koalitionsregierungen relativiert. Man kann niemanden dauerhaft auf Linie zwingen, auf dessen Stimmen man im Parlament angewiesen ist. Franz Müntefering warnte 2005 die damals noch neue Kanzlerin Angela Merkel vor der Anwendung der Richtlinienkompetenz: »Wer das macht, der weiß, dass die Koalition zu Ende ist.« An diesen Rat hat sich die Kanzlerin viele Jahre gehalten. Erst 2018 stellte sie ihre Richtlinienkompetenz einmal zumindest in den Raum: Als Innenminister Horst Seehofer Flüchtlinge an der deutschen Grenze zurückweisen wollte. Seehofer ließ sich von der Drohung nicht stoppen, musste sich aber ängstlichen Parteifreunden im eigenen CSU-Vorstand beugen, die den Konflikt mit der CDU-Kanzlerin nicht bis zum Letzten eskalieren wollten. Merkels Machtverfall war damit trotzdem offenbar geworden. Nur die Bekämpfung der Corona-Pandemie ließ ihr noch einmal neue Autorität zuwachsen.

			Scholz’ letzte Ampel-Monate haben eindrücklich bewiesen, dass autoritäre Gesten die verfallende Autorität eines Kanzlers nicht aufhalten können. Wer mit Richtlinienkompetenz und Vertrauensfrage hantiert, ist in Wahrheit schon nicht mehr zu retten. Für Friedrich Merz und jeden zukünftigen Kanzler sollte das eine Mahnung sein.

			Es ist die aus dem Ruder gelaufene SPD-Fraktionssitzung, die den Bruch der Ampel einleitet. Am nächsten Tag muss Olaf Scholz improvisieren. Ende der Woche tagt der Europäische Rat in Brüssel. In diesen Runden der Staats- und Regierungschefs hatte Angela Merkel in der Eurokrise Rettungsschirme und Sparprogramme für Südeuropa durchgesetzt. Damit der Bundestag bei diesen haushaltsrelevanten Entscheidungen wenigstens pro forma beteiligt blieb, wurde die Kanzlerin verpflichtet, vor jedem EU-Rat dem Bundestag ihre Haltung zu erklären. Die Eurorettung ist zwar Geschichte, aber die alte Regelung gilt immer noch. Wenn der EU-Rat tagt, muss jetzt Olaf Scholz vorher seine Position im Parlament erläutern. Tagesordnungspunkt 1 in Brüssel lautet dieses Mal: »Die Migrationskrise in Europa«. Es gibt jede Menge zu besprechen. Mit Polen und den Niederlanden haben gleich zwei Nachbarländer von Deutschland angekündigt, aus dem europäischen Asylrecht auszusteigen. Und Italien will im Mittelmeer aufgenommene Migranten in Lager in Albanien bringen, einem Land, das nicht zur EU gehört. EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen sieht dies als Modellprojekt.

			Doch als Scholz am Mittwochmorgen vor die Abgeordneten tritt, sagt er dazu: nichts. Kein einziges Wort zu Migration. In seiner dreißig Minuten dauernden Ansprache kommt das Thema des EU-Rats gar nicht vor. Scholz ist nach der nur knapp an einer Blamage vorbeigerutschten Fraktionssitzung dazu nicht sprechfähig. Er weiß, dass Deutschland sich als Hauptzielland der Migranten unglaubwürdig macht, wenn es in der Staatengemeinschaft gegen eine Reduzierung ungeregelter Zuwanderung plädiert. Wenn er jetzt in seiner Regierungserklärung allerdings so argumentieren würde, eskalierte er den Streit vom Vortag auf offener Bühne. Also schweigt er lieber zum Thema des EU-Gipfels. Stattdessen rückt der Kanzler die Wirtschaft ins Zentrum seiner Botschaft. Nicht weniger als eine »neue industriepolitische Agenda« kündigt Scholz an: »Ich werde Unternehmensvertreter, Industriegewerkschaften, Industrieverbände noch in diesem Monat zu einem Gespräch ins Kanzleramt einladen.« Das, »was dabei herauskommt«, werde er dann dem Parlament vorlegen, verspricht Scholz. »Damit es vorangeht in Deutschland.« Ein Pakt für die Industrie? Gar eine neue Agenda? Scholz blickt im Plenum in überraschte Gesichter.

			Auch auf der Regierungsbank schauen sich einige Minister fragend an. Es gibt keinerlei Vorbereitungen für eine neue industriepolitische Agenda. Wirtschaftsminister Habeck und Finanzminister Lindner hat Scholz erst knapp zwei Stunden zuvor vage ins Bild gesetzt. Konkret wurde er nicht.

			Vieles spricht dafür, dass Scholz überhaupt erst an diesem Morgen auf die Idee kam, einen Industriegipfel auszurichten. Ein frisches Thema für die Medien, das sein Schweigen zur Migration übertönt – so mag er gedacht haben. Es passt außerdem ins Konzept des SPD-Wahlkampfs, sich insbesondere für Industriearbeitsplätze einzusetzen. Die These, dass Scholz improvisiert habe, lässt sich zwar nicht beweisen, aber das Fehlen jeder Vorarbeit in der Regierung, die späte Information der Koalitionspartner sowie die übereilte Einladung der betroffenen Verbände stützen sie. Die Einladung geht bei den Verbänden am Mittwochnachmittag per E-Mail ein, also erst nach der Regierungserklärung. Darin wird ein »vertrauliches Gespräch über einen ›Pakt für Industrie‹« angekündigt und eine »größere industriepolitische Agenda« in Aussicht gestellt, »damit Deutschland und Europa nicht den Anschluss verlieren und gegenüber Wettbewerbern wie den USA oder China bestehen«. Einzelheiten? Keine.

			Scholz schaltet jetzt ganz in den Wahlkampfmodus. Er schwänzt den ersten Tag des EU-Rats. Vor ihrem eigentlichen Gipfel treffen sich die Staats- und Regierungschefs in Brüssel mit dem »Golf-Kooperationsrat«, also mit Katar, den Vereinigten Arabischen Emiraten, Bahrain, Saudi-Arabien, dem Oman und Kuwait. Also genau mit jenen Scheichs, Emiren und Kronprinzen, zu denen Robert Habeck zwei Jahre zuvor nicht schnell genug für neue Gasverträge reisen konnte. Jetzt fährt der Kanzler lieber ins Ruhrgebiet. In Essen hält er die Festrede zum 150-jährigen Firmenjubiläum des Chemikalien-Distributors Brenntag. Im Wahlkampf soll es schließlich um Industriearbeitsplätze gehen.

			Vor allem Habeck ist ungehalten, dass Scholz ihn bei seinem Industriegipfel nicht dabeihaben will. »Ein Arbeitskreis – lächerlich!«, lästert er. Was wolle Scholz von den Konzern- und Verbandschefs denn Neues erfahren? »Ich sehe die Jungs doch dreimal pro Woche«, sagt er. Doch politisch macht ihm Sorgen, dass Scholz eine »Agenda« ohne ihn als Wirtschaftsminister und Vizekanzler erarbeiten will. Durch Berlin geistert das Gerücht, dass Steffen Meyer, Abteilungsleiter Wirtschaft im Kanzleramt, gemeinsam mit den Bossen ein Maßnahmenpapier erarbeiten soll. Habeck will dem zuvorkommen. Ohne den Kanzler zu informieren, gibt er in seinem Ministerium einen Plan in Auftrag. Dieser soll unbedingt vor dem ersten Industrie-Treffen von Scholz fertig werden. Bereits eine Woche später präsentiert Habeck ein vierzehnseitiges »Update für die Wirtschaft – Impuls für eine Modernisierungsagenda«. Noch eine Agenda also.

			Zentraler Vorschlag bei Habeck ist ein Deutschlandfonds, aus dem Prämien für Investitionen gezahlt werden: 10 Prozent sollen Unternehmen sofort von der Steuer zurückbekommen. »10 Prozent auf alles – außer auf Tiernahrung«, spottet ein Kabinettsmitglied, die bekannte Werbung für eine Baumarktkette zitierend. Abgestimmt mit dem Kanzleramt ist nichts davon. Habeck hat Scholz auch nicht vorgewarnt, sondern den Entwurf einen Tag vor der Präsentation der Bild gegeben, um eine große Schlagzeile zu bekommen. Scholz’ Leute verbreiten daraufhin im Regierungsviertel, Habecks Vorschlag sei mit dem EU-Beihilferecht nicht vereinbar. Sechs Wochen später wird er sich jedoch fast wortgleich im SPD-Wahlprogramm wiederfinden.

			Ausgerechnet jetzt steht eine gemeinsame Reise des Kabinetts an. Es geht zu deutsch-indischen Regierungskonsultationen nach Delhi. Habeck reist vorab mit eigenem Flugzeug an. Beim Diner mit Premierminister Narendra Modi sitzen der Kanzler und die Außenministerin am Tisch des Gastgebers. Der Vizekanzler ist anderswo im Raum platziert. Nicht mitgeflogen ist Christian Lindner. Der Finanzminister ist bei der Jahrestagung des Internationalen Währungsfonds in Washington. Aus dem Keller seines Washingtoner Hauptquartiers stellt er per live übertragener Pressekonferenz die Steuerschätzung vor. Die schlechte Wirtschaftslage lässt die Steuereinnahmen einbrechen. Es gebe »zusätzlichen Handlungsbedarf«, sagt Lindner und macht gleich ein paar Vorschläge: Subventionen streichen, Bürgergeld kürzen. »Es mangelt nicht an Ideen. Woran es gegenwärtig mangelt, ist Einvernehmen in der Regierungskoalition«, sagt der Finanzminister.

			Aus dem Ringen um einen neuen Haushalt macht Lindner einen Streit in Grundsatzfragen. »Die Finanzpolitik kann nicht reparieren, was die Wirtschaftspolitik versäumt«, sagt er dem heute journal in einem Interview aus Washington. Er schiebt Habeck die Schuld in die Schuhe.

			Die nächste Kampfansage gilt dem immer noch in Indien weilenden Kanzler. »Showdown! Lindner blamiert Scholz«, lautet die Schlagzeile, wieder in der Bild. Der Finanzminister lädt zu einem »Gegengipfel«. Am Dienstagnachmittag wird Scholz Verbandschefs, Industriebosse und Gewerkschafter im Kanzleramt treffen. Schon am Dienstagmorgen lädt Lindner die Chefs der vier großen Verbände ein, die nicht beim Kanzler dabei sind: Arbeitgeber, Mittelstand, Handwerk und Familienunternehmen. Pro forma tagt man zwar in Räumen der FDP-Bundestagsfraktion, aber der verheerende Eindruck ist beabsichtigt: Die Regierung macht sich selbst Konkurrenz.

			Scholz ist sauer. Von einer »Rotweinlaune« Lindners spricht er in Indien gegenüber Mitreisenden. Öffentlich klagt er: »Wir müssen wegkommen von den Theaterbühnen. Wir müssen wegkommen davon, dass irgendetwas präsentiert und vorgeschlagen wird, was dann gar nicht von allen akzeptiert und angenommen wird.« Als hätte er nicht selbst damit angefangen.

			Scholz’ spontane Idee eines Wirtschaftsgipfels ist längst zu einem Desaster geworden. Das Kanzleramt versucht sich in Schadensbegrenzung. Kameraleute und Fotografen, die bereits eingeladen waren, um Auftaktbilder vom Kanzler und den Industriebossen zu machen, werden kurzfristig wieder ausgeladen. Wenn es keine Bilder gibt, so das Kalkül, dann fallen die Fernsehberichte kürzer aus.

			Am nächsten Morgen fährt Scholz in ein Ferienhaus auf dem Darß. Eine Woche Urlaub an der Ostsee ist geplant. Doch die Ruhe hält nicht einmal einen Tag an. Bei einem Treffen von Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt mit den die Ressorts von Grünen und FDP koordinierenden Staatssekretären Anja Hajduk und Steffen Saebisch kündigt der FDP-Mann an, Lindner habe ein Papier über die Zukunft der Ampel-Regierung verfasst. Es werde bald ans Kanzleramt geschickt. »Wenn du willst, dass wir es ernst nehmen«, warnt Schmidt Saebisch, »dann darf es nicht die Öffentlichkeit erreichen.« Am Abend des nächsten Tages wird Lindners Papier um 20.18 Uhr per Mail verschickt. Es geht an fünf Empfänger: Scholz, Habeck, Kanzleramtsminister Schmidt, die grüne Koordinatorin Hajduk und den Abteilungsleiter Wirtschaft im Kanzleramt, Steffen Meyer.

			Am nächsten Vormittag spricht Sven Giegold, Staatssekretär in Habecks Wirtschaftsministerium, FDP-Koordinator Saebisch auf das Papier an: »Macht das überhaupt noch Sinn, dass wir telefonieren? Ihr habt doch ein Scheidungspapier geschickt.« Der Liberale antwortet: »Das darfst du gar nicht haben.« Habeck hat Lindners Papier in seinem Ministerium verteilt – zur »Bewertung«, wie es heißt. Als wenige Stunden später die Medien über das Papier berichten, sind die Liberalen davon überzeugt, dass die Grünen es durchgestochen haben. Die Grünen wiederum halten die Empörung der FDP für gespielt. Das Papier mit sehr plakativen Forderungen sei im Grunde nur für die Öffentlichkeit geschrieben worden. Alles Arbeiten an der Schuldfrage.

			Christian Lindners Papier erinnert nicht zufällig an ein historisches Dokument: das sogenannte Lambsdorff-Papier, mit dem die FDP 1982 den Ausstieg aus der sozialliberalen Koalition einleitete. Das Papier von 2024 hat Wolf Reuter geschrieben. Der 40-jährige Ökonom, einst Leiter der Grundsatzabteilung im Finanzministerium, ist mittlerweile zum Haushaltsstaatssekretär aufgestiegen. Reuter müsste eigentlich voll ausgelastet sein mit der Aufgabe, doch noch einen Etat zustande zu bringen. Doch darum geht es längst nicht mehr. Mit Scholz’ Gipfel und Habecks Impulspapier ist ein Streit darüber entbrannt, wie die Regierung das Land aus der Wirtschaftskrise führen will. Lindner und Reuter gehen noch einen Schritt weiter. Sie fordern eine »grundlegende Revision politischer Leitentscheidungen«, um »Schaden vom Standort Deutschland abzuwenden«. Um eine Zukunft zu haben, so der Tenor des liberalen Papiers, müsste die Ampel-Regierung also ihre eigene Politik rückabwickeln. Mehr noch, die FDP fordert sogar die Abkehr vom selbst erklärten Ziel, Deutschland bis 2045 klimaneutral zu machen – das ist noch unter Angela Merkels Kanzlerschaft vereinbart worden. Die Grünen sollen beim Klimaschutz also noch hinter die CDU-Kanzlerin zurückfallen – unannehmbar für die Ökopartei, das weiß die FDP ganz genau. Weitere Forderungen wie die Abschaffung des Solidaritätszuschlags sowie Abschläge für Arbeitnehmer, die früher in Rente gehen, muss man als Provokation für Scholz verstehen – denn sie widersprechen fundamental dem SPD-Programm.

			Christian Lindner und seine FDP wollen raus aus der Ampel. Das ist mit diesem Papier endgültig klar.

			»Ein Rückzug aus der Koalition wäre respektlos vor dem Souverän«, warnt Volker Wissing in einem Gastbeitrag, der am gleichen Tag in der FAZ erscheint. Der Autor ist immerhin Bundesverkehrsminister und langjähriges Mitglied der FDP-Führung. »Koalitionen sind nicht einfach«, schreibt er. »Regieren ist nicht einfach. Demokratie ist nicht einfach. Wir tragen die Verantwortung dafür, dass es gemeinsam gelingt.« Was Wissing von Lindners Planungen für ein Ende der Regierung hält, können die Parteifreunde nun in aller Öffentlichkeit lesen: »Welchen Grund sollte es dafür geben? Weil die anderen Parteien andere Überzeugungen haben? Das wäre ein albernes Argument, denn das wussten alle schon vorher.« Den Gastbeitrag kann man als einen Appell an die Vernunft lesen. In der Rückschau freilich sieht Wissings Intervention anders aus. Er hatte an den Sitzungen der FDP-Spitze teilgenommen, in denen die Szenarien für das Ende der Regierung durchgespielt worden sind. Er weiß also bereits, dass mit Lindners Papier die letzte Phase der Ampel-Koalition begonnen hat. Wissing markiert mit seinem Gastbeitrag also lediglich seine Position: Er möchte mit den Plänen seines Parteichefs nichts zu tun haben. Auch ein Beitrag zur Klärung der Schuldfrage.

			Eine Kritik von anderer Seite trifft den Finanzminister viel härter: Die CDU bezeichnet Lindners Papier nicht etwa als konstruktiv, obwohl es in vielem ihren eigenen Positionen ähnelt. Sie sieht darin lediglich einen Ausdruck von Regierungschaos. Lindner ruft Friedrich Merz und dessen Generalsekretär Carsten Linnemann an, um sich zu beschweren. Daraufhin ändert sich der Ton tatsächlich. Merz lobt zwei Tage später Lindners Vorschläge ausdrücklich. Scholz bekommt Wind davon, dass sein Finanzminister mit der Opposition gesprochen hat. Von nun an ist der Kanzler überzeugt davon, dass Lindner und Merz zusammen an seinem Sturz arbeiten. Bürgerliche Journalisten seien in die Pläne eingeweiht. Scholz glaubt an eine große Intrige.

			Er beraumt eine Telefonkonferenz der drei führenden Ampel-Politiker an. Scholz lässt sich von der Ostsee aus zuschalten, Habeck weilt im Urlaub in Rom, nur Lindner ist in Berlin. Der Finanzminister schwört Stein und Bein, sein Papier nicht an die Presse durchgestochen zu haben. Habeck gibt zu, er habe es führenden Mitarbeitern seines Ministeriums gegeben, aber das heiße nichts. Schuldfrage, auch im Kleinen.

			Am Samstag trifft sich noch einmal das »F-Kabinett«, also die liberalen Minister und die FDP-Fraktionsführung. Volker Wissing, der am Vortag öffentlich zum Verbleib in der Regierung aufgerufen hat, wird nicht mehr eingeladen. Die Partei- und Fraktionsführung der SPD kommt am Sonntag im Kanzleramt zusammen. Scholz bricht seinen Urlaub ab und kehrt zurück nach Berlin. Er setzt für Sonntagabend ein Treffen mit seinem Finanzminister an. Ein Vier-Augen-Gespräch unter Männern – es soll die letzte Chance der Ampel sein. Noch besteht ja die winzige Möglichkeit, dass Scholz und Lindner sich aussprechen, theoretisch zumindest.

			Doch beide Seiten suchen nicht den Kompromiss, sondern die Öffentlichkeit. SPD-Chef Lars Klingbeil geht in die ARD-Sendung Bericht aus Berlin, Christian Lindner zu Berlin direkt ins ZDF. Vor dem Treffen im Kanzleramt kann die Öffentlichkeit also live im Fernsehen mitverfolgen, wie die Koalitionspartner sich gegenseitig die Verantwortung für das Scheitern der Regierung in die Schuhe schieben.

			Vom Vier-Augen-Gespräch selbst bekommt die Öffentlichkeit jedoch nichts mit – außer ein paar spektakuläre Bilder davon. Noch während Scholz und Lindner reden, veröffentlichen die Nachrichtenseiten Fotos des Treffens im Paparazzi-Stil. Das Bild des Tages gelingt Kay Nietfeld von der Deutschen Presse Agentur: Es zeigt den kahlen Schädel des Kanzlers, ihm gegenüber sitzt Christian Lindner, der ein Glas Weißwein zum Mund führt. Als es am nächsten Morgen auf fast allen Titelseiten der Zeitungen prangt, glauben die Liberalen an eine Tücke. Hat der Kanzler seinen Gast extra in die Besprechungsecke in seinem Büro in der siebten Etage des Kanzleramtes geführt und dort extra vor dem großen Fenster platziert, damit Lindner beim Trinken »abgeschossen« wird? Die Nervosität auf allen Seiten ist so groß, dass mittlerweile alles für möglich gehalten wird. Dabei braucht es für solche Fotos keinen Tipp. Das in klassisch bundesrepublikanischer Transparenz gebaute Kanzleramt ist nirgendwo blickdicht. Erfahrene Hauptstadtfotografen wissen, dass man von einer bestimmten Stelle aus, kurz vor dem Tiergarten, mit einem 600-Millimeter-Objektiv in diesen Teil von Scholz’ Büro fotografieren kann.

			Was der Kanzler und sein Finanzminister an diesem Abend besprochen haben, kann nur teilweise rekonstruiert werden. Nach dem Koalitionsbruch haben beide Spitzenpolitiker ihre jeweils eigene Version erzählt, in der der jeweils andere sehr schlecht weggekommen ist. In den wenigen Tagen zwischen dem Gespräch und dem Bruch der Regierung haben Scholz und Lindner ihre Vertrauten jedoch noch einigermaßen sachlich über das Treffen informiert. Übereinstimmend berichten diese, dass Lindner an diesem Abend zum ersten Mal ein konkretes Angebot gemacht hat, die Ampel zu beenden. Der Nachtragshaushalt für 2024 solle noch beschlossen, danach sollten Neuwahlen herbeigeführt werden. Bis dahin blieben der Kanzler und alle Minister im Amt. Ein »Ende in Würde«, so hat Lindner vorgeschlagen.

			Scholz hat das abgelehnt. Später wird er das Angebot »perfide« nennen. Lindner habe nicht mehr regieren, sondern mit den Möglichkeiten seines Amtes Wahlkampf machen wollen – gegen die Koalitionspartner. Mit dieser Einschätzung mag er richtiggelegen haben. Aber im Kern ist das nichts anderes, als was Scholz wenig später selbst tun wird. Am Ende des Vier-Augen-Gesprächs hat der Kanzler seinen Finanzminister direkt gefragt, ob er die Regierung noch vor dem für Mittwoch geplanten Koalitionsausschuss sprengen werde, etwa nach der FDP-Präsidiumssitzung am Montag. Lindner hat das verneint. Bis Mittwoch geschehe nichts, versprach er.

			Am nächsten Morgen wird bei Christian Doktor, Chefredenschreiber im Kanzleramt, die Rede in Auftrag gegeben, die der Kanzler am Mittwoch nach dem erwarteten Bruch der Koalition halten will. Um den Vorwurf zu entkräften, Scholz habe in den letzten Tagen der Koalition nur noch pro forma verhandelt, erklärte das Kanzleramt später, die Ansprache habe in drei Varianten vorgelegen. Auch auf die Fälle einer Einigung oder einer Vertagung sei man vorbereitet gewesen. Das stimmt, wenn überhaupt, nur formal. Denn die Rede, die der Kanzler später halten wird, ist eine knallharte persönliche Abrechnung mit Lindner und seinem Verhalten in den drei Regierungsjahren. »Ernsthafte Regierungsarbeit« sei mit ihm nicht möglich gewesen.

			Scholz wirkt erschöpft, körperlich, aber auch seelisch. Die SPD-Führung ist am Montagmorgen zu einem schon lange vereinbarten Gespräch mit Vertretern der Deutschen Bischofskonferenz verabredet. Doch Scholz kann kaum folgen, immer wieder fallen ihm die Augen zu. Georg Bätzing, der Bischof von Limburg, spricht den Kanzler direkt an: »Aus den Schwierigkeiten eine Regierungskrise zu machen, das geht nicht an. Wir brauchen eine stabile Regierung, gerade in diesen Zeiten.« Scholz knurrt zurück: »An mir liegt es nicht. Sagen Sie das dem anderen.« Prälat Karl Jüsten, der Lobbyist der Kirche im Regierungsviertel, versucht einen Scherz: »Okay, wir richten es aus.« Worauf der SPD-Vorsitzende Lars Klingbeil fragt: »Ist Lindner katholisch?« – »Ausgetreten«, antwortet Jüsten. In das Lachen der Bischöfe hinein meldet sich die Co-Vorsitzende Saskia Esken: »Ich auch.« Als Klingbeil daraufhin seufzt: »Da sieht man’s mal wieder!«, lächelt sogar der müde Kanzler.

			Anschließend wird mit Robert Habeck und Christian Lindner weiterverhandelt. Am Morgen darauf ebenfalls. Ab 8.15 Uhr beugen sich die drei mit ihren Beratern über die Haushaltszahlen. Offiziell geht es schließlich um die Aufstellung des Etats. Der Wirtschaftsminister bietet an, die »Intel-Milliarden« zur Verfügung zu stellen – jene Milliardensubventionen, mit deren Hilfe der amerikanische Chip-Hersteller ein Werk bei Magdeburg bauen sollte. Einen Plan aus Habecks Ministerium, über eine neue Berechnung der »Budgetsemielastizität« eine zusätzliche Verschuldung zu ermöglichen, ohne die Schuldenbremse aussetzen zu müssen, verwirft Lindner. Keine Tricks mehr, sagt er. Der will gar keine Lösung, ist nun auch Habeck überzeugt.

			Anschließend fliegt der Kanzler nach Heilbronn, er nimmt dort an einem Jubiläum der Stiftung von Dieter Schwarz teil, dem Gründer der Supermarktkette Lidl. Als Festredner vorgesehen ist Christian Lindner, ausgerechnet. Doch der Finanzminister sagt in letzter Minute ab. Ihn ersetzt Volker Wissing, der Verkehrsminister. So kommt es auf dem Rückflug zu einer besonderen Konstellation: Scholz sitzt ausgerechnet mit jenen beiden Liberalen beieinander, die Lindners Kurs für falsch halten und in der Regierung bleiben werden. Neben Wissing ist auch der stellvertretende Regierungssprecher Wolfgang Büchner an Bord. Er amtiert auf Vorschlag der FDP. Beide waren lange bei den Planungen zum D-Day dabei. Setzen sie den Kanzler darüber jetzt ins Bild? Ebenfalls an Bord ist Jörg Kukies, wirtschaftspolitischer Berater des Kanzlers. Ihn wird Scholz nach Lindners Rauswurf zum neuen Finanzminister machen. Kukies plaudert später unbedacht aus, dass Scholz ihn bereits an jenem Dienstag gefragt habe, ob er zur Verfügung stehe. Das war der Tag des gemeinsamen Fluges.

			Ob auf diesem Flug oder schon kurz zuvor: Scholz trifft jetzt die Entscheidung, die Ampel zu beenden. Er will Lindner zuvorkommen. Dem Kanzler ist zu Ohren gekommen, dass die FDP bereits eine Halle für einen außerplanmäßigen Bundesparteitag im Dezember suche. Er unterstellt seinem Finanzminister einen perfiden Plan. Scholz glaubt, Lindner werde den Koalitionsausschuss am Mittwoch ohne Entscheidung enden lassen, danach abwarten, bis der Kanzler am Donnerstag zum Europäischen Rat nach Budapest reist, und erst dann die Regierung platzen lassen. Wenn der Kanzler im Ausland ist, gehört die Bühne daheim der FDP, sie kann ihre Deutung des Koalitionsbruchs ungestört verbreiten. Scholz hingegen würde seine Macht just in dem Augenblick verlieren, in dem er mit den anderen Staats- und Regierungschefs beisammensitzt. So würde er auch noch zum Gespött der internationalen Presse werden. Das jedenfalls, glaubt Scholz, sei Lindners Plan. »Ich soll den Kakao auch noch trinken, durch den ich gezogen werde«, wird der Kanzler unmittelbar nach vollzogenem Koalitionsbruch begründen, warum er selbst in die Offensive gegangen ist.

			Scholz will Lindner also ein Ultimatum stellen. Der Finanzminister soll zustimmen, dass die Regierung eine außergewöhnliche Notlage erklärt, mit der sie die Vorgaben der Schuldenbremse aussetzen kann. Stimme er nicht zu, werde der Kanzler ihn entlassen. Der Moment der geplanten Machtprobe ist mehr als brisant. Am Mittwochmorgen wird klar, dass Donald Trump die amerikanische Präsidentschaftswahl gewonnen hat. Mit dem unberechenbaren Populisten an der Spitze der westlichen Welt drohen schwierige Zeiten, insbesondere für Deutschland. Politische Instabilität verbietet sich da. Wird Christian Lindner unter diesem Druck vielleicht doch noch nachgeben?

			Die FDP erfährt von Scholz’ geplantem Ultimatum am Mittwochmorgen durch Dritte. Lindner sitzt gerade in der Kabinettssitzung, als ihn eine SMS seiner Pressestelle erreicht: Eine Journalistin habe angefragt, ob es stimme, dass Scholz die Notlage verlangt. Bislang weiß Lindner davon nichts. Er könnte Scholz fragen, der Kanzler sitzt ihm genau gegenüber. Stattdessen schickt Lindner die SMS an seinen Staatssekretär Steffen Saebisch weiter. Der ist ebenfalls im Raum, sitzt aber nicht am Kabinettstisch, sondern weiter hinten, am schmalen Ende des Kabinettssaals, wo führende Mitarbeiter als stille Teilnehmer auf zwei Bänken lauschen. Saebisch zeigt die Nachricht auf seinem Handy seinen beiden Sitznachbarn: Habecks Staatssekretärin Hajduk und Kukies, dem Scholz-Vertrauten. Kukies beugt sich zu Saebisch und sagt: »Auch in der SPD gibt es Leute, die die Koalition beenden wollen.« Saebisch denkt, damit sei gemeint, ein Sozialdemokrat aus der zweiten Reihe habe ein Gerücht in die Welt gesetzt, um Öl ins Feuer zu gießen. Dass Kukies hier schon zugibt, dass Scholz Lindner ein Ultimatum stellen wird, versteht Saebisch nicht.

			Um 14.30 Uhr treffen sich Scholz, Habeck und Lindner, um den Koalitionsausschuss vorzubereiten. Der Kanzler sagt jetzt, er werde an diesem Tag die Ausrufung einer außergewöhnlichen Notsituation verlangen, um die Schuldenbremse aussetzen zu können. Begründet werden soll das mit der Ukrainehilfe. Dafür hat er sich, wieder einmal, eine kreative Buchführung einfallen lassen. Der Kanzler rechnet alles zusammen, was im Haushalt im weiteren Sinne mit der deutschen Antwort auf den russischen Angriffskrieg zu tun hat: Ausgaben für Militärhilfe, Kosten für ukrainische Flüchtlinge, gestiegene Überweisungen an die Europäische Union sowie andere Posten. So kommen 12,5 Milliarden Euro zusammen. Auf diese schon verplante Summe legt er noch 3 Milliarden Euro obendrauf. Damit die Ukraine durch den Winter kommt. Das wäre am Tag nach der US-Wahl einerseits ein starkes Zeichen der Unterstützung für das angegriffene Land, gerade jetzt, da unter Trump ein Ende der Ukrainehilfe droht. Doch andererseits ist es auch wieder ein typischer Scholz-Trick. Denn mit lediglich frischen 3 Milliarden Euro soll ein sogenannter »Überschreitungsbeschluss« für insgesamt 15,5 Milliarden Euro begründet werden. Die bislang ohnehin schon vorgesehenen Mittel für die Ukraine in Höhe von 12,5 Milliarden Euro werden außerhalb der Schuldenbremse mit frischen Krediten finanziert. Die dadurch im regulären Haushalt frei werdenden Milliarden stopfen dann das Haushaltsloch.

			Lindner lehnt dieses Vorgehen ab. Er hält Scholz ein DIN-A4-Papier unter die Nase, das seine Beamten nach der Anfrage der Journalistin wenige Stunden zuvor schnell erarbeitet haben. Darauf steht eine knappe Begründung, warum eine Notlage, die mit dem Krieg in der Ukraine begründet wird, vor dem Verfassungsgericht scheitern würde. Scholz nimmt das nicht ernst. »Habt ihr schon einen Beschluss formuliert?«, fragt Lindner. »Kann ich den prüfen lassen?« Für eine Prüfung sei keine Zeit, antwortet Scholz. Die Entscheidung müsse an diesem Tag fallen. Der Kanzler glaubt ja, Lindner wolle nur Zeit schinden, bis er zum EU-Rat nach Budapest aufbricht.

			Lindner entgegnet, eine so weitreichende Entscheidung könne er nicht allein treffen. Er lässt alle FDP-Minister anrufen, sie mögen sofort ins Kanzleramt kommen. In ihrer Besprechung plädieren sie einhellig für eine Ablehnung des Scholz-Ultimatums – nur Wissing wirbt dafür, noch einmal auf Kompromisssuche zu gehen. Die FDP-Runde entscheidet, den Kanzler um Aufschub zu bitten: Keine Entscheidung an diesem Tag.

			Doch das ist mit Scholz nicht zu machen. Um 16 Uhr teilt er ein elfseitiges Papier aus, die Überschrift lautet: »Agenda für Wachstum und Arbeitsplätze«. Darin versteckt ist die außergewöhnliche Notlage, eingerahmt von allerlei Maßnahmen, die man im weiteren Sinne als wirtschaftsfreundlich verkaufen kann: eine Investitionsprämie, verbesserte Abschreibungsmöglichkeiten, eine Aussetzung der EU-Flottengrenzwerte für Limousinen, eine Reduzierung der Netzentgelte für energieintensive Unternehmen, ein »Paket für Automobilarbeitsplätze« und die Nutzung eines Erdgasfeldes bei Borkum. Es folgen weitere Maßnahmen, noch kleinteiliger.

			Scholz, Habeck und Lindner sowie ihre drei wichtigsten Mitarbeiter sitzen im achten Stock des Kanzleramtes. Diese Etage war ursprünglich als Wohnung des Kanzlers geplant, deshalb gibt es dort eine kleine Küche. In die zieht sich Habeck mit seiner Staatssekretärin Anja Hajduk zurück, um das Scholz-Papier zu lesen. Er sieht das Dokument zum ersten Mal. »Das ist hingerotzt«, entfährt es Habeck, als er zurückkommt. Höhere Grenzwerte für schmutzige Autos sowie das Gasfeld vor Borkum – das würde seine Fraktion niemals mittragen. So unerfüllbar die Forderungen Lindners in seinem Papier vor einer Woche waren, so wenig Anlass bietet jetzt das Papier des Kanzlers, darin eine wirklich neue Politik gegen die Krise zu sehen. In Wahrheit geht es beiden, Lindner wie Scholz, nur um die Schuldfrage: Wer hat die Regierung beendet?

			Obwohl er die Notlage abgelehnt hat, glaubt Lindner in diesem Moment nicht, dass Scholz seine Drohung wahr macht und ihn aus der Regierung wirft. Ein Indiz dafür ist, dass der Finanzminister vor Beginn der abendlichen Sitzung seine ständigen Begleiter vom Bundeskriminalamt nach Hause schickt. Nur noch ein »kleines Kommando« wartet im Kanzleramt auf ihn: ein Sicherheitsmann und der Fahrer. Genug, um ihn nach der Sitzung nach Hause zu bringen. Aber nicht genug, um einen öffentlichen Auftritt abzusichern, etwa ein Statement vor dem Zaun des Kanzleramtes. Lindner dachte, an diesem Tag falle keine Entscheidung mehr.

			Scholz beginnt den Koalitionsausschuss im Bankettsaal im fünften Stock des Kanzleramts um 18.00 Uhr direkt mit der Forderung einer Entscheidung: »Ich habe mir eine Straße überlegt. Seid ihr bereit, sie mitzugehen?«, fragt er in die Runde. Die Liberalen antworten nicht, sondern beginnen stattdessen wortreich, die schlechte Lage der Wirtschaft zu beschreiben. Als hofften sie noch, den Kanzler davon überzeugen zu können, dass mehr gemacht werde müsse, um Deutschland aus der Krise zu führen. Lindner kontert Scholz’ Vorschlag, für die Ukrainehilfe die Schuldenbremse auszusetzen, mit dem Verweis auf den Taurus, den vom Kanzler verweigerten Marschflugkörper. Die Ukraine brauche doch Waffen dringender als Geld, sagt Lindner.

			Der Finanzminister unterbreitet dem Koalitionsausschuss sein Angebot, das er bislang nur dem Kanzler in deren Vier-Augen-Gespräch gemacht hatte: einen Nachtragshaushalt zu beschließen und als Regierung gemeinsam den Weg zu Neuwahlen zu beschreiten. Diese könnten schon im Januar stattfinden. Scholz lehnt das erneut ab. Er fordert den »Überschreitungsbeschluss«. Jetzt. »Olaf, du willst heute eine Entscheidung. Was heißt das denn für mich?«, fragt Lindner. »Wenn ich den Überschreitungsbeschluss nicht mittrage, wirst du mich dann rauswerfen?«

			Scholz müsste eigentlich antworten. Aber es gibt eine Rednerliste. Als Nächste sind Justizminister Marco Buschmann und der Fraktionsvorsitzende Christian Dürr dran, beide von der FDP. Als hätten sie die dramatische Frage ihres Chefs nicht verstanden, beginnen sie längliche Referate. Buschmann analysiert den Paragrafen 115 des Grundgesetzes, in dem die Schuldenbremse steht. Dürr hebt zu weitschweifigen Ausführungen zur makroökonomischen Lage an, da unterbricht ihn sein Parteivorsitzender: »Du, Christian, ich habe dem Kanzler eine Frage gestellt«, sagt Lindner. »Vielleicht wäre es interessant, die Antwort zu hören.« Scholz antwortet. Er geht zunächst auf Lindners Angebot ein, gemeinsam Neuwahlen anzustreben. »Das werde ich nicht tun«, sagt er. Er besteht darauf, dass die Entscheidung an diesem Tag getroffen wird. Wenn nicht, »dann bin ich bereit, die Konsequenzen zu ziehen«.

			Stille. Alle haben verstanden, was nicht ausgesprochen wurde. Wenn Lindner nicht nachgibt, wirft der Kanzler seinen Finanzminister raus. Der Koalitionsbruch steht jetzt im Raum. Lindner bittet um eine halbe Stunde Pause.

			»Reichen nicht fünfzehn Minuten?«, fragt Scholz. Lindner nickt. Die Liberalen bleiben trotzdem fast dreißig Minuten in einem Nebenraum und beraten. Auch die Sozialdemokraten haben sich zurückgezogen. Die Grünen bleiben allein im großen Bankettsaal zurück und starren auf eine Eilmeldung, die auf ihren Handys aufploppt. Bild meldet exklusiv, dass die FDP dem Kanzler vergeblich Neuwahlen angeboten habe. Ein Versuch Lindners, das Momentum zurückzugewinnen? Oder ein Trick von Scholz, um seinen Finanzminister ins Unrecht zu setzen? Noch bevor die Liberalen wiederkommen, ruft der Kanzler den Bundespräsidenten an. Er schildert die Lage und bittet um Lindners Entlassung.

			Als der Finanzminister zurück ist, erklärt er förmlich, er sei nicht bereit, den von Scholz geforderten Überschreitungsbeschluss mitzutragen. Scholz antwortet: »Dann will ich nicht mehr, dass du meinem Kabinett angehörst. Ich werde morgen den Bundespräsidenten um deine Entlassung bitten.« Lindner sagt nur: »Okay.« Niemand spricht. Nach einigen Sekunden bricht der Kanzler das Schweigen: »So. Doof.« Später will Scholz diese beiden Worte nicht gesprochen haben. Aber mehrere Teilnehmer des Koalitionsausschusses bezeugen sie glaubhaft.

			»Scholz entlässt Lindner.« Diese drei Worte verbreiten sich über die Plattform X, noch bevor die Sitzung beendet ist.

			Scholz bittet nun um Vier-Augen-Gespräche mit jedem einzelnen FDP-Minister. Buschmann antwortet spontan, es gebe keinen Grund, ohne Lindner zu sprechen. Da mahnt ihn der SPD-Fraktionsvorsitzende Rolf Mützenich in sehr grundsätzlichem Ton: »Du wirst doch deinem Kanzler kein Gespräch verweigern!?« Buschmann antwortet: »Gut, aber viel gibt es nicht zu besprechen.« Die Bildungsministerin Bettina Stark-Watzinger nickt. Wissing nickt nicht.

			Die Ampel ist zu Ende.

			Sofort beginnt der Kampf um die Deutung des Bruchs der Regierung. Um 21.21 Uhr liest Scholz sein am Montag in Auftrag gegebenes Statement im Kanzleramt vom Teleprompter ab. Der Finanzminister habe »immer und immer wieder« sein Vertrauen gebrochen. »Ein solches Verhalten will ich unserem Land nicht länger zumuten.« Christian Lindner sieht das in seiner Parteizentrale in der Reinhardtstraße, nur ein paar Hundert Meter vom Kanzleramt entfernt, live im Fernsehen und kann es kaum fassen. Die persönlichen Angriffe treffen ihn. Die Deutung der Geschichte vom Ende der so ungeliebten Ampel-Koalition, die der FDP-Chef unbedingt als Erster vornehmen wollte, prägt nun der Kanzler. »Ihr seid ganz schön vorbereitet«, schreibt Lindners Staatssekretär Steffen Saebisch per SMS an Kanzleramtschef Wolfgang Schmidt. Der antwortet kühl: »Wir legen nach der Bundestagswahl mal unsere Texte nebeneinander.«

			Das ist nie geschehen, obwohl beide Politiker dafür im Frühjahr 2025 viel Zeit gehabt hätten. Die SPD sitzt zwar wieder mit in der Regierung, aber Wolfgang Schmidt nicht mehr im Kanzleramt. Steffen Saebischs FDP ist nicht einmal mehr im Parlament vertreten. Die Klärung der Schuldfrage, in die beide Parteien in der letzten Phase der Ampel-Regierung so viel Energie und Zeit gesteckt haben – sie hat im Wahlkampf niemanden interessiert. Auch die Grünen, die sich am Blame Game nur eingeschränkt beteiligt haben, sind vom Wähler deutlich abgestraft worden. Aus einer Partei mit dem Anspruch, den Kanzler stellen zu wollen, ist eine 11,6-Prozent-Fraktion in der Opposition geworden. Sie waren nicht einmal als kleiner Koalitionspartner gefragt.

			Das unwürdige Ende der Ampel-Koalition hält auch für die neue Regierung unter Friedrich Merz eine wichtige Lehre bereit: Die gemäßigten Parteien der demokratischen Mitte werden heute mehr denn je dafür gewählt, dass sie mit konstruktiver Politik die Probleme des Landes und Europas lösen. Sie sollen liefern – nicht mehr, aber auch nicht weniger. Wenn sie das nicht tun und Regierungen der Mitte scheitern, nutzt das keinem der Beteiligten. Vielleicht ja deshalb, weil es für Verächtlichmachung des politischen Mitbewerbers, Weltuntergangsrhetorik und Destruktivität an den politischen Rändern andere Angebote im Parteiensystem gibt.

		

	
		
			Zweiter Wahlgang: Kanzler mit Hypothek

			Am 6. Mai 2025 um 10.05 Uhr soll Friedrich Merz endlich die Worte zu hören bekommen, von denen er seit Jahrzehnten geträumt und auf die er seit Jahren so hart und ausdauernd hingearbeitet hat. Alles für diesen großen Tag ist im Deutschen Bundestag angerichtet. »Der Abgeordnete Friedrich Merz hat die erforderliche Mehrheit von mindestens 316 Stimmen …« Hier jedoch nimmt die Geschichte eine jähe Wendung. Der Abgeordnete Friedrich Merz nämlich hat diese Mehrheit »nicht erreicht«, wie Bundestagspräsidentin Julia Klöckner den Satz beendet. »Er ist gemäß Artikel 63, Absatz 2 des Grundgesetzes zum Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland«, sie lässt eine kurze Pause, »nicht gewählt.« Dann unterbricht Klöckner die Sitzung.

			Ein Moment für die Geschichtsbücher.

			Friedrich Merz ist als Kanzlerkandidat doch noch gescheitert. Im ersten Wahlgang. An den eigenen Leuten. Achtzehn Abgeordnete seiner Koalition aus CDU, CSU und SPD haben ihm die Stimme verweigert. Wer, weiß er nicht. Wird er wahrscheinlich auch niemals erfahren. Die Wahl ist geheim.

			Das ist noch keinem Bundeskanzler in Deutschland zuvor passiert. Als Merz die Verkündung des Ergebnisses hört, notiert er die Zahlen auf einem kleinen Zettel auf seinem Pult in der ersten Reihe der Unionsfraktion. Eine Übersprungshandlung. Die Bundestagspräsidentin hatte ihn nach der Auszählung über das Ergebnis bereits informiert. Dann verschwindet Friedrich Merz in seinem Büro. Zunächst sind nur seine Frau Charlotte sowie seine beiden erwachsenen Töchter Constanze und Carola bei ihm. Das Gerücht kommt auf, Merz werfe hin. Er wolle sich einem zweiten Wahlgang nicht mehr aussetzen.

			Das Gerücht stimmt jedoch nicht. Als die Spitzen der Unionsfraktion in sein Büro kommen, ist Merz gefasst. Er will den zweiten Wahlgang. Die Frage ist nur: wann und wie? Das Grundgesetz sagt, er könne innerhalb der nächsten vierzehn Tage stattfinden. Vierzehn Tage? So lange hätte man vielleicht 1949 warten können, als die Verfassung in Kraft trat und Bundeskanzler noch Zeit für einen regelmäßigen Mittagsschlaf hatten. Im Jahr 2025 hat die Demokratie keine Zeit mehr zu verschenken, sie wird gehetzt und getrieben. Seit dem Zeitpunkt, als Julia Klöckner das Ergebnis des ersten Wahlgangs vorgelesen hat, sind die Aktienkurse im freien Fall, nicht nur in Frankfurt, sondern auch in Paris und vielen anderen europäischen Börsenplätzen. Wenn Deutschland keine stabile Regierung bilden kann, wankt ganz Europa. Und damit der Westen. Beziehungsweise das, was US-Präsident Donald Trump seit seinem Amtsantritt davon noch übrig gelassen hat.

			»Frühestens in drei Tagen« könne der zweite Wahlgang stattfinden, ist die erste Ansage der Bundestagsverwaltung. Das Problem liegt im Kleingedruckten, das plötzlich ganz wichtig wird: Im ersten Wahlgang schlägt der Bundespräsident dem Parlament den zu wählenden Kanzler vor. Im zweiten Wahlgang muss der Vorschlag jedoch aus dem Parlament selbst kommen. Dafür aber muss der Bundestag neu eingeladen werden – die Frist dafür beträgt 48 Stunden. Schon leert sich die Ehrentribüne. Die zum feierlichen Anlass erschienenen Botschafter vieler Länder verlassen den Saal. Auch Angela Merkel, die Altkanzlerin, verschwindet und wird an diesem Tag auch nicht mehr auf die Ehrentribüne zurückkehren.

			Drei Tage warten? Ausgerechnet jetzt? Das würde drei Tage intensive Fehlersuche bedeuten, drei Tage Berichte über das Scheitern von Merz, drei Tage Schuldzuweisungen in der noch jungen Koalition und Unsicherheit allerorten. Ein Fehlstart der neuen Regierung ist es ohnehin schon. Daraus könnte aber noch ein Totalschaden werden. Hektisch wird im Reichstag nach einem Ausweg gesucht. Der Direktor des Bundestages, also der Verwaltungschef, ist von Julia Klöckner gerade erst ausgetauscht worden. Ihre Vorgängerin, die Sozialdemokratin Bärbel Bas, hat eine Idee: Wenn die Geschäftsordnung geändert wird, kann heute noch abgestimmt werden. Für eine kurzfristige Änderung der Geschäftsordnung ist aber eine Zweidrittelmehrheit im Parlament notwendig. Jahrzehntelang wäre das eine Lappalie gewesen. Jetzt allerdings nicht mehr. Der 21. Bundestag, der an diesem Tag zu seiner zweiten Sitzung zusammenkommt, ist der erste seit der Gründung der Bundesrepublik, in dem die Parteien der demokratischen Mitte über keine Zweidrittelmehrheit mehr verfügen. Merz bekommt seinen zweiten Wahlgang heute also nur, wenn entweder die AfD oder die Linke zustimmen.

			Sind die beiden Parteien dazu bereit? Alice Weidel hat nach dem gescheiterten ersten Wahlgang Merz vor den Fernsehkameras als »Lügner« und »Betrüger« beschimpft, der bereits gescheitert sei. Jan van Aken, Spitzenkandidat der Linken bei der Bundestagswahl, schlug klassenkämpferische Töne an: In seinem Privatflugzeug über Sylt bekomme Merz nicht nur die Stimmung in der Bevölkerung nicht mit, sondern auch nicht die im Bundestag.

			Soll man trotzdem mit ihnen sprechen? Das müssen Union und SPD erst einmal unter sich klären. Emissäre zwischen den Fraktionen können sich kaum den Weg bahnen durch die Masse der Journalisten und Kamerateams aus aller Welt. Robert Habeck, der Vizekanzler, der jetzt eigentlich entlassen werden sollte, ruft einer Gruppe von Reportern zu: »Die Ampel wird noch als Stabilitätsanker gelten!« Olaf Scholz, in diesem Moment überraschend immer noch Kanzler, geht schweigend und kopfschüttelnd zu einem Aufzug. Als ein Reporter ihn fragt, ob er sich über das Scheitern von Merz freue, zeigt Scholz ihm einen Vogel.

			Habecks Vergleich mit der Ampel-Regierung ist durchaus treffend. Friedrich Merz wollte das Chaos der Vorgängerregierung hinter sich lassen. Geradezu hochmütig hat er sich wieder und wieder über die angebliche Unfähigkeit von Olaf Scholz und Robert Habeck lustig gemacht. Jetzt ist Merz noch nicht einmal gewählt und steckt bereits selbst mitten im Schlamassel. Das liegt schon auch an Friedrich Merz selbst. Er hat im Wahlkampf sehr zugespitzt und vereinfacht – und zahlt jetzt den Preis dafür. Professionell vorbereitet auf einen zweiten Wahlgang wirkt Merz an diesem Tag auch nicht. Aber das Durcheinander hat natürlich auch tiefere Ursachen. Die demokratische Mitte in Deutschland ist in den letzten Jahren kleiner und kleiner geworden – und der Druck auf sie immer größer. Und am größten sind die Fliehkräfte.

			Der Kanzler in spe hat seine Mehrheit im ersten Wahlgang nicht hinter sich versammeln können. Waren es Sozialdemokraten, die ihm einen Denkzettel verpassen wollten, weil sie ihm wegen der gemeinsamen Abstimmung mit der AfD vor der Wahl grollen? Oder waren es Christdemokraten, die dem eigenen Chef nicht verziehen haben, dass die Partei vor der Wahl die Einhaltung der Schuldenbremse versprochen hat, ihr Vorsitzender aber sich von heute auf morgen an dieses Versprechen nicht mehr gebunden fühlte? Auch persönliche Motive sind denkbar. Merz hat Unternehmer und Managerinnen in die Bundesregierung geholt, Lars Klingbeil in der SPD erfahrene Kräfte durch junge Frauen ersetzt. Haben die beiden starken Männer der neuen Regierung die eigenen Reihen davon überzeugt oder sie nur diszipliniert? Gerade Merz steht im Verdacht, mit seinem Führungsstil permanenter Ansagen Gefolgschaft eher einzufordern als um sie zu werben.

			Der Kern der fatalen Lage aber ist politisch, und er gibt einen Vorschein auf die Kämpfe, die der neuen Regierung in dieser Legislaturperiode noch bevorstehen. Die Änderung der Geschäftsordnung des Bundestages und damit der zweite Wahlgang an diesem Dienstag gehen nur mit den Parteien ganz links oder ganz rechts. Friedrich Merz’ Kanzlerschaft hängt an den politischen Rändern. Paradoxerweise signalisieren jetzt sowohl AfD als auch Linke, dass sie dazu bereit wären, die zweite Abstimmung an diesem Tag möglich zu machen. Doch nun brechen die Widersprüche in der Koalition auf. Die SPD möchte in keinem Fall auf die Stimmen der AfD angewiesen sein. Sie haben ja gerade erst im Wahlkampf geklagt, dass die gemeinsame Abstimmung der Union mit der extremen Rechten das »Tor zur Hölle« aufgestoßen habe. Zu verhindern ist die Zustimmung der AfD ohnehin nicht. So wird die Idee geboren, dass Union und SPD einen gemeinsamen Antrag mit Grünen und Linken einbringen. Damit wäre die Zweidrittelmehrheit im Parlament gesichert, unabhängig davon, wie die AfD abstimmt.

			Doch damit wiederum hat die Union ein Problem. Die CDU ist an ihren »Unvereinbarkeitsbeschluss« gebunden, der jede Zusammenarbeit mit AfD oder der Linken kategorisch verbietet. Als Merz vor der Wahl die Zustimmung der AfD für seine Anträge in Kauf nahm, argumentierte er, dies sei kein Verstoß gegen den Beschluss, weil er mit der AfD über die Anträge nicht beraten habe. Diesmal müssen die Unionsleute aber mit der Linken beraten, sonst gibt es keinen gemeinsamen Antrag – und keinen zweiten Wahlgang. Und damit auch keinen Kanzler Friedrich Merz, jedenfalls nicht an diesem Tag.

			Was wie ein Problem allein für die Union aussieht, ist in Wirklichkeit ein Teufelskreis für die demokratische Mitte insgesamt: Um die Brandmauer zur AfD, also nach rechts außen, zu halten und gleichzeitig bei kleiner werdenden Mehrheiten handlungsfähig zu bleiben, muss die Brandmauer zur Linken, also nach links außen, relativiert oder gar aufgegeben werden. Das wiederum aber stärkt den rechten Rand. Denn von dort wird fortan, nicht ganz zu Unrecht, kritisiert: Obwohl die Deutschen zunehmend rechts wählen, werden sie weiter politisch links regiert. Dieses Gefühl wird das Vertrauen in die Möglichkeit demokratischer Wechsel jedenfalls nicht gerade stärken, so viel lässt sich heute schon prophezeien.

			Die Annäherung der Union an die Linke an diesem Tag findet auf scheinbar neutralem Boden statt: in den Fraktionsräumen der Grünen. Die SED-Nachfolgepartei schickt gleich vier Abgesandte. Heidi Reichinnek, ihre Fraktionsvorsitzende, die vor wenigen Wochen im Bundestag mit Blick auf Merz dazu aufgerufen hatte, »gegen den Faschismus« im Land auf »die Barrikaden« zu gehen. Dazu Sören Pellmann, ihr Co-Fraktionschef, der 2021 auf dem Leipziger Augustusplatz gemeinsam mit dem russischen Generalkonsul Friedenstauben in die Luft hatte steigen lassen. Außerdem dabei ist Janine Wissler, ehemalige Parteichefin, die ihre Genossen erst zu diesem Treffen geführt hat, denn sie war die einzige Linke, von der die Leute im Unionslager überhaupt eine Handynummer hatten, genauer gesagt: Alexander Dobrindt hatte sie. Er schickte Wissler eine SMS und bat über sie um ein Treffen mit der Linken-Führung. Ausgerechnet Dobrindt, der CSU-Mann, der später an diesem Tag zum neuen Innenminister ernannt werden wird, stellte den Kontakt zu Wissler her, einer Frau, die bis vor wenigen Jahren dem trotzkistischen Netzwerk Marx21 angehörte, das vom Verfassungsschutz als linksextrem eingestuft und beobachtet wird.

			Dobrindt wiederum hat Jens Spahn mitgebracht, den neuen Fraktionsvorsitzenden der Union, sowie Alexander Hoffmann, den neuen CSU-Landesgruppenchef. Sie hören, wie die Linke eine überraschende Forderung stellt: Um einen zweiten Wahlgang und damit die Kanzlerschaft von Friedrich Merz noch an diesem Tag möglich zu machen, fordern Reichinnek und Co. die Zusicherung, dass sie bei der Reform der Schuldenbremse »aktiv eingebunden« werden. Diese Reform haben Union und SPD bei ihren Sondierungen vereinbart. Spahn, Dobrindt und Hoffmann gehen mit dem Angebot und der Forderung zurück zu Merz. Die Linke berät mit ihren eigenen Leuten. Dann treffen sie sich erneut.

			Die Unionsleute sagen, sie könnten in Sachen Schuldenbremse nichts versprechen. Müssen sie ohnehin nicht. Ohne die Linke gibt es sowieso keine Mehrheit für deren Änderung. Das haben auch deren Unterhändler mittlerweile eingesehen. Die Forderung einiger Genossen, die Union müsse ihrem »Unvereinbarkeitsbeschluss« auf der Stelle öffentlich abschwören, übernimmt die Linke-Fraktionsführung nicht. Sie versteht, dass Merz nicht einfach so einen Parteitagsbeschluss widerrufen kann. Die Linke gibt sich mit etwas weniger zufrieden: Die Union solle einen gemeinsamen Antrag mit ihnen einbringen und sich anschließend für das Entgegenkommen der Linken öffentlich bedanken.

			Spahn schlägt ein. Und ist damit der nächste Konservative, der erstaunliche Flexibilität beweist. Friedrich Merz musste für seine Kanzlerschaft bereits die Schuldenbremse schleifen. Jetzt muss Jens Spahn am ersten Tag seines Fraktionsvorsitzes auch noch mit den Linken zusammenarbeiten.

			So schnell wurden noch nie Grundsätze für die Macht geopfert. So kann man das sehen. Oder aber auch so: Soll eine stabile Regierung im wichtigsten europäischen Land etwa in Frage gestellt werden, nur weil ein Christdemokrat nicht mit einer Linken gemeinsam auf einem Antrag stehen will? Wohl kaum.

			Der Antrag wird von Union, SPD, Grünen und Linken gemeinsam eingebracht. Spahn tritt vor die Presse. Die Linke schaut zu, ob er den vereinbarten Preis zahlt: den öffentlichen Dank. Spahn formuliert verklausuliert: »Wir werden heute im Einvernehmen mit den Fraktionen Union, SPD, Grüne und Linkspartei einen zweiten Wahlgang um 15.15 Uhr vornehmen können. Ich möchte allen herzlich danken, die das mit möglich gemacht haben.« Die Linke unter »ferner liefen«. Reicht das als das Normalisierungssignal, das sich die Linkspopulisten so sehr wünschen? Spahns Stellvertreter, CSU-Landesgruppenvorsitzender Alexander Hoffmann, wird zur Sicherheit deutlicher: »Ich möchte mich auch ausdrücklich bedanken, nicht nur bei unserem Koalitionspartner, sondern auch bei den Grünen und bei den Linken.« Einen Tag später wird Merz’ neuer Kanzleramtschef Thorsten Frei in einem Interview zum Unvereinbarkeitsbeschluss sagen: »Mit Sicherheit sind wir in einer Situation, wo wir die eine oder andere Frage neu bewerten müssen.« Die Brandmauer zur Linken ist damit schon fast Geschichte.

			Und die Brandmauer zur AfD? Sie hält. Noch. Die AfD hofft darauf, dass die neue Regierung so weitermacht, wie sie begonnen hat: mit unsicheren Mehrheiten und gegenseitigem Misstrauen. Die AfD, die in den Umfragen nach der Bundestagswahl schon auf Augenhöhe mit der Union ist, wartet geduldig auf ihre Chance, CDU und CSU irgendwann zu überholen und als stärkste Partei abzulösen. In Ostdeutschland könnte das schon im nächsten Jahr der Fall sein. In Sachsen-Anhalt wird im Sommer, in Mecklenburg-Vorpommern im Herbst 2026 gewählt. Im Nordosten ist die AfD schon seit Langem mit deutlichem Abstand stärkste Partei. Sie könnte in Schwerin ihren ersten Ministerpräsidenten stellen.

			Friedrich Merz wird an diesem 6. Mai 2025 im zweiten Wahlgang doch noch zum Kanzler gewählt. Ende gut, alles gut? Die Hypothek dieses ersten Tages jedenfalls wird Merz in seine Kanzlerschaft mitnehmen.

			Nach seiner Wahl zum Kanzler hat Merz ein Versprechen abgegeben: »Ich möchte in dieser Bundesregierung alles tun, damit die Menschen wieder Vertrauen in die politische Mitte zurückgewinnen und dass sie es nicht mehr für notwendig erachten, eine solche Partei wie die AfD zu wählen. Zurück in die politische Mitte, das wird unser Angebot sein.« Dieses Versprechen versucht er gleich zu Beginn seiner Kanzlerschaft in der Flüchtlingspolitik einzulösen. Während Merz am Mittwoch seine außenpolitische Antrittsreise nach Paris und Warschau absolviert, stellt sein neuer Innenminister Alexander Dobrindt ein brisantes Dokument aus. »Hiermit nehme ich die mündliche Weisung vom 13. September 2015 gegenüber dem Präsidenten des Bundespolizeipräsidiums zurück«, heißt es darin. Gemeint ist die Anweisung des damaligen Innenministers Thomas de Maizière, der nach Rücksprache mit Kanzlerin Angela Merkel in jenem Jahr die Bundespolizei anwies, Grenzkontrollen durchzuführen, aber keine Flüchtlinge an der Grenze zurückzuweisen. Das soll jetzt anders werden: »Die Anwendung der Regelung des § 18 Abs. 2 Nr. 1 AsylG führt dazu, dass Schutzsuchenden bei der Einreise aus einem sicheren Mitgliedsstaat die Einreise verweigert werden kann« (Unterstreichung im Original, R.A.).

			Noch am Mittwochabend werden die Botschafter aller Nachbarländer Deutschlands mit einer Mail, die um 23.15 Uhr bei ihnen eingeht, für den nächsten Tag ins Innenministerium gebeten. Dort wird ihnen um 15 Uhr erklärt, dass die Bundesregierung plane, Artikel 72 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auszulösen. Das hatte Merz als Oppositionspolitiker noch die Ausrufung einer »nationalen Notlage« genannt. Als Kanzler meidet er den Begriff, um der SPD das Stillhalten leichter zu machen. Aber gemeint ist das Gleiche: Jetzt gilt wieder nationales Recht, nicht mehr europäisches.

			Der Unmut bei den Nachbarn ist groß. Merz, der zu seinem Amtsantritt erklärt hatte, Europas Zusammenhalt stärken zu wollen, setzt ihn einen Tag später schon wieder aufs Spiel. So sehen es jedenfalls seine Kritiker im Ausland. Von Deutschland aus betrachtet, wirkt es hingegen so, als wolle die neue Regierung die AfD dadurch kleiner machen, dass sie nachträglich den Geist Angela Merkels austreibt.

			Und es ist ja auch mehr als nur ein deutsches Problem. Der Aufstieg der Populisten bedroht die innere und äußere Architektur aller westlichen Gesellschaften. Donald Trump stellt die NATO und den freien Welthandel in Frage, der Brexit hat Großbritannien aus der EU getrieben, eine Präsidentschaft Marine Le Pens in Frankreich könnte das Ende der Europäischen Union bedeuten. Kein Land hat von NATO, EU und freiem Welthandel so sehr profitiert wie die Bundesrepublik. Kein anderes Land droht beim Zerfall der westlichen Wertegemeinschaft so viel zu verlieren.

			Die Bundesrepublik wird vom Aufschwung der AfD gleichwohl prinzipieller erschüttert als andere Demokratien. Unsere Identität gründet auf der Bewältigung des Menschheitsverbrechens der Shoa. Die AfD stellt nicht nur die Erinnerungskultur an die nationalsozialistischen Verbrechen in Frage, sondern relativiert immer wieder auch die zweite deutsche Diktatur, die DDR. Anders als rechtspopulistische und sogar postfaschistische Parteien in anderen europäischen Ländern geht der Aufschwung der AfD nicht mit einer Mäßigung oder Selbstaufklärung einher. Es ist, im Gegenteil, bisher ein stabiler Trend zur Radikalisierung zu beobachten.

			Ein Deutschland, in dem die AfD politische Macht bekäme, wäre nicht wiederzuerkennen.

			Nicht nur für Friedrich Merz und seine neue Regierung steht viel auf dem Spiel.
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